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Die Entwicklung von Technologien sowie die Veränderung von rechtlichen Rahmen-
bedingungen haben die Handlungsmöglichkeiten von Industrieunternehmen im Zusammen-
hang mit der Energiebereitstellung seit der Jahrtausendwende deutlich erhöht: Neben dem 
klassischen Einkauf, d. h. dem Fremdbezug elektrischer Energie, können Industrieunter-
nehmen eigene Kraftwerkskapazitäten aufbauen, um elektrische Energie selbst zu erzeugen. 
Ferner schafft die Liberalisierung des Energiemarktes die Voraussetzungen dafür, dass diese 
Unternehmen ihre selbst erzeugte elektrische Energie auch verkaufen bzw. ins öffentliche 
Netz einspeisen können. Zukünftig ist außerdem zu erwarten, dass Speichertechnologien eine 
immer größere Rolle spielen, um die Versorgungssicherheit unabhängig vom öffentlichen 
Stromnetz zumindest kurzzeitig aufrecht erhalten oder Lastspitzen abfangen zu können.  
Mit den skizzierten Entwicklungen geht eine zunehmende Komplexität der von Industrie-
unternehmen im Rahmen der Energiebereitstellung zu treffenden Entscheidungen einher. Die 
vorliegende Arbeit strukturiert diese Entscheidungen, arbeitet Handlungsalternativen und 
daraus zu bildende Handlungsbündel systematisch heraus und entwickelt schließlich ein 
Bewertungskonzept, mit dem auf Basis eines sukzessiven Vorgehens eine unter monetären 
Gesichtspunkten vorteilhafte Bereitstellungsalternative identifiziert werden kann. Das Bewer-
tungskonzept stützt sich dabei auf Methoden der Investitionsrechnung und erfasst differen-
ziert Produktions- sowie Transaktionskosten der jeweiligen Bereitstellungsalternativen.    
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Die Bereitstellung elektrischer Energie stellt aus Sicht von Industrieunternehmen kein trivia-
les Entscheidungsproblem dar. Die Änderungen im Markt für elektrische Energie, welche 
vorrangig aus dessen Liberalisierung und der politisch initiierten „Energiewende“ resultieren, 
haben dazu geführt, dass die von Unternehmen zu treffenden (Bereitstellungs-)Entschei-
dungen zum Teil deutlich an Vielfalt und Komplexität zugenommen haben.  
Dies liegt darin begründet, dass mit der Marktliberalisierung die Anzahl der Marktakteure und 
somit auch der potenziellen Stromlieferanten für Industrieunternehmen angestiegen ist.1 
Gleichzeitig wurden neue Vertragsformen entwickelt, deren unterschiedliche Charakteristika 
z. T. spezifische Kenntnisse hinsichtlich des Energiebedarfs eines Unternehmens, aber auch 
bezüglich des Marktes und seiner Mechanismen erfordern.2  
Ferner führte die „Energiewende“ dazu, dass die Preise und somit tendenziell auch die Kos-
ten, die von Industrieunternehmen für den Fremdbezug elektrischer Energie zu tragen sind, 
bedingt durch Umlagen, welche zur Finanzierung des Ausbaus erneuerbarer Energiequellen 
erhoben werden, deutlich anstiegen.3 Vor diesem Hintergrund gewann und gewinnt der Auf-
bau eigener Kraftwerks- bzw. Stromerzeugungskapazitäten und damit die Eigenerzeugung 
elektrischer Energie zunehmend an Bedeutung.4  
Darüber hinaus resultiert aus dem durch die „Energiewende“ bedingten verstärkten Einsatz 
von fluktuierenden Stromerzeugungstechnologien und der in hohem Maße deterministischen 
öffentlichen Stromnachfrage ein zunehmender Bedarf zur Speicherung elektrischer Energie,5 
der zur Entwicklung marktreifer Speichertechnologien führte, die elektrische Energie – durch 
Umwandlungsprozesse – stationär in größeren Mengen speichern können.6 Damit erwächst 
auch die Speicherung elektrischer Energie zu einer Alternative im Rahmen energiebezogener 
Bereitstellungsentscheidungen. 
Schließlich können sowohl die Marktliberalisierung als auch die „Energiewende“ als ursäch-
lich dafür angesehen werden, dass sich industriellen Stromabnehmern umfassendere Mög-
lichkeiten nicht nur des Fremdbezugs, der Eigenerzeugung und der Speicherung, sondern 
auch des Verkaufs elektrischer Energie bieten. So kann Strom, der über den Bedarf eines In-
                                                          
1
 Vgl. ZANDER, W.; RIEDEL, M.; HELD, C. et al. (2000) S. 61, 
2
 Vgl. VON DER HAGEN, H. (2005) S. 11 f.  
3
 Vgl. BDEW (2014a) S. 11  
4
 Vgl. AMMON, M. (2013) S. 219; Statistisches Bundesamt (Hrsg.) (2010) S. 6 
5
 Vgl. KONDZIELLA, H. e. a. (2013) S. 249 
6
 Vgl. RADGEN, P. (2007) S. 1 
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dustrieunternehmens hinaus bereitgestellt wurde, mittels verschiedener Alternativen verkauft 
werden.  
Aus den angeführten Gründen lässt sich ableiten, dass die Anzahl der für ein Industrieunter-
nehmen bestehenden Handlungsmöglichkeiten deutlich angestiegen ist. Die Bereitstellung 
elektrischer Energie kann damit weit mehr als den bloßen Abschluss eines Stromliefervertra-
ges umfassen. Industrieunternehmen können zwischen Eigenerzeugung und Fremdbezug 
elektrischer Energie sowie verschiedenen Kombinationen dieser beiden Bereitstellungswege 
wählen. Das Entscheidungsproblem kann daher als Make-or-Buy-Entscheidung (MoB-
Entscheidung) eingeordnet werden. Diese wird von den verschiedenen oben skizzierten Ver-
wendungsalternativen (Speicherung und Verkauf)) tangiert, die die Vorteilhaftigkeit von Al-
ternativen beeinflussen. Um die zunehmende Komplexität zu beherrschen, ist es notwendig, 
die zu treffenden Entscheidungen zu systematisieren und die Handlungsalternativen unter 
Berücksichtigung energiebezogener Unternehmensziele zu bewerten. Mit der vorliegenden 
Arbeit soll ein wissenschaftlicher Ansatz entwickelt werden, der Entscheidungsträgern ein 
strukturiertes und fundiertes Vorgehen im Rahmen der Suche nach und Bewertung von Hand-
lungsalternativen ermöglicht.  
1.2 Forschungsfragen und Aufbau der Arbeit 
Aus der geschilderten Problemstellung können die Forschungsfragen sowie die Vorgehens-
weise der vorliegenden Arbeit abgeleitet werden. 
1. Welche Besonderheiten weisen MoB-Entscheidungen für elektrische Energie hinsicht-
lich der Ziele, Einflussgrößen und insbesondere Alternativen auf und wie lassen sich die 
Handlungsalternativen strukturiert erfassen? 
2. Auf welche existierenden Ansätze kann für die Vorbereitung energiebezogener MoB-
Entscheidungen zurückgegriffen werden und wie sind diese zu modifizieren? 
3. Wie kann unter Nutzung dieser Ansätze vorgegangen werden, um die monetären Konse-
quenzen der Handlungsalternativen möglichst umfassend und transparent abzubilden? 
Die Arbeit gliedert sich – inklusive der Einleitung und der Schlussbetrachtung – in sechs Ka-
pitel.  
Mit dem zweiten und dritten Kapitel soll die erste Forschungsfrage beantwortet werden. Dazu 
wird im zweiten Kapitel zunächst das Bereitstellungsobjekt in den Kontext von MoB-
Entscheidungen eingeordnet. In Abschnitt 2.1 sollen die wesentlichen Eigenschaften elektri-
scher Energie erläutert und daraus erste Konsequenzen für die zu treffende(n) Bereitstellungs-
entscheidung(en) abgeleitet werden. Mit dem Abschnitt 2.2 wird die Verbindung zwischen 
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der Bereitstellung und MoB-Entscheidungen hergestellt, während 2.3 der Abgrenzung unter-
schiedlicher Ebenen energiebezogener Bereitstellungsentscheidungen dient. In Abschnitt 2.4 
erfolgt eine Herleitung der wesentlichen der Bereitstellungsentscheidung für elektrische Ener-
gie zugrunde liegenden Ziele. Diese bilden die Grundlage für eine Bewertung der zur Verfü-
gung stehenden Bereitstellungsalternativen. In Verbindung mit deren Identifikation und Cha-
rakterisierung gilt es in Abschnitt 2.5, einen Überblick über die für die Bereitstellung elektri-
scher Energie wichtigsten Umweltbereiche zu vermitteln. Das Kapitel 2 wird schließlich von 
Abschnitt 2.6 abgerundet, das verdeutlichen soll, dass eine alleinige Fokussierung auf die Be-
reitstellung elektrischer Energie vor dem Hintergrund des in der Problemstellung bereits er-
wähnten liberalisierten Energiemarkts und der „Energiewende“ oft zu kurz greift und daher 
auch Aspekte der Verwendung elektrischer Energie in die Entscheidung(en) einzubeziehen 
bzw. zu berücksichtigen sind. 
In Kapitel 3 sollen die Handlungsalternativen zur Bereitstellung und Verwendung elektrischer 
Energie systematisiert und charakterisiert werden. Dazu ist zunächst in Abschnitt 3.1 die ge-
samte Entscheidungssituation zu strukturieren und in einzelne Teilentscheidungen sowie 
Handlungsalternativen zu zerlegen. In den Abschnitten 3.2 und 3.3 werden die Alternativen 
der Bereitstellungs- und Verwendungsseite charakterisiert. Mit dem Abschnitt 3.4 soll – in 
Anknüpfung an die in 3.1 zu erarbeitende Entscheidungsstruktur – verdeutlicht werden, be-
züglich welcher „Objekte“ Bereitstellungsentscheidungen getroffen werden müssen, um die in 
den Abschnitten 3.2 und 3.3 charakterisierten Alternativen implementieren zu können. Darauf 
aufbauend folgt in Abschnitt 3.5 eine Charakterisierung dieser „Objekte“. Das dritte Kapitel 
wird von einem Zwischenfazit abgerundet, welches die Ergebnisse des Kapitels zusammen-
fasst und daraus das weitere Vorgehen ableitet. 
Den Schwerpunkt der Arbeit bildet das vierte Kapitel. In Abschnitt 4.1 werden zur Beantwor-
tung der zweiten Forschungsfrage existierende Ansätze zur Vorbereitung von MoB-Entschei-
dungen hinsichtlich ihrer Anwendbarkeit für energiebezogene Bereitstellungsentscheidungen 
überprüft. Aus den gewonnenen Erkenntnissen wird in Abschnitt 4.1.4 der Aufbau eines an 
die Energiebereitstellung und Verwendung angepassten Bewertungskonzepts abgeleitet.  
Die dritte Forschungsfrage soll schließlich mit den Ausführungen, die sich ab Abschnitt 4.2 
anschließen, beantwortet werden. Dazu wird zunächst ein Vorgehensmodell vorgestellt, das 
ein strukturiertes und systematisches Vorgehen bei der Bewertung von Bereitstellungs- und 
Verwendungsalternativen ermöglicht. Die ab dem Abschnitt 4.3 folgenden Ausführungen 
orientieren sich im Wesentlichen an den Schritten des Vorgehensmodells: So wird in 4.3 auf-
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gezeigt, wie der einer Entscheidungssituation zugrunde zu legende Energiebedarf zu ermitteln 
ist und welche Aspekte bei der Festlegung des Betrachtungszeitraums für die Alter-
nativenbewertung zu beachten sind. Darüber hinaus erfolgen die Festlegung der Zielgröße 
und der Berechnungsvorschrift für die Ermittlung vorteilhafter Alternativen. Der Abschnitt 
4.4 dient der Identifikation und Untersuchung relevanter Einflussfaktoren der Zielgröße. In 
4.5 soll dargestellt werden, auf welchem Weg die Prognose der für die Alternativenbewertung 
bedeutsamen Eingangsgrößen erfolgen kann bzw. sollte. Bevor ein Zwischenfazit die Erarbei-
tung des Bewertungskonzepts abschließt, wird in Abschnitt 4.6 aufgezeigt, wie bei der Be-
rechnung der Zielgröße und der Ermittlung eines optimalen Alternativenbündels vorgegangen 
werden kann und welche Ansatzpunkte für die Analyse der Ergebnisse bestehen.  
Das Kapitel 5 dient zur Demonstration des zuvor erarbeiteten Konzepts. Dazu wird ein Fall-
beispiel entwickelt, an dem die einzelnen Schritte des in das Vorgehensmodell eingebetteten 
Bewertungskonzepts reflektiert werden. Eine Schlussbetrachtung rundet die Arbeit ab. In die-
ser wird das erarbeitete Konzept einer kritischen Würdigung unterzogen. Ferner soll weiterer 
Forschungsbedarf aufgezeigt werden. 
  
  
2 Energiebereitstellung in Industrieunternehmen als Gegenstand 
einer Make-or-Buy Entscheidung 
2.1 Elektrische Energie als Objekt von Make-or-Buy-Entscheidungen – Eigen-
schaften und Abgrenzung 
Objekte von MoB-Entscheidungen können nahezu alle relevanten Produktionsfaktoren1 sein, 
die in unterschiedlichen Wirtschaftszweigen, Bereichen von Unternehmen2 und über alle 
Wertschöpfungsstufen3 hinweg als Inputgüter benötigt werden.4 Einerseits ist es möglich, Ar-
beitsleistungen durch eigenes oder fremdes Personal durchführen zu lassen. Andererseits 
muss bei den in die Produktion eingehenden Stoffen, Waren und Zwischenprodukten geklärt 
werden, ob diese komplett oder teilweise eigengefertigt bzw. fremdbezogen werden. Weiter-
hin ist die Bereitstellung, Wartung und Entsorgung von Betriebsmitteln, wie Anlagen und 
Maschinen, entweder vom Unternehmen selbst oder durch Zulieferer vorzunehmen. Zu den 
Produktionsfaktoren zählen auch Betriebsstoffe wie die elektrische Energie. Diese soll im 
Folgenden als Objekt von Bereitstellungsentscheidungen näher beleuchtet werden. Dazu 
scheint es notwendig, zunächst einen groben Überblick über den relativ vielschichtigen Be-
griff ‚Energie‘ zu geben, ehe auf die Besonderheiten von elektrischer Energie eingegangen 
wird, die jene von anderen Bereitstellungsobjekten unterscheidet. 
Der Begriff „Energie“ ist aus dem griechischen Wort „energéia“, was so viel wie „wirkende 
Kraft“ bedeutet, abgeleitet worden und wird als Fähigkeit zur Verrichtung von Arbeit ver-
standen.5 Energie ist u. a. in fossilen (z. B. Kohle, Erdgas und Erdöl) und erneuerbaren Ener-
gieträgern (z. B. Sonne, Wind und Wasser), die auch als Primärenergieträger bezeichnet wer-
den, gespeichert. 
                                                          
1
 Vgl. MÄNNEL, W. (1981) S. 9; MÄNNEL, W. (1984) S. 75 
2
 Vgl. MÄNNEL, W. (1971) S. 147. Neben der Fertigung (Produktion) können Unternehmen auch im Ver-
triebs- und Verwaltungsbereich sowie in der Forschung und Entwicklung vor der Entscheidung stehen, Leis-
tungen selbst zu erbringen oder (vielleicht auch nur teilweise) über den Markt einzukaufen. Nach MÄNNEL 
kann selbst innerhalb des Produktions- oder Fertigungsbereichs auf verschiedenen Fertigungsstufen die Fra-
ge des Make-or-Buy zu beantworten sein. Vgl. MÄNNEL, W. (1981) S. 8 
3
 MoB-Entscheidungen beschränken sich damit nicht nur auf direkte, sondern erstrecken sich auch auf indi-
rekte Wertschöpfungsprozesse. Vgl. REICHMANN, T.; PALLOKS-KAHLEN, M. (2002) S. 527 
4
 Vgl. REICHMANN, T.; PALLOKS-KAHLEN, M. (2002) S. 527 
5
 Vgl. WEBER, R. (1994) S. 4. Zu einer philosophischen und evolutionstheoretischen Sicht auf den Begriff 
‚Energie‘ vgl. ERDMANN, G.; ZWEIFEL, P. (2008) S. 1 f. Eine naturwissenschaftliche Auseinandersetzung 
mit dem Terminus findet sich bspw. bei BOHN, T.; BITTERLICH, W. (1982) S. 31 ff. 
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Eine Klassifizierung von Energie ist anhand ihrer physikalischen Eigenschaften, aber auch 
anhand der Stufen ihrer Umwandlung6 möglich:7 Aus physikalischer Sicht kann Energie als 
mechanische (kinetische und potenzielle), thermische, chemische, elektromagnetische (Strah-
lungs-) oder elektrische Energie vorliegen.8 Letztere lässt sich aus den zuvor genannten, je-
doch auch in diese Energieformen umwandeln. 
Die Energieträger bzw. die Energieformen durchlaufen verschiedene Umwandlungsstufen, die 
nachfolgend aufgeführt und deren Zusammenhänge in Abbildung 2-1 zusätzlich graphisch 
dargestellt sind:9  
-  Primärenergie und -energieträger liegen in natürlicher Form u. a. in den oben genannten 
Energieträgern vor.10 
-  Sekundärenergie und -energieträger werden durch die Umwandlung von Primärenergieträ-
gern generiert. Sie stehen am Ort ihrer Erzeugung (bzw. Umwandlung) für eine Weiterver-
teilung an die Nutzer bzw. „Verbraucher“ zur Verfügung (z. B. in Form von Benzin, Heiz-
öl, Elektrizität und Holzkohle). Durch die Umwandlung entstehen gegenüber dem ur-
sprünglichen Energiegehalt des eingesetzten Primärenergieträgers Energieverluste.11 
-  Als Endenergie wird Energie bezeichnet, die nach der Umwandlung von Primärener-
gie(trägern) in Sekundärenergie zur Verbrauchsstelle transportiert wurde und von einem 
„Verbraucher“ genutzt werden kann (z. B. Mittelspannungsstrom an den Entnahmestellen 
eines Industrieunternehmens). Durch den Transport entstehen weitere „Energieverluste“.12 
-  Nutzenergie ist schließlich die Energie, die vom Verbraucher letztendlich verwendet wird 
(z. B. für die Beleuchtung in einer Produktionshalle). Auch auf dieser Stufe entstehen wie-
der Verluste. 
                                                          
6
  Die Energieumwandlung wird außerhalb der naturwissenschaftlichen Literatur auch als „Energieerzeugung“ 
und „Energieverbrauch“ bezeichnet. Da Erzeugung und Verbrauch zum Teil räumlich und zeitlich auseinan-
der liegen, kommt dem Transport von Energie eine besondere Bedeutung zu. Vgl. BRETTAR, T. (1987) S. 15 
7
 Vgl. KONSTANTIN, P. (2009) S. 1 
8
 Vgl. OFFNER, K. (2001) S. 13 
9
 Vgl. OFFNER, K. (2001) S. 14; POSCH, W. (2011) S. 47 ff. 
10
 Vgl. BOHN, T.; BITTERLICH, W. (1982) S. 133. Dort findet sich auch eine sehr differenzierte Systematisie-
rung von Primärenergieträgern. 
11
 Vgl. HEINLOTH, K. (2003) S. 91 
12
 Vgl. HEINLOTH, K. (2003) S. 91 




Abb. 2-1:  Energienutzungskette13 
Wie oben bereits erwähnt, liegt der Fokus der vorliegenden Arbeit auf elektrischer Energie14, 
die in einem Industrieunternehmen in Form von Sekundär- oder Endenergie15 als Produktions-
faktor dient.16 So eingesetzt, ist sie aufgrund ihrer spezifischen Eigenschaften für eine Viel-
zahl sowohl fertigungsnaher als auch fertigungsferner Anwendungen in der Regel nicht sub-
stituierbar.17 Das liegt in erster Linie an ihrem hohen Exergiegehalt,18 durch den elektrische 
Energie – im Gegensatz zu den meisten anderen Sekundär- bzw. Endenergien – praktisch in 
alle Nutzenergieformen umwandelbar ist. 
Im Folgenden sollen einige spezifische Eigenschaften19 elektrischer Energie näher erläutert 
werden, aus denen sich Besonderheiten hinsichtlich ihrer Bereitstellung ableiten lassen.20  
Geringe Speicherbarkeit 
Die geringe Speicherbarkeit bezieht sich vor allem darauf, dass (bisher) kaum technische 
Möglichkeiten existieren, um elektrische Energie direkt, d. h. in ihrer Form als elektrische 
Energie zu speichern.21 Daraus lässt sich ableiten, dass im Gegensatz zu anderen, vor allem 
materiellen Produktionsfaktoren beim Strom quasi keine Lagerbestände aufgebaut werden 
                                                          
13
 Quelle: modifiziert übernommen von OFFNER, K. (2001) S. 14 
14
 Die Begriffe elektrische Energie, Strom und Elektrizität sollen im Weiteren synonym verwendet werden. 
15
 In Anlehnung an die obige Abgrenzung der Energiestufen kann die Einordnung in Abhängigkeit davon ge-
troffen werden, ob elektrische Energie selbst erzeugt oder fremdbezogen wurde. 
16
 Vgl. GUTENBERG, E. (1983) S. 4; BIERER, A.; GÖTZE, U. (2011) S. 94  
17
 Vgl. ERDMANN, G.; ZWEIFEL, P. (2008) S. 293, FICHTNER, W.; RÖMING, Y. (2009) S. 51 
18
 Zur Begriffserläuterung und -abgrenzung vgl. u. a. SCHWAB, A. J. (2012) S. 90 ff. 
19
 Abgesehen vom hohen Exergiegehalt und den nachfolgend aufgeführten Eigenschaften, sind die Masse- 
sowie Volumenlosigkeit und die Emissionsfreiheit (abgesehen von Lärm und Wärme der jeweiligen An-
wendung) für elektrische Energie charakteristisch. Vgl. ERDMANN, G.; ZWEIFEL, P. (2008) S. 293 
20
 Zu weiteren zentralen Eigenschaften elektrischer Energie, die in erster Linie aus physikalischer Sicht von 
Relevanz sind, vgl. ERDMANN, G.; ZWEIFEL, P. (2008) S. 293 
21
 Vgl. SCHIFFER, H. (2010) S. 232; ERDMANN/ZWEIFEL sowie MOSER sprechen sogar explizit von „Nicht-
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können. Der Bedarf an elektrischer Energie22 ist vielmehr im Vorfeld so zu prognostizieren, 
dass er im Moment der Abnahme durch entsprechende Lieferantenvereinbarungen (Fremdbe-
zug) oder Kraftwerkskapazitäten (Eigenerzeugung) gedeckt ist.  
Allerdings besteht die Möglichkeit, elektrische Energie in andere Energieformen umzuwan-
deln und über diesen „Umweg“ indirekt zu speichern.23 Dabei entstehen Umwandlungsverlus-
te, welche die Effizienz und die Wirtschaftlichkeit von Speichertechnologien negativ beein-
flussen. Nichtsdestotrotz sollen diese – auch begründet durch deren zu erwartende Weiterent-
wicklung – als Mittel zur Ausgestaltung von Bereitstellungswegen im Rahmen der vorliegen-
den Arbeit berücksichtigt werden.24  
Leitungsgebundenheit 
Aus der Leitungsgebundenheit,25 also der Bindung der elektrischen Energie an ein System aus 
Leitungen und Kabeln, die dem Transport der Energie vom Ort der Erzeugung zum Ort der 
Nutzung (bzw. des „Verbrauchs“) dienen, ergibt sich gegenüber anderen Produktionsfaktoren 
die Besonderheit, dass der Transport der Elektrizität – unter der Voraussetzung eines An-
schlusses an ein öffentliches Verteil- oder Übertragungsnetz26 sowie der Existenz eines inner-
betrieblichen Stromnetzes – weitestgehend gesichert ist. Eine zusätzliche Organisation der 
(logistischen) Anlieferung elektrischer Energie entfällt daher. Gleichwohl müssen Stromab-
nehmer vertragliche Vereinbarungen mit den jeweiligen Betreibern von Stromnetzen treffen 
und für den bereitgestellten Strom Transportkosten in Form von Netznutzungsentgelten zah-
len.  
Im Gegensatz zu vielen anderen Produktionsfaktoren bestehen aufgrund der Leitungsgebun-
denheit elektrischer Energie keine Optionen für die „Anlieferung": Stromabnehmer sind – 
zumindest gilt dies für den fremdbezogenen Strom – von einem „Transportunternehmen“, 
dem jeweiligen Netzbetreiber, abhängig. Sie können nicht einfach einen anderen Netzbetrei-
ber für die Lieferung des Produktionsfaktors elektrische Energie wählen. Damit ist der Nach-
teil verbunden, dass Stromabnehmer unter anderem bei einer außerhalb der Betriebsstätte lie-
                                                          
22
 In der vorliegenden Arbeit stellen die Begriffe ‚Energiebedarf‘, ‚Strombedarf‘, ‚Energiemenge‘, ‘Strom-
menge‘ oder einfach nur ‚Bedarf‘ bzw. ‚Menge‘ elektrischer Energie auf die gleiche Größe ab. Gemeint ist 
jeweils die in einem bestimmten (meist in Stunden gemessenen) Zeitraum gelieferte Leistung (in kW oder 
MW). Diese ergibt sich aus dem Produkt von Leistung und Zeit (in kWh oder MWh). 
23
 In Anlehnung an die Abbildung 2-1 kann bei als Endenergie vorliegender Elektrizität sowohl eine (Rück-
)Umwandlung in Sekundär- (z. B. Power-to-Gas-Anwendungen, vgl. MICHAELIS, J.; JUNKER, J.; 
WIETSCHEL, M. (2013) S. 161 ff.; TROST, T.; HORN, S.; HENTSCH, M. et al. (2012) S. 173 ff.) als auch eine 
Umwandlung in Nutzenergie (z. B. kinetische Energie eines Schwungrads) erfolgen. Vgl. dazu auch die 
Überlegungen zur Ausweitung des Entscheidungsbereichs in den Abschnitten 2.6 sowie 3.3.1 
24
 Genauere Ausführungen folgen im Abschnitt 3.3.1 
25
 Vgl. ERDMANN, G.; ZWEIFEL, P. (2008) S. 295 ff.; SCHIFFER, H. (2010) S. 232; TIETZ, H. (2007) S. 44. 
26
 Vgl. Abschnitt 2.5.2 
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genden Störung des Versorgungsnetzes kaum Einfluss auf die unterbrechungsfreie Versor-
gung nehmen und insbesondere kurzfristig auch kein anderes „Transportunternehmen“ beauf-
tragen können. Stromabnehmer sind damit von spezifischen exogenen Faktoren (hier u. a. von 
den Netzausbau- und Instandhaltungsentscheidungen des zuständigen Netzbetreibers) abhän-
gig. Aus dem Anspruch bzw. der Forderung nach einer möglichst unterbrechungsfreien und 
damit sicheren Strombereitstellung kann daher ein Motiv für die Eigenerzeugung elektrischer 
Energie abgeleitet werden.27 
Aus der Leitungsgebundenheit erwächst ferner eine Besonderheit, die elektrische Energie von 
anderen Produktionsfaktoren unterscheidet: Stromabnehmer beziehen elektrische Energie aus 
physikalischer Sicht immer vom räumlich nächstgelegenen Kraftwerk. Während für die meis-
ten anderen Produktionsfaktoren der leistungserstellende Akteur (hier also der Betreiber des 
Kraftwerks, in dem die elektrische Energie erzeugt wird) Vertrags- und Handelspartner des 
Abnehmers ist, gilt dies bei elektrischer Energie nicht zwingend. Für die Elektrizität erfolgt 
eine Unterscheidung zwischen einer physikalischen und einer wirtschaftlichen bzw. Handels-
ebene.28 Diese Trennung führt dazu, dass fremdbezogener Strom physikalisch zwar jeweils 
vom nächstgelegenen Kraftwerk bezogen wird, der Abnehmer jedoch auf der Handelsebene 
einen Lieferantenvertrag mit einem anderen Kraftwerksbetreiber haben kann. Dies schafft für 
Stromabnehmer trotz der Leitungsgebundenheit einen Handlungsspielraum für die wirtschaft-
lich ausgerichtete Ausgestaltung des Fremdbezugs elektrischer Energie 
Physikalische Homogenität 
Aus der physikalischen Homogenität29 lässt sich ableiten, dass Strom in der Regel – unabhän-
gig von der Erzeugungstechnologie – von gleicher Qualität ist. Während sich bei anderen 
Produktionsfaktoren und insbesondere auch bei anderen Energie(träger)n qualitative Unter-
schiede30 auf die Verwendbarkeit auswirken, gilt dies für elektrische Energie nicht. Möglich-
keiten für eine qualitative Differenzierung elektrischer Energie bestehen allenfalls in Bezug 
auf die eben bereits erwähnte unterbrechungsfreie Bereitstellung.31 Diese Eigenschaft führt 
auch dazu, dass es aus Sicht eines industriellen Stromabnehmers für den Einsatz der elektri-
                                                          
27
 Zur Versorgungssicherheit als zentrale Zielstellung der Energiebereitstellung vgl. Abschnitt 2.4 
28
 Vgl. auch Abschnitt 2.5.2. Zum Handel mit leitungsgebundenen Energieträgern vgl. ERDMANN, G. (2009) S. 
16 ff. 
29
 Vgl. ERDMANN, G.; ZWEIFEL, P. (2008) S. 293. In der angegebenen Quelle wird von „technischer Homoge-
nität“ gesprochen. 
30
 Verwiesen sei auf verschiedene Qualitätsstufen bei Erdgas, dessen Einsatz als Brennstoff zu unterschiedli-
cher Wärmeenergieausbeute (in kWh) führt. Vgl. auch Abschnitt 3.5.1  
31
 Qualitätsanforderungen von Energieabnehmern werden sich daher auch in erster Linie auf eine lückenlose, 
d. h. unterbrechungsfreie Versorgung beziehen, für die wiederum vorrangig – unter Voraussetzung der Exis-
tenz entsprechender Lieferverträge – der Netzbetreiber verantwortlich ist. 
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schen Energie im Rahmen der Wertschöpfung irrelevant ist, von welchen Lieferanten bzw. 
aus welcher Erzeugungsquelle Strom physikalisch bereitgestellt wird. Damit werden neben 
der Versorgungssicherheit der Preis und – über dessen Verknüpfung mit der Strommenge – 
die Kosten der Energiebereitstellung zur zentralen Größe für eine Bereitstellungsentschei-
dung. Dadurch gewinnt die Handelsebene eine hohe Bedeutung. 
Wirtschaftliche Inhomogenität 
Im Gegensatz zur physikalischen Sicht kann Strom aus wirtschaftlicher (oder Handels-)Sicht 
als inhomogen aufgefasst werden.32 Das liegt einerseits daran, dass ein breites Spektrum an 
Stromerzeugungstechnologien33 existiert, die zwar – wie oben geschildert – einen aus physi-
kalischer Sicht homogenen Output generieren, jedoch aufgrund ihres unterschiedlichen Res-
sourcenverbrauchs voneinander abweichende Stromerzeugungs- bzw. Stromgestehungskosten 
verursachen.34 Andererseits führt die oben angedeutete geringe Speicherbarkeit nicht nur aus 
der Perspektive eines einzelnen Stromabnehmers, sondern auch aus der Sicht des gesamten 
Strommarktes dazu, dass Angebot und Nachfrage in jedem Zeitpunkt ausgeglichen sein müs-
sen. Da die Nachfrage nach elektrischer Energie zeitlich und örtlich schwankt und zu deren 
Deckung unterschiedlich hohe Erzeugungskapazitäten bereitgehalten werden müssen, bilden 
sich auch zeitlich stark schwankende Marktpreise.35 Für die Bereitstellung elektrischer Ener-
gie erwächst daraus eine große Relevanz für den Faktor Zeit: So ist aufgrund der Volatilität 
nicht nur der Zeitpunkt, sondern auch der Zeitraum einer Energielieferung von besonderer 
Relevanz. 
An diese überblicksartige Charakterisierung des Bereitstellungsobjekts elektrische Energie 
schließt sich im folgenden Abschnitt eine Auseinandersetzung mit den Begriffen der (Ener-
gie-)Bereitstellung und MoB-Entscheidungen an, um zu verdeutlichen, in welchem Verhältnis 
beide zueinander stehen und wie sie im Kontext der vorliegenden Arbeit verstanden werden 
sollen.  
2.2 (Energie-)Bereitstellung und Make-or-Buy-Entscheidungen 
Der Terminus ‚Bereitstellung‘ soll als ein Oberbegriff für unterschiedliche Wege bzw. Alter-
nativen aufgefasst werden, die genutzt werden können, um einem Unternehmen im Allgemei-
nen Produktionsfaktoren und im Speziellen elektrische Energie zugänglich bzw. verfügbar zu 
machen. Er liefert noch keinen Hinweis auf einen bestimmten Weg oder eine bestimmte Al-
                                                          
32
 Vgl. ERDMANN, G.; ZWEIFEL, P. (2008) S. 293 
33
 Vgl. Abschnitt 3.2.1 
34
 Vgl. Abschnitt 4.4.2.1 
35
 Vgl. u. a. KONSTANTIN, P. (2009) S. 45 ff.; SPICKER, J. (2006) S. 75 ff.; PILGRAM, T. (2006) S. 319 ff. 
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ternative. Dies geschieht erst durch eine Spezifizierung der Bereitstellungsweisen mittels der 
Begriffe ‚Make‘, ‚Buy‘ oder ‚Hybrid‘. 
Die beiden grundlegenden Bereitstellungswege für Produktionsfaktoren stellen die ‚Eigener-
stellung‘ (Make) und den ‚Fremdbezug‘ (Buy) dar.36 Der Terminus ‚Eigenerstellung‘ findet in 
erster Linie bei der Produktion von Sachleistungen Verwendung und steht für die eigene Her-
stellung von in der weiteren Wertschöpfung benötigten Produktionsfaktoren bzw. Inputgü-
tern.37 In Bezug auf die Bereitstellung elektrischer Energie wird statt Erstellung der Begriff 
‚Erzeugung‘ verwendet.38 ‚Eigenerzeugung‘ steht demnach dafür, dass (Industrie-
)Unternehmen die im Wertschöpfungsprozess zu nutzende Energie selbst, mittels eigener 
Kraftwerke bzw. Anlagen erzeugen. 
Dem gegenüber steht der Begriff ‚Fremdbezug‘, der aussagt, dass eine Sach- oder Dienstleis-
tung (und damit auch elektrische Energie) nicht selbst erstellt bzw. erzeugt, sondern über den 
Markt von einem oder mehreren Lieferanten beschafft wird.39 
Zwischen diesen beiden Extremformen zur Bereitstellung von Sach- und Dienstleistungen 
existieren außerdem Hybridformen, die sich entweder auf eine Aufteilung der Leistungsmen-
ge (Partielle Integration) oder durch eine Aufteilung von Entscheidungs- und Verfügungs-
rechten (Kooperationen) auszeichnen.40 
In der Regel bestehen für die jeweiligen Bereitstellungswege unterschiedliche Ausgestal-
tungsmöglichkeiten, die sich ergänzen, aber auch ausschließen können. Diese werden in Ab-
grenzung zu den Bereitstellungswegen im Folgenden als Bereitstellungsalternativen bezeich-
net.41 MoB-Entscheidungen beziehen sich damit nicht nur auf die Wahl eines Bereitstellungs-
wegs, sie umfassen auch die Festlegung auf eine oder mehrere zu den Bereitstellungswegen 
gehörende Alternative(n).42 
                                                          
36
 Vgl. MÄNNEL, W. (1974) Sp. 1232; RAMSER, H. J. (1979) Sp. 435. Abgrenzungsschwierigkeiten können in 
Großunternehmen entstehen. Vgl. MÄNNEL, W. (1974) Sp. 1232 
37
 Vgl. MIKUS, B. (2009) S. 16. Dazu können auch Vor- oder Zwischenprodukte gehören. 
38
 Vgl. GRABINSKI, W. (1961) S. 15; NAARMANN, R. (1953) S. 18; WOHINZ, J. W.; MOOR, M. (1989) S. 81 
39
 Anstatt des Terminus Fremdbezug könnte daher auch der Begriff ‚Beschaffung‘ verwendet werden. Zur 
Begriffsbestimmung vgl. u. a. ARNOLD, U. (1997a) S. 2 f.; BICHLER, K.; KROHN, R.; RIEDEL, G. et al. 
(2010) S. 29 f. 
40
 Vgl. MÄNNEL, W. (1981) S. 324. Kooperationen sollen als hybrider Bereitstellungsweg in der vorliegenden 
Arbeit nicht vertiefend thematisiert werden. Für eine Auseinandersetzung mit diesen im Rahmen von MoB-
Entscheidungen sei auf die einschlägige Literatur verwiesen. vgl. u. a. ANTLITZ, A. (1999); BAUR, C. 
(1990); SCHMIDT, A. (2009) 
41
 Eine weitere Konkretisierung erfolgt in Abschnitt 3.1. 
42
 Gleichwohl ist zu dieser terminologischen Festlegung kritisch festzuhalten, dass bereits ‚Make‘, ‚Buy‘ oder 
die ‚Hybridformen‘ aus entscheidungstheoretischer Sicht als ‚Alternativen‘ aufgefasst werden können. 
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Unternehmen stehen im Allgemeinen dann vor MoB- bzw. Bereitstellungsentscheidungen,43 
wenn sie grundsätzlich in der Lage sind, Leistungen sowohl selbst zu erbringen als auch über 
den Markt zu beziehen.44 Für die Bereitstellung elektrischer Energie kann dies unterstellt wer-
den: Im Zuge der Liberalisierung der Energiemärkte, vor dem Hintergrund knapper werden-
der fossiler Energieträger und in Verbindung mit einer verstärkten Nutzung erneuerbarer 
Energieträger haben sich nicht nur neue Fremdbezugsalternativen herausgebildet, auch die 
Anzahl der am Markt verfügbaren und für unterschiedliche Einsatzzwecke konzipierten Anla-
gen und Kraftwerke zur industriellen Stromerzeugung ist deutlich angestiegen.45 
In Anlehnung an MÄNNEL lassen sich in Bezug auf elektrische Energie u. a. die folgenden 
Anlässe für eine Entscheidung über den Wechsel des bisherigen Bereitstellungswegs bzw. der 
bisherigen Bereitstellungsalternative identifizieren.46 
- Verträge mit bisherigen Stromlieferanten laufen aus bzw. sind zu verlängern, 
- bereits vorhandene Anlagen (zur Stromerzeugung) müssen (bspw. aus umweltpolitischen 
Gründen) durch neue ersetzt werden, 
- der Bedarf der bereitzustellenden Leistung elektrischer Energie steigt/sinkt in Folge neuer 
(Fertigungs-)Technologien, Produkte oder auch aus konjunkturellen Gründen, 
- der oder die bisherigen Lieferanten haben Preiserhöhungen/-senkungen angekündigt, 
- auf den Beschaffungsmarkt treten neue Lieferanten, 
- es wurden neue Technologien entwickelt, die eine Eigenerzeugung kostengünstiger als in 
der Vergangenheit ermöglichen, 
- ein Unternehmen verfügt über überschüssige Finanzmittel, die in eine Eigenerzeugungsan-
lage investiert werden sollen,47 oder 
                                                          
43
 Eng mit MoB-Entscheidungen verwandt und daher von diesen abzugrenzen ist der Begriff ‚Fertigungstiefe‘. 
Dieser bezieht sich in erster Linie auf die Leistungserstellung im Produktionsbereich und charakterisiert die 
Anzahl der Fertigungsstufen in einem Unternehmen. MoB-Entscheidungen können sich jedoch auch auf an-
dere Unternehmensbereiche (z. B. auf die Energieversorgung als betrieblichen Funktionsbereich) erstrecken 
und sind insofern weiter zu fassen. Vgl. RAMSER, H. J. (1979) Sp. 435; BOHR, K.; WEIß, M. (1994) S. 341 f. 
Abzugrenzen ist MoB ebenso vom Begriff ‚vertikale Integration‘. Dieser charakterisiert in einer prozessori-
entierten Sichtweise die Ausweitung bzw. Reduzierung der in Unternehmen erbrachten Leistungen. Dabei 
kann sich eine Integration sowohl auf vorgelagerte (Rückwärtsintegration, Leistungen wurden bisher von 
Lieferanten erbracht) als auch auf nachgelagerte (Vorwärtsintegration, Leistungen wurden bisher von Ab-
nehmern erbracht) Wertschöpfungsstufen beziehen. Der Zusammenhang zum MoB ist darin zu sehen, dass 
eine Ausweitung der im Unternehmen erbrachten Leistungen – unabhängig davon, ob sich diese auf vor- 
oder nachgelagerte Wertschöpfungsstufen bezieht – immer einen Übergang vom Buy zum Make darstellt 
(Integration). Das Gegenstück dazu stellt die Desintegration dar, die sich durch einen Übergang vom Make 
zum Buy charakterisieren lässt. Vgl. WEIß, M. (1993) S. 17 ff. Vgl. HONOLD, G. (1989) S. 6. Ein weiterer 
Terminus, der inhaltlich von MoB-Entscheidungen abzugrenzen ist, stellt das Outsourcing (Abkürzung für 
Outside Resource Using) dar. Der Begriff steht für die Übertragung von Funktionen (und Vermögen) auf 
andere, wirtschaftlich unabhängige oder verbundene Unternehmen. Vgl. u. a. BÜHNER, R.; TUSCHKE, A. 
(1997) S. 20 ff.; HEINZL, A. (1991) S. 39; SCHERM, E. (1996) S. 47 
44
 Vgl. MIKUS, B. (2009) S. 16 
45
 Vgl. ZANDER, W.; RIEDEL, M.; HELD, C. et al. (2000) S. 80 
46
 Vgl. MÄNNEL, W. (1981) S. 30 
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- die zur Verfügung stehenden finanziellen Mittel verknappen sich. 
Weitere Anlässe für MoB-Entscheidungen können aus Standortverlagerungen, modifizierten 
Strategien oder Zielen des Unternehmens sowie sich ändernden rechtlichen Verflechtungen 
mit anderen Unternehmen resultieren.48  
2.3  Ebenen von Make-or-Buy-Entscheidungen für die Energiebereitstellung 
MoB-Entscheidungen können – wie unternehmensbezogene Entscheidungen allgemein – auf 
der operativen, der taktischen und der strategischen Ebene gefällt bzw. vorbereitet werden.49 
Auf der strategischen Ebene ist eine Grundsatzentscheidung darüber zu treffen, in welchen 
Funktionsbereichen die Leistungsmenge eines Produktionsfaktors (anteilig oder komplett) 
selbst zu erstellen oder fremd zu beziehen sind.50 Begründet wird die Zuordnung zur strategi-
schen Ebene in der Literatur zumeist mit der Bedeutung derartiger Entscheidungen für das 
gesamte Unternehmen und die Unternehmensstruktur, aber auch den mit derartigen Entschei-
dungen in Verbindung stehenden Unsicherheiten und Komplexitäten sowie den damit erziel-
baren Erfolgspotenzialen und Wettbewerbsvorteilen.51 Übertragen auf die Energiebereitstel-
lung entspricht dies einer grundsätzlichen Entscheidung über die Nutzung oder Nicht-
Nutzung52 von Anlagen zur Eigenerzeugung elektrischer Energie sowie gegebenenfalls ersten 
Festlegungen zu deren geforderter Primärenergiequelle.53 
Auf der taktischen Ebene werden die Ergebnisse von strategischen MoB-Entscheidungen 
konkretisiert; d. h., es wird bspw. in Bezug auf die Herstellung von Produkten für einen spezi-
fischen Leistungserstellungsprozess einer Produktionsstufe die Bereitstellungsalternative fest-
gelegt. Hinsichtlich der Energiebereitstellung erfolgt über einen mehrere Perioden umfassen-
den Zeitraum eine grobe Planung von Anlagenkapazitäten für die Eigenerzeugung und/oder 
eine Erfassung des Bedarfs für einen Fremdbezug.54 Dazu kann die geordnete Jahresdauerlinie 
eines Unternehmens als Basis genutzt werden. Diese vermittelt einen Überblick über die in 
einem kumulierten Zeitraum (i. d. R gemessen in Benutzungsstunden) bereitzustellende elekt-
rische Leistung.55  
                                                                                                                                                                                     
47
 Vgl. KREMEYER, H. (1982) S. 62 ff. 
48
 Vgl. MIKUS, B. (2009) S. 34 
49
 Vgl. MIKUS, B. (2009) S. 24 
50
 Vgl. MIKUS, B. (2009) S. 24 
51
 Vgl. HINTERHUBER, H. H.; VOGEL, A. R. (1986) S. 52; IHDE, G. B. (1988) S. 13; BRINK, H. (1983) S. 1097 
52
 Vgl. BÖTTCHER, H. D. (1989) S. 45 
53
  So kann bereits auf strategischer Ebene die Festlegung getroffen werden, dass ein bestimmter Anteil der im 
Unternehmen benötigten elektrischen Energie aus erneuerbaren Energieträgern stammen soll. 
54
 Vgl. MIKUS, B. (2009) S. 27 
55
 Vgl. HARTWIG, D. (1998) S. 116 ff.  
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Auf der operativen Entscheidungsebene schließen sich Detailplanungen an.56 Es erfolgt eine 
konkrete Festlegung von Bereitstellungsalternativen für bestimmte Bereitstellungsmengen in 
einzelnen, kurzen Zeitabschnitten. Der zeitliche Verlauf des Bedarfs an elektrischer Energie 
kann aus der Lastkurve bzw. Lastganglinie eines Unternehmens abgeleitet werden. Diese gibt 
für einzelne Stunden, Tage, Wochen und Monate die jeweils bereitzustellende elektrische 
Leistung eines Unternehmens wieder. Für eine fundierte Ermittlung der Lastkurve sind im 
Unternehmen entsprechende Messungen notwendig, die den Energiebedarf über einen be-
stimmten Zeitraum aufzeichnen. Aus der Lastkurve kann die oben erwähnte geordnete Jah-
resdauerlinie abgeleitet werden. Dazu wird der chronologisch gemessene und in der Regel 
schwankende Bedarf an elektrischer Leistung von der Maximal- zur Mindestleistung geord-
net. 
Der Betrachtungs- bzw. Planungszeitraum nimmt von der strategischen über die taktische bis 
hin zur operativen Ebene ab. In der vorliegenden Arbeit soll die MoB-Entscheidung der Ener-
giebereitstellung in Industrieunternehmen als strategisch-taktisches Entscheidungsproblem 
verstanden und behandelt werden. Dies lässt sich damit begründen, dass die Make-Ent-
scheidung für oder gegen die Nutzung eines Kraftwerks/einer Anlage zur Stromerzeugung 
aufgrund tendenziell hoher Errichtungskosten und mehrjähriger Nutzungsdauern langfristig 
angelegt ist.57 Die terminologisch angedeutete Verbindung zwischen der strategischen und der 
taktischen Ebene ist nach Ansicht des Verfassers der vorliegenden Arbeit notwendig, um in 
den folgenden Kapiteln die strategischen Bereitstellungalternativen bewerten können. Dies ist 
nur dann möglich, wenn zumindest grobe Vorstellungen hinsichtlich der Energiebedarfsmen-
gen existieren, die mittels der Alternativen verschiedener Wege bereitgestellt werden sollen.  
2.4  Ziele und Zielsysteme für die Energiebereitstellung 
Ziele werden als angestrebte zukünftige Zustände aufgefasst, die formuliert werden müssen, 
um eine Beurteilung von Lösungsalternativen oder Aktivitäten zu ermöglichen.58 Sie bilden 
damit auch die Grundlage von Kontrollen.59 Darüber hinaus steuern Ziele das Verhalten von 
Mitarbeitern, bieten diesen eine Orientierung und können sie motivieren.60  
                                                          
56
 Vgl. WEIß, M. (1993) S. 162 
57
 Zur Wahl eines Planungszeitraumes vgl. u. a. BITZ, M. (1978); HILKE, W. (1980); SCHLÜCHTERMANN, J. 
(1996) 
58
 Vgl. HAMEL, W. (1992) Sp. 2635; MACHARZINA, K.; WOLF, J. (2010) S. 208; LAUX, H. (2007) S. 3; 
WILD, J. (1982) S. 49 
59
 Vgl. WILD, J. (1982) S. 36. Nur auf Basis von Zielen kann der Erfolg der Realisierung sowie die Realisier-
barkeit von Maßnahmen und Strategien überprüft werden. 
60
 Vgl. MACHARZINA, K.; WOLF, J. (2010) S. 211; KUBICEK, H. (1981) S. 459 
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Aufgrund ihrer Bedeutung für das unternehmerische Handeln sollten Ziele in einem struktu-
rierten und transparenten Prozess erarbeitet werden, der die Zielsuche, -präzisierung, -
strukturierung, die Prüfung auf Realisierbarkeit und der Zielauswahl umfasst.61 Gemäß diesen 
Schritten werden nachfolgend auch aus einer theoretischen Perspektive die für die Energiebe-
reitstellung generell relevanten Ziele erarbeitet. 
Zielsuche 
Bei der Suche nach Zielen für die Energiebereitstellung müssen originäre Unternehmensziele 
oder Unternehmensgrundsätze berücksichtigt werden. Aus ihnen lassen sich die Art und die 
Richtung nachgelagerter Unternehmensziele – wie die der Energiebereitstellung – ableiten.62 
So kann z. B. die Steigerung des Unternehmensimages die Ziele der Energiebereitstellung 
beeinflussen. Legt ein Industrieunternehmen besonderen Wert auf ein ökologieorientiertes 
Image oder ist es aufgrund von Geschäftspartnern, Kunden und/oder rechtlichen Vorgaben zu 
besonders ökologieorientiertem Handeln gezwungen, kann dies für die Energiebereitstellung 
mit dem Ziel einhergehen, den Bedarf an elektrischer Energie ausschließlich oder überwie-
gend durch Strom zu decken, welcher aus regenerativen Energieträgern gewonnen wird.  
Die Ziele der Energiebereitstellung können jedoch auch aus den Strategien des Unternehmens 
sowie von dessen Geschäftseinheiten und Funktionsbereichen abgeleitet werden.63 So ist es 
vorstellbar, dass eine Wachstumsstrategie mit dem Ziel der Deckung eines höheren Energie-
bedarfs verbunden ist, da größere Produktionsmengen längere Anlagenlaufzeiten oder den 
Einsatz zusätzlicher Anlagen notwendig machen und daher den Strombedarf erhöhen. Dage-
gen kann eine Schrumpfungsstrategie das Ziel des Abbaus zu hoher, mit einem Stromlieferan-
ten vertraglich vereinbarter Energiemengen nach sich ziehen, da geringere Produktionsmen-
gen zu kürzeren Anlagenlaufzeiten oder zum Abschalten bestimmter Anlagen führen. Die 
Wettbewerbsstrategie der Kostenführerschaft, als weiteres Beispiel, kann mit dem Ziel ver-
bunden sein, durch die Änderung des Verhältnisses von Eigenfertigung zu Fremdbezug oder 
durch einen Lieferantenwechsel Kostensenkungspotenziale bei der Energiebereitstellung zu 
erschließen. Für die Energiebereitstellung kann daraus die Notwendigkeit des Überdenkens 
der bisherigen Bereitstellungswege resultieren, um Bereitstellungsalternativen zu identifizie-
ren, die mit geringeren als den bisherigen Kosten verbunden sind.  
                                                          
61
 Vgl. SCHWEITZER, M. (2011) S. 60; WILD, J. (1982) 57 ff. 
62
 Vgl. HAMMER, R. M. (1991) S. 43; HAMEL, W. (1992) Sp. 2637, MACHARZINA, K.; WOLF, J. (2010) S. 235 
vertreten die Auffassung, dass Unternehmensgrundsätze aus Zielen, Zwecken, Potenzialen bestehen, die die 
Grundlage für eine Zielfestlegung für das operative Geschäft bilden. 
63
 Vgl. MIKUS, B. (2009) S. 38 
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Weiterhin beeinflusst die Standortstruktur die Ziele von MoB-Entscheidungen. Für die Stand-
ortstrukturstrategien gilt dies in verschiedener Hinsicht: Einerseits ist bei Existenz mehrerer 
nationalen Standorte eine Bündelung deren Energiebedarfs möglich, um die Verhandlungs-
macht des Abnehmers gegenüber dem Lieferanten zu erhöhen. Andererseits beeinflusst die 
Standortstruktur die Sicherheit der Versorgung mit Primärenergieträgern bei einer Eigener-
zeugung elektrischer Energie.64  
Die Risikoeinstellung der Entscheidungsträger tangiert die Ziele der Energiebereitstellung 
insofern, dass einzelne Bereitstellungsalternativen allein aufgrund ihrer spezifischen Risiken 
ausgeschlossen werden können bzw. gerade besonders interessant erscheinen. So kann eine 
risikoaverse Einstellung mit dem Ziel der Reduzierung von Preisrisiken im Rahmen der Ener-
giebereitstellung verbunden sein und damit einzelne Bereitstellungsalternativen ausschließen. 
Zielpräzisierung 
Die Zielpräzisierung dient der Operationalisierung von Zielen, die erforderlich ist, da nur 
operationalisierbare Ziele es ermöglichen, den Erfüllungsgrad von Handlungsalternativen zu 
beurteilen.65 Die Operationalisierung erfolgt in Bezug auf den Zielinhalt, das Zielausmaß und 
den zeitlichen Horizont von Zielen.66  
Ziele lassen sich u. a. in Formal- und Sachziele67 differenzieren.68 Während Formalziele den 
Sinn unternehmerischen Handelns, wie Gewinnerzielung, Wachstum oder Sicherung der Exis-
tenz des Unternehmens, zum Ausdruck bringen, beinhalten Sachziele Anforderungen an die 
betrieblichen Aktivitäten. Sie tragen zur Erreichung der Formalziele bei und können sich auf 
soziale, leistungsbezogene und finanzielle Aspekte beziehen.69  
Eine mit Blick auf MoB-Entscheidungen allgemein zusammengestellte Übersicht zu konkre-
ten Zielen der verschiedenen Kategorien findet sich bei MIKUS.70 In Anlehnung daran sind in 
der nachfolgenden Abbildung 2-2 ausgewählte, auf die Energiebereitstellung übertragbare 
MoB-Ziele erfasst. 
                                                          
64
 Vgl. z. B. SCHAUMANN, G.; SCHMITZ, K. W. (2010) S. 29 
65
 Vgl. MIKUS, B. (2009) S. 40 
66
 Vgl. MAG, W. (1995) S. 47. Zusätzlich werden in der Literatur die sogenannten SMART-Kriterien aufge-
führt. Die Abkürzung steht für Eigenschaften von Zielen. Diese sollen demnach spezifisch, messbar, an-
spruchsvoll, realistisch und terminiert sein. Vgl. MACHARZINA, K.; WOLF, J. (2010) S. 210 
67
 Vgl. HAMEL, W. (1992) Sp. 2638 
68
 Eine weitere Differenzierungsmöglichkeit bietet sich in ökonomisch und nicht-ökonomisch, quantitativ und 
qualitativ, strategisch, taktisch und operativ sowie unternehmensintern und extern, vgl. u. a. MAG, W. (1995) 
S. 48; ROLAND, F. (1993) S. 10 
69
 Vgl. GÖTZE, U.; MIKUS, B. (1999) S. 17 
70
 Vgl. MIKUS, B. (2009) S. 41 




Abb. 2-2:  Ziele energiebezogener MoB-Entscheidungen71 
Im Rahmen der Zielpräzisierung sind neben dem Zielinhalt auch das Ausmaß und der zeitli-
che Bezug von Zielen festzulegen. Das Zielausmaß kann als absolute oder relative Größe 
formuliert werden.72 Der Zeitbezug legt einen Zeitpunkt oder -raum fest, der für die Zielerrei-
chung maßgeblich ist.73  
Gerade ökologische Ziele, wie die Reduzierung des CO2-Ausstoßes, können unter Rückgriff 
auf vergangenheitsbezogene Werte als relative Zielgröße formuliert werden, indem eine steti-
ge Reduzierung des CO2-Ausstoßes um einen bestimmten Prozentsatz vorgegeben wird. Ähn-
liches gilt für das Ziel, erneuerbare Energieträger zur Energiebereitstellung einzusetzen bzw. 
anteilig Strom aus regenerativen Energiequellen zu beziehen. 
Hinsichtlich des Zeitbezuges von MoB-Zielen lassen sich kurz-, mittel- und langfristige Ziele 
unterscheiden.74 So kann bspw. der verstärkte oder ausschließliche Einsatz erneuerbarer Ener-
gieträger bei der Energiebereitstellung als langfristiges Ziel aufgefasst und formuliert werden. 
Zielstrukturierung 
Da sowohl innerhalb der Sachziele als auch zwischen Sach- und Formalzielen häufig Bezie-
hungen bzw. Verflechtungen bestehen, sind die Ziele der Energiebereitstellung in einer Ziel-
                                                          
71
 Quelle: modifiziert übernommen von MIKUS, B. (2009) S. 41 
72
 Vgl. MACHARZINA, K.; WOLF, J. (2010) S. 210 
73
 Vgl. MACHARZINA, K.; WOLF, J. (2010) S. 210; MAG, W. (1995) S. 47; HAUSCHILDT, J. (1980) Sp. 2420 
74
 Vgl. MACHARZINA, K.; WOLF, J. (2010) S. 210 
Formalziele
Sachziele
- Gewährleistung einer sicheren Energieversorgung
- flexible Bereitstellung der elektrischen Energie
- hohe Energieeffizienz
- Sicherung des Know-how in Bezug auf die Energiebereitstellung
Leistungsziele
- geringes Niveau der Energiekosten
- Flexibilisierung der Energiekosten
- geringe Kapitalbindung durch die Energiebereitstellung
Finanzziele
- Reduzierung des CO2-Ausstoßes
- Anteilige Energiebereitstellung aus erneuerbaren Energieträgern
Ökologieziele
- Sicherung der Verhandlungsposition gegenüber Energielieferanten
- Unabhängigkeit der Energiebereitstellung
- Förderung eines ökologischen Images durch die Energiebereitstellung
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struktur zu ordnen. Dabei können Mittel-Zweck-Beziehungen genutzt werden, anhand derer 
sich die Ziele hierarchisch ordnen lassen.75 Die jeweils unteren Zielebenen dieser Hierarchie 
zeichnen sich dadurch aus, dass sie zur Konkretisierung, aber auch zur Erfüllung der darüber 
liegenden Ebenen dienen. Die Anzahl der Ziele nimmt in der Regel von den oberen zu den 
unteren Hierarchiestufen zu.76 Ein spezielle Form solcher Hierarchiestufen stellt die Differen-
zierung zwischen strategischen, taktischen und operativen Zielen dar, wobei die strategische 
der taktischen und diese wiederum der operativen Ebene übergeordnet ist.77  
In Folge der Hierarchisierung ergeben sich für Unternehmen fast zwangsläufig Zielsysteme, 
die eine Reihe von Zielen und Subzielen enthalten. Es ist daher nahezu unerlässlich, dass Un-
ternehmen im Rahmen der Zielstrukturierung zusätzlich Präferenzrelationen (z. B. Höhen-, 
Art-, Zeit- und Sicherheitspräferenzrelationen) zwischen den Zielen angeben.78  
Steht bspw. eine Reduzierung der CO2-Emissionen über dem Ziel der Kostenminimierung, so 
wird die Bereitstellungsentscheidung in erster Linie dem Einfluss der Ökologieorientierung 
folgen, während die Kostenminimierung sich diesem Ziel unterzuordnen hat.  
Dazu muss auch eruiert werden, welche Wirkungszusammenhänge zwischen den gesetzten 
Zielen bestehen:79 Beeinflussen sich zwei oder mehrere Ziele nicht gegenseitig, wird dies als 
Zielneutralität bezeichnet.80 So hat das Ziel der Reduzierung von CO2-Emissionen in der Re-
gel keinen Einfluss auf die Einsparung von Personalkosten. Bestehen jedoch komplementäre 
Beziehungen zwischen verschiedenen Zielen, dann fördert die Erreichung des einen Ziels die 
eines anderen.81 Derartige Verflechtungen können in Verbindung mit dem Betrieb einer Kraft-
Wärme-Kopplungsanlage (KWK-Anlage) zwischen dem Ziel einer effizienten Energiebereit-
stellung82 und der Erhöhung der Unabhängigkeit von den Lieferungen eines Stromversorgers 
unterstellt werden, da die anteilige Eigenerzeugung mittels KWK-Anlage den Anteil fremd-
bezogener elektrischer Energie reduziert. Konfliktäre Beziehungen liegen dann vor, wenn die 
Erreichung eines Ziels die Umsetzung eines anderen erschwert.83 Eine solche Beziehung kann 
bspw. zwischen der Reduzierung von CO2-Emissionen und der Kostenminimierung bestehen, 
                                                          
75
 Vgl. MIKUS, B. (2009) S. 44 
76
 Vgl. BIDLINGMAIER, J.; SCHNEIDER, D. J. G. (1976) Sp. 4734; HEINEN, E. (1976) S. 104 f. 
77
 Vgl. HAMEL, W. (1989) Sp. 2307; GRÜN, O. (1976) Sp. 4725 
78
 GÖTZE, U. (2008) S. 37 
79
 Vgl. SCHWEITZER, M. (2011) S. 62, WILD, J. (1982) S. 63 
80
 Vgl. MACHARZINA, K.; WOLF, J. (2010) S. 213 
81
 Vgl. MAG, W. (1995) S. 49; WILD, J. (1982) S. 63 
82
 Diese Einschätzung gilt vor dem Hintergrund, dass KWK-Anlagen als besonders effizient gegenüber Anla-
gen der ungekoppelten Erzeugung elektrischer Energie gesehen werden. Vgl. KONSTANTIN, P. (2009) S. 348  
83
 Vgl. BIDLINGMAIER, J.; SCHNEIDER, D. J. G. (1976) Sp. 4733 f.; MAG, W. (1995) S. 51;  
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da die Stromerzeugungskosten erneuerbarer meist (noch) über denen fossiler Energieträger 
liegen. 
Realisierbarkeitsprüfung 
Weiterhin gilt es zu prüfen, ob die anvisierten Ziele überhaupt realisierbar sind.84 Im Mittel-
punkt der Realisierbarkeitsprüfung stehen die Verfügbarkeit ausreichender personeller, wirt-
schaftlicher und technischer Ressourcen sowie die damit verbundene Erreichbarkeit von Zie-
len innerhalb des vorgegebenen Zeitraums. Um das bereits mehrfach aufgegriffene Beispiel 
der Reduzierung von CO2-Emissionen erneut zu nutzen: Soll für einen bestimmten Zeitraum 
eine Vorgabe für die prozentuale Senkung der CO2-Emissionen erfolgen, so gilt es im Vorfeld 
zu überprüfen, ob dies vor dem Hintergrund des CO2-Ausstoßes verfügbarer Stromerzeu-
gungstechnologien und auf Basis der erwarteten wirtschaftlichen Entwicklung eines Unter-
nehmens überhaupt möglich ist. So können ein konjunktureller Aufschwung und der damit 
verbundene erhöhte Unternehmensoutput auch mit einem steigenden Energieeinsatz einher-
gehen, der die Erreichung obigen Ziels blockiert oder zumindest erschwert. 
Zielauswahl 
Die letzte Stufe der Zielbildung stellt die Zielauswahl dar: Sie mündet in ein Zielsystem, wel-
ches operationalisierbar und realisierbar sein soll.85  
Für die vorliegende Arbeit soll eine Fokussierung auf drei Sachziele der oben aufgeführten 
Aspekte (Leistung, Finanzen, Ökologie) erfolgen, die die Erreichung von übergeordneten 
Formalzielen wie bspw. Imageförderung, Gewinnmaximierung und Aufrechterhaltung der 
Wettbewerbsfähigkeit unterstützen. 
Als typischerweise wichtiges Leistungsziel der Energiebereitstellung ist die Versorgungssi-
cherheit86 zu nennen, da durch eine Unterbrechung der Stromversorgung die meisten produk-
tionsnahen und -fernen Prozesse eines Unternehmens zum Erliegen kommen und damit die 
Wettbewerbsfähigkeit gefährdet wird.87 Diese hohe Relevanz gilt umso mehr für unterbre-
chungssensible Leistungserstellungsprozesse, wie sie z. B. in der Textilindustrie existieren: 
Eine Unterbrechung führt hier teilweise dazu, dass die komplette Produktionsmenge nicht 
mehr verwertbar ist. Eine sichere Energieversorgung ist dann gewährleistet, wenn elektrische 
                                                          
84
 In diesem Zusammenhang ist auf die wechselseitige Abhängigkeit zwischen der Zielbildung und weiteren 
Aktivitäten der Planung hinzuweisen: Einerseits bedarf es des Abschlusses der Planung, um die Realisier-
barkeit von Zielen beurteilen zu können. Andererseits stellen Ziele Voraussetzungen der Planung dar, da es 
ohne Ziele nicht möglich ist, Probleme und Handlungsalternativen zu erkennen. Vgl. WILD, J. (1982) S. 41 
85
 Vgl. SCHWEITZER, M. (2011) S. 63; WILD, J. (1982) S. 65  
86
 Gemäß MOSER „ist unter Versorgungssicherheit nicht nur die Gewährleistung der durchschnittlichen, son-
dern auch der maximal auftretenden Verbrauchsmenge zu verstehen“. MOSER, M. (2006) S. 52 
87
 Vgl. MOSER, M. (2006) S. 56 f. 
20  Kapitel 2: Energiebereitstellung als MoB-Entscheidung 
 
Energie den (industriellen) Verbrauchern unterbrechungsfrei, d. h. ohne Ausfälle, bereitge-
stellt wird. Vor dem Hintergrund des beschlossenen Ausstiegs Deutschlands aus der Kern-
energienutzung kann es jedoch vermehrt – so die Befürchtung – zu Energieengpässen und 
somit zu Stromausfällen kommen.88 Diese entstehen zudem in zunehmendem Maße durch den 
Ausbau dezentraler Erzeugungskapazitäten aus erneuerbaren, z. T. fluktuierend einspeisenden 
Energiequellen wie Windkraft und Photovoltaik.  
Hinsichtlich der Finanzziele gilt die Minimierung der Energie(bereitstellungs)kosten als maß-
gebliche Zielstellung. Sie hat vor allem für Unternehmen in energieintensiven Industrieunter-
nehmen, in denen die Kosten für elektrische Energie einen großen Anteil an der Wertschöp-
fung des Unternehmens ausmachen, eine große Bedeutung. 
Ökologische Aspekte werden über die Zielstellung einer umweltbewussten, ökologieorientier-
ten Energiebereitstellung berücksichtigt. Aus Sicht des Verfassers kommt diesem Ziel vor 
dem Hintergrund politischer Vorgaben, aber auch aufgrund einer zunehmenden Relevanz und 
Akzeptanz von Umweltschutzaspekten in der Bevölkerung eine immer stärkere Bedeutung zu.  
Diese drei Ziele der Energiebereitstellung lassen sich – wie in Abbildung 2-3 festgehalten – in 
einem Zieldreieck darstellen. Auf Basis des Dreiecks können die Zielpräferenzen von Unter-
nehmen visualisiert werden: Sollen alle drei Ziele in gleichem Maße verfolgt werden, so ent-
spricht dies einer Position im geometrischen Mittelpunkt des Dreiecks. Wird die Erreichung 
eines oder zweier Ziele mehr präferiert, so verschiebt sich die Position des Unternehmens zu 
dem oder den stärker präferierten Zielen hin.89 
 
Abb. 2-3:  Zieldreieck der Energiebereitstellung90 
                                                          
88
 Vgl. MAURER, C.; TERSTEEGEN, B.; ZIMMER, C. (2012) S. 148 
89
 Auf die gleiche Art und Weise können auch Bereitstellungsalternativen in das Zieldreieck eingeordnet wer-
den. Eine optische Gegenüberstellung der Unternehmensposition und der Einordnung von Bereitstellungsal-
ternativen kann erste Anhaltspunkte für die Auswahl von Alternativen liefern. 
90
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Für die vorliegende Arbeit soll die Kostenminimierung im Vordergrund stehen.91 Eine Fokus-
sierung auf dieses Ziel scheint schon aufgrund des in der Regel ausgeprägten Gewinnstrebens 
von Industrieunternehmen gerechtfertigt: Dieses Formalziel wird durch das Sachziel ‚Mini-
mierung der Energie(bereitstellungs)kosten‘ am ehesten unterstützt. Daran anknüpfend 
scheint die Annahme plausibel, dass Industrieunternehmen trotz allem (nach außen kommuni-
zierten) Umweltbewusstsein so weitreichende Entscheidungen, wie die der Wahl einer Eigen-
erzeugungsanlage, wohl meist mit einer Orientierung an monetären Zielgrößen vorbereiten 
und umsetzen.  
Um die für die Erreichung dieser Zielstellung verfügbaren Bereitstellungsalternativen identi-
fizieren und charakterisieren zu können, soll im folgenden Abschnitt ein Überblick über die 
relevanten Umweltbereiche gegeben werden. 
2.5  Spezifische relevante Umweltbereiche 
2.5.1  Energie- und klimaschutzrechtliche Rahmenbedingungen 
Der Markt für elektrische Energie unterliegt trotz Liberalisierung in einem hohen Maße regu-
latorischen Eingriffen der Politik. Die Bereitstellung elektrischer Energie in Industrieunter-
nehmen wird von jenen Eingriffen maßgeblich beeinflusst. Eine Bereitstellungsentscheidung 
kann daher nur unter Berücksichtigung der rechtlichen Rahmenbedingungen getroffen wer-
den. Die politischen Vorgaben der letzten Jahre haben in nicht unerheblichem Maße dazu 
beigetragen, dass einzelne Bereitstellungsalternativen überhaupt existieren92 oder zumindest 
ihren aktuellen Entwicklungsstand und Stellenwert erreichen konnten.93  
Der energierechtliche Rahmen in Deutschland geltender Gesetze und Verordnungen wird auf 
Ebene der Europäischen Union (EU) vorgegeben. Die rechtlichen Vorgaben der EU orientie-
ren sich wiederum im Wesentlichen an den Zielen der EU-Energiepolitik: die Energieversor-
gung soll kostengünstig, sicher und umweltschonend sein. Außerdem soll ein fairer Wettbe-
werb auf dem Energiemarkt herrschen.94  
                                                          
91
 Zu einer im Rahmen der Arbeit erarbeiteten Ausgestaltung des Ziels ‚Kostenminimierung‘ vgl. die Ausfüh-
rungen der Abschnitte 4.1.4.1 und 4.3.3 
92
 Verwiesen sei auf die im Zuge der Liberalisierung entstandenen alternativen Fremdbezugsformen. Vgl. 
Abschnitt 3.2.2 
93
 Verwiesen sei hier in erster Linie auf den forcierten Ausbau erneuerbaren Energiequellen, der einige techno-
logische Entwicklungen erst ermöglichte. 
94
 Vgl. KONSTANTIN, P. (2009) S. 81 Die drei erstgenannten Ziele wurden bereits im Zuge der Diskussion 
möglicher Ziele der Energiebereitstellung aus Sicht von Industrieunternehmen aufgegriffen und als für die 
industrielle Energiebereitstellung wesentlich deklariert. Ihre Verankerung auf politischer Ebene stützt die 
These, dass den Aspekten geringe Kosten, (Versorgungs-)Sicherheit und Ökologieorientierung (als Syno-
nym zu „Schonung der Umwelt“) auch aus Sicht industrieller Abnehmer eine große Bedeutung zukommt. 
Das aus politischer Sicht angestrebte Ziel eines fairen Wettbewerbs erlangt für industrielle (aber auch ande-
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Um diese Ziele zu erreichen, wurde der Energiemarkt auf nationaler Ebene in den letzten Jah-
ren mittels Erlass und Neufassung oder Novellierung von Gesetzen liberalisiert. Die wichtigs-
ten dieser Gesetze und Verordnungen sollen nachfolgend kurz vorgestellt und deren Einfluss 
auf die MoB-Entscheidung aufgezeigt werden.  
Gesetz über die Elektrizitäts- und Gasversorgung (EnWG) 
Das EnWG setzt die europäischen Richtlinien zur Neuordnung der Energiemärkte in nationa-
les Recht um.95 Es bildet damit die Grundlage für die Liberalisierung der Energiemärkte96. Mit 
dem Gesetz war vor allem das Ziel verbunden, auf dem gesamten Strommarkt Wettbewerb zu 
schaffen und damit freien Handel mit elektrischer Energie zu ermöglichen.97 Um dies zu er-
reichen, legt das Gesetz fest, dass  
- jeder Verbraucher die Möglichkeit zur freien Lieferantenwahl haben muss, 
- der Zugang zu den Übertragungs- und Verteilnetzen für alle Akteure (Erzeuger und Ver-
braucher) diskriminierungsfrei98 erfolgen muss und 
- integrierte Energieversorgungsunternehmen, deren Geschäftstätigkeit sich über mehrere 
Wertschöpfungsstufen (Erzeugung, Verteilung, Vertrieb) erstreckt, die Tätigkeiten der 
einzelnen Stufen voneinander zu trennen haben („Unbundling“).99 
Alle drei Regelungen stehen in einem engen Zusammenhang: Eine freie Lieferantenwahl ist 
nur dann gewährleistet, wenn verschiedene Stromlieferanten die Möglichkeit und einen An-
reiz haben, ihre Leistungen überregional anzubieten. Das ist jedoch nur dann der Fall, wenn 
sie Zugang zu den relevanten Stromnetzen erhalten – und zwar zu gleichen Bedingungen wie 
alle anderen Lieferanten, die Kapazitäten eines spezifischen Stromnetzes nutzen, um einen 
Kunden zu beliefern. Dies wiederum verlangt die Trennung des Netzbetriebs von den vor- 
oder nachgelagerten Wertschöpfungsstufen („Unbundling“), da ohne diesen Schritt der zu 
einem Netzbetreiber gehörende Vertrieb „das eigene Netz“ potenziell zu günstigeren Bedin-
gungen nutzen und somit seine Leistungen aufgrund dieses Vorteils tendenziell günstiger an-
bieten könnte als die (netzexterne) Konkurrenz.  
Von den genannten Regelungen beeinflusst vor allem die unter dem ersten Anstrich aufge-
führte eine auf die Energiebereitstellung bezogene MoB-Entscheidung: Die Möglichkeit der 
                                                                                                                                                                                     
re) Stromabnehmer insofern Relevanz, dass die Wettbewerbsintensität als ein Indikator für das Niveau der 
Energiepreise und somit für die Energiekosten aus Verbrauchersicht interpretiert werden kann. 
95
 Vgl. KONSTANTIN, P. (2009) S. 41 
96
 Darunter sind die Märkte für elektrische Energie und Gas zu fassen. 
97
 Vgl. KONSTANTIN, P. (2009) S. 41 
98
  Vgl. § 20 EnWG 
99
 Vgl. §§ 6 ff. EnWG  
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freien Lieferantenwahl führt zu Markteintritten zusätzlicher Akteure und schafft auf der Ab-
nehmerseite – für den Fremdbezug elektrischer Energie – eine Vielzahl an neuen Handlungs-
alternativen. Damit können industrielle Abnehmer ihre Lieferanten unter Berücksichtigung 
der bereits genannten Energiebereitstellungsziele wählen und sind nicht daran gebunden, für 
fremdbezogene elektrische Energie auf einen lokalen Lieferanten zurückzugreifen. 
Gesetz über den Vorrang erneuerbarer Energien (EEG) 
Ein wesentliches Ziel europäischer Energiepolitik bildet – wie bereits erwähnt – der Umwelt-
schutz und somit implizit auch der schonende Umgang mit knapper werdenden fossilen Res-
sourcen.100 Dies bedingt die Förderung eines verstärkten Einsatzes regenerativer Energieträger 
zur Erzeugung von Strom sowie anderen End- und Nutzenergien. 
In Deutschland bildet das bereits im Jahr 1990 geschaffene Stromeinspeisegesetz die Basis 
dieser Förderung. Es wurde im Jahr 2000 vom Gesetz über den Vorrang erneuerbarer Ener-
gien (EEG) abgelöst, welches seit seiner Einführung mehrfach überarbeitet worden ist und 
aktuell in seiner vierten Fassung aus dem Jahre 2012 gilt. 
Das EEG regelt im Wesentlichen die Anschluss-, Abnahme-, Übertragungs-, Verteilungs- und 
Mindestvergütungspflichten für Strom, der aus erneuerbaren Energieträgern erzeugt wurde.101 
Durch diese Regelungen werden für Betreiber derartiger Anlagen gewisse Sicherheiten gene-
riert, die Anreize für den Aufbau von Eigenerzeugungskapazitäten schaffen: So bringen bspw. 
die über mehrere Jahre festgelegten Vergütungssätze des EEG Sicherheit hinsichtlich der 
Prognose von Erlösen mit sich, die sich über den Verkauf elektrischer Energie erzielen lassen 
und somit zur Refinanzierung der tendenziellen hohen Anschaffungskosten von Eigenerzeu-
gungsanlagen beitragen.102 
Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz (KWKG) 
Das KWKG sieht eine Förderung von Anlagen der gekoppelten Kraft- und Wärmeerzeugung 
vor. Diese Anlagen weisen in der Regel einen höheren Wirkungsgrad103 auf als Anla-
gen/Kraftwerke, in denen elektrische Energie „ungekoppelt“ erzeugt wird. Sie können damit 
effizienter und umweltschonender betrieben werden, was der Erreichung von Umweltschutz-, 
aber auch von Kostenminimierungszielen zuträglich ist.104 
                                                          
100
 Vgl. KONSTANTIN, P. (2009) S. 101 
101
 Im Folgenden kurz EEG-Strom genannt. 
102
  Vgl. Abschnitt 2.6 in Verbindung mit Abschnitt 3.3.2 
103
 Vgl. die Abschnitte 3.5.1 und 4.4.2.1 
104
 Vgl. Abschnitt 2.4 
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Das KWKG sieht – ähnlich dem EEG – eine Abnahme- und Vergütungspflicht für Strom vor, 
der mittels KWK-Anlagen erzeugt wurde. Im Gegensatz zum EEG regelt das KWKG aber 
lediglich vom Netzbetreiber als Abnehmer zu zahlende Vergütungszuschläge sowie die je-
weils anzusetzende Preisbasis und sieht damit keine für einen längeren Zeitraum fixierte Ver-
gütungssätze vor.105 
Der Kraft-Wärme-Kopplung kommt im Rahmen der industriellen Energieerzeugung eine be-
deutende Rolle zu, da für viele industrielle Fertigungsprozesse Wärme bereitgestellt werden 
muss und somit entsprechende Anlagen zur Wärmeerzeugung in Industrieunternehmen ohne-
hin genutzt werden. Liegt ein konstanter Wärmebedarf vor, ist die gekoppelte Erzeugung von 
elektrischer und Wärmeenergie die logische Konsequenz, da so bisher ungenutzte und an die 
Umgebung abgeführte Wärmepotenziale für die Stromerzeugung eingesetzt werden können, 
was zu einem effizienteren Einsatz der jeweiligen Primärenergieträger führt. Die gesetzlichen 
Regelungen des KWKG forcieren die Tendenz zur gekoppelten Energieerzeugung.  
EU-Emissionshandelssystem 
Auf Basis des Kyoto-Protokolls106 entstanden auf EU-Ebene und daran anknüpfend auf der 
Ebene der einzelnen EU-Mitgliedstaaten Systeme zum Handel mit Emissionsrechten,107 um 
dem steigenden Treibhausgasausstoß zu begegnen und somit einen Beitrag zum Erreichen von 
Umweltschutzzielen zu leisten. 
Von der Verpflichtung zum Erwerb von Emissionsberechtigungen unmittelbar betroffen sind 
Betreiber von Anlagen zur Stromerzeugung mit einer thermischen Leistung von mehr als 
20 MW sowie u. a. die Keramik-, Zellstoff- und Papierindustrie.108 Die Unternehmen, die der-
artige Anlagen betreiben, sind dafür verantwortlich, ihre Emissionsdaten kontinuierlich zu 
erfassen, zu verwalten und zu prognostizieren. Außerdem müssen die zugeteilten Emissions-
                                                          
105
 Die Vergütung setzt sich aus dem durchschnittlichen an der Strombörse (European Energy Exchange EEX) 
gezahlten Preis für Baseload-Strom und einem gesetzlich verankerten Zuschlag zusammen. Grundlage ist 
jeweils der Baseload-Preis des letzten Quartals. Dies gilt jedoch nur für Anlagen bis zu einer Leistung von 
2 MW. Bei größeren Anlagen ist der Abnahmepreis zwischen Anlagen- und Verteilnetzbetreiber auszuhan-
deln. Vgl. auch die Ausführungen Abschnitt 3.3.2 
106
 Das Kyoto-Protokoll stellt ein internationales Konzept zur Bekämpfung des Klimawandels und der Erder-
wärmung dar. Es bildet die Basis für die Festlegung von rechtlich verbindlichen Obergrenzen zum Ausstoß 
von Treibhausgasen in Industrieländern und sieht drei Umsetzungsmechanismen (den Emissionshandel, die 
gemeinsame Umsetzung und den Mechanismus für umweltverträgliche Entwicklung) vor, mit denen eine 
Reduktion der Emissionen ermöglicht werden soll. Vgl. KONSTANTIN, P. (2009) S. 117 
107
 Im Rahmen der Arbeit werden die Begriffe ‚Emissionsberechtigungen‘, ‚Emissionszertifikate‘, ‚Verschmut-
zungsrechte‘ und ‚CO2-Zertifikate‘ synonym verwendet. 
108
 Vgl. KONSTANTIN, P. (2009) S. 126; Deutsche Emissionshandelsstelle im Umweltbundesamt (2014b) S. 12 
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rechte109 verbucht und in einem Emissionsbericht erfasst werden. Darüber hinaus ist der jähr-
liche Ausstoß von Treibhausgasen an die zuständige Behörde – in Deutschland ist dies die 
Deutsche Emissionshandelsstelle (DEHSt) – zu berichten, um einen Nachweis über die tat-
sächlichen Emissionen zu liefern. Besitzt ein Anlagenbetreiber für den Ausstoß seiner Anlage 
zu wenige Emissionsrechte, kann er entweder Zertifikate von anderen Teilnehmern des Emis-
sionshandels nachkaufen oder er muss die Emissionen der von ihm betriebenen Anlage redu-
zieren. Wurden hingegen weniger Schadstoffe ausgestoßen, als Emissionsberechtigungen 
zugeteilt, dann hat ein Anlagenbetreiber die Möglichkeit, die überschüssigen Zertifikate zu 
verkaufen. Die Verschmutzungsrechte können innerhalb einer Handelsperiode110 von einem 
Jahr auf das nachfolgende übertragen werden. Eine Übertragung auf eine andere Handelsperi-
ode war und ist jedoch nicht möglich. 
Kann ein Unternehmen nicht genügend Emissionsberechtigungen vorweisen, so werden Straf-
zahlungen111 fällig. Das Zahlen der vorgesehenen Strafen entbindet Unternehmen jedoch nicht 
von der Pflicht, die fehlenden Emissionsberechtigungen noch zu erwerben.112 
Gehandelt werden Emissionsrechte u. a. an der Leipziger Energiebörse EEX113, aber auch auf 
außerbörslichen Plattformen, über Broker, Banken oder direkt zwischen den von der Pflicht 
zum Erwerb von Emissionsrechten betroffenen Unternehmen bzw. Anlagenbetreibern. 
Einfluss auf die MoB-Entscheidung nimmt die Verpflichtung zum Nachweis von Emissions-
rechten dadurch, dass für thermische Eigenerzeugungsalternativen ab der oben genannten 
Anlagenleistung Zertifikate zu erwerben sind und sich damit die laufenden Kosten einer An-
lage/eines Kraftwerks erhöhen.114 Dies wirkt sich auf die Erreichung des Ziels der Kostenmi-
nimierung aus. 
  
                                                          
109
 Die Zuteilung der Rechte erfolgt durch die DEHSt bis 2012 kostenlos und auf der Grundlage der durch-
schnittlichen Emissionen einer vorher festgelegten Basisperiode. Für den Handelszeitraum 2008-2012 waren 
dies die Emissionen der Jahre 2000-2005. 
110
 Das EU-Handelssystem wird in mehrjährige Handelsperioden unterteilt; Der erste Handelszeitraum umfasste 
die Jahre 2005-2007, der zweite entsprach dem Verpflichtungszeitraum des Kyoto-Protokolls, also 2008-
2012. Die aktuelle Handelsperiode erstreckt sich von 2013-2020. 
111
 Diese beliefen sich in der ersten Handelsperiode 2005-2007 auf 40 €/t CO2. In der zweiten Handelsphase 
2008-2012 wurden diese Strafen auf 100 €/t CO2 erhöht 
112
 Vgl. KONSTANTIN, P. (2009) S. 123 
113
 Vgl. PILGRAM, T. (2006) S. 331 f. sowie Abschnitt 2.5.2 
114
 Gleichwohl haben industrielle Stromabnehmer die Kosten für Verschmutzungsrechte auch bei fremdbezoge-
nen Strom mit zu tragen, da ein Kraftwerksbetreiber die durch seine Anlage verursachten Kosten an die Ab-
nehmer elektrischer Energie in die Preisbildung einbeziehen wird. 
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2.5.2  Akteure des liberalisierten Marktes für elektrische Energie 
Die Liberalisierung der Energiemärkte führte zu einer größeren Anzahl an Akteuren gegen-
über dem vorher monopolistisch geprägten Strommarkt. Von den entlang der Energiewert-
schöpfungskette existierenden und in der nachstehenden Abbildung 2-4 erfassten Akteure 
bzw. Institutionen sollen im Folgenden diejenigen kurz vorgestellt werden, denen eine beson-
dere Bedeutung für die Bereitstellung elektrischer Energie zukommt.  
 
Abb. 2-4:  Energiewertschöpfungskette115 
Vertikal integrierte Energieversorgungsunternehmen 
Vertikal integrierte Energieversorgungsunternehmen (EVU) betreiben eigene Kraftwerke, 
handeln mit Strom, verfügen über eigene Übertragungs- und/oder Verteilnetze und vertreiben 
                                                          
115
 Quelle: eigene Darstellung auf Basis von SCHIFFER, H. (2010) S. 241, KONSTANTIN, P. (2009) S. 42 ff., 
ZANDER, W.; RIEDEL, M.; HELD, C. et al. (2000) S. 61 ff.; GLEAVE, S. (2010) S. 102 unterscheidet lediglich 
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elektrische Energie an Abnehmer. Sie sind damit auf (nahezu) allen Stufen der Wertschöp-
fungskette tätig.  
Anhand ihrer Größe, ihres Integrationsgrades und der räumlichen Reichweite der von ihnen 
angebotenen Leistungen lassen sich die integrierten EVU´s weiter differenzieren in überregi-
onale, regionale und lokale Energieversorger.116 Zu den überregionalen Energieversorgern 
zählten in Deutschland EnBW, RWE, E.ON und Vattenfall.117 Ein Großteil der Stromerzeu-
gungskapazitäten Deutschlands liegt in ihrer Verantwortlichkeit. Sie beliefern nicht nur Ver-
braucher mit elektrischer Energie, sondern auch kleinere, regionale und lokale Energieversor-
gungsunternehmen118, welche oft nur geringe, z. T. sogar keine Eigenerzeugungskapazitäten 
besitzen und damit tendenziell einen geringeren Integrationsgrad aufweisen. Zudem ist das 
Leistungsprogramm119 dieser Energieversorger meist räumlich (regional oder lokal) begrenzt. 
Relevanz für die vorliegende Problemstellung erhalten diese Akteure durch ihre auch nach der 
Liberalisierung vorhandene Marktmacht, die sich aus den verhältnismäßig großen Erzeu-
gungskapazitäten, aber auch aus dem hohen Integrationsgrad ableiten lässt. Für industrielle 
Abnehmer sind die integrierten Energieversorger daher nach wie vor meist wichtigster Markt-
akteur, wenn es um die Lieferung elektrischer Energie und damit um den Fremdbezug aus 
Sicht eines Industrieunternehmens geht.  
Energieerzeuger 
Die erste Stufe der Energiewertschöpfung stellt die Erzeugung von Strom dar. Als Energieer-
zeuger treten neben den vertikal integrierten Energieversorgungsunternehmen mit eigenen 
Kraftwerken unabhängige Kraftwerksbetreiber (auch ‚Independent Power Producer‘ (IPP)) 
sowie in zunehmendem Maße auch Betreiber kleinerer, dezentraler Anlagen (Kleinerzeuger), 
die ihren produzierten Strom ganz oder teilweise in das Netz einspeisen, auf. 
Große, von EVU oder IPP betriebene Kraftwerke werden oft entweder in der Nähe von Vor-
kommen der zur Stromerzeugung notwendigen Primärenergieträger120 oder in der Nähe zu 
                                                          
116
 Vgl. SCHIFFER, H. W. (2005) S. 176 
117
 Vgl. ZANDER, W.; RIEDEL, M.; KRAUS, M. (2007) S. 16 f. In der Literatur findet sich für diese Akteure des 
Energiemarktes auch die Bezeichnung ‚Verbundunternehmen‘. Vgl. ZANDER, W.; RIEDEL, M.; HELD, C. et 
al. (2000) S. 62 
118
 In der Literatur werden diese Versorger häufig auch als Weiterverteiler (z. B. Stadtwerke) bezeichnet Vgl. 
ZANDER, W.; RIEDEL, M.; HELD, C. et al. (2000) S. 76 ff. 
119
 Lokale Energieversorger sind häufig auch in anderen Versorgungsbereichen, wie Wasser, Fernwärme oder 
Gas, tätig. Vgl. SCHIFFER, H. W. (2005) S. 180 
120
 So finden sich Braunkohlekraftwerke nahe den entsprechenden Abbaugebieten, um die Kosten für den 
Transport des Primärenergieträgers Kohle zu reduzieren. Windkraftanlagen werden in erster Linie in Regio-
nen mit tendenziell hohem jährlichen Windaufkommen errichtet. 
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Großabnehmern errichtet.121 Gerade die Anlagen unabhängiger Betreiber finden sich nicht 
selten unweit von großen Industrieunternehmen. Diese Anlagen werden zum Teil in Form von 
Contractingprojekten122 gemeinsam mit industriellen Abnehmern errichtet und betrieben.123 
Damit beeinflussen auch die unabhängigen Energieerzeuger die Energiebereitstellung von 
Industrieunternehmen. Abgesehen von den Möglichkeiten der gemeinsamen Errichtung und 
des gemeinsamen Betriebs entsprechender Kraftwerke können die unabhängigen Energieer-
zeuger auch als Lieferanten elektrischer Energie in Frage kommen. 
Betreiber dezentraler Anlagen (Kleinerzeuger) greifen meist auf regenerative Energien 
und/oder Anlagen der Kraft-Wärme-Kopplung zurück. Die von ihnen erzeugte und einge-
speiste Energiemenge unterliegt in Abhängigkeit von der zugrundeliegenden Primärenergieart 
einer gewissen Fluktuation.124 Charakteristisch für die Betreiber von Kleinerzeugungsanlagen 
ist, dass sie gleichzeitig und in der Regel hauptsächlich Abnehmer bzw. Verbraucher elektri-
scher Energie sind. 
Für industrielle Abnehmer werden Kleinerzeuger dadurch interessant, dass sich diese zu so-
genannten ‚Virtuellen Kraftwerken‘ zusammenschließen können und somit einem Industrie-
unternehmen als Lieferanten eine Alternative zu EVU oder IPP bieten. Darüber hinaus beein-
flusst diese Akteursgruppe eine auf die Energiebereitstellung bezogene MoB-Entscheidung 
auch insofern, dass Industrieunternehmen selbst zu Lieferanten elektrischer Energie für ande-
re Abnehmer werden können, indem sie eigene Stromerzeugungskapazitäten aufbauen und die 
damit erzeugte elektrische Energie allein oder gemeinsam mit Partnern in ‚Virtuellen Kraft-
werken‘ vermarkten.125 
In einem liberalisierten Energiemarkt schließt sich an die Erzeugung der Handel mit elektri-
scher Energie als weitere Wertschöpfungsstufe an. Auf dieser Stufe finden sich als Akteure 
die Energiebörse, Energiehändler, Broker, Makler und Portfoliomanager. 
                                                          
121
 Vgl. ZANDER, W.; RIEDEL, M.; HELD, C. et al. (2000) S. 82 
122
 Für eine überblicksartige Darstellung des Begriff und der Formen vgl. u. a. BEMMANN, U. (2003a) S. 11 ff.; 
BEMMANN, U. (2003b) S. 19 ff.; BÜHNER, P.; HOLZ, D.; BLEYL, J. W. (2010); GÖTZE, U.; ROTHER, S. 
(2013) S. 136 ff. 
123
 Vgl. ZANDER, W.; RIEDEL, M.; HELD, C. et al. (2000) S. 80 
124
 Vgl. ZANDER, W.; RIEDEL, M.; HELD, C. et al. (2000) S. 82 
125
 Zum Begriff und zur Ausgestaltung von ‚Virtuellen Kraftwerken‘ vgl. u. a. DROSTE-FRANKE, B. e. a. (2009) 
S. 80 ff. 




Die Energiebörse hat die Aufgabe, für den Handel mit Strom sowie Primär- und Sekundär-
energien bzw. -energieträgern126 „einen finanziell, rechtlich und technisch sicheren Marktplatz 
für alle“127 zum Energiehandel zugelassenen, Marktteilnehmer bereitzustellen. Führende Ener-
giebörse für Deutschland und Kontinentaleuropa ist die European Energy Exchange AG 
(EEX) mit Sitz in Leipzig.128  
Der an der EEX täglich ermittelte Durchschnittspreis für Strom, der Physical Electricity Index 
(kurz: Phelix), gilt als Referenzpreis für alle in Deutschland sowie in weiten Teilen Europas 
getätigten Stromhandelsgeschäfte.129  
Unter den Teilnehmern am Börsenhandel Handelsteilnehmern finden sich neben Verbundun-
ternehmen, Weiterverteilern und Kraftwerksbetreibern auch Energiehändler. Darüber hinaus 
können auch Industrieunternehmen den Handelsplatz zur Deckung des eigenen Energiebe-
darfs nutzen und somit über die EEX elektrische Energie einkaufen. Die an der Börse gehan-
delten Produkte bilden außerdem die Basis für die von Energiehändlern und integrierten 
Energieversorgungsunternehmen angebotenen Stromprodukte bzw. -tarife. 
Energiehändler 
Händler treten als Käufer und Verkäufer von Strom am Energiemarkt auf und übernehmen für 
Abnehmer Lieferantenfunktionen. Reine Energiehändler besitzen weder einen eigenen Kraft-
werkspark noch eigene Verteilnetze.130 Sie arbeiten auf eigenes Risiko und im eigenen Na-
men, d. h. sie haften gegenüber ihren Kunden für die vertraglich vereinbarte Lieferung des 
Stroms und gegenüber den eigenen Lieferanten (z. B. oben genannte Energieerzeuger) – inso-
fern sie Strom zukaufen müssen, um ihre Abnehmer zu bedienen – für die entsprechende Ab-
nahme.131 Gegenüber Übertragungsnetzbetreibern sind Energiehändler bilanzkreisverantwort-
lich:132 Sie müssen für jede Viertelstunde eines Tages Informationen zu Einspeisungen und 
Entnahmen an den jeweiligen Übertragungsnetzbetreiber einer Regelzone liefern.133  
                                                          
126
 Dazu gehören Erdgas und Kohle. Aber auch CO2-Emissionsrechte werden gehandelt. Vgl. European Energy 
Exchange (Hrsg.) (2012) S. 1 
127
 KONSTANTIN, P. (2009) S. 43 
128
 Vgl. European Energy Exchange (Hrsg.) (2012) S. 2 
129
 Vgl. European Energy Exchange (Hrsg.) (2012) S. 3 
130
 Davon abgesehen handeln jedoch auch die bereits vorgestellten integrierten Energieversorgungsunterneh-
men. 
131
 Vgl. ZANDER, W.; RIEDEL, M.; HELD, C. et al. (2000) S. 75 
132
 Vgl. die Ausführungen zu Übertragungs- und Verteilnetzbetreibern in diesem Abschnitt. 
133
 Vgl. KONSTANTIN, P. (2009) S. 43 Da Händler für Abweichungen zwischen vorab mittels Bilanzkreisen 
gemeldeten Einspeise- und Entnahmemengen zu zahlen haben, sind sie bestrebt, diese so gering wie möglich 
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Broker, Portfoliomanager und Makler134  
Diese Akteure, die sich im Zuge der Liberalisierung der Energiemärkte entwickelt haben, 
bieten Dienstleistungen für industrielle Stromabnehmer, aber auch Händler und Energiever-
sorgungsunternehmen zur Verbesserung von deren Strombereitstellung an.135  
Energiebroker vermitteln gegen Gebühr Handelsgeschäfte zwischen zwei Marktteilnehmern. 
Sie verhandeln Kontrakte zwischen Händlern und/oder Lieferanten, beschaffen Informationen 
und bahnen Stromlieferungen an. 136 
Die Inanspruchnahme eines Brokers hat für Handelsteilnehmer den Vorteil, dass sie bis zum 
Abschluss des Geschäftes anonym bleiben.137 Dies kann bspw. dann vorteilhaft sein, wenn ein 
Kraftwerksbetreiber aufgrund des Ausfalls einer seiner Erzeugungsanlagen gezwungen ist, 
eine große Menge Strom zusätzlich einzukaufen, um seinen vertraglichen Lieferverpflichtun-
gen nachkommen zu können. Würde er in einem solchen Fall namentlich am Markt auftreten, 
würde dies möglicherweise zu einem (zusätzlichen) Preisanstieg führen. 
Darüber hinaus übernehmen Broker – neben Portfoliomanagern – auch das Energie-
Portfoliomanagement138 für Kunden. Dies umfasst die Optimierung von Beschaffungszeit-
punkten und -mengen für industrielle Stromabnehmer, aber auch für Händler und Energiever-
sorgungsunternehmen.139 Dabei können sowohl Broker als auch Portfoliomanager durch die 
Bündelung mehrerer Kunden Synergieeffekte bei der Energiebeschaffung generieren und nut-
zen. Bezogen auf die industrielle Bereitstellung elektrischer Energie ist die Expertise von 
Brokern und Portfoliomanagern dann von zentraler Bedeutung, wenn industrielle Abnehmer 
nicht selbst in der Lage sind, die dafür notwendigen personellen Kapazitäten und Kompeten-
zen aufzubauen. 
Das Tätigkeitsfeld von Maklern ist dem der Broker sehr ähnlich. Der Unterschied zwischen 
beiden Akteuren ist darin zu sehen, dass Broker ausschließlich an der Börse tätig sind und nur 
dort ihre Kundenaufträge bearbeiten, während Makler auch im bilateralen Geschäft zwischen 
                                                                                                                                                                                     
zu halten. Das ist nur dann möglich, wenn es den Händlern gelingt, Ein- und Ausspeisungen möglichst exakt 
zu prognostizieren. 
134
  Broker, Portfoliomanager und Makler werden in der Literatur zum Teil auch als ‚Intermediäre‘ zusammen-
gefasst. Vgl. KOCH, M.; BAIER, D. (2003) 50 
135
 Vgl. POSCH, W. (2011) S. 99 
136
 Vgl. ZANDER, W.; RIEDEL, M.; HELD, C. et al. (2000) S. 74 
137
 Vgl. SPICKER, J. (2006) S. 113 
138
 Zur Diskussion der Begriffsverwendung in der Energiewirtschaft vgl. GÜNTHER, S.; EßER-SCHERBACK, C. 
(2001) S. 254. Zu den Schritten des Aufbaus eines Portfoliomanagements vgl. u. a. VON BERNUTH, W. B. e. 
a. (2004) S. 55 f.; DEUTENBERG, M. (2004) S. 328 ff. Das Portfoliomanagement wird z. T. auch von Profit 
Centern großer Industrieunternehmen angeboten. Diese nutzen ihre Kompetenzen am Energiemarkt zum 
Aufbau eines zusätzlichen Geschäftsfeldes. Vgl. dazu PISCHON, A. (2003) S. 129 ff. 
139
 Vgl. SPICKER, J. (2006) S. 114 
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Abnehmern und Lieferanten vermitteln.140 Industrieunternehmen sind daher auch in der Lage, 
über einen Makler mit einem IPP oder EVU in Verbindung zu treten. 
Übertragungs- und Verteilnetzbetreiber  
Für den (physikalischen) Transport elektrischer Energie vom Ort der Erzeugung zum Ort der 
Nutzung (bzw. des „Verbrauchs“) sind in Deutschland die Betreiber von Übertragungs- und 
Verteilnetzen verantwortlich. Das deutsche Stromnetz ist in vier Spannungsebenen (Höchst-, 
Hoch-, Mittel- und Niederspannung) unterteilt. Die Höchstspannungsnetze (220 und 380 Ki-
lovolt (kV))141 bestehen in Deutschland aus vier Regelzonen, die von jeweils einem Übertra-
gungsnetzbetreiber unterhalten werden. Sie dienen dem europaweiten Energietransport sowie 
dem Anschluss großer Kraftwerksblöcke und Abnehmer. Innerhalb ihrer Regelzone sind die 
Übertragungsnetzbetreiber dafür verantwortlich, dass sich die entnommenen und eingespeis-
ten Energiemengen zu jeder Zeit entsprechen. Um dies zu gewährleisten, führen sie sogenann-
te Bilanzkreise, also Kontierungssysteme, die die Summe der Einspeisungen der Summe der 
Entnahmen gegenüberstellen.142  
Die unter der Höchstspannungsebene angeordneten Netzebenen (Hochspannung (110 kV), 
Mittelspannung (20 kV) und Niederspannung (0,4 kV)) befinden sich in Besitz von Verteil-
netzbetreibern. Deren Aufgabe besteht darin, den Strom an alle unterhalb der Höchstspan-
nungsebene angeschlossenen Abnehmer zu verteilen bzw. mittlere und kleinere Kraftwerks-
blöcke sowie andere Energieerzeuger (z. B. Kleinerzeuger) und Weiterverteiler (z. B. Stadt-
werke) an das Netz anzuschließen. Um den Anforderungen an liberalisierte Energiemärkte 
gerecht zu werden, dürfen Netzbetreiber keinerlei Stromlieferanten- und Händlerfunktionen 
übernehmen („Unbundling“).143 Besitzer der Verteilnetze sind neben den Verbundunterneh-
men auch regionale oder lokale Energieversorger. 
Für die Energiebereitstellung aus Sicht von Industrieunternehmen haben Übertragungs- und 
Verteilnetzbetreiber in erster Linie in Verbindung mit der Verantwortung für die physikali-
sche Lieferung und damit für eine unterbrechungsfreie Stromversorgung Bedeutung.144 Darü-
ber hinaus kommt den Netzbetreibern als Vertragspartner jedoch auch im Zuge des Verkaufs 
eigenerzeugter elektrischer Energie eine Relevanz zu.145  
                                                          
140
 Vgl. ZANDER, W.; RIEDEL, M.; HELD, C. et al. (2000) S. 74 
141
 Der Energiehandel findet auf der Höchstspannungsebene statt. 
142
 Vgl. u. a. ZANDER, W.; RIEDEL, M.; HELD, C. et al. (2000) S. 34 ff. 
143
 Vgl. KONSTANTIN, P. (2009) S. 42 
144
 Vgl. Abschnitt 2.1 
145
 Vgl. Abschnitt 3.3.2 
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Stromabnehmer bzw. -verbraucher146 
Die der Erzeugung entgegengesetzte und damit letzte Stufe der Energiewertschöpfung stellt 
die Energienutzung dar. Genutzt wird elektrische Energie von unterschiedlichen Gruppen von 
Stromabnehmern, die üblicherweise in Landwirtschafts-, Verkehrs-, Gewerbe-, Dienstleis-
tungs-, Haushalts- sowie den für die vorliegende Arbeit relevanten Industriekunden unterteilt 
werden.147 
Abgesehen von ihrer „Verbraucherfunktion“ erlangen Stromabnehmer vor dem Hintergrund 
der Liberalisierung und des verstärkten Einsatzes erneuerbarer Energiequellen auch als Be-
treiber von eigenen (Klein-)Erzeugungsanlagen zunehmende Bedeutung für die Wertschöp-
fungsstufe der Stromerzeugung. Auf die entsprechenden Anknüpfungspunkte hinsichtlich 
einer MoB-Entscheidung wurde bereits im Rahmen der Ausführungen zu den Kraftwerksbe-
treibern eingegangen. 
Aus der zunehmenden Verschmelzung zwischen den beiden „Enden“ der Wertschöpfungsstu-
fe lässt sich außerdem ableiten, dass die Bereitstellung elektrischer Energie Facetten des Ver-
kaufs umfassen kann. Für Stromabnehmer ist der Betrieb eigener Erzeugungsanlagen nicht 
nur vor dem Hintergrund geringerer Kosten gegenüber dem Fremdbezug von Relevanz. Die 
Wirtschaftlichkeit der Eigenerzeugung (und damit implizit auch des Fremdbezugs) hängt in 
gewisser Hinsicht auch von den Alternativen ab, die sich bezüglich des Verkaufs elektrischer 
Energie bieten. Durch den Verkauf lassen sich Erlöse generieren, die dazu beitragen können, 
die Stromerzeugungskosten zu tragen.  
Es lässt sich daher konstatieren, dass die Möglichkeit des Verkaufs elektrischer Energie als 
Einflussgröße der Energiebereitstellung aufgefasst werden kann. Diese Überlegungen sollen 
im folgenden Abschnitt vertieft werden. 
  
                                                          
146
 Im Fall der Bereitstellung elektrischer Energie werden diese auch als Verbraucher bezeichnet, da die End-
energie Elektrizität umgangssprachlich verbraucht wird – sie steht danach in ihrer Form als Strom nicht 
mehr zur Verfügung. Im physikalischen Sinne wird sie jedoch umgewandelt (z. B. in Licht) und anschlie-
ßend genutzt. 
147
  Vgl. BDEW (2014b) S. 1 
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2.6  Verwendung elektrischer Energie als interdependentes Entscheidungsbündel 
Die Verwendung148 elektrischer Energie in Industrieunternehmen wurde in den letzten Ab-
schnitten bereits ansatzweise thematisiert: Die Verwendung bzw. Nutzung elektrischer Ener-
gie nimmt in vielen produktionsnahen und -fernen Prozessen eines jeden Unternehmens eine 
zentrale Rolle ein, da sie nur schwer durch andere Energieformen substituierbar ist.149 Diese 
originäre Form der Verwendung bzw. des Einsatzes elektrischer Energie im Rahmen der Ge-
schäftstätigkeit, d. h. der umgangssprachliche „Verbrauch“ elektrischer Energie, soll auch in 
der vorliegenden Arbeit als primärer Zweck der Energiebereitstellung angesehen werden.  
Darüber hinaus existieren jedoch weitere, „zusätzliche“ Verwendungsmöglichkeiten elek-
trischer Energie. Dazu gehört der Verkauf von Energiemengen, die nicht im Rahmen der Ge-
schäftstätigkeit verbraucht werden. 
Neben dem Verkauf elektrischer Energie hat der verstärkte Einsatz regenerativer Energiequel-
len, die Strom zum Teil fluktuierend erzeugen, die Entwicklung von Speichertechnologien 
initiiert und forciert, aus der eine zweite „zusätzliche“ Verwendungsalternative resultiert: die 
Speicherung (überschüssiger) elektrischer Energie.150 
Bereitstellung und Verwendung elektrischer Energie lassen sich nicht ohne Weiteres isoliert 
betrachten, zwischen beiden bestehen Wechselwirkungen:151 Die Bereitstellung erfolgt in der 
Regel vor dem Hintergrund eines prognostizierten Energiebedarfs. Die Bedarfsprognose ba-
siert auf Annahmen hinsichtlich einer geplanten Verwendung bzw. Nutzung (i. S. v. „Ver-
brauch“) elektrischer Energie. Damit beeinflusst die Verwendung die Bereitstellung elektri-
scher Energie. Gleichzeitig ist festzuhalten, dass erst durch die Bereitstellung eine Form der 
(zusätzlichen) Verwendung elektrischer Energie möglich ist und damit umgekehrt die Bereit-
stellung auch die Verwendung beeinflusst. Bedingt durch diese Wechselwirkungen kann es 
aus Sicht eines Entscheidungsträgers – dessen Wissen um die zusätzlichen Verwendungsmög-
lichkeiten vorausgesetzt – bspw. vorteilhaft sein, die Leistung einer anzuschaffenden Eigener-
zeugungsanlage bewusst so zu wählen, dass mehr Energie erzeugt als im Rahmen der Ge-
schäftstätigkeit genutzt wird, um so überschüssige elektrischer Energie bereitzustellen, die 
einer alternativen (zusätzlichen) Verwendung zugeführt werden kann. 
                                                          
148
 Die Energieverwendung stellt das Ende einer energiewirtschaftlichen Umwandlungskette dar. In Verbindung 
mit Abbildung 2-1 lässt sich dies der Nutzenergie zuordnen. Vgl. auch WOHINZ, J. W.; MOOR, M. (1989) S. 
104 
149
 Vgl. Abschnitt 2.1 
150
 Hinsichtlich der Speicherbarkeit elektrischer Energie sei auf die Ausführungen des Abschnitts 2.1 verwie-
sen. 
151
 Vgl. KRASENBRINK, B.; HAUBRICH, H.; GROß, J. et al. (2003) S. 29 
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Unter Bezugnahme auf die beiden oben genannten zusätzlichen Verwendungsformen ‚Ver-
kauf‘ (Sell) und ‚Speicherung‘ (Store) lassen sich die in der nachstehenden Abbildung 2-5 
aufgeführten und nachfolgend beschriebenen Handlungsmöglichkeiten unterscheiden. Dem-
nach wird in Relation zum Energiebedarf eines Unternehmens zu viel bereitgestellte elektri-
sche Energie entweder verkauft (bzw. in das öffentliche Stromnetz eingespeist) oder mittels 
entsprechender Technologien (zwischen-)gespeichert. 
Aus der Speicherung erwachsen wiederum weitere Handlungsmöglichkeiten. So kann die 
(zwischen-)gespeicherte elektrische Energie unter anderem genutzt werden, um:  
- potenzielle Versorgungslücken zu überbrücken, die durch Störungen im öffentlichen 
Stromnetz entstehen,152 
- kurzfristige Lastspitzen im eigenen Unternehmen abzudecken,153  
- ein ohne Anschluss an ein öffentliches Stromnetz genutztes Kraftwerk (Inselbetrieb)154 
nach einem (plan- oder außerplanmäßigen) Ausfall hochzufahren,155 oder 
- sie zu einem späteren Zeitpunkt zu verkaufen, weil dann ein höherer Energieverkaufspreis 
als zum Zeitpunkt der Stromerzeugung erwartet wird.156 
 
Abb. 2-5: Handlungsmöglichkeiten der Verwendung überschüssiger elektrischer Ener-
gie157 
                                                          
152
 Vgl. MAUCH, W.; MEZGER, T.; STAUDACHER, T. (2009) S. 18 In der Literatur wird dabei zwischen nur 
kurzzeitigen und länger andauernden Unterbrechungen differenziert. Vgl. auch die Ausführungen im Ab-
schnitt 3.3.1 
153
 Vgl. NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et al. (2009) S. 23 
154
 Vgl. u. a. NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et al. (2009) S. 25 ff. 
155
 Vgl. DÖTSCH, C.; KANNGIEßER, A.; WOLF, D. (2009) S. 353 In diesem Zusammenhang wird auch der Ter-
minus ‚Schwarzstart‘ verwendet. 
156
 Vgl. LEHNERT, W.; VOLLPRECHT, J. (2012) S. 364 ff. 
Überschüssige elektrische Energie
Sofortiger Verkauf bzw. Einspeisung 
in das öffentliche Stromnetz
Speicherung der elektrischen Energie
Sell Store
Späterer Verbrauch:
- um Versorgungslücken zu überbrücken
- um Lastspitzen abzudecken
- um Schwarzstart zu ermöglichen
Späterer 
Verkauf
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Vor dem Hintergrund dieser Überlegungen soll im Folgenden nicht mehr nur ausschließlich 
von ‚Bereitstellungsentscheidungen‘ in Bezug auf elektrische Energie, sondern von ‚Bereit-
stellungs- und Verwendungsentscheidungen‘ gesprochen werden. Diese Erweiterung gilt es 
einerseits im Rahmen der sich anschließenden Strukturierung der Entscheidungssituation auf-
zugreifen. Andererseits muss die Identifikation und Charakterisierung von Alternativen neben 
der Bereitstellung auch die Verwendung umfassen. Beide Facetten, Bereitstellung und Ver-
wendung, bilden die Schwerpunkte folgenden dritten Kapitels.  
                                                                                                                                                                                     
157
 Quelle: eigene Abbildung 
3  Systematisierung und Charakterisierung der Energiebereitstel-
lungs- und -verwendungsalternativen  
3.1  Alternativensuche und Strukturierung der Entscheidungssituation 
Komplexe Entscheidungssituationen, zu denen eine grundlegende Neuplanung der Energiebe-
reitstellung und -verwendung gezählt werden kann, lassen sich meist in sachlicher und zeit-
licher Hinsicht in näher zu untersuchende, allerdings oft interdependente Teilprobleme zerle-
gen und anhand von Ursache-Wirkungsbeziehungen unter anderem in eine hierarchische Ord-
nung bringen.1 Diese hierarchische Ordnung kann als Entscheidungsstruktur bezeichnet wer-
den, auf deren Basis sich logische Implikationen für die Lösung einer Problemstellung ablei-
ten lassen.2 
Um eine generische Entscheidungsstruktur für die Bereitstellung und Verwendung elektri-
scher Energie zu entwickeln, soll im Folgenden auf die idealtypischen Elemente von Ent-
scheidungsmodellen zurückgegriffen werden. Letztere dienen einerseits dazu, die verschiede-
nen Handlungsalternativen sowie deren Abhängigkeiten (und Unabhängigkeiten) zu beschrei-
ben, andererseits eine Bewertung der Alternativen unter Berücksichtigung einer Zielstellung 
zu ermöglichen. Zu den Basiselementen eines Entscheidungsmodells gehören:
3
 
- das Entscheidungsfeld, d. h. die modellmäßig erfassten Handlungsalternativen, (Um-
welt-)Zustände4 (gegebenenfalls inkl. Eintrittswahrscheinlichkeiten) und Ergebnisse5 
sowie 
- die Zielfunktion6 des Entscheiders. 
Die Identifikation von Handlungsalternativen kann die Strukturierung der Entscheidungssitua-
tion unterstützen. Dieses Basiselement soll daher im Fokus der folgenden Ausführungen ste-
hen.7 
Handlungsalternativen stellen gemäß der Entscheidungstheorie die Gesamtheit aller zur Ver-
fügung stehenden Handlungsmöglichkeiten dar. Sie „lassen sich [..] durch die Werte solcher 
Größen beschreiben, die der Entscheider [..] variieren kann“8 Diese werden auch als Entschei-
                                                          
1
 Vgl. MIKUS, B. (2009) S. 49 
2
 Vgl. LAUX, H. (2007) S. 17 
3
 Vgl. BITZ, M. (1977) S. 68 ff.; LAUX, H. (2007) S. 19 ff. 
4
 Vgl. LAUX, H. (2007) S. 22 f. sowie die Abschnitte 4.4.2.1, 4.4.2.2, 4.4.3 und 4.4.4 
5
 Vgl. LAUX, H. (2007) S. 21 sowie den Abschnitt 4.6.1 
6
 Vgl. LAUX, H. (2007) S. 23 ff. sowie die Abschnitte 4.1.4.1 und 4.3.3 
7
 Die weiteren Basiselemente werden im Verlauf der Arbeit an den geeigneten Stellen aufgegriffen. Vgl. auch 
Fußnoten 4 bis 6 
8
 LAUX, H. (2007) S. 20 
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dungsvariablen (Aktionsvariablen bzw. Aktionsparameter) bezeichnet.9 Die Veränderung ih-
rer Ausprägung führt zu anderen Handlungsalternativen.10 Die Alternativen können aus ein-
zelnen Handlungen/Aktivitäten bestehen, bilden jedoch häufig ein Bündel aus diesen.
11
  
An die Alternativen werden verschiedene Anforderungen gestellt:12 So müssen sie sich gegen-
seitig ausschließen, um unabhängig voneinander eine Problemlösung zu ermöglichen. Darü-
ber hinaus müssen sie zum Zeitpunkt ihrer Realisierung verfüg- und angesichts bestehender 
ökonomischer, ökologischer, technischer und rechtlicher Restriktionen umsetzbar sein. 
Die möglichst vollständige Erfassung von Handlungsalternativen, d. h. die Alternativensuche, 
stellt ein eigenes, oft komplexes und schlecht strukturiertes Problem innerhalb eines Ent-
scheidungsproblems dar. Zur besseren Strukturierung empfiehlt sich eine Zerlegung in einzel-
ne Teilschritte:13 
- Suche nach Einzelideen, 
- Kombination der Einzelideen zu Alternativen, 
- Präzisierung der identifizierten Alternativen, 
- Analyse des Aufbaus von Alternativen, 
- Zulässigkeits- und Realisierbarkeitsprüfung, 
- Überprüfung der Vollständigkeit der Alternativen. 
Die Basis für die Alternativensuche stellt die ggf. in Verbindung mit  einer Problemerkenntnis 
erfolgende Zielbildung dar.14 Die Suche nach Handlungsalternativen und hierbei vor allem die 
ersten beiden der oben aufgeführten Schritte werden maßgeblich von den Ergebnissen der 
Problemerkenntnis und der Zielbildung determiniert.15 So sind es einerseits konkrete Ziele 
(hier z. B. die Kostenminimierung)16 und deren angestrebte Erreichungsgrade, andererseits 
aber auch die in der Ausgangssituation (die zu einer Problemfeststellung führt) realisierte(n) 
Alternative(n), die auf die ersten beiden Schritte der Alternativensuche einwirken. Der dritte 
Schritt, die Präzisierung von Alternativen, geht mit der Identifikation erster Wirkungsprogno-
sen von Handlungsmöglichkeiten und somit auch der potenziellen Unterstützung bei der Ziel-
erreichung einher.17 Unter Rückgriff auf die oben bereits genannten möglichen Restriktionen 
                                                          
9
 Entscheidungsvariablen lassen sich dadurch von (Umwelt-)Zuständen abgrenzen, dass letztgenannte von 
einem Entscheidungsträger nicht beeinflusst werden können.  
10
 Vgl. SCHWEITZER, M. (2011) S. 77 
11
 Vgl. GÖTZE, U. (2008) S. 38 
12
 Vgl. MAG, W. (1995) S. 66 f. 
13
 Vgl. SCHWEITZER, M. (2011) S. 78 f.; WILD, J. (1982) S. 85 ff. 
14
 Vgl. SCHWEITZER, M. (2011) S. 77 
15
 Vgl. MIKUS, B. (2009) S. 63 
16
 Vgl. Abschnitt 2.4 und im weiteren Verlauf die Abschnitte 4.1.4.1 sowie 4.3.3 
17
 Vgl. SCHWEITZER, M. (2011) S. 78 
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(Ökonomie, Ökologie, Technik, Recht) ist es bereits in diesem Teil der Alternativensuche 
möglich, offensichtlich unvorteilhafte Alternativen von erfolgversprechenden abzugrenzen.18 
Diese allgemeinen Ausführungen sollen nachfolgend auf die Bereitstellung und Verwendung 
elektrischer Energie übertragen werden. Dazu wird im Weiteren deren grundlegende Neupla-
nung unterstellt.19  
Die Entscheidungssituation lässt sich vor dem Hintergrund der Alternativenstruktur in zwei 
Sichten und drei Ebenen zerlegen. Dies gibt die untenstehende Abbildung 3-1 graphisch wie-
der. Die beiden Sichten bilden einerseits die Bereitstellung, andererseits die Verwendung 
elektrischer Energie. Beide stehen - wie in Abschnitt 2.6 bereits skizziert - in wechselseitigen 
Beziehungen: So können Entscheidungen der Bereitstellungssicht Entscheidungen der Ver-
wendungssicht beeinflussen und umgekehrt.20 
Um die Alternativen beider Sichten strukturiert und transparent präzisieren und charakterisie-
ren zu können, erfolgt zudem eine Differenzierung zwischen drei Ebenen innerhalb des Ent-
scheidungsproblems. Diese sollen nachfolgend erläutert werden, wobei eine Konzentration 
auf die Bereitstellungssicht erfolgt. Hinsichtlich der Verwendungssicht werden im Anschluss 
daran lediglich die Unterschiede zur Bereitstellungssicht erörtert. 
 
Abb. 3-1:  Sichten und Ebenen des Entscheidungsproblems21 
                                                          
18
 Vgl. SCHWEITZER, M. (2011) S. 80 
19
 Die reale Entscheidungssituation gestaltet sich deutlich einfacher, wenn eine grundlegende Neuplanung aus 
Sicht eines Entscheiders nicht erforderlich ist. In diesem Fall ist die in den nachfolgenden Ausführungen 
wiedergegebene Struktur des Entscheidungsproblems an die reale Entscheidungssituation anzupassen. 
20
 Vgl. Abschnitt 2.6 sowie die Abschnitte 4.4.2.1, 4.4.2.2, 4.4.3 und 4.4.4 
21
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Im Fokus der ersten Ebene stehen die grundlegenden Handlungsmöglichkeiten zur Bereitstel-
lung elektrischer Energie. Darunter sind die in Abschnitt 2.2 bereits erläuterten Bereitstel-
lungswege Eigenerzeugung (Make), Fremdbezug (Buy) sowie Hybridformen (z. B. Partielle 
Integration) zu fassen. 
Auf der zweiten und dritten Ebene erfolgt eine sukzessive Präzisierung der bereitstellungs-
wegbezogenen Alternativen. Dies spiegelt sich bezüglich der ‚Eigenerzeugung‘ in der Diffe-
renzierung zwischen verschiedenen verfügbaren Technologien22 wider (z. B. Photovoltaik, 
Kraft-Wärme-Kopplung).23 Hinsichtlich des ‚Fremdbezugs‘ lassen sich die Alternativen über 
die unterschiedlichen Vertragsformen24 konkretisieren, die für die Bereitstellung elektrischer 
Energie existieren (z. B. Vollstromversorgung, Strukturierte Beschaffung).25 Darüber hinaus 
ist eine Kombination oder Bündelung von Technologien und Vertragsformen beider Bereits-
tellungswege im Sinne der Partiellen Integration möglich. Bei dieser wird die Leistungsmen-
ge, d. h. die bereitzustellende Menge elektrischer Energie, auf Technologien und Vertrags-
formen aufgeteilt.26 
Die Nutzung bzw. Inanspruchnahme von Technologien und/oder Vertragsformen erfordert in 
der Regel die Bereitstellung eines Bündels aus Sach- oder Dienstleistungen (z. B. Anlage, 
Brennstoffe), personellen Ressourcen (z. B. Betriebspersonal), aber auch Prozessen bzw. de-
ren Erbringung (z. B. Beschaffungsprozessen) einher. Daraus resultiert die dritte Ebene des 
Entscheidungsproblems. Im Kontext der vorliegenden Arbeit sollen die angedeuteten „Objek-
te“ als ‚Bausteine‘ der Nutzung bzw. Inanspruchnahme von Technologien oder Vertragsfor-
men, die der Bereitstellung elektrischer Energie dienen, bezeichnet werden.27 Dabei beein-
flusst die Charakteristik einer Technologie oder Vertragsform die zu berücksichtigenden Bau-
steine: So erfordern Technologien oder Vertragsformen jeweils bestimmte Bausteine, wäh-
rend diese bei anderen  nicht relevant sind.28 Im Umkehrschluss erfahren die Technologien 
                                                          
22
 Eine Technologie wird im Kontext der vorliegenden Arbeit in Anlehnung an PERILLIEUX als „Wissen um 
naturwissenschaftlich-technische Zusammenhänge zur Lösung technischer Probleme“ verstanden. 
PERILLIEUX, R. (1987) S. 12. Ähnliche Definitionen finden sich u. a. bei BULLINGER, H. (1994) S. 34; 
SCHUH, G. et. al. (2011) S. 34. Einen Überblick über verschiedene Perspektiven des Begriffs vermitteln u. a. 
EWALD, A. (1989) S. 32 f.; BINDER, V.; KANTOWSKY, J. (1996) S. 87 ff. Abzugrenzen ist der Terminus vom 
Begriff ‚Technik‘. Dieser steht für die „materiellen Ergebnisse des Problemlösungsprozesses, ihre Herstel-
lung und ihren Einsatz“. EWALD, A. (1989) S. 33. In diesem Kontext wird im Folgenden der Begriff ‚Anla-
ge‘ in Abgrenzung zum Begriff ‚Technologie‘ verwendet. Vgl. auch die Abschnitte 3.4 und 3.5.1 
23
 Vgl. Abschnitt 3.2.1 
24
 Unter einem Vertrag ist ein Schuldverhältnis zu verstehen, das durch „inhaltlich übereinstimmende, mit 
Bezug aufeinander abgegebene Willenserklärungen mindesten zweier Personen“ entsteht. Vgl. u. a. OETKER, 
H.; MAULTZSCH, F. (2013) S. 2 
25
 Vgl. Abschnitt 3.2.2 
26
 Vgl. Abschnitt 3.2.3 
27
 Vgl. die Abschnitte 3.4, 3.5.1, 3.5.2, 3.5.3 und 3.5.4 
28
 Vgl. Abschnitt 3.4 
40   Kapitel 3: Systematisierung und Charakterisierung der Alternativen 
 
und Vertragsformen erst durch die Bausteine ihre Konkretisierung bzw. Ausgestaltung. Da die 
Bausteine unterschiedlich aufgebaut sein können (z. B. verschiedene Anlagenleistungen), 
ergeben sich aus ihrer Bündelung jeweils unterschiedlich ausgestaltete Technologien sowie 
Vertragsformen und damit Alternativen der darüber liegenden Ebene.  
Ein Unternehmen hat im Rahmen der Entscheidung für eine oder mehrere Alternative(n) zur 
Bereitstellung elektrischer Energie auch über die Bereitstellung der eine Technologie oder 
Vertragsform ausgestaltenden Bausteine zu entscheiden. Daraus lässt sich ableiten, dass sich 
ein energiebezogenes Bereitstellungsproblem aus mehreren sukzessiv zu treffenden Bereits-
tellungsentscheidungen für die jeweils relevanten Bausteine der betrachteten Technologien 
und/oder Vertragsformen zusammensetzt. Für diese „nachgelagerten“ MoB-Entscheidungen 
lassen sich ebenfalls die Alternativen Make, Hybrid oder Buy unterscheiden. Erst nach Lö-
sung der jeweiligen bausteinbezogenen Teilentscheidungsprobleme kann auf der obersten 
Ebene die energiebezogene „Gesamtentscheidung“ getroffen werden. Die Abbildung 3-2 fasst 
die Ausführungen graphisch zusammen. Dabei ist in der Abbildung angedeutet, dass zwi-
schen den unterschiedlich ausgestalteten Technologien und Vertragsformen der Bereitstel-
lungsseite und damit auch zwischen den Bausteinen Interdependenzen bestehen können. Auf 
diesen Aspekt wird im Weiteren noch näher eingegangen. 
 
Abb. 3-2:  Entscheidungsstruktur der Bereitstellungssicht29 
Die Überlegungen der Bereitstellungssicht lassen sich unter Rückgriff auf die Erkenntnisse 
des Abschnitts 2.6 mit folgenden Modifikationen auf die Verwendungssicht übertragen: 
                                                          
29
 Quelle: eigene Darstellung. Erläuterungen zu den verwendeten Indizes: tm bzw. TM steht für Technologie 
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- Erste Ebene: 
- Die alternativen Verwendungswege lauten ‚Verkauf‘ (Sell) und ‚Speicherung‘ (Store) 
elektrischer Energie. Diese werden durch – gegenüber der Bereitstellungssicht anders 
ausgestaltete – Hybridformen komplettiert.30 
- Zweite Ebene: 
- Die Alternative ‚Sell‘ wird durch die verschiedenen realisierbaren Vertragsformen31 
(z. B. EEG-Einspeisung, Marktprämienmodell) präzisiert.32 
- Die Alternative ‚Store‘ kann durch die zur Wahl stehenden Technologien33 (z. B. ver-
schiedene Akkutechnologien, Druckluftspeicher)34 konkretisiert werden, 
- Dritte Ebene: 
- Für die Nutzung bzw. Inanspruchnahme jeder Verwendungsalternative sind – in Analo-
gie zu den Ausführungen der Bereitstellungssicht – verschiedene (teilweise anders aus-
gestaltete) Bausteine bereitzustellen. 
In Ergänzung zu den Ausführungen des Abschnitts 2.6 soll nachfolgend verdeutlicht werden, 
dass die Speicherung elektrischer Energie nicht ausschließlich der Verwendungssicht zuzu-
ordnen ist.35 Das liegt darin begründet, dass die Speicherung aus zwei Vorgängen besteht: 
- aus der Einspeicherung elektrischer Energie (d. h. aus dem Laden eines Speichers) und  
- aus der Ausspeicherung (d. h. aus dem Entladen eines Speichers).  
Während das Einspeichern mit der in Abschnitt 2.6 beschriebenen Verwendung elektrischer 
Energie korrespondiert, bildet das Ausspeichern ein Facette der Bereitstellung: So wurde be-
reits in Abschnitt 2.6. darauf hingewiesen, dass gespeicherte elektrische Energie für eine spä-
tere Nutzung im Unternehmen bereitgehalten werden kann. Daraus lässt sich ableiten, dass 
die Bereitstellung nicht nur die Eigenerzeugung und den Fremdbezug, sondern auch die Nut-
zung gespeicherter elektrischer Energie (Ausspeicherung) umfasst. In der nachfolgenden Ab-
bildung 3-3 ist dieser Aspekt durch die gepunktete Verbindungslinie zwischen der Bereitstel-
lungssicht und dem (eigentlichen) Verwendungsweg ‚Store‘ angedeutet.  
Die gegenläufig ausgerichteten Pfeile zwischen den Alternativen beiden Sichten sollen die 
Interdependenzen andeuten, die dazu führen, dass die Entscheidungen beider Sichten nicht 
isoliert, sondern integriert betrachtet werden müssen.  
                                                          
30
 Vgl. Abschnitt 3.3.3 
31
 Zur Begriffsabgrenzung sei auf die Ausführungen zur Bereitstellungssicht verwiesen. 
32
 Vgl. Abschnitt 3.3.2 
33
 Zur Begriffsabgrenzung sei auf die Ausführungen der Bereitstellungssicht verwiesen. 
34
 Vgl. Abschnitt 3.3.1 
35
 Vgl. Abbildung 2-5 
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Abb. 3-3:  Entscheidungsstruktur der Bereitstellungs- und Verwendungssicht36 
Potenzielle Interdependenzen zwischen beiden Sichten wurden bereits in Abschnitt 2.6 ange-
deutet. Diese bestehen darin, dass die Entscheidungen für Technologien und Vertragsformen 
sowie deren Ausgestaltung durch die jeweils relevanten Bausteine in einer der beiden Sichten, 
von den Entscheidungen der jeweils anderen Sicht beeinflusst werden und umgekehrt.  
Diese wechselseitigen Abhängigkeiten technologie- und vertragsformbezogener Entscheidun-
gen resultieren aus den Zusammenhängen zwischen den Entscheidungen, die in den beiden 
Sichten hinsichtlich der Menge(n) elektrischer Energie zu treffen sind, welche eigenerzeugt, 
fremdbezogen, ein- und ausgespeichert sowie verkauft werden sollen. So sinkt bspw. bei ins-
gesamt konstantem Energiebedarf die Menge fremdbezogener Energie mit einer zunehmen-
den eigenerzeugten Energiemenge. Auf der Verwendungsseite sinkt bei konstanter überschüs-
siger Energie die Menge der für den Verkauf zur Verfügung stehenden. Gleichzeitig kann die 
Menge eigenerzeugter und fremdbezogener Energie nach Speicherung elektrischer Energie 
reduziert werden, da der eingespeicherte Strom für eine Verwendung im Unternehmen bereit 
steht. Weiterhin determinieren erst die auf die Energiemenge bezogenen Entscheidungen der 
Bereitstellungssicht, ob und in welchem Umfang elektrische Energie über den eigenen Bedarf 
hinausgehend für eine Speicherung oder einen Verkauf zur Verfügung steht. 
Da die Energiemenge (in kWh oder MWh) eine aus der elektrischen Leistung (kW oder MW) 
und der Zeit (in der Regel in h) zusammengesetzte Größe ist, stellen diese beiden ebenfalls 
(weitestgehend)37 Entscheidungsvariablen der vorliegenden Entscheidungsstruktur dar. 
                                                          
36
 Quelle: eigene Darstellung. Ergänzende Erläuterungen zu den verwendeten Indizes: ts bzw. TS steht für 
Technologie ‚Store‘, vs bzw. VS für Vertragsform ‚Sell‘. Vgl. auch die Abschnitte 4.3.3 und 4.6.1 
37
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Um die Wechselwirkungen zwischen den Entscheidungen erfassen zu können, ist eine Identi-
fikation und Charakterisierung von Handlungsalternativen und -alternativenbündeln der ver-
schiedenen Ebenen notwendig. Diese erfolgt in den Abschnitten 3.2.1 bis 3.5.4. 
Ferner ist festzuhalten, dass sich an die dritte Ebene weitere Entscheidungsebenen anschlie-
ßen können, die u. a. Entscheidungen bezüglich der Elemente und der Zusammensetzung von 
Bausteinen oder die Wahl eines bestimmten (Baustein-)Lieferanten betreffen können. Diese 
Ebenen werden aus den weiteren Betrachtungen weitestgehend ausgeklammert. 
3.2  Alternativen der Energiebereitstellung 
3.2.1  Alternativen zur Eigenerzeugung elektrischer Energie 
Vorüberlegungen 
Zur Eigenerzeugung elektrischer Energie lassen sich verschiedene Technologien nutzen, die 
nachfolgend auf Basis ihrer Charakteristika zunächst systematisiert und anschließend vorge-
stellt werden sollen.  
Eine Systematisierung kann sich an den Primärenergien bzw. Primärenergieträgern38 und da-
mit am Prozessinput der Stromerzeugung orientieren: Neben den fossilen Energieträgern (z. 
B. Kohle, Erdöl und Erdgas) sowie Kernbrennstoffen (z. B. Uran)39 existieren erneuerbare 
Energieträger (z. B. Wind, Sonne, Biomasse, Wasserkraft und Geothermie).40  
Zudem können Technologien anhand der Charakteristik der für die Stromerzeugung notwen-
digen Umwandlungsprozesse (Prozessthroughput) differenziert werden. KONSTANTIN nimmt 
diesbezüglich eine Einteilung in thermische und nicht-thermische Energieumwandlung vor. 
Erstgenannte lassen sich anhand der ihnen zugrundeliegenden Umwandlungstechnologien 
weiter unterscheiden in Dampfturbinen-, Gasturbinen-, Gas- und Dampfturbinen- (GuD) so-
wie Verbrennungsmotorkraftwerke. Zur nicht-thermischen Umwandlung gehören die Techno-
logien Wasserkraft (Laufwasser-, Speicher- und Pumpspeicherkraftwerke), Windkraft sowie 
Photovoltaik (PV).41 
                                                          
38
 Vgl. Abschnitt 2.1 
39
 Vgl. BLAESIG, B. (2007) S. 32 Kernkraftwerke sollen für die vorliegende Arbeit vernachlässigt werden, da 
davon auszugehen ist, dass selbst sehr große Industrieunternehmen aufgrund der strengen rechtlichen Rege-
lungen, denen die Kernenergienutzung unterworfen ist, und vor dem Hintergrund des von der deutschen 
Bundesregierung beschlossenen Ausstiegs aus der Nutzung von Kernenergie zur Stromerzeugung, nicht vor 
der Entscheidung stehen werden, in ein rein der industriellen Stromversorgung dienendes Kernkraftwerk zu 
investieren. Vgl. dazu auch Statistisches Bundesamt (Hrsg.) (2010) S. 5. Aus den dort festgehaltenen Fakten 
wird ersichtlich, dass sämtliche auf Kernenergie beruhende Erzeugungskapazitäten der öffentlichen Strom-
versorgung dienen. 
40
 Vgl. POSCH, W. (2011) S. 89 f. 
41
  Vgl. KONSTANTIN, P. (2009) S. 271 
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Darüber hinaus kann eine Systematisierung auch nach dem Prozessoutput, d. h. der bzw. den 
im Zuge der Umwandlung entstehenden End- oder Nutzenergie(n) vorgenommen werden. So 
lassen sich Kraft- und gekoppelte Kraft-Wärmeprozesse voneinander abgrenzen. Während im 
Kraftprozess ausschließlich elektrische Energie als Endenergie entsteht,42 wird beim gekop-
pelten Kraft-Wärmeprozess parallel elektrische und Wärmeenergie erzeugt.43 In der nachfol-
genden Abbildung 3-4 sind die vorgestellten Systematisierungsmöglichkeiten zusammenge-
fasst.44 Als Differenzierungskriterien dienen (von links nach rechts) Primärenergie(träger), 
Umwandlungsprozess, Umwandlungstechnologie und Prozessoutput.45 
 
Abb. 3-4:  Systematisierung von Eigenerzeugungstechnologien46 
Auf Basis der Systematisierung sollen die angeführten Technologien nachfolgend kurz cha-
rakterisiert und anschließend danach beurteilt werden, welchen Beitrag sie zur Erreichung der 
                                                          
42
 Technische Anlagen dieser Kategorie werden als ‚Kraftwerke‘ bezeichnet. 
43
 Anlagen dieser Kategorie werden als ‚Heizkraftwerke‘ bezeichnet. 
44
 Auf die Aufnahme der oben bereits ausgegrenzten Kernkraftwerke wurde in der Abbildung verzichtet. 
45
 Eine weitere Unterteilung von Kraftwerken bzw. Technologien kann nach deren Einsatz im Verbundnetz 
vorgenommen werden. Diese Differenzierung orientiert sich an den jährlichen Nutzungsstunden von Kraft-
werken, die sich u. a. daraus ergeben, wie schnell eine Anlage hochgefahren werden kann und ihre volle 
Leistung zur Verfügung steht (Anfahrzeit). Demnach lassen sich Grund-, Mittel- und Spitzenlast- sowie Re-
servekraftwerke unterscheiden. Grundlastkraftwerke sind solche, die pro Jahr mehr als 7.000 Stunden zur 
Stromerzeugung genutzt werden. Dazu kommen in der Regel thermische Kraftwerke zum Einsatz, die sehr 
lange brauchen, um ihre volle Leistung zu entfalten und daher ständig mit nahezu der selben Leistung be-
trieben werden (v. a. Braunkohlekraftwerke). Vor allem während Zeiten hoher Netzbelastung an Werktagen 
kommen Mittellastkraftwerke zum Einsatz. Diese werden pro Jahr zwischen 4.500 - 5.500 Stunden genutzt 
und während der Nacht sowie an arbeitsfreien Tagen abgeschaltet (v. a. Steinkohlekraftwerke). Ihre Anfahr-
zeiten sind kürzer als die von Grundlastkraftwerken. Spitzenlastkraftwerke können innerhalb weniger Minu-
ten hochgefahren und zur Stromversorgung genutzt werden (v. a Gasturbinenkraftwerke). Als Reservekraft-
werke dienen meist ältere Anlagen, die dann zum Einsatz kommen, wenn herkömmliche Anlagen des 
Kraftwerksparks ausfallen oder gewartet werden. Vgl. KONSTANTIN, P. (2009) S. 271f. 
46
  Quelle: eigene Darstellung. Die Sonne dient sowohl bei thermischen (Solarthermie) als auch bei nicht-
thermischen (Photovoltaik) Technologien als Primärenergieträger. Es sei darauf hingewiesen, dass auch 
Kernkraftwerke zu den Dampfturbinenkraftwerken gehören. Diese sollen jedoch – wie oben bereits erwähnt 
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in Abschnitt 2.4 als für die Energiebereitstellung (und Verwendung) wesentlich definierten 
Ziele leisten. 
a) Technologien des (ungekoppelten) Kraftprozesses 
i) Thermische Kraftwerke47 
In Dampfturbinenkraftwerken werden in einer Dampfturbine Druckenergie und thermische 
Energie zunächst in mechanische Energie umgewandelt und aus dieser anschließend in einem 
Generator elektrische Energie erzeugt. Als Arbeitsmedien dienen Wasser und Wasserdampf. 
Dampfturbinenkraftwerke greifen meist auf feste Primärenergieträger wie Braun- oder Stein-
kohle zurück und kommen in der Regel zur Grundlastdeckung der öffentlichen Stromversor-
gung zu Einsatz.48 
Vorwiegend industriell genutzt werden hingegen Gasturbinenkraftwerke. Der Umwandlungs-
prozess ist dadurch gekennzeichnet, dass verdichtete Luft in einer Brennkammer mit dem 
Brennstoff (flüssige oder gasförmige Brennstoffe wie Erdgas oder Heizöl) vermischt und ver-
brannt sowie die entstehende Druckenergie und thermische Energie mittels Turbinen in me-
chanische und schließlich über Generatoren in elektrische Energie umgewandelt wird.49 Ihr 
Einsatzgebiet erstreckt sich neben der industriellen Grundlastdeckung vorrangig auf die De-
ckung der öffentlichen Stromversorgung im Mittel- und Spitzenlastbereich.50  
Eine Kombination aus den beiden Technologien zur Stromerzeugung stellen die Gas- und 
Dampfturbinen-Kraftwerke (GuD-Kraftwerke) dar. Bei diesen Anlagen werden die in der 
Gasturbine entstehenden (und bei reinen Gasturbinen-Kraftwerken über den Schornstein in 
die Umgebung abgegebenen) heißen Abgase zur Erzeugung von Dampf genutzt, der in einer 
nachgelagerten Dampfturbine zusätzlich verstromt wird.51 
Solarthermische52 Kraftwerke nutzen die Sonnenstrahlung zur Stromerzeugung. Ihre Arbeits-
weise ähnelt der von Dampf- und/oder Gasturbinenkraftwerken. Allerdings wird die zur Ver-
                                                          
47
 Die in Abbildung 3-4 aufgeführten Verbrennungsmotorkraftwerke kommen in erster Linie im Rahmen der 
Kraft-Wärme-Kopplung zum Einsatz. Sie werden daher erst im Zusammenhang mit diesen Technologien 
aufgeführt. 
48
 Vgl. KONSTANTIN, P. (2009) S. 275 
49
 Vgl. KONSTANTIN, P. (2009) S. 284 
50
 Vgl. HEUCK, K.; DETTMANN, K.; SCHULZ, D. (2013) S. 20  
51
 Vgl. KONSTANTIN, P. (2009) S. 286. Damit einher gehen Effizienzverbesserungen gegenüber der bloßen 
Nutzung von Dampf- oder Gasturbinen, die sich in höheren Wirkungsgraden widerspiegeln. 
52
 In Abgrenzung dazu wird in Verbindung mit den bereits beschriebenen thermischen Technologien der Be-
griff ‚fossilthermisch‘ verwendet. Vgl. KONSTANTIN, P. (2009) S. 271 
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stromung notwendige Wärme nicht durch Brennstoffe, sondern durch die Sonne bereitge-
stellt.53  
Thermische Stromerzeugungstechnologien weisen (abgesehen von den solarthermischen 
Kraftwerken) den Vorteil auf, dass sie – entsprechende Vorräte an Primärenergieträgern vo-
rausgesetzt und abgesehen von Stillstandszeiten für notwendige Instandhaltungsmaßnahmen – 
regelmäßig verfügbar sind und nicht von einem schwankenden sowie vom Entscheidungsträ-
ger nicht beeinflussbaren Angebot der Primärenergieträger abhängen.54 Sie können damit po-
tenziell einen höheren Beitrag zur Zielstellung ‚Versorgungssicherheit‘ leisten als die meisten 
der nachfolgend noch aufgeführten nicht-thermischen Technologien.  
In der Regel werden fossilthermische Kraftwerke mit endlichen Primärenergieträgern befeu-
ert, weshalb diese Technologien die Zielstellung ‚Ökologieorientierung‘ nur eingeschränkt 
unterstützen.55 Gleichwohl kommen in den beschriebenen Technologien – z. T. bedingt durch 
die öffentliche Förderung – seit einigen Jahren auch regenerative Brennstoffe wie Biomasse 
oder Biogas zum Einsatz, was die Ökologieorientierung erhöht.56 Davon abgesehen weisen die 
oben vorgestellten Technologien deutliche Unterschiede hinsichtlich ihres Schadstoffaussto-
ßes auf, der auch als ein Indikator zur Messung der Ökologieorientierung gesehen werden 
kann: Die auf Festbrennstoffen basierenden Technologien stoßen tendenziell mehr Schadstof-
fe aus.57  
Um das Potenzial von Stromerzeugungstechnologien zur Erreichung des Ziels der ‚Kostenmi-
nimierung‘ einschätzen zu können, lässt sich auf die technologiespezifischen Stromgeste-
hungskosten abstellen.58 Eine pauschale Aussage dazu, welche der Technologien die gerings-
ten Stromgestehungskosten aufweist, kann jedoch nicht getroffen werden, da diese von einer 
                                                          
53
 Da hierfür nur die direkte Sonneneinstrahlung genutzt werden kann, eignen sich für die Installation solar-
thermischer Kraftwerke in erster Linie Standorte zwischen dem 40. nördlichen und südlichen Breitengrad. 
Für in Deutschland genutzte Anlagen zur Stromerzeugung ist diese Technologie daher von geringer Rele-
vanz. Ein Überblick über verschiedene Technologien solarthermischer Kraftwerke findet sich bei KONSTAN-
TIN, P. (2009) S. 304 ff. 
54
 Damit wird auf tages- und jahreszeitlich schwankende sowie standortabhängige Sonnen- und Windverfüg-
barkeiten abgestellt. 
55
 Der Aussage liegt die Prämisse zugrunde, dass die Verbrennung fossiler Energieträger gegenüber erneuerba-
ren zu höheren Schadstoffausstößen führt. Die Erreichung ökologieorientierter Zielstellungen wird daher für 
die vorliegende Beurteilung auf den Schadstoffausstoß bezogen.  
56
 Zur ausführlichen Darstellung des Einsatzes von Biomasse und Biogas vgl. Bundesministerium für Verbrau-
cherschutz (2005) S. 17 ff. 
57
 Dies kann mit der geringeren Energiedichte von Festbrennstoffen und dem höheren Kohlenstoffgehalt be-
gründet werden. Vgl. ERDMANN, G.; ZWEIFEL, P. (2008) S. 250 
58
 Die Stromgestehungskosten repräsentieren eine monetäre Größe, welche (z. T. auf unterschiedlichen Wegen 
ermittelt) die auf eine Mengeneinheit (kWh bzw. MWh) bezogenen Kosten für die Erzeugung elektrischer 
Energie widerspiegelt. Zu den unterschiedlichen Berechnungswegen sowie konkreten Werten vgl. u. a. 
KONSTANTIN, P. (2009) S. 147 ff.; KOST, C. et. al. (2013) S. 3 ff.  
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Vielzahl an Einflussgrößen und technischen Parametern abhängen.59 Allgemein lässt sich je-
doch konstatieren, dass die tendenziell technologisch ausgereiften thermischen Technologien, 
deren Stromerzeugung auf fossilen Brennstoffen basiert, die geringsten Stromgestehungskos-
ten aller verfügbaren Technologien aufweisen.60 Werden nur die thermischen Technologien 
untereinander verglichen, so fallen die Kosten für die Erzeugung elektrischer Energie mittels 
Dampfturbinenkraftwerken geringer aus als die bei reinen Gasturbinen- oder GuD-
Kraftwerken verursachten. Begründen lässt sich dies u. a. mit den deutlich geringeren Brenn-
stoffkosten von Dampfturbinenkraftwerken.61 
ii) Nicht-thermische Kraftwerke 
Photovoltaikanlagen 
In Photovoltaikanlagen (PV-Anlagen) wird Sonneneinstrahlung mittels Solarzellen direkt62 in 
elektrische Energie umgewandelt. Möglich ist dies, weil die Photonen der Sonneinstrahlung 
beim Auftreffen auf eine aus Halbleitern63 bestehende Solarzelle ihre Energie auf die in den 
Zellen befindlichen Elektronen übertragen. Diese können sich durch die Energie aus ihrem 
Verbund im Atom lösen und erzeugen somit Strom.64 
Im Gegensatz zu solarthermischen Kraftwerken sind PV-Anlagen in der Lage, die Global-
strahlung der Sonne in elektrische Energie zu verwandeln, d. h. sie benötigen keine direkte 
Sonneneinstrahlung, sondern können auch indirekte Strahlung nutzen. Bedingt durch unter-
schiedliche Globalstrahlung ist die Energieausbeute von PV-Anlagen standortabhängig. 
Ihrem Installationsstandort entsprechend werden Fassaden-, Dach- und Freiflächenanlagen 
unterschieden.65 Bei den beiden ersten Typen handelt es sich in der Regel um Kleinkraftwer-
ke. Freiflächenanlagen lassen sich bei Verfügbarkeit entsprechender Landflächen zu Solarfel-
dern verbinden. PV-Anlagen können mit Nachführ-Einrichtungen66 ausgestattet oder starr 
                                                          
59
 Vgl. Abschnitt 4.4.2.1 
60
  Eine Ausnahme davon stellen thermische Anlagen dar, die auf Biomasse oder Biogas als Brennstoffe zu-
rückgreifen. Diese weisen in der Regel höhere Stromerzeugungskosten als die auf fossilen Brennstoffen ba-
sierenden auf, was sich auf nicht genutzte (Anlagen-)Größendegressionseffekte oder geringere Energiege-
halte der Einsatzstoffe zurückführen lässt. Zur Relevanz der Anlagengröße bzw. -leistung vgl. auch Ab-
schnitt 3.5.1 
61
 Vgl. KONSTANTIN, P. (2009) S. 292 
62
 „Direkt“ bedeutet in diesem Kontext ohne vorherige Zwischenumwandlungen, wie sie für alle thermischen 
Kraftwerke typisch sind. 
63
 Das sind Stoffe, die unter Lichteinwirkung elektrisch leitfähig werden. Vgl. u. a. QUASCHNING, V. (2006) S. 
152 ff. 
64
 Vgl. KONSTANTIN, P. (2009) S. 312 f. 
65
 Vgl. § 32 EEG 
66
 Eine vergleichende Untersuchung der Wirtschaftlichkeit von PV-Anlagen mit Ost-West bzw. Südausrich-
tung findet sich bei WALDMANN, P.; BHANDARI, R. (2014) S. 27 ff. 
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ausgerichtet sein. Mit der Nachführung lässt sich der Energieertrag steigern. Allerdings sind 
mit Anlagen dieses Typs auch höhere Errichtungs- und Betriebskosten verbunden.67 
Bedingt durch die Abhängigkeit des Stromertrags von der Sonneneinstrahlung können PV-
Anlagen nur eingeschränkt einen Beitrag zur Versorgungssicherheit leisten: Abgesehen von 
tages- und jahreszeitlichen Schwankungen beeinflusst auch die Witterung die solare Strah-
lung, welche zur Stromerzeugung bereit steht. Eine Prognose des Stromertrags ist damit allen-
falls kurzfristig möglich. Um die Versorgungssicherheit dennoch zu gewährleisten, bedarf es 
in der Regel einer Kopplung von PV-Anlagen mit weiteren Bereitstellungsalternativen. 
Da im Zuge der Stromerzeugung in PV-Anlagen keine Verbrennung erfolgt, werden auch 
keine klimaschädlichen Stoffe ausgestoßen.68 Diese Technologie unterstützt damit die Errei-
chung der Zielstellung ‚Ökologieorientierung‘ in einem höheren Maße als die meisten der 
zuvor vorgestellten thermischen Technologien.69 
Die Stromerzeugungskosten sind im Gegensatz zu den thermischen Technologien relativ 
hoch.70 Allerdings wurden in den vergangenen Jahren bereits deutliche Senkungen der Strom-
erzeugungskosten erreicht. Vor dem Hintergrund, dass es sich bei PV um eine bisher noch 
recht junge Technologie handelt, ist die Erschließung weiterer Kostensenkungspotenziale zu 
erwarten. 
Wasserkraftwerke 
Wasserkraftwerke wandeln die kinetische und potenzielle Energie des Wassers71 in mechani-
sche und anschließend (mittels Turbinen und Generatoren) in elektrische Energie um.72 Es 
existieren verschiedene Typen von Wasserkraftwerken:73  
- Niederdruckkraftwerke (Laufwasser- oder Flusskraftwerke) nutzen die Strömung von 
Flüssen zur Stromerzeugung.74 
                                                          
67
  Vgl. KONSTANTIN, P. (2009) S. 318 
68
 Gleichwohl sollte nicht vernachlässigt werden, dass im Zuge des Abbaus von Rohstoffen für Solarmodule 
und deren Fertigung Schadstoffe ausgestoßen werden. 
69
 Von dieser Einschätzung ausgenommen sind solarthermische Kraftwerke, die ebenfalls keine klimaschädli-
chen Stoffe ausstoßen. 
70
 Vgl. KOST, C. et. al. (2013) S. 2 
71
 Eine Untersuchung der Potenziale der Wasserkraft am Beispiel Österreich findet sich bei KLINGLMAIR, A.; 
BLIEM, M. G. (2014) S. 13 ff. 
72
 Vgl. GIESECKE, J.; MOSONYI, E. (2005) S. 27 ff. 
73
 Eine systematisierte und detaillierte Auflistung verschiedener Anlagen findet sich bei GIESECKE, J.; 
MOSONYI, E. (2005) S. 99 ff. 
74
 Vgl. VON KÖNIG, F.; JEHLE, C. (2005) S. 145 ff. Laufwasserkraftwerke werden in erster Linie als Grundlast-
kraftwerke eingesetzt, die jährlich zwischen 4.000 und 6.000 Nutzungsstunden im Einsatz sind. Vgl. KON-
STANTIN, P. (2009) S. 32 
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- Schwellenkraftwerke können durch An- und Abstauen des Wasserlaufs eines Flusses an 
den Strombedarf angepasst eingesetzt werden.75 
- Speicher- oder Hochdruckkraftwerke76 kommen vor allem an Talsperren oder Bergseen 
mit einem natürlichen Zulauf zum Einsatz und nutzen große Fallhöhen des Wassers, um 
elektrische Energie zu erzeugen.77  
- Pumpspeicherkraftwerke lassen sich von den eben genannten Speicherkraftwerken da-
durch abgrenzen, dass neben einem hochgelegenen Oberbecken auch ein tiefer gelegenes 
Unterbecken existiert. In Schwachlastzeiten wird das Wasser vom Unterbecken in das 
Oberbecken gepumpt und dadurch ein Stromüberangebot im Netz ausgeglichen.78 In 
Starklastzeiten erfolgt ein Ablassen des Wassers aus dem Ober- ins Unterbecken. Dabei 
treibt das Wasser eine Turbine an, die über einen Generator elektrische Energie erzeugt.79 
Für den industriellen Kraftwerkseinsatz sind in erster Linie Kleinst- und Kleinwasserkraft-
werke der ersten beiden aufgeführten Typen relevant.80 Diesen kommt nicht zuletzt aufgrund 
des verstärkten Einsatzes von erneuerbaren Energien zur Stromerzeugung eine zunehmende 
Bedeutung zu.81 
Dass die Zielstellung ‚Versorgungssicherheit‘ (allein) mit Wasserkraftwerken zu erreichen ist, 
scheint aber zweifelhaft, da auch das Wasser als Primärenergieträger gewissen jahreszeitli-
chen Schwankungen unterworfen ist, die einen permanenten Einsatz entsprechender Anlagen 
zumindest erschweren. Allerdings können zumindest die (Pump-)Speicherkraftwerke insofern 
einen spezifischen Beitrag zur Versorgungssicherheit leisten, als sie sich kurzfristig einsetzen 
lassen, falls sich Versorgungengpässe bei anderen Bereitstellungsquellen abzeichnen. Die 
                                                          
75
  Wird im tageszeitlichen Verlauf nur wenig Strom benötigt (Schwachlast), dann erfolgt ein Anstauen des 
Wassers, während zu Zeiten hohen Energiebedarfs im Stromnetz (Starklast) durch das Abstauen zusätzliche 
Energie bereitgestellt werden kann. Derartige schwellbetriebsfähige Laufwasserkraftwerke kommen im 
Rahmen der Bereitstellung von Mittellaststrom zum Einsatz. Vgl. GIESECKE, J.; MOSONYI, E. (2005) S. 102 
76
  Zum Teil wird in der Literatur zwischen von Mitteldruckanlagen unterschieden. Die Differenzierung richtet 
sich nach der Fallhöhe des Wassers, vgl. auch GIESECKE, J.; MOSONYI, E. (2005) S. 110 ff. 
77
 Vgl. VON KÖNIG, F.; JEHLE, C. (2005) S. 162 ff. Das Wasser wird – ähnlich wie bei Schwellenkraftwerken – 
in Schwachlastzeiten angestaut und bei Starklast mit hohem Druck aus dem Speicher abgestaut und dem tie-
fer liegenden Kraftwerk zugeführt. Speicherkraftwerke eignen sich zur Erzeugung sowohl von Mittellast- als 
auch von Spitzenlaststrom. Vgl. KONSTANTIN, P. (2009) S. 325 
78
 Vgl. VON KÖNIG, F.; JEHLE, C. (2005) S. 170 
79
 Vgl. GIESECKE, J.; MOSONYI, E. (2005) S. 115, Pumpspeicherkraftwerke werden auch als eine Technologie 
zur Speicherung elektrischer Energie verstanden. Vgl. dazu auch Abschnitt 3.3.1 
80
 In Deutschland gelten Anlagen mit einer installierten Leistung von weniger als 1 MW (tlw. weniger als 
100 kW) als Kleinwasserkraftwerke. Vgl. GIESECKE, J.; MOSONYI, E. (2005) S. 118 
81
 Vgl. GIESECKE, J.; MOSONYI, E. (2005) S. 118 
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genannten Wasserkraftwerkstypen können daher als ergänzende Bereitstellungsalternative 
betrachtet werden.82 
Der Vorteil aller Wasserkraftwerke ist darin zu sehen, dass sie nahezu emissionsfrei arbeiten 
und in dieser Hinsicht einen großen Beitrag zur Erreichung der Zielstellung ‚Ökologieorien-
tierung‘ leisten. Allerdings sind aus ökologischer Sicht auch gravierende Nachteile mit Was-
serkraftwerken verbunden. So werden durch das Anlegen von Stauseen Lebensräume von 
Pflanzen und Tieren beeinträchtigt, zum Teil sogar vernichtet.83 
Die Stromerzeugungskosten sind im Vergleich zu den weiteren nicht-thermischen Technolo-
gien recht gering. Wasserkraftanlagen können damit tendenziell einen höheren Beitrag zur 
Erreichung dieser monetären Zielstellung leisten. 
Windkraftanlagen 
Windkraftanlagen nutzen die kinetische Energie des Windes, um einen Rotor anzutreiben, der 
mit einem Generator gekoppelt ist, welcher elektrische Energie erzeugt.84  
Die von Windkraftanlagen erzeugte Strommenge ist stark von den an den jeweiligen Standor-
ten erreichten Windgeschwindigkeiten abhängig.85 Diese können im tages- sowie jahreszeitli-
chen Verlauf deutlich schwanken, wodurch der Stromertrag schwieriger prognostizierbar ist, 
als bei den meisten thermischen Anlagen zur Stromerzeugung.86 Der Beitrag, den Windkraft-
anlagen zur Versorgungssicherheit leisten, kann daher als gering eingeschätzt werden.  
Analog zu den weiteren nicht-thermischen Technologien entsteht auch im Zuge der Nutzung 
von Windkraftanlagen kein Schadstoffausstoß. Allerdings stellen sie Eingriffe in die Natur 
und das Landschaftsbild der Region dar, in der sie errichtet werden. Dieser Aspekt sollte im 
Rahmen der Beurteilung der Ökologieorientierung nicht vernachlässigt werden.  
Die Stromerzeugungskosten von Windenergieanlagen lassen sich analog zu den bisher be-
trachteten Technologien pauschal nur schwer beurteilen. Um zumindest tendenzielle Aussa-
                                                          
82
 Gleichwohl ist einschränkend festzuhalten, dass der ausschließlich industrielle Betrieb derartiger Anlagen 
aufgrund vielfältiger Restriktionen als eher unwahrscheinlich gilt. Allerdings bieten sich Kooperationen (Be-
teiligungen) von Betreibern entsprechender Anlagen mit Industrieunternehmen an. Vgl. u. a. KRZIKALLA, N. 
(2006a); KRZIKALLA, N. (2006b) 
83
 Vgl. VON KÖNIG, F.; JEHLE, C. (2005) S. 11 Aus diesem Grund wird der Bau neuer Anlagen in Deutschland 
sehr restriktiv behandelt und stößt zum Teil auf massiven Widerstand. 
84
 Vgl. HAU, E. (2008) S. 79 
85
 Vgl. HAU, E. (2008) S. 657 Diese Abhängigkeit spiegelt sich auch darin wider, dass entsprechende Anlagen 
einerseits eine Mindestwindgeschwindigkeit benötigen, um überhaupt anzulaufen (Einschaltgeschwindig-
keit; ca. 3 m/s), sie andererseits ab einer gewissen Geschwindigkeit des Windes jedoch auch abgeschaltet 
werden müssen, um Zerstörungen an den Anlagen zu vermeiden (Abschaltgeschwindigkeit; ca. 26 m/s). Vgl. 
KONSTANTIN, P. (2009) S. 332 
86
 Aus diesem Grund sind vor der Errichtung solcher Anlagen Gutachten zu relevanten Standorten zu erstellen. 
Vgl. HAU, E. (2008) S. 505 
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gen machen zu können, ist eine zusätzliche Differenzierung zwischen Onshore- und Offshore-
Anlagen unerlässlich. Die Stromerzeugungskosten von Onshore-Anlagen sind in der Regel 
geringer. Sie erreichen in gut geeigneten Lagen das niedrige Niveau von fossilthermisch be-
feuerten Kraftwerken.87 Offshore-Stromerzeugung zählt hingegen gegenwärtig (noch) zu den 
teuersten Stromerzeugungstechnologien.88 Der Beitrag zur Erreichung der Kostenminimierung 
hängt damit maßgeblich vom Standort einer Windenergieanlage ab. 
b) Technologien des (gekoppelten) Kraft-Wärmeprozesses (Kraft-Wärme-Kopplung (KWK)) 
Alle bisher aufgeführten Technologien verbindet die Tatsache, dass sie einzig der Erzeugung 
elektrischer Energie dienen. Bei den oben angeführten thermischen Kraftwerken entsteht je-
doch im Stromerzeugungsprozess Wärme, die im reinen Kraftprozess ungenutzt bleibt bzw. 
verloren geht.89 Bei der gekoppelten Erzeugung von Strom und Wärme wird genau diese 
Energie als Prozessdampf oder Heißwasser nutzbar gemacht, was den Gesamtwirkungsgrad90 
derartiger Kraftwerke/Anlagen gegenüber einer ungekoppelten Erzeugung der genannten 
Energien steigert.91  
Für den in der vorliegenden Arbeit relevanten Anwendungsbereich von Technologien zur 
Stromerzeugung in Industrieunternehmen eignen sich KWK-Anlagen besonders, da bei in-
dustriellen Fertigungsprozessen häufig ein paralleler Bedarf an Wärme und elektrischer Ener-
gie entsteht.92 
Für die KWK kann auf die unter i) angeführten fossilthermischen Technologien zurückgegrif-
fen werden.93 Auf deren Darstellung wird mit Verweis auf die obigen Ausführungen verzich-
tet. Diese ergänzend sei an dieser Stelle nur kurz auf die Verbrennungsmotor-Blockheizkraft-
werke (BHKW) verwiesen. Typisch für diese KWK-Technologie ist, dass der Generator zur 
                                                          
87
 Vgl. KOST, C. et. al. (2013) S. 2 
88
 Vgl. KOST, C. et. al. (2013) S. 2 
89
 Vgl. KONSTANTIN, P. (2009) S. 348 
90
  Der Gesamtwirkungsgrad ergibt sich aus dem Verhältnis von gesamter eingesetzter zu gesamter erzeugter 
Energie (Wärme- und Elekroenergie). 
91
 Vgl. KONSTANTIN, P. (2009) S. 349 Der Vorteil dieser Anlagen ist im vergleichsweise hohen Energienut-
zungsgrad zu sehen, der bei 87 % liegt. Dieser teilt sich auf 38 % bei der Stromerzeugung und 49 % bei der 
Produktion von Wärme auf. Die restlichen 13 % entweichen als Verluste über die Abgase der Anlage. Vgl. 
Arbeitsgemeinschaft für sparsamen und umweltfreundlichen Energieverbrauch e. V. (ASUE) (2011) S. 9 
92
 Industriell genutzte KWK-Anlagen werden meist wärmeorientiert betrieben und erzeugen Strom damit quasi 
„nur“ als Kuppelprodukt. KONSTANTIN führt bspw. Papierfabriken, Chemiekomplexe, aber auch Stahlwerke 
(unter Nutzung von Hüttengasen zum Betrieb der Anlagen) auf. Weitere typische Betreiber sind kommunale 
Versorgungsunternehmen (Betreiber von Fern- und Nahwärmenetzen sowie Kläranlagen) und öffentliche 
Einrichtungen (Schwimmhallen, Krankenhäuser). Vgl. KONSTANTIN, P. (2009) S. 350 f. 
93
 Vgl. ERDMANN, G.; DITTMAR, L. (2010) S. 15 f.; SCHELLING, U. (2010b) S. 230 ff. Eine stichpunktartige 
Gegenüberstellung der Vor- und Nachteile dieser Technologien findet sich bei SCHAUMANN, G.; SCHMITZ, 
K. W. (2010) S. 31 
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Stromerzeugung von einem Verbrennungsmotor94 angetrieben wird. Durch die heißen Abgase 
des Motors und das Kühlwasser entsteht parallel Nutzwärme. Als Brennstoffe dienen neben 
Erdgas und Diesel auch Bio- oder Klärgas. Zum Einsatz kommen solche Anlagen vor allem 
beim Betrieb kleiner und mittlerer Fernwärmenetze aber auch in öffentlichen Einrichtungen 
sowie Kläranlagen.95  
Um den Beitrag des Einsatzes der KWK zur Erreichung der wesentlichen Ziele der Energie-
bereitstellung zu beurteilen, sei im Wesentlichen auf die Aussagen zu den thermischen Anla-
gen der „reinen“ Stromerzeugung verwiesen. Differenzierte Aussagen müssen lediglich hin-
sichtlich der Ökologieorientierung und der Stromerzeugungskosten vorgenommen werden. 
KWK-Anlagen leisten im Allgemeinen einen höheren Beitrag zur Erreichung der Zielstellung 
‚Ökologieorientierung‘ als die meisten thermischen Kraftwerke. Das liegt einerseits am durch 
den gekoppelten Output von Strom und Wärme bedingt größeren Wirkungsgrad und der da-
mit höheren Effizienz solcher Anlagen. Gleichzeitig ist der Anteil regenerativer Brennstoffe, 
die einen geringeren Schadstoffausstoß aufweisen als fossile Brennstoffe, tendenziell höher. 
Die Stromerzeugungskosten von KWK-Anlagen liegen trotzdem oft über denen thermischer 
Kraftwerke,96 weshalb ihr Beitrag zur Erreichung möglichst minimaler Stromerzeugungskos-
ten tendenziell gering ist. 
3.2.2  Alternativen für den Fremdbezug elektrischer Energie 
Vorüberlegungen 
Analog zu den Ausführungen im vorherigen Abschnitt sollen auch die Vertragsformen des 
Fremdbezugs zunächst strukturiert werden.97 Diese dient als Orientierung für die Charakteri-
sierung der Vertragsformen. Eine Beurteilung der Fremdbezugsvertragsformen hinsichtlich 
ihres Beitrags zur Erreichung der Energiebereitstellungsziele erfolgt für alle Vertragsformen 
gemeinsam am Ende des Abschnitts. 
Im Gegensatz zu den Technologien der Eigenerzeugung finden sich in Bezug auf die Ver-
tragsformen des Fremdbezugs keine technischen Eigenschaften, die für eine Systematisierung 
                                                          
94
 Vgl. HEUCK, K.; DETTMANN, K.; SCHULZ, D. (2013) S. 21; SCHAUMANN, G.; SCHMITZ, K. W. (2010) 
S. 55ff. Abgesehen von der hier im Vordergrund stehenden Anwendung der Verbrennungsmotortechnologie 
sei darauf verwiesen, dass diese auch für Notstromaggregate häufig Verwendung finden. Vgl. ALLELEIN, H. 
J. (2010) S. 173 
95
 Ähnlich wie bei Kraftfahrzeugen mit Verbrennungsmotor müssen auch BHKW mit Abgasreinigungssyste-
men (Katalysatoren) ausgerüstet werden, um gesetzliche Emissionswerte einzuhalten. Vgl. KONSTANTIN, P. 
(2009) S. 352 f. 
96
 Vgl. exemplarisch die Berechnungen von KOST, C. et. al. (2013) S. 2 
97
 Einen Überblick über die vertraglich festzuhaltenden Aspekte von Stromlieferverträgen vermittelt RÖHLING, 
A. (2006) S. 439 ff. 
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verwendbar sind. Stattdessen können vertragliche Eigenschaften herangezogen werden, um 
die Fremdbezugsvertragsformen voneinander abzugrenzen. Die in der nachfolgenden Abbil-
dung 3-5 festgehaltene Systematisierung von Fremdbezugsvertragsformen folgt im Wesentli-
chen einer Einordnung anhand der Vertragsformeigenschaft ‚zeitlicher Aufwand98 sowie an-
hand der vom Stromabnehmer zu tragenden Risiken.99 Die „Ausprägungen“ dieser drei Krite-
rien nehmen in der untenstehenden Systematik von links nach rechts zu: Die links (rechts) 
stehenden Vertragsformen weisen also den geringsten (höchsten) zeitlichen Aufwand sowie 
die für einen Stromabnehmer geringsten (höchsten) Risiken auf.100 
 
Abb. 3-5:  Systematisierung von Fremdbezugsvertragsformen101 
a) Vertragsformen der Vollversorgung 
Die Vollversorgung kann in den Vertragsformen ‚All-Inclusive-Vertrag‘ (AIV) und ‚Tran-
chenbeschaffung‘ realisiert werden.102 Beide Vertragsformen schließen sich gegenseitig aus, 
sind also nicht miteinander kombinierbar. Dies lässt sich daraus ableiten, dass beide Vertrags-
formen jeweils zur Deckung des gesamten durch Fremdbezug zu deckenden Energiebedarfs103 
eines abgegrenzten Zeitraums konzipiert sind.104 
                                                          
98
 Der zeitliche Aufwand soll hier als der Zeitaufwand verstanden werden, der notwendig ist, um einen Ver-
tragsabschluss herbeizuführen und die Leistungen des Lieferanten im Vertragszeitraum zu überwachen. Die-
ser umfasst infrastrukturelle Maßnahmen (z. B. Installation von Instrumenten zur Überwachung und Steue-
rung des jederzeitigen Strombedarfs). 
99
 Die relevanten Risiken werden im Rahmen der Vertragsformen erläutert. 
100
 Entsprechende Erklärungen dazu erfolgen im Rahmen der Vorstellung der Vertragsformen. 
101
 Quelle: eigene Darstellung 
102
 Vgl. MICHELS, A.; BORCHERT, J. (2012) S. 511. In der angegebenen Quelle wird anstatt ‚AIV‘ der Begriff 
‚traditioneller Vollversorgungsvertrag‘ verwendet. 
103
 Vgl. die Abschnitte 2.1 und 4.3.1 
104
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All-Inclusive-Verträge 
Für einen AIV ist charakteristisch, dass Abnehmer nur einen Vertrag mit einem Stromliefe-
ranten (in der Regel Verbundunternehmen, in zunehmenden Maße aber auch Händler) ab-
schließen, der den kompletten Strombedarf im Vertragszeitraum abdeckt.105  
Auch nach der Liberalisierung des Energiemarktes106 kommt dieser Vertragsform u. a. für 
kleine und mittelständische Industriekunden die größte Bedeutung im Rahmen des Fremdbe-
zugs elektrischer Energie zu, da für Abnehmer mit dieser Alternative – im Gegensatz zu den 
weiteren noch vorzustellenden Vertragsformen – der geringste zeitliche Aufwand verbunden 
ist:107 Die Abnehmer müssen lediglich in der Lage sein, den eigenen Strombedarf innerhalb 
des geplanten Vertragszeitraums (meist 12 Monate) (grob) abzuschätzen.  
AIV ziehen keine Verpflichtung der Kunden nach sich, ihrem Lieferanten einen eventuellen 
Mehr- bzw. Minderbedarf oder die zu bestimmten Zeitpunkten bereitzustellende Leistung 
mitzuteilen. Der Lieferant garantiert hingegen dem Kunden, zu jedem Zeitpunkt die benötigte 
Energie zur Verfügung zu stellen. Er übernimmt damit das durch Bedarfsänderungen beim 
Stromabnehmer entstehende Mengenrisiko.108 
Die beim AIV zu zahlenden Strompreise109 sind hingegen tendenziell deutlich höher als die 
auf eine Kilowattstunde bezogenen Großhandelseinkaufspreise.110 Dafür haben AIV-Kunden 
während der Vertragslaufzeit kaum Preisrisiken zu tragen.111 Die vertraglich festgehaltenen 
Preise werden meist für die Vertragsdauer unabhängig von der Großhandelspreisentwicklung 
fixiert.112  
                                                          
105
 Mit dem Stromliefervertrag wird gleichzeitig ein Vertrag über die Netznutzung geschlossen. Vgl. KON-
STANTIN, P. (2009) S. 62  
106
 Vgl. Abschnitt 2.5.1 
107
  Vgl. KONSTANTIN, P. (2009) S. 62; MICHELS, A.; BORCHERT, J. (2012) S. 511 
108 
Vgl. ZANDER, W.; RIEDEL, M.; HELD, C. et al. (2000) S. 46 Ein Mengenrisiko besteht darin, dass der prog-
nostizierte vom tatsächlichen Strombedarf abweicht. Verwiesen sei in diesem Zusammenhang auf die im 
Rahmen von Abschnitt 2.1 getroffenen Aussagen zur begrenzten Speicherbarkeit elektrischer Energie. Dort 
wurde die Relevanz eines zu jedem Zeitpunkt ausgeglichenen Energieangebots mit der -nachfrage kurz be-
schrieben. 
109
 Die mit dem AIV für einen Abnehmer entstehenden Strombezugskosten setzen sich in der Regel aus zwei 
Komponenten zusammen; einem Arbeitspreis und – in Abhängigkeit vom jährlichen Gesamtbedarf an elekt-
rischer Energie der Kunden – entweder einem Leistungs- oder einem Grundpreis. 
110
  Diese Tatsache ist darin begründet, dass sich die Stromlieferanten die Übernahme von Preis- (gegenüber 
dem Großhandelsmarkt) und Mengenrisiken (vom Abnehmer gegenüber dem Übertragungsnetzbetreiber) 
durch entsprechende Preisaufschläge bezahlen lassen. Auch gewinnbedingte Preisaufschläge der Lieferanten 
sind durch die Abnehmer zu zahlen. Vgl. GROTHE, O.; MÜLLER, C.; MÜSGENS, F. (2006) S. 60; VON DER 
HAGEN, H. (2005) S. 10 
111
 Vgl. VON DER HAGEN, H. (2004) S. 16 
112
 Damit können sich Abnehmer einerseits vor Preisanstiegen schützen, andererseits besteht jedoch keine Mög-
lichkeit von fallenden Preisen zu profitieren. Davon abgesehen existiert im Zeitpunkt des Vertragsschlusses 
ein Preisrisiko, da der Abnehmer in der Regel keine oder nur unzureichende Kenntnis darüber hat, wie sich 
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Tranchenbeschaffung 
Bei einer Tranchenbeschaffung wird die gesamte, innerhalb eines Vertragszeitraums potenzi-
ell benötigte elektrische Energie in einzelne Teilmengen und Teillieferungen (Tranchen) zer-
legt.113 Dabei sind zwei Konstellationen denkbar: Zum einen können zwischen Abnehmer und 
Lieferant vor dem Erstbezug feste Liefertermine und -mengen bestimmt werden. Zum ande-
ren besteht auch die Möglichkeit, für Abnehmer frei wählbare Abrufzeitpunkte und -mengen 
zu vereinbaren.  
Im Gegensatz zum AIV wird der Strompreis bei der Tranchenbeschaffung nicht für den ge-
samten Zeitraum fixiert. Vielmehr findet für jede Tranche eine Preisfestlegung in enger An-
lehnung an den aktuell gültigen Großhandelspreis114 statt.115 Damit besteht die Chance, von 
temporär günstigen Preisen am Großhandelsmarkt zu profitieren. Gleichzeitig erfordert dies 
eine sichere Marktkenntnis, die vom Abnehmer eine Beobachtung des Marktes verlangt und 
damit den zeitliche Aufwand gegenüber dem AIV erhöht. 
Abnehmerseitige Mengenrisiken bestehen auch bei dieser Vertragsform nicht, da jeweils – 
wie oben beschrieben – die Lieferung des gesamten Energiebedarfs eines Zeitraums vertrag-
lich fixiert wird – und zwar weitestgehend unabhängig vom spezifischen Lastprofil eines Ab-
nehmers.116 Damit sind weder eine Beobachtung des täglichen Lastgangs noch dessen Steue-
rung notwendig, was wiederum den zeitlichen Aufwand reduziert. 
Die Bedarfsdeckung ist für beide Vertragsformen in der folgenden Abbildung 3-6 graphisch 
festgehalten. 
                                                                                                                                                                                     
die Preise kurz nach Vertragsabschluss entwickeln. Ein betrachtetes Unternehmen weiß also zum Zeitpunkt 
des Abschlusses nicht, ob z. B. kurz nach Vertragsabschluss ein geringerer (höherer) Preis erzielbar wäre. 
113
 Vgl. MICHELS, A.; BORCHERT, J. (2012) S. 511 
114
  Vgl. die Ausführungen zu den Vertragsformen der komplexen strukturierten Beschaffung im vorliegenden 
Abschnitt 
115
 Vgl. MICHELS, A.; BORCHERT, J. (2012) S. 512 
116
 Die Aussage gilt abgesehen von Leistungsmessungen, die bei Industriekunden mit einem Strombedarf von 
mehr als 10.000 kWh in der Regel durchgeführt werden, um die maximale Leistung (Lastspitze) zu ermit-
teln. 
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Abb. 3-6: Bedarfsdeckung mittels Vertragsformen der Vollstromversorgung117 
b) Vertragsformen der einfachen strukturierten Beschaffung 
Für die strukturierte Beschaffung ist allgemein charakteristisch, dass der Energiebedarf eines 
bestimmten Zeitraums durch die Kombination mehrerer unterschiedlicher Vertragsformen 
gedeckt wird.118 Zu diesen Vertragsformen gehören bei einer „einfachen“ Form der struktu-
rierten Beschaffung Band- und Programmlieferung gegebenenfalls ergänzt um Zusatzliefe-
rungen, die von einem aber auch von mehreren Lieferanten (in der Regel Verbundunterneh-
men, aber auch Kraftwerksbetreiber und Händler) erbracht werden können.119 Die Inan-
spruchnahme einer Vertragsform schließt die Nutzung der beiden anderen nicht aus, die Ver-
tragsformen sind miteinander kombinierbar.120 
Bandlieferungen 
Ist die zu liefernde Strommenge in Bezug auf die bereitzustellende elektrische Leistung über 
den gesamten Zeitraum konstant, so wird dies als Bandlieferung bezeichnet.121 Damit kann 
insbesondere die Grundlast des Unternehmens – also der Energiebedarf, der zu jedem Zeit-
punkt innerhalb eines Betrachtungszeitraums besteht – abgedeckt werden.  
                                                          
117
 Quelle: eigene Abbildung. Abgesehen von der in der Abbildung dargestellten vertikalen Unterteilung der 
gesamten Energiemenge in einzelne Tranchen existiert auch eine horizontale Form. Vgl. MICHELS, A.; BOR-
CHERT, J. (2012) S. 511 f. 
118
 In diesem Zusammenhang kann bereits vom ’Portfoliomanagement‘ gesprochen werden. Vgl. ZANDER, W.; 
RIEDEL, M.; HELD, C. et al. (2000) S. 50 
119
  Vgl. ZANDER, W.; RIEDEL, M.; HELD, C. et al. (2000) S. 47 
120
  Die Vertragsformen der nachfolgend noch vorgestellten ‚komplexen strukturierten Beschaffung‘ können 
grundsätzlich auch mit den oben genannten kombiniert werden. 
121
 Liegt der minimale, zu jeder Zeit benötigte Strombedarf eines Unternehmens bspw. bei einer Leistung von 
1 MW, so kann das Unternehmen mittels Bandlieferung exakt über diese Leistung für einen bestimmten 
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Programmlieferungen 
Bei Programmlieferungen handelt es sich (meist) um zyklische – über die Grundlast einer 
Bandlieferung hinausgehende – zusätzlich bereitgestellte Energiemengen, die bspw. bei In-
dustrieunternehmen in Folge eines erhöhten Energiebedarfs während der Arbeits- bzw. Ferti-
gungszeiten benötigt wird.122  
Zusatzlieferungen 
Da Lastprofile in der Regel recht ungleichmäßig verlaufen und von kurzfristigen Änderungen 
geprägt sind, müssen Band- und Programmlieferungen gegebenenfalls um Zusatzlieferungen 
ergänzt werden. Dazu wird ein Vertrag mit einem Stromlieferanten geschlossen, in welchem 
sich dieser verpflichtet, die durch die beiden ersten Verträge nicht gedeckten Energiemengen 
bereitzustellen. 
Die nachfolgende Abbildung 3-7 stellt den Lastverlauf eines Unternehmens innerhalb eines 
Zeitraums (z. B. eine Arbeitswoche) stark vereinfacht dar. Das Lastprofil ist durch die ge-
punktete Linie gekennzeichnet, der dunkelgraue Block stellt eine Bandlieferung zur Deckung 
der Grundlast und die hellgrauen Blöcke die Programmlieferungen zur Deckung von Lastspit-
zen dar, die jeweils während der Produktionszeiten auftreten.  
 
Abb. 3-7:  Bedarfsdeckung mittels Vertragsformen der einfachen strukturierten Beschaf-
fung123 
In der Abbildung 3-7 ist zu erkennen, dass sich unterhalb der gepunkteten Linie „weiße Be-
reiche“ befinden, die weder durch die Programm- noch durch die Bandlieferung(en) abge-
deckt sind, andererseits jedoch Programmblöcke vereinbart wurden, die über den tatsächli-
                                                          
122
 Vgl. ZANDER, W.; RIEDEL, M.; HELD, C. et al. (2000) S. 47 
123
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chen Bedarf hinausgehen.124 Bei der zuerst genannten Konstellation muss der Stromabnehmer 
Zusatzlieferungen über die Fehlmengen vereinbaren, während er bei der als zweites genann-
ten dazu verpflichtet ist, die vereinbarte Liefermenge – trotz Nichtabnahme – zu zahlen.125  
Die Erfordernis zur Prognose des Stromlastganges zieht gegenüber beiden Formen der Voll-
versorgung einen höheren zeitlichen Aufwand nach sich: So müssen im Unternehmen bspw. 
entsprechende Instrumente zur Erfassung und Prognose des Lastverlaufs vorhanden sein, um 
die Verträge mit den Lieferanten möglichst „passgenau“ schließen und teure Zusatzlieferun-
gen bzw. die Pflicht zur Bezahlung nicht abgenommenen Stroms vermeiden zu können.126 
Außerdem besteht bei Band- und Programmlieferungen ein vom Abnehmer zu tragendes 
Mengenrisiko, da im Gegensatz zu den Vollversorgungsalternativen Verträge über exakt defi-
nierte elektrische Leistungen in abgegrenzten Zeiträumen geschlossen werden. 
Durch das von Stromabnehmern zu tragende Mengenrisiko enthalten die Strompreise der 
Band- und Programmlieferungen tendenziell geringere Aufschläge, was dazu führt, dass die 
Strompreise dieser beiden Vertragsformen unter denen der Vollversorgungsvertragsformen 
liegen.127  
c) Vertragsformen der komplexen strukturierten Beschaffung 
Neben der eben beschriebenen einfachen existiert noch eine komplexe Form der strukturierten 
Beschaffung. Für diese gilt ebenso wie für die einfache Form, dass der Energiebedarf nicht 
ausschließlich durch den Abschluss eines Vertrages, sondern durch die Bündelung mehrerer, 
sich ergänzender Vertragsformen gedeckt wird.128 Auch Band-, Programm- und Zusatzliefe-
rungen können zu den Vertragsformen der komplexen strukturierten Beschaffung gezählt 
werden. Diese lassen sich durch die nachfolgend beschriebenen Standardhandelsprodukte 
ergänzen.129 
Spotmarktgeschäfte 
(Industrielle) Stromabnehmer haben die Möglichkeit, den Strom sowohl in bilateralen130 als 
auch in börslichen Geschäften kurzfristig einzukaufen, aber auch zu verkaufen.131 Diese Ver-
                                                          
124
 In diesem Fall verläuft die gepunktete Linie durch den „grauen Bereich“ einer Programmlieferung. 
125
 Vgl. ZANDER, W.; RIEDEL, M.; HELD, C. et al. (2000) S. 48 In diesem Fall sollte bei rechtzeitiger Kenntnis 
der über dem Bedarf liegenden Energiemengen deren Verkauf oder Speicherung in Erwägung gezogen wer-
den. Vgl. Abschnitt 2.6 in Verbindung mit Abschnitt 3.3.1 und 3.3.2 
126
  Vgl. ZANDER, W.; RIEDEL, M.; HELD, C. et al. (2000) S. 48 
127
 Für Zusatzlieferungen gilt dies nicht zwingend. Das Mengenrisiko trägt komplett der Lieferant. Er wird 
dessen Übernahme dem Stromabnehmer in der Regel durch entsprechende Aufschläge berechnen, was Zu-
satzlieferungen zu potenziell teuren Fremdbezugsvertragsformen macht. 
128
 Auch in diesem Zusammenhang wird daher von ‚Portfoliomanagement‘ gesprochen. 
129
 Vgl. VON DER HAGEN, H. (2005) S. 9 
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tragsformen werden als Spotmarktgeschäfte bezeichnet. Deren physische Erfüllung, d. h. die 
Lieferung, richtet sich nach dem vereinbarten Liefertermin – in der Regel ist dies der auf den 
Vertragsabschluss folgende Tag.132 Der Käufer ist verpflichtet, die am Vortag gehandelte 
Strommenge abzunehmen und den zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses geltenden Preis zu 
zahlen.133 
Während für börsliche Spotgeschäfte standardisierte Liefermengen gelten, kann in bilateralen 
Verträgen grundsätzlich jede beliebige Energiemenge gehandelt werden. Voraussetzung ist 
lediglich, dass sich zwei Vertragsparteien – Lieferant und Abnehmer – finden und Überein-
stimmung über die zu liefernde Strommenge sowie den zu zahlenden Preis erzielen. Die nach-
folgende Abbildung 3-8 vermittelt einen entsprechenden Überblick über die Formen von 
Spotmarktgeschäften.  
 
Abb. 3-8: Vertragsformen von Spotmarktgeschäften134 
Bilaterale Geschäfte werden aufgrund ihrer Gestaltungsvielfalt nachfolgend nicht weiter erör-
tert. Eine ausführlichere Charakterisierung erfolgt hingegen für die börslichen Spotmarktge-
schäfte, da diese bezüglich der Preissetzung und der Grundstruktur der handelbaren Verträge 
eine gewisse „Signalfunktion“ besitzen: So gelten die Preise der nachfolgend erläuterten 
                                                                                                                                                                                     
130
 Diese werden in der Literatur sowie nachfolgend auch als ‚Over-The-Counter‘-Geschäfte (OTC) bezeichnet. 
131
 Vgl. ZANDER, W.; RIEDEL, M.; HELD, C. et al. (2000) S. 49. An dieser Stelle sei auf die entsprechende Ver-
bindung der nachfolgenden Ausführungen mit dem Verwendungsweg ‚Sell‘ hingewiesen. Für einen Über-
blick über (weitere) Verkaufsformen vgl. Abschnitt 3.3.2 
132
 Vgl. GRAEBER, D. R. (2014) S. 13. Der Erfüllungszeitraum kann sich jedoch vom Tag des Vertragsschlusses 
(‚Intraday‘) bis zu einer Woche erstrecken. Zu den Möglichkeiten eines Intraday-Handels vgl. GRAEBER, D. 
R. (2014) S. 16; MELZIAN, R. (2008) S. 13 f. 
133
 Vgl. KONSTANTIN, P. (2009) S. 45 
134
 Quelle: eigene Darstellung auf Basis von CURTIUS, F. (2003) S. 581; ZANDER, W.; RIEDEL, M.; HELD, C. et 
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Baseload- und Peakload-Kontrakte bedingt durch das hohe Handelsvolumen der EEX135 euro-
paweit als Referenzpreise für den börslichen und bilateralen Stromhandel.136 
Die an der Börse gehandelten Verträge lassen sich – wie in der Abbildung 3-8 ersichtlich – in 
Baseload- und Peakload-Verträge sowie Stundenkontrakte unterscheiden.137 Ein Baseload-
Kontrakt umfasst die Lieferung einer exakt definierten elektrischen Leistung für 24 Stunden 
eines Tages (0-24 Uhr). Der Käufer eines solchen Kontraktes ist verpflichtet, die vereinbarte 
Leistung im gesamten Zeitraum, also von 0-24 Uhr, abzunehmen. Diese Vertragsform kann 
zur Absicherung der Grundlast in Unternehmen genutzt werden und weist damit eine Analo-
gie zur Bandlieferung auf.138 
Ein Peakload-Kontrakt umfasst hingegen die Lieferung einer exakt definierten elektrischen 
Leistung im Zeitraum von Montag bis Freitag jeweils von 8 bis 20 Uhr. Diese Vertragsform 
dient zur Absicherung der Spitzenlast in Unternehmen und weist damit Parallelen zur Pro-
grammlieferung auf.139  
Diese sogenannten Blockkontrakte werden in einem offenen Orderbuch gehandelt. Ein Ab-
schluss kommt unmittelbar dann zu Stande, wenn ein Angebot und eine Nachfrage preis- und 
mengenmäßig zusammenpassen oder ein Teilnehmer ein Angebot akzeptiert.140 Blockkontrak-
te basieren auf den nachfolgend charakterisierten Stundenkontrakten.141  
Der Handel und die Abwicklung von Stundenkontrakten erfolgen im sogenannten ‚Auktions-
handel‘ für jede einzelne Stunde eines Tages ab einer Mindestleistung von 100 kW.142 Dazu 
tragen alle Marktteilnehmer ihre Preis- und Mengenvorstellungen anonym in ein geschlosse-
nes elektronisches Orderbuch ein. Nach Abschluss der Auktion wird auf Basis der eingegan-
genen Gebote für jede gehandelte Stunde eine aggregierte Angebots- und Nachfragekurve 
ermittelt. Im Schnittpunkt der beiden Kurven jeder Stunde bilden sich die Preise des am fol-
genden Tag gelieferten Stroms.143  
                                                          
135
 Vgl. Abschnitt 2.5.2 
136
 Vgl. CURTIUS, F. (2003) S. 580; European Energy Exchange (Hrsg.) (2012) S. 5 Dies gilt für Spotgeschäfte 
ebenso wie für die nachfolgend noch zu erläuternden Termingeschäfte. 
137
 Diese werden in der Literatur auch als „Standardhandelsprodukte“ bezeichnet. Vgl. KONSTANTIN, P. (2009) 
S. 43  
138
 Der wesentliche Unterschied ist darin zu sehen, dass Bandlieferungen Vertriebsprodukte von Verbundunter-
nehmen oder Stromhändlern darstellen, während die hier aufgeführten Baseload-Kontrakte rein börslich ge-
handelte Großhandelsprodukte sind. 
139
 Vgl. die Ausführungen in der vorherigen Fußnote. 
140
 Vgl. KONSTANTIN, P. (2009) S. 46 
141
 Vgl. BLAESIG, B. (2007) S. 23 Ihre Preise lassen sich daher auch aus den durchschnittlichen Preisen der 
Stundenkontrakte ableiten. 
142
 Vgl. European Energy Exchange (EEX) (2012) S. 9 
143
 Vgl. KONSTANTIN, P. (2009) S. 46  
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Für Industrieunternehmen ergibt sich aus dem Fremdbezug der benötigten Strommengen über 
Spotmarktgeschäfte – unabhängig davon, ob dies börslich oder bilateral erfolgt – ein wesent-
licher Vorteil: Sie können kurzfristig höchst flexibel auf Schwankungen des eigenen Energie-
bedarfs reagieren und somit diesen (nahezu) exakt decken. Das ist in der folgenden Abbildung 
3-9 graphisch dargestellt. Während die Bedarfslücken bei der ‚einfachen strukturierten Be-
schaffung‘ über meist relativ teure Zusatzlieferungen gedeckt werden, sind bei der ‚komple-
xen strukturierten Beschaffung‘ Stundenkontrakte oder auch entsprechende -blöcke – in der 
untenstehenden Abbildung 3-9 mittels der dunklen Rechtecke dargestellt – nutzbar. 
 
Abb. 3-9: Bedarfsdeckung mittels Spotmarktgeschäften144 
Die Inanspruchnahme von Spotmarktgeschäften zur Deckung des Strombedarfs geht mit einer 
– gegenüber den Vertragsformen der einfachen strukturierten Beschaffung – weiteren Zu-
nahme des zeitlichen Aufwands einher. So sind exakte Kenntnis und Prognose des Lastver-
laufs ebenso unerlässlich wie umfassendes Wissen über den Aufbau sowie die Funktionswei-
se des Spotmarkthandels, um von den gegebenenfalls erzielbaren Preisvorteilen145 gegenüber 
den bisher beschriebenen Vertragsformen profitieren zu können.  
Der zeitliche Aufwand nimmt außerdem aufgrund steigender abnehmerseitiger Risiken zu. 
Dies gilt insbesondere für das Preisrisiko, das sich durch die hohe Preisvolatilität am Spot-
markt gegenüber den bisher beschriebenen Vertragsformen erhöht.146 
                                                          
144
 Quelle: eigene Darstellung. Der gewählte Zeitraum entspricht hier einer Woche. Bei einer Ausdehnung des 
Betrachtungszeitraums können sowohl der Baseload-Kontrakt als auch die Peakload-Kontrakte durch For-
men der nachfolgend charakterisierten Terminmarktgeschäfte abgedeckt werden. 
145
 Diese lassen sich daraus ableiten, dass auf den Börsenhandelspreis gegenüber den bisher vorgestellten Ver-
tragsformen keine Aufschläge des Lieferanten für die Übernahme von Risiken und für den Vertrieb elektri-
scher Energie enthalten sind. 
146
 Vgl. ZANDER, W.; RIEDEL, M.; HELD, C. et al. (2000) S. 50. Dieses Risiko kann durch Absicherungsge-
schäfte zumindest reduziert werden. Zu diesen gehören die im folgenden Abschnitt beschriebenen Produkte 
des Terminmarktes. Darüber hinaus haben die Vertragspartner bilateraler Stromgeschäfte das Risiko des 
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Davon abgesehen liegt analog zu den Vertragsformen der einfachen strukturierten Beschaf-
fung das Risiko, dass sich der tatsächliche Energiebedarf gegenüber dem prognostizierten 
ändert, beim Stromabnehmer (Mengenrisiko). 
Terminmarktgeschäfte 
Terminmarktgeschäfte stellen eine Ergänzung zu Spotmarktgeschäften dar. Sie dienen einer-
seits der Strombeschaffung für längere Zeiträume,147 andererseits der Minimierung von Preis-
risiken am Spotmarkt (sog. Hedging).148 Dazu werden (physische) Spotgeschäfte durch entge-
gengesetzte (finanzielle) Termingeschäfte abgesichert, um Mehrkosten, die aus höheren als 
den kalkulierten Spotmarktpreisen resultieren, durch Minderkosten bei Terminmarktgeschäf-
ten zu kompensieren.149  
Zwischen Spot- und Terminmarktgeschäften bestehen wesentliche Gemeinsamkeiten, aber 
auch einige Unterschiede. Gemein ist den Vertragsformen, dass auch die Terminmarktge-
schäfte in ‚börslich‘ und ‚bilateral‘ differenziert werden können; börsliche Termingeschäfte 
sind im Gegensatz zu den bilateral vereinbarten Vertragsinhalten standardisiert.150 Eine gewis-
se Gemeinsamkeit bzw. Verbindung zwischen den Vertragsformen beider Märkte besteht 
auch im Referenzpreis für die monetäre Bewertung von Termingeschäften: Als Basiswerte 
(sog. Underlying) dienen die Spotmarktpreise für die oben beschriebenen Baseload- oder 
Peakload-Kontrakte.151 
Die Unterschiede zwischen Spot- und Terminmarktgeschäften lassen sich anhand von drei 
Kriterien darstellen: 
                                                                                                                                                                                     
vereinbarte Strommenge zu liefern (bspw. durch einen Kraftwerksausfall), andererseits Käufer die vertrag-
lich vereinbarte Menge Strom nicht zahlen können. Dieses Risiko existiert bei über die Energiebörse getätig-
ten Spotmarktgeschäften nicht, da die EEX durch das eingerichtete Clearing-Verfahren die Erfüllung aller 
vereinbarten Verträge garantiert. Vgl. ZANDER, W.; RIEDEL, M.; HELD, C. et al. (2000) S. 53 Auch bei bila-
teralen Geschäften kann aber gegen entsprechende Gebühren durch das Clearing über die Strombörse das 
Kontrahentenausfallrisiko ausgeschlossen werden. Vgl. European Energy Exchange (Hrsg.) (2012) S. 10 
147
 Vgl. BUBLITZ, A.; GENOESE, M.; FICHTNER, W. (2013) S. 372 
148
 In Literatur und Praxis wird bei einem kombinierten Einsatz von Spot- und Terminmarktgeschäften sowie 
deren Bündelung mit den Vertragsformen der einfachen strukturierten Beschaffung von ‚Portfolio-
management‘ gesprochen. Dieses Bereitstellungskonzept lässt sich dadurch charakterisieren, dass die benö-
tigte Strommenge von Unternehmen eben nicht komplett von einem Lieferanten bezogen wird, sondern das 
Lastprofil von Unternehmen durch eine Bündelung mehrerer Vertragsformen gedeckt und gegebenenfalls 
von Eigenerzeugungstechnologien ergänzt wird. 
149
 Vgl. ZANDER, W.; RIEDEL, M.; HELD, C. et al. (2000) S. 52 
150
 Im Umkehrschluss kann auch für bilaterale Termingeschäfte abgeleitet werden, dass quasi jede Vertrags-
konstellation zwischen zwei Parteien ausgehandelt werden kann. Damit ist jedoch auch der Nachteil verbun-
den, dass die Nutzung von Termingeschäften zur Risikoabsicherung oft schwieriger zu bewerkstelligen ist, 
da jeweils Vertragspartner gefunden werden müssen, die zu exakt dem gleichen Gegengeschäft bereit sind. 
Vgl. ZANDER, W.; RIEDEL, M.; HELD, C. et al. (2000) S. 53 
151
 Vgl. GRAEBER, D. R. (2014) S. 12; KONSTANTIN, P. (2009) S. 47 
Kapitel 3: Systematisierung und Charakterisierung der Alternativen 63 
 
- Zeithorizont: Terminmarktgeschäfte werden für mindestens eine Woche bis hin zu maxi-
mal 6 Jahren im voraus geschlossen und weisen damit einen wesentlich größeren Zeithori-
zont als Spotmarktgeschäfte auf.152  
- Erfüllungsart: Terminmarktgeschäfte müssen nicht zwangsläufig physisch erfüllt werden, 
d. h. dem Vertragsschluss muss nicht zwingend auch eine Stromlieferung folgen. Zwi-
schen den Vertragsparteien können auch Ausgleichszahlungen vereinbart werden. 
- Erfüllungspflicht: Terminmarktgeschäften liegt nicht per se eine Erfüllungspflicht zugrun-
de. Es existieren sowohl bedingte als auch unbedingte Geschäfte.153 
Auf Basis der Unterscheidung zwischen börslichen und bilateralen Geschäften sowie unter 
Rückgriff auf das letzte der oben genannten Abgrenzungskriterien zu Spotmarktgeschäften 
soll im Folgenden eine Charakterisierung der Vertragsformen erfolgen. Diese Systematik ent-
hält die untenstehende Abbildung 3-10. 
 
Abb. 3-10: Vertragsformen von Terminmarktgeschäften154 
Unbedingte Termingeschäfte haben für beide Seiten bei Fälligkeit des Vertrages eine Erfül-
lungspflicht zur Folge. Als Vertragsformen sind ‚Swaps‘ sowie börslich gehandelte ‚Futures‘ 
und bilateral gehandelte ‚Forwards‘ zu unterschieden.155 Futures und Forwards können sowohl 
finanziell als auch physisch erfüllt werden:  
- Bei der finanziellen Erfüllung wird die Preisdifferenz, die zwischen dem Spotmarktpreis 
am Tag der Fälligkeit und dem Tag des Vertragsschlusses besteht, monetär ausgegli-
chen.156  
                                                          
152
 Vgl. ZANDER, W.; RIEDEL, M.; HELD, C. et al. (2000) S. 5 
153
 Vgl. BLAESIG, B. (2007) S. 22 
154
 Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an CURTIUS, F. (2003) S. 581; ZANDER, W.; RIEDEL, M.; HELD, C. 
et al. (2000) S. 51 
155
 Forwards stellen im Wesentlichen das bilaterale Äquivalent zu den börslich gehandelten Futures dar. Für 
eine genauere Differenzierung vgl. SCHNORRENBERG, B. (2006) S. 11 ff. 
156
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- Bei der physischen Erfüllung erfolgt die Energielieferung zum bei Vertragsschluss gelten-
den Spotmarktreis und für die vereinbarte Laufzeit der Lieferung.157  
Für Swaps ist ein Austausch von Standardhandelsprodukten innerhalb einer bestimmten Zeit-
spanne charakteristisch.158 Dies geschieht in der Regel rein finanziell, d. h. durch eine Aus-
gleichszahlung einer Vertragspartei an die andere.159  
Bedingte Termingeschäfte, sogenannte ‚Optionen‘, sehen für die Käuferseite ein Ausübungs-
wahlrecht hinsichtlich der Inanspruchnahme vertraglich vereinbarter Leistungen vor.160 
Nimmt der Käufer die Leistung in Anspruch, so ist der Verkäufer zur Lieferung verpflichtet. 
Die Käuferseite wird die Leistung regelmäßig dann beanspruchen, wenn zum Zeitpunkt der 
Fälligkeit der Basiswert höher ist als der vertraglich in der Vergangenheit vereinbarte Preis, 
da dann die verhandelte Strommenge zu geringeren Kosten bereitgestellt wird als über den 
Spotmarkt. Ist der Basiswert jedoch geringer, so wird der Käufer auf die Erfüllung verzichten, 
da er dann die benötigte Menge Strom am Spotmarkt günstiger beschaffen kann.161  
Werden die Terminmarktgeschäfte isoliert betrachtet, so lassen sich die zum Spotmarkt ge-
troffenen Einschätzungen hinsichtlich des zeitlichen Aufwands übertragen. Ähnliches gilt für 
die von Stromabnehmern zu übernehmenden Mengen- und Kontrahentenausfallrisiken. Die 
Beurteilung des Preisrisikos von Terminmarktgeschäften korrespondiert hingegen nicht mit 
dem der Spotmarktgeschäfte: Als Absicherungsgeschäfte eingesetzt, leisten Terminmarktge-
schäfte einen Beitrag zur Risikoreduzierung. Gleichwohl ist nicht zu vernachlässigen, dass der 
Abschluss von entsprechenden Risikoabsicherungsgeschäften den zeitlichen Aufwand gegen-
über der alleinigen Inanspruchnahme von Spotmarktgeschäften weiter erhöht, da mehrere 
Verträge parallel geschlossen werden müssen. 
                                                          
157
 Vgl. BLAESIG, B. (2007) S. 28 
158
 Vgl. ZANDER, W.; RIEDEL, M.; HELD, C. et al. (2000) S. 55 
159
 So kann bspw. eine Vereinbarung dahingehend ausgestaltet sein, dass sich eine der Vertragsseiten in einem 
bestimmten Zeitraum zur Lieferung einer fest definierten Strommenge zum jeweils aktuellen Spotmarktpreis 
verpflichtet, während die andere Vertragsseite für den gleichen Zeitraum die gleiche Menge Strom zu einem 
vorher fest vereinbarten Preis liefert. Eine physische Erfüllung bleibt dabei jedoch meist aus, es werden nur 
die jeweiligen Preisdifferenzen ausgeglichen. Vgl. ZANDER, W.; RIEDEL, M.; HELD, C. et al. (2000) S. 55 
160
 Vgl. BLAESIG, B. (2007) S. 30. Der Käufer zahlt bei Vertragsabschluss dafür eine sogenannte Optionsprä-
mie. 
161
 Zu den Terminmarktgeschäften gehören in zunehmendem Maße auch Vertragsformen, die in erster Linie aus 
der Finanzwirtschaft abgeleitet wurden. So sind bspw. Preisunter- (Floors) und Preisobergrenzen (Caps) so-
wie bestimmte Preisbänder (Collar) festlegbar, die – wie die meisten Terminmarktgeschäfte – der Risikomi-
nimierung dienen. Vgl. u. a. BLAESIG, B. (2007) S. 32; BORCHERT, J.; SCHEMM, R.; KORTH, S. (2006) S. 
273 f.; ZANDER, W.; RIEDEL, M.; HELD, C. et al. (2000) S. 56 ff. 
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Den vorliegenden Abschnitt 3.2.2 sollen Einschätzungen abschließen, in welchem Ausmaß 
die unter a), b) und c) vorgestellten Vertragsformen einen Beitrag zur Erreichung der Ener-
giebereitstellungsziele leisten können.162 
Hinsichtlich der Versorgungssicherheit kann im Wesentlichen auf die Ausführungen des Ab-
schnitts 2.1 verwiesen werden. Dort wurde im Zusammenhang mit der Darstellung der Eigen-
schaften elektrischer Energie auf die Leitungsgebundenheit und die Trennung zwischen phy-
sikalischer und Handelsebene verwiesen. Für alle vorgestellten Vertragsformen des Fremdbe-
zugs gilt, dass unabhängig davon, ob der Stromabnehmer Mengenrisiken zu tragen hat oder 
nicht, die (physikalische) Versorgungssicherheit schon allein aufgrund dieser Trennung in der 
Regel jeweils gewährleistet ist: Sollte ein energetischer Mehrbedarf nicht durch entsprechen-
de Lieferverträge auf der Handelsebene abgedeckt sein, so greifen automatisch Reserveliefe-
rungen, die dafür sorgen, dass kein Versorgungsengpass entsteht.  
Gleichwohl kann die Leitungsgebundenheit elektrischer Energie Probleme hinsichtlich der 
Versorgungssicherheit bei technischen Defekten am Stromnetz oder beim Ausfall großer öf-
fentlicher Kraftwerkskapazitäten mit sich bringen. Jene Probleme betreffen jedoch alle der 
vorgestellten Fremdbezugsvertragsformen. Mithin kann konstatiert werden, dass keine der 
Vertragsformen einen größeren oder kleineren Beitrag zur Erreichung der Versorgungssicher-
heit leistet. Bei allen sind industrielle Stromabnehmer spezifischen exogenen Störgrößen un-
terlegen, die durch den Betrieb von Eigenerzeugungsanlagen zwar internalisiert, aber auch 
dann nicht vollständig eliminiert werden können. 
Die Leitungsgebundenheit und die Trennung zwischen physikalischer und Handelsebene füh-
ren auch dazu, dass aus den Vertragsformen zunächst keine höhere oder geringere Unterstüt-
zung der Zielstellung ‚Ökologieorientierung‘ abgeleitet werden kann. Da der fremdbezogene 
elektrische Strom aus physikalischer Sicht immer vom nächstgelegenen Kraftwerk zum 
Stromabnehmer gelangt, hat dieser im Zweifelsfall keinen Einfluss darauf, ob die real bezo-
gene elektrische Energie regenerativen oder fossilen Ursprungs ist.163 Auf der Handelsebene 
haben Stromabnehmer jedoch die Möglichkeit, auf Basis der oben beschriebenen Vertrags-
formen elektrische Energie (ausschließlich oder überwiegend) aus regenerativen Energiequel-
len zu beziehen. Dazu können einerseits direkt bilaterale Verträge mit Betreibern entspre-
chender Anlagen geschlossen werden. Andererseits besteht eine indirekte Möglichkeit, indem 
mit Verbundunternehmen oder Stromhändlern Verträge über die Lieferung elektrischer Ener-
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 Vgl. Abschnitt 2.4 
163
 Aufgrund der physikalischen Homogenität bedingt, lässt sich dies für den Verbraucher nicht nachvollziehen. 
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gie geschlossen werden, für die jene zusichern, dass sie aus regenerativen Quellen stammt.164 
Ob diese ausschließlich handelsseitige Ökologieorientierung beim Fremdbezug elektrischer 
Energie dem Umweltschutz (und hier insbesondere der Reduzierung des Schadstoffausstoßes) 
gerecht wird, ist diskussionswürdig. 
Deutliche Unterschiede können sich bezüglich des Erreichens der Zielstellung ‚Kostenmini-
mierung‘ ergeben, da die Vertragsformen – bedingt insbesondere durch das unterschiedliche 
Ausmaß an von den Stromabnehmern zu tragenden Risiken – verschiedene lieferantenseitige 
Preisaufschläge enthalten.165 Jene sind bei den Vertragsformen der Vollversorgung in der Re-
gel am größten, da bei diesen – wie oben geschildert – die bedeutendsten Risiken vom Liefe-
ranten übernommen werden. Mit den Preisaufschlägen steigen auch die von den Stromab-
nehmern zu tragenden Strompreise, so dass die Vertragsformen der (einfachen und komple-
xen) strukturierten Beschaffung die Zielstellung ‚Kostenminimierung‘ tendenziell in höherem 
Ausmaß erreichen. Allerdings ist zu berücksichtigen, dass mit jenen Vertragsformen auch ein 
gegenüber denen der Vollversorgung höherer zeitlicher Aufwand beim Stromabnehmer ent-
steht. Dieser verursacht einen Ressourcenverzehr, der zu Kosten führt, die bei der Beurteilung 
der Zielerreichung ebenfalls berücksichtigt werden müssen.166 
3.2.3 Aufteilung der Leistungsmenge: Partielle Integration als Hybridform der 
Energiebereitstellung 
PORTER bezeichnet Zwischen- oder Hybridformen, bei denen ein Teil der Leistung selbst er-
bracht, der Rest extern zugekauft wird, als ‚Partielle Integration‘.167 Deren Vorteile sind u. a. 
darin zu sehen, dass sich durch die Aufteilung der Leistungsmenge die Abhängigkeit von den 
Lieferanten reduziert, die Machtposition eines Abnehmers hingegen erhöht.168 
                                                          
164
 Hierfür eignet sich u. a. eine Zertifizierung von elektrischer Energie. Vgl. SCHWIDDEN, M. (2012) S. 111 ff. 
165
 Vgl. auch Abschnitt 4.4.2.2 
166
  In diesem Zusammenhang sei auf die Ausführungen der Abschnitte 3.6, 4.1.2 und 4.1.4 verwiesen. 
167
 Vgl. PORTER, M. E. (2008) S. 374 f. und Abschnitt 2.2. Eine weitere Hybridform stellen ‚Kooperationen‘ 
dar. In Abgrenzung zur Partiellen Integration erfolgt dort eine Aufteilung von Entscheidungs- und Kontroll-
rechten. Kooperationen sollen im Rahmen der vorliegenden Arbeit aufgrund der mit ihnen verbundenen 
Probleme bei der monetären Alternativenbewertungen nicht thematisiert werden. Es sei auf die einschlägige 
Literatur verwiesen, in der diese Hybridform ausführlich diskutiert wird. Vgl. u. a. BAUR, C. (1990); 
SCHMIDT, A. (2009).  
168
 Allgemein verfügen partiell integrierte Unternehmen gegenüber Lieferanten u. U. über ein hinreichendes 
Drohpotenzial, durch die Ankündigung der Ausweitung des Eigenfertigungsanteils. Damit sinken (zumin-
dest kurzfristig) die Absatz- und Umsatzpotenziale des Lieferanten. Vgl. MIKUS, B. (2009) S. 65 
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Im Rahmen der Energiebereitstellung bedeutet Partielle Integration das Aufteilen des Strom-
bedarfs auf eine oder mehrere Eigenerzeugungstechnologien und die gleichzeitige Nutzung 
einer oder mehrerer der oben vorgestellten Fremdbezugsvertragsformen.169  
Eine Systematisierung von Ausgestaltungsformen der auf die Energiebereitstellung bezoge-
nen Partiellen Integration kann in Anlehnung an die Differenzierung eines Lastprofils in 
Grund-, Mittel- und Spitzenlast geschehen.170 Alle drei Lastprofilbestandteile sind durch die 
Kombination von Eigenerzeugungstechnologien und Fremdbezugsvertragsformen abzude-
cken. Inwiefern die in den Abschnitten 3.2.1 und 3.2.2 vorgestellten Alternativen dazu geeig-
net sind, richtet sich nach deren Charakteristik. 
Die nachfolgende Abbildung 3-11 listet einige Technologien der Eigenerzeugung und Ver-
tragsformen des Fremdbezugs nach ihrem (potenziellen) Einsatzzweck im Unternehmen auf 
und stellt entsprechende Kombinationsmöglichkeiten dar. Kombiniert werden Alternativen, 
die die Grundlast des Strombedarfs absichern, mit solchen, die zur Deckung der Mittel- und 
solchen, die zur Deckung der Spitzenlast geeignet sind. 
 
Abb. 3-11: Kombinationsmöglichkeiten von Bereitstellungsalternativen171 
                                                          
169
 So gesehen kann die Partielle Integration auch als eine spezifische Form des Portfoliomanagements verstan-
den werden. Eine reine Eigenerzeugung ist schon aus rechtlichen Gründen in der Regel nicht möglich, da 
Industrieunternehmen, die ein eigenes Kraftwerk zur Stromerzeugung betreiben, gesetzlich dazu verpflichtet 
sind, zumindest einen Reservelieferungsvertrag mit einem Stromlieferanten abzuschließen, um Ausfall- oder 
Wartungszeiten des eigenen Kraftwerks abfangen zu können. Insofern handelt es sich bei der Bereitstellung 
elektrischer Energie, die zum Teil auf der Eigenerzeugung basiert, immer um eine Form der Partiellen Integ-
ration. Dieser kommt damit für die vorliegende Problemstellung entsprechend große (praktische) Relevanz 
zu. Eine Aufteilung der Strommenge auf die Alternativen beider Bereitstellungswege ist jedoch unabhängig 
von gesetzlichen Restriktionen oft auch aufgrund der begrenzten Kapazität der zur Verfügung stehenden Ei-
generzeugungsanlagen notwendig. 
170
 Vgl. KONSTANTIN, P. (2009) S. 271 und Abschnitt 3.2.1, Fußnote 45 
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Die Kombinationsmöglichkeiten seien an vier Beispielen veranschaulicht:  
1. Zur Absicherung der Grund- und Mittellast können Stromabnehmer auf Band- sowie 
Programmlieferungen zurückgreifen, während die Spitzenlast mit einem eigenen Gas-
turbinenkraftwerk gedeckt wird. Somit würde die Spitzenlast von einer Eigenerzeu-
gungsalternative getragen, während Grund- und Mittellaststrom fremdbezogen wer-
den.  
2. Denkbar (und praktisch häufiger anzutreffen) ist jedoch auch, dass vor allem energie-
intensive Industrieunternehmen eigene Dampfturbinenkraftwerke zur Erzeugung von 
Grundlaststrom betreiben und die Spitzenlast bspw. über Peakload- ergänzt um Stun-
denkontrakte absichern.  
3. Besteht ein von Produktionszeiten und jahreszeitlichen Temperaturschwankungen un-
abhängiger, konstanter Wärmebedarf, so eignen sich – bedingt durch die starre Kopp-
lung der Erzeugung elektrischer und Wärmeenergie – KWK-Anlagen zur Erzeugung 
von Grundlaststrom. Die Absicherung von Mittel- und Spitzenlast kann analog zu (2) 
erfolgen. 
4. Fallen Stromlastspitzen und Wärmebedarf in einem industriellen Produktionsprozess 
zeitlich zusammen,172 dann lassen sich KWK-Anlagen u. U. auch als Spitzenlastkraft-
werke einsetzen. Die Deckung der Grundlast kann in diesem Fall analog zu (1) ge-
währleistet werden. 
Die Energiebereitstellung kann auch dann als Partielle Integration interpretiert werden, wenn 
nur temporär auf Alternativen des einen und des anderen Bereitstellungswegs zurückgegriffen 
wird: Dies gilt für die in der obigen Abbildung keinem spezifischen Einsatzzweck zugeordne-
ten Eigenerzeugungs- und Fremdbezugsalternativen. So stellt die gemeinsame Nutzung einer 
fluktuierend Strom erzeugenden PV-Anlage und der Vertragsform der Vollstromversorgung 
auch eine Partielle Integration dar, da die Bedarfsdeckung anteilig aus Eigenerzeugungs- und 
Fremdbezugsalternativen erfolgt. Diese Kombination eignet sich insofern, als die schwierige 
Prognostizierbarkeit des eigenerzeugten Energieertrags der PV-Anlage dadurch ausgeglichen 
werden kann. Die Vollversorgung deckt – ohne zusätzliche Maßnahmen – immer dann den 
Energiebedarf, wenn kein oder für die Bedarfsdeckung zu wenig Solarstrom erzeugt wird. 
Abschließend soll auch die Partielle Integration hinsichtlich ihres Beitrags zur Erreichung der 
Energiebereitstellungsziele beurteilt werden. 
                                                          
172
 Ist dies nicht der Fall, so eignet sich die zusätzliche Installation von Wärmespeichern, um die im Zuge der 
Stromerzeugung nicht benötigte Wärmeenergie zu einem späteren Zeitpunkt nutzen zu können. 
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Bezüglich der Versorgungsicherheit und der Ökologieorientierung sei auf die Ausführungen 
zu den einzelnen kombinierbaren Technologien und Vertragsformen verwiesen. Da es sich bei 
der Partiellen Integration „nur“ um eine Bündelung von Alternativen beider Bereitstellungs-
wege handelt, lassen sich die zu den Alternativen isoliert getroffenen Aussagen auf die Parti-
elle Integration übertragen. 
Hinsichtlich der Erreichung des Ziels der Kostenminimierung kann grundsätzlich auch auf die 
entsprechenden Aussagen in den Abschnitten 3.2.1 und 3.2.2 verwiesen werden. Gleichzeitig 
scheint es jedoch notwendig, den im Zuge der Beurteilung der Fremdbezugsvertragsformen 
bereits angedeuteten Aspekt des erhöhten zeitlichen Aufwands aufzugreifen. Dieser dürfte 
durch die Kombination von Alternativen beider Bereitstellungswege tendenziell steigen, was 
einen höheren Ressourcenverzehr und folglich steigende Kosten nach sich zieht. Begründen 
lässt sich dies mit dem höheren Koordinations- bzw. Abstimmungsaufwand, der dadurch ent-
steht, dass die mittels mehrerer Technologien und Vertragsformen bereitgestellte Energie mit 
dem Strombedarf abgeglichen und auf diesen abgestimmt werden muss. Diesen Effekt gilt es 
im Rahmen der Bewertung von Alternativen adäquat zu berücksichtigen.173 
Nachdem in den Abschnitten 2.6 und 3.1 bereits auf die Relevanz der Energieverwendung für 
die Bereitstellung eingegangen wurde, sollen nachfolgend die Verwendungsalternativen im 
Fokus stehen. Dabei liegt der Schwerpunkt in Abschnitt 3.3.1 zunächst auf den Technologien 
zur Speicherung elektrischer Energie, während in Abschnitt 3.3.2 auf die alternativen Ver-
tragsformen des Verkaufs elektrischer Energie eingegangen wird. 
3.3 Alternativen der Energieverwendung 
3.3.1 Alternativen zur Speicherung elektrischer Energie 
Vorüberlegungen 
NEUPERT ET AL. definieren Energiespeicher allgemein als „technische Mittel zur Speicherung 
von Sekundär- [oder End-]energie in möglichst wirtschaftlicher Weise“, um Energieangebot 
und -nachfrage räumlich wie auch zeitlich zu entkoppeln.174 Die Speicherung elektrischer 
Energie lässt sich dadurch charakterisieren, dass die elektrische Eingangsenergie mithilfe ei-
                                                          
173
 Vgl. Abschnitte 3.6, 4.1.2 und 4.1.4 
174
 NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et al. (2009) S. 1 Die Autoren nehmen mit dieser Definition 
noch keine Einschränkung der zu speichernden Sekundärenergie vor. So umfasst dieser Bereich neben der 
hier relevanten elektrischen Energie auch und vor allem thermische Energie, die als Prozess- oder Heizwär-
me benötigt wird. 
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ner Speichertechnologie (meist) in eine andere Energieform umgewandelt, dadurch indirekt 
gespeichert und vor der späteren Nutzung zurück in elektrische Energie umgewandelt wird.175  
Analog zur Vorgehensweise in den Abschnitten 3.2.1 und 3.2.2 soll auch für die Charakteri-
sierung verfügbarer Speichertechnologien zunächst eine entsprechende Systematik vorgestellt 
werden, die geeignet ist, um Technologien voneinander abzugrenzen. Ansatzpunkte dafür 
finden sich einerseits in der Energieform, in welche die elektrische Energie für die Speiche-
rung umgewandelt wird, andererseits im zeitlichen Anwendungsbereich der Speicher. 
Gemäß des ersten Kriteriums lassen sich mechanische (Druckluft-, Schwungrad- und Pump-
speicher), elektrochemische (verschiedene Batterie- und Akkutypen, Brennstoffzelle) und 
elektrische bzw. elektromagnetische Speicher (Supraleitende Magnetische Spulen, Elektro-
chemische Kondensatoren) unterscheiden.176  
Das zweite Kriterium stellt auf die Ausspeicherdauer177 ab – also auf den Zeitraum, über den 
eine Technologie die gespeicherte elektrische Energie abgeben kann. Die oben genannten 
Technologien werden diesbezüglich in Kurzzeit- (dazu gehören die elektromagnetischen 
Speicher, die meisten Batterietypen und die Schwungradspeichertechnologie) und Langzeit-
speicher (zu diesen zählen einige chemische Speichertechnologien sowie Druckluft- und 
Pumpspeicher) unterschieden.178 
Die untenstehende Abbildung 3-12 gibt einen Überblick über die nachfolgend zu charakteri-
sierenden Technologien und ordnet diese den Ausprägungen beider Systematisierungskriteri-
en zu. Allerdings vermittelt die Abbildung hinsichtlich des zeitlichen Anwendungsbereichs 
von Schwungradspeichern ein verzerrtes Bild: Diese gehören zu den Kurzzeitspeichern. Die 
gestrichelte Linie zwischen Kurzzeit- und Langzeitspeichern soll verdeutlichen, dass sich hin-
sichtlich dieses Differenzierungskriteriums keine klare Trennung vornehmen lässt: Einerseits 
werden einige Technologien in der Literatur unterschiedlich eingeordnet, andererseits können 
                                                          
175
 Durch die zwingend notwendige Rückumwandlung in elektrische Energie laufen auch immer Prozesse ab, 
die einer Energieerzeugung entsprechen. Insofern lassen sich manche der nachfolgend vorgestellten Techno-
logien durchaus auf beiden Seiten des Entscheidungsproblems einordnen. 
176
 Vgl. NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et al. (2009) S. 35  
177
 In Abgrenzung zur Einspeicherdauer als dem Zeitraum, der notwendig ist, um elektrische Energie direkt 
oder indirekt zu speichern. 
178
 Vgl. DÖTSCH, C.; KANNGIEßER, A.; WOLF, D. (2009) S. 351. Kurzzeitspeicher zeichnen sich durch eine 
hohe Leistungsdichte aus, können diese jedoch nur über Sekunden bis allenfalls wenige Minuten abrufen. 
Sie dienen zur Aufrechterhaltung von Netzspannung sowie -frequenz und tragen damit zur kurzzeitigen Ver-
sorgungssicherheit bei. Langzeitspeicher zeichnen sich hingegen durch einen hohen Energieinhalt bei 
gleichzeitig geringer Leistungsdichte aus. Sie dienen in erster Linie der Lastverschiebung.  
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z. T. auch die für die Langzeitspeicherung konzipierten Technologien Aufgaben der kurzzei-
tigen Speicherung übernehmen.179  
 
Abb. 3-12: Systematisierung von Speichertechnologien180 
Die nachfolgende Charakterisierung der Speichertechnologien orientiert sich an den zwi-
schengespeicherten Energieformen, da nach Ansicht des Verfassers nur so eine überschnei-
dungsfreie Einordnung der Technologien möglich ist. Allerdings kommt vor dem Hintergrund 
der Nutzung von Speichertechnologien für die industrielle Energiebereitstellung und -verwen-
dung auch dem Differenzierungskriterium ‚zeitlicher Anwendungsbereich‘ eine große Bedeu-
tung zu. Daher soll im Zuge der jeweiligen Technologiecharakterisierung auch auf diesen 
Aspekt eingegangen werden.  
Eine Beurteilung der Speichertechnologien hinsichtlich ihres Beitrags zur Erreichung der in 
Abschnitt 2.4 angeführten Ziele erfolgt am Ende des Abschnitts. 
                                                          
179
 Hinsichtlich einer Einordnung der verschiedenen Batterie- bzw. Akkutypen finden sich in der Literatur 
durchaus widersprüchliche Angaben: So werden Blei-Säure- und Lithium-Ionen-Akkus oft als Minutenre-
serve und damit – wie in der oben stehenden Abbildung – als Kurzzeitspeicher geführt. Gleichzeitig kann ih-
re Entladezeit jedoch bis zu mehreren Tage betragen, was einen Einsatz und eine Einordnung als Langzeit-
speicher rechtfertigen würde. Im Gegensatz dazu werden Redox-Flow-Batterien als Langzeitspeicher gese-
hen, weisen jedoch eine deutlich kürzere Entladezeit als die beiden anderen genannten elektrochemischen 
Speichertechnologien auf. Vgl. MAHNKE, E.; MÜHLENHOFF, J. (2011) S. 17 f. 
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a) Mechanische Speichertechnologien181 
Pumpspeicher182 
Pumpspeicher stellen eine Technologie dar, die bereits im Rahmen der Ausführungen zu den 
Alternativen der Eigenerzeugung vorgestellt wurde. An dieser Stelle soll daher auf eine Be-
schreibung der Funktionsweise daher verzichtet werden.183 Pumpspeicher gehören zu den 
Speichertechnologien, die nach dem aktuellen Stand der Technik elektrische Energie in gro-
ßen Mengen zeitlich am längsten speichern können.184 Sie zählen aus diesem Grund auch zu 
den Langzeitspeichern und übernehmen lastverschiebende Funktionen. Darüber hinaus steht 
das Leistungsvermögen einer solchen Anlage bereits nach sehr kurzer Zeit zur Verfügung. Sie 
eignen sich deshalb hervorragend, um auf kurzfristige Angebots- und Nachfrageverschiebun-
gen zu reagieren.185 
Druckluftspeicher186 
Druckluftspeicher nutzen die kinetische Energie der Luft, um überschüssige elektrische Ener-
gie in unterirdischen Kavernen zu speichern.187 Dazu treibt ein Elektromotor einen Kompres-
sor an, der atmosphärische Umgebungsluft ansaugt und in Kavernen verdichtet.188 Für eine 
Rückwandlung der kinetischen in elektrische Energie wird die komprimierte Luft wieder aus 
der Kaverne herausgeleitet, einem konventionellen Gasturbinenprozess zugeführt und dort mit 
einem Brennstoff (z. B. Erdgas) vermischt; durch die Verbrennung wird schließlich (wieder) 
Strom erzeugt.189 Auch Druckluftspeicher zählen zu den Langzeitspeichern, die eine hohe 
Energiemenge über einen längeren Zeitraum abgeben können.190 
                                                          
181
 Mechanische Speicher lassen sich allgemein dadurch beschreiben, dass (überschüssige) elektrische Energie 
in kinetische oder potenzielle Energie umgewandelt wird. 
182
 In Anlehnung an die Ausführungen in Abschnitt 3.2.1 sei nochmals darauf hingewiesen, dass ein rein indu-
strieller Einsatz von Pumpspeichern unrealistisch erscheint. Bedeutung für die industrielle Energiebereitstel-
lung kann diese Technologie jedoch in Form von Kraftwerksbeteiligungen erhalten. Gleiches gilt für Druck-
luftspeicher. Vgl. KRZIKALLA, N. (2006a) S. 34 ff.; KRZIKALLA, N. (2006b) S. 24 
183
 Vgl. Abschnitt 3.2.1 
184
 Vgl. MAHNKE, E.; MÜHLENHOFF, J. (2011) S. 5. Demnach werden ca. 80 % der deutschen Speicherkapazitä-
ten durch Pumpspeicher abgedeckt. 
185
 Vgl. NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et al. (2009) S. 133 
186
 Vgl. DÖTSCH, C.; KANNGIEßER, A.; WOLF, D. (2009) S. 354. Auch: CAES für ‚Compressed Air Energy 
Storage‘. Weltweit existieren nach Angaben in der Literatur bisher nur zwei unterirdische Druckluftspeicher 
in Huntorf (Niedersachsen, Deutschland) und in McIntosh (Alabama, USA). Die geringe praktische Bedeu-
tung kann auf die hohen geologischen Anforderungen der Technologie zurückgeführt werden. Vgl. RADGEN, 
P. (2007) S. 10  
187
 Vgl. NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et al. (2009) S. 125 
188
 Vgl. NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et al. (2009) S. 125 
189
 Vgl. DÖTSCH, C.; KANNGIEßER, A.; WOLF, D. (2009) S. 355; RADGEN, P. (2007) S. 9 
190
 Wobei die volle Leistungsfähigkeit bereits nach etwa 10 Minuten erreicht werden kann. 
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Schwungradspeicher191  
Schwungradspeicher nutzen elektrische Energie, um diese in kinetische Energie eines 
Schwungrades umzuwandeln.192 Dazu speist die elektrische Energie einen Elektromotor, der 
ein Schwungrad in Bewegung setzt und damit kinetische Energie „erzeugt“. Soll die so ge-
speicherte Energie wieder in elektrische Energie umgewandelt werden, treibt das sich drehen-
de Schwungrad den Elektromotor an, der dann als Generator für die Stromerzeugung fun-
giert.193 
Im Gegensatz zu den beiden anderen bereits vorgestellten mechanischen Speichertechnolo-
gien sind Schwungradspeicher den Kurzzeitspeichern zuzuordnen. Die Leistung eines 
Schwungrades kann zwar binnen Tausendstelsekunden abgerufen werden, steht jedoch nur 
wenige Sekunden bis zu maximal 20 Minuten zur Verfügung.194 
b) Elektrochemische Speichertechnologien195 
Zu den elektrochemischen Speichern zählen Akkumulatoren (Akkus) und Batterien196, die 
elektrische Energie durch Umwandlung in chemische Energie speichern.197 Zu den potenziell 
relevanten Technologien gehören: 
Blei-Säure-Akkumulatoren198 
Die Blei-Säure-Akkus zählen zu den am weitesten verbreiteten und technisch am ausgereiftes-
ten Akkumulatoren. Sie lassen nur geringe Energiedichten,199 dafür aber eine kurzzeitig hohe 
                                                          
191
 Diese Technologie ist bisher praktisch kaum im Einsatz. Vgl. MAHNKE, E.; MÜHLENHOFF, J. (2011) S. 12. 
Dort wird lediglich auf ein Pilotprojekt in Norwegen verwiesen. 
192
 Vgl. NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et al. (2009) S. 136 
193
 Vgl. NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et al. (2009) S. 137 
194
 Vgl. NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et al. (2009) S. 140 
195
 In der Literatur findet sich eine Abgrenzung von elektrochemischen und thermochemischen Speichern sowie 
chemischen Speichern für stoffliche Energieträger. Alle drei Kategorien werden dem Oberbegriff ‚chemi-
sche Speicher‘ untergeordnet. Für die Speicherung elektrischer Energie sind in erster Linie die elektrochemi-
schen Speicher von Relevanz. Vgl. NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et al. (2009) S. 36 
196
 Die Abgrenzung von Akkumulatoren und Batterien kann darüber vorgenommen werden, dass sich Akkus im 
Gegensatz zu Batterien wieder aufladen lassen. Aus technischer Sicht sind die beiden Begriffe daher nicht 
gleichzusetzen. Da dies im alltäglichen Sprachgebrauch – und zum Teil auch in der einschlägigen Fachlite-
ratur – jedoch häufig der Fall ist, soll für die vorliegende Arbeit eine synonyme Verwendung beider Begriffe 
festgelegt werden. 
197
  Akkumulatoren und/oder Batterien waren in der Vergangenheit v. a. für mobile Anwendungen relevant. Im 
Zuge des verstärkten Einsatzes fluktuierender Stromerzeugungstechnologien nimmt ihre Bedeutung jedoch 
auch für den stationären Einsatz zu. Vgl. MAUCH, W.; MEZGER, T.; STAUDACHER, T. (2009) S. 11 
198
 Als Elektrodenmaterial wird Bleioxid verwendet, das je nach Lade- bzw. Entladezustand unterschiedliche 
Wertigkeiten annimmt. Als Elektrolyt dient Schwefelsäure. 
199
 Die Energiedichte gibt das Verhältnis des nutzbaren Energieinhalts zur Masse oder zum Volumen des Spei-
chers an. Vgl. NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et al. (2009) S. 16 
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Leistungsdichte200 zu und sind daher eher den Kurzzeitspeichern zuzuordnen. Die gespeicherte 
elektrische Energie kann relativ schnell abgerufen werden. Als positive Eigenschaften sind 
der breite Temperaturbereich, in dem er eingesetzt werden kann, und die (bedingt durch den 
ausgereiften Entwicklungsstand) geringen Kosten zu nennen.201 In der Praxis existieren unter-
schiedliche Größen von Blei-Säure-Akkus. Neben kleinen Batterien (z. B. Starterbatterie für 
Kraftfahrzeuge) werden für eine unterbrechungsfreie Stromversorgung (z. B. Notstromver-
sorgung, Notbeleuchtung) auch stationäre Speicheranlagen mit Leistungen im unteren zwei-
stelligen Megawattbereich betrieben.202  
Nickel-Metallhydrid-Akku203  
Bei diesem Akkutyp wird Wasserstoff als Elektrodenmaterial verwendet. Er besitzt nur eine 
geringe Energie-, dafür eine hohe Leistungsdichte und ist damit ebenfalls tendenziell den 
Kurzzeitspeichern zuzuordnen. Der Akkutyp ist sowohl für den mobilen Bereich (u. a. Elek-
trofahrzeuge) als auch für den stationären Einsatz (z. B. Notbeleuchtungseinrichtungen) ge-
eignet.204 
Lithium-Ionen-Akku205 
Für Lithium-Ionen-Akkus ist eine etwas höhere Energiedichte als bei den bereits beschriebe-
nen Akkutypen charakteristisch. Trotzdem werden sie in der Literatur als Kurzzeitspeicher 
eingestuft. Anwendung finden Li-Akkus vor allem in tragbaren Geräten wie Mobiltelefonen 
oder Laptops. Aufgrund ihres noch recht frühen Entwicklungsstadiums ist ein Einsatz in gro-
ßen stationären Speichersystemen bisher nicht absehbar. Technologische Fortschritte beim 
Kathodenmaterial und dem verwendeten Elektrolyt legen künftig Einsatzmöglichkeiten im 
Bereich der Elektromobilität nahe. Als nachteilig erwiesen und erweisen sich bisher die recht 
hohen Kosten. Außerdem limitiert insbesondere die Tatsache, dass Lithium-Ionen-Akkus aus 
leicht brennbaren Komponenten bestehen und daher aufwändige Schutzschaltungen erfordern, 
die Stromstärke, Spannung und Temperatur innerhalb der tolerierbaren Grenzen halten, das 
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 Die Leistungsdichte ist eine Kenngröße für die maximale Abgabeleistung eines Speichers in Bezug auf die 
Masse oder das Volumen (in W/kg oder W/l). Vgl. NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et al. (2009) 
S. 16 
201
 Vgl. MAUCH, W.; MEZGER, T.; STAUDACHER, T. (2009) S. 12 
202
 Vgl. NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et al. (2009) S. 40 
203
 Neben diesem existieren mit dem Nickel-Kadmium-Akku und der Nickel-Zink-Batterie noch zwei weitere 
auf Nickel als Elektrodenmaterial basierende Speichertechnologien. Vgl. NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRET-
SCHMER, T. et al. (2009) S. 41 ff. 
204
 Vgl. NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et al. (2009) S. 42 f. 
205
 In diesem Akkutyp dient ein Lithium-Metalloxid als Anode, während für die Kathode Graphit eingesetzt 
wird. Als Elektrolyt kommen wasserfreie organische Lösungsmittel (z. B. Propylencarbonat) mit einem 
Leitsalz zum Einsatz. Im Vergleich zu bisher beschriebenen Akkutypen gelten Lithium-Ionen-Akkus bisher 
als nicht ausgereift, sondern befinden sich in der Anfangsphase ihrer technologischen Entwicklung. Vgl. 
NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et al. (2009) S. 46 
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Einsatzfeld. Auch die deutlich nachlassende Leistungsfähigkeit bei tiefen Temperaturen zählt 
bisher zu den Nachteilen.206  
Hochtemperaturbatterien207 
Der wesentliche Unterschied zu den zuvor beschriebenen Akkutypen besteht darin, dass das 
Elektrolyt in Hochtemperaturbatterien von festem Aggregatzustand ist, während die Elektro-
denmaterialien in flüssiger Form vorliegen. Als charakteristisch gelten die hohen Betriebs-
temperaturen (ca. 350 °C), die notwendig sind, um die für die Elektroden verwendeten Stoffe 
im flüssigen Aggregatzustand zu halten. Das erfordert einerseits entsprechende Maßnahmen 
zur Isolation der Batterien gegen Wärmeverlust, andererseits schränkt es den Einsatzzweck 
stark auf Anwendungen ein, die durch hohe Zyklenwiederholungen und damit geringe Stand- 
oder Ruhezeiten gekennzeichnet sind.208 Im Gegensatz zu den bereits charakterisierten Akku-
typen weisen Hochtemperaturbatterien eine höhere Energiedichte auf und eignen sich damit 
grundsätzlich auch als Langzeitspeicher.209 
Redox-Flow-Batterien 
Für Redox-Flow-Batterien210 ist typisch, dass Energiewandlung und (chemische) Speicherung 
im Gegensatz zu den bisher erläuterten Batterie- bzw. Akkutypen räumlich getrennt erfolgen 
– Elektrode und Elektrolyt bilden keine feste Einheit.211 Die zur Energiespeicherung einge-
setzten Stoffe werden in separaten Tanks gelagert. Damit ist die gespeicherte Energiemenge 
eines solchen Akkus auch nicht mehr von der Größe des Konverters, sondern von der Größe 
der Speichertanks abhängig.212 Dies hat zur Folge, dass Leistung und Energieinhalt213 eines zu 
                                                          
206
 Vgl. NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et al. (2009) S. 46 
207
 Dazu gehören u. a. Natrium-Nickelchlorid-Batterien und Natrium-Schwefel-Batterien. Vgl. NEUPERT, U.; 
EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et al. (2009) S. 47 f.; DÖTSCH, C.; KANNGIEßER, A.; WOLF, D. (2009) S. 353; 
MAUCH, W.; MEZGER, T.; STAUDACHER, T. (2009) S. 12 
208
 Vgl. NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et al. (2009) S. 47 
209
 Vgl. DÖTSCH, C.; KANNGIEßER, A.; WOLF, D. (2009) S. 353 
210
 Der Begriff Redox steht als Abkürzung für ‚Reduktion‘ und ‚Oxidation‘ und wird vor allem dann verwen-
det, wenn die beiden chemischen Vorgänge miteinander gekoppelt ablaufen. Der für die Energieumwand-
lung relevante Konverter besteht aus zwei Elektroden sowie einer halbdurchlässigen Membran, welche zwei 
Flüssigkeiten (Elektrolytlösungen) voneinander trennt. Beim Auflade- bzw. Entladevorgang werden die 
Elektrolytlösungen durch den Konverter gepumpt. Dort findet ein Ionenaustausch statt, der einen Stromfluss 
initiiert. Vgl. NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et al. (2009) S. 51; MAUCH, W.; MEZGER, T.; 
STAUDACHER, T. (2009) S. 13 
211
 Vgl. DÖTSCH, C.; KANNGIEßER, A.; WOLF, D. (2009) S. 356 
212
 Vgl. NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et al. (2009) S. 50 
213
 Der Energieinhalt umschreibt die aus einem Speicher entnehmbare Arbeit (in Wh oder J) unter Berücksich-
tigung der Tatsache, dass einige Technologien zur Funktionsfähigkeit nicht komplett entladen werden kön-
nen. Vgl. NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et al. (2009) S. 15 
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installierenden Redox-Flow-Systems individuell an jeden Anwendungsfall angepasst werden 
können.214 
Redox-Flow-Batterien können die gespeicherte elektrische Energie über mehrere Stunden bis 
hin zu Tagen abgeben und sind damit den Langzeitspeichern zuzuordnen.215 Da die Batterien 
eine vergleichsweise geringe Energiedichte (im Vergleich zu den zuvor beschriebenen Akku-
typen) aufweisen, müssen die Systeme entsprechend größer dimensioniert werden. Daher eig-
net sich dieser Akkutyp in erster Linie für stationäre Anwendungen (z. B. in Verbindung mit 
Umspannwerken von Energieversorgungsunternehmen, Produktionsstätten von Industrieun-
ternehmen oder Mobilfunkstandorten).216  
Brennstoffzelle 
Neben Batterie- bzw. Akkuspeichertechnologien kann auch die Verbindung von Elektrolyse, 
bei der aus Wasser und Elektrizität Wasserstoff hergestellt wird, und dessen Rückverstro-
mung bspw. mittels Brennstoffzelle als elektrochemische Energiespeichertechnologie einge-
ordnet werden.217  
Wasserstoff stellt im stationären Betrieb ein stabilisierendes Netzelement dar, da der Einsatz 
von Brennstoffzellen zur Stromerzeugung die Angebotsschwankungen auszugleichen in der 
Lage ist.218 So kann Strom in Zeiten hohen Angebots und geringer Nachfrage für die Elektro-
lyse genutzt werden, während bei geringem Angebot und hoher Nachfrage der Wasserstoff 
mittels Brennstoffzelle, Gasturbine aber auch Verbrennungsmotoren in elektrische Energie 
zurückgewandelt und dem Stromnetz zugeführt wird.219 
Die elektrochemischen Prinzipien sind in beiden Reaktionen (Elektrolyse und Brennstoffzel-
lenreaktion) die gleichen. Es findet jeweils einfach eine Umkehrung der Stromrichtung statt: 
Wird elektrische Energie verbraucht, läuft die Elektrolyse ab, soll elektrische Energie abgege-
ben werden, so erfolgt die Brennstoffzellenreaktion.220 
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 Vgl. DÖTSCH, C.; KANNGIEßER, A.; WOLF, D. (2009) S. 356 
215
 Vgl. MAUCH, W.; MEZGER, T.; STAUDACHER, T. (2009) S. 13 
216
 Mit den Redox-Flow-Batterien verwandt sind außerdem sogenannte Hybrid-Flow-Batterien. Der wesentliche 
Unterschied zu den beschriebenen Formen besteht darin, dass die Hybrid-Flow-Batterien „eine oder mehrere 
elektroaktive Komponenten in fester Form“ aufweisen NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et al. 
(2009) S. 55. 
217
  Vgl. NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et al. (2009) S. 38 
218
  Vgl. NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et al. (2009) S. 60 
219
  Vgl. NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et al. (2009) S. 60 
220
  Vgl. NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et al. (2009) S. 60 
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Wasserstoff zählt zu den Langzeitspeichern. So sind Energieinhalt und -dichte größer als bei 
den zuvor vorgestellten Technologien. Damit eignen sich Wasserstoffspeicher bspw. auch für 
den saisonalen Ausgleich von Angebots- und Nachfrageschwankungen.221 
Abgesehen vom noch recht frühen Entwicklungsstadium der Brennstoffzelle, das eine groß-
flächige Nutzung dieser Speichertechnologie bisher verhindert, ist der Wirkungsgrad von 
Elektrolyse- und Brennstoffzellensystemen in der Regel deutlich schlechter als bei den eben-
falls zu den elektrochemischen Speichern zählenden Akku- bzw. Batteriespeichern.222  
Im Vergleich zu den bisher angesprochenen weisen die nachfolgend beschriebenen elektri-
schen bzw. elektromagnetischen Speichertechnologien von allen Alternativen die höchsten 
Wirkungsgrade auf. 
c) Elektrische/Elektromagnetische Speichertechnologien 
Elektrische bzw. elektromagnetische Energiespeicher stellen gegenwärtig die einzigen Tech-
nologien dar, die in der Lage sind, elektrische Energie direkt, d. h. ohne die Umwandlung in 
eine andere Energieform zu speichern. Damit einhergehen – wie oben bereits festgehalten – 
höhere Wirkungsgrade als bei den zuvor beschriebenen Speichertechnologien.223 
Supraleitende Magnetische Energiespeicher (SMES) 
SMES nutzen das magnetische Feld, das sich um eine Spule aufbaut, die von einem Strom 
durchflossen wird, um elektrische Energie zu speichern.224 In solchen Supraleitern kann der 
Strom bei entsprechend geringen Temperaturen sogar ohne jegliche Verluste (z. B. durch ent-
stehende Wärme) gespeichert werden. Dies erfordert jedoch eine aufwändige und damit teure 
Kühlung, da eine verlustfreie Speicherung nur bei tiefen Temperaturen möglich ist.225 SMES-
Systeme bestehen damit nicht nur aus einer supraleitenden Spule, einem Wechselrichter (zur 
Umwandlung von Wechsel- in Gleichstrom) sowie den notwendigen Schaltern für die ein- 
                                                          
221
 Vgl. MAUCH, W.; MEZGER, T.; STAUDACHER, T. (2009) S. 15 
222
 Vgl. NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et al. (2009) S. 63. Den dortigen Angaben zu Folge 
schwankt der Wirkungsgrad zwischen 25 % und weniger als 50 %, bezogen auf die ursprünglich in den Pro-
zess eingehende elektrische Energie. 
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 Vgl. NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et al. (2009) S. 103 ff. 
224
 Vgl. MAUCH, W.; MEZGER, T.; STAUDACHER, T. (2009) S. 10 
225
 Vgl. MAUCH, W.; MEZGER, T.; STAUDACHER, T. (2009) S. 11. In der Physik wird für die kritische Tempera-
tur, bis zu welcher keine Widerstände auftreten und daher eine verlustfreie Speicherung möglich ist, der 
Terminus ‚Sprungtemperatur‘ genutzt. Die Sprungtemperaturen von Supraleitern liegen teilweise unterhalb 
von 20 K, also -253 °C. Dies macht eine Kühlung mit flüssigem Helium notwendig, dessen Siedetemperatur 
bei 4,2 K liegt. In der Literatur werden neben diesen Werten, die für Tieftemperatursupraleiter gelten, auch 
Sprungtemperaturen von 92-110 K angegeben. In diesem Zusammenhang wird von Hochtemperatursupralei-
tern gesprochen, die eine Kühlung mit flüssige Stickstoff ermöglichen (Siedetemperatur; 77 K) und damit im 
Betrieb kostengünstiger sind als Tieftemperatursupraleiter. Diesem Vorteil steht jedoch der Nachteil einer 
teureren Herstellung entgegen. Vgl. NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et al. (2009) S. 117 
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und Ausspeicherung, sondern auch aus einem sogenannten kryogenen System zur Kühlung 
der Spule bzw. des Supraleiters.226  
Kurze Zugriffs-227 und Entladezeiten228 prädestinieren diese Speichertechnologie vor allem zur 
Sicherung einer unterbrechungsfreien Versorgung und zur Spannungshaltung. SMES-Systeme 
sind als Kurzzeitspeicher einzuordnen, da sie eine hohe Leistung binnen kurzer Zeit abgeben 
können (Sekundenreserve).229 Zum Einsatz kommen SMES-Systeme u. a. zur Gewährleistung 
der Versorgungssicherheit bei kritischen Fertigungsprozessen (z. B. Halbleiter-
Fabrikationsanlagen).230  
Elektrochemische Kondensatoren (EK) 
Eine hohe Leistungsdichte sowie die Fähigkeit, elektrische Energie schnell aufzunehmen und 
wieder abzugeben, weisen auch die EK als zweite Form von elektrischen bzw. elektromagne-
tischen Speichern auf.231 Sie werden in reine Doppelschichtkondensatoren (Supercaps), die 
Energie ausschließlich elektrostatisch speichern, und in Pseudokondensatoren (Ultrakonden-
satoren), bei denen zusätzlich zu den elektrostatischen noch elektrochemische Prozesse ablau-
fen, unterschieden.232  
Die Funktion von EK beruht darauf, dass die im ungeladenen Zustand in einem Elektrolyten 
gleichmäßig verteilten Ionen beim Anlegen einer Spannung zur jeweils entgegengesetzt gela-
denen Elektrode wandern.233 An den Elektroden bildet sich damit eine Doppelschicht mit 
spiegelbildlicher Ladungsverteilung aus. Durch dieses Ionenverhalten kann für Kathode und 
Anode das gleiche Material verwendet werden.234 
EK eignen sich primär zur Spannungshaltung in Stromversorgungssystemen.235 So liegt der 
Haupteinsatzbereich in Antriebssystemen von Automobilen sowie in Bord- und Betriebssys-
temen, die eine kurzfristige und lokale Energiebereitstellung erfordern.236 In der Industrie 
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 Vgl. NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et al. (2009) S. 116 
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 „Die Zugriffszeit beschreibt die Zeitspanne, in der das System in der Lage ist 50 % seiner Leistung abzuge-
ben.“ NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et al. (2009) S. 14 
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 Als Ausspeisezeiten werden 1-20 Sekunden angegeben. Vgl. NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et 
al. (2009) S. 120 
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 Vgl. MAUCH, W.; MEZGER, T.; STAUDACHER, T. (2009) S. 11 
230
 In den USA existieren darüber hinaus mobile Einheiten von SMES-Systemen, die per Lkw zu sensiblen 
Netzknoten transportiert und dort eingesetzt werden können. Vgl. NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, 
T. et al. (2009) S. 123 f. 
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 Vgl. MAUCH, W.; MEZGER, T.; STAUDACHER, T. (2009) S. 14 
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 Vgl. NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et al. (2009) S. 106 
233
 Vgl. NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et al. (2009) S. 103 
234
 Während bei Supercaps in erster Linie aktivierte poröse Kohlenstoffe als Elektroden eingesetzt werden, 
kommen bei Ultrakondensatoren Metalloxide, Keramiken oder leitfähige Polymere zum Einsatz. Vgl. 
NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et al. (2009) S. 103 ff. 
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 Vgl. NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et al. (2009) S. 114 
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 Vgl. NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et al. (2009) S. 110 
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werden EK bspw. als Puffer-, Backup-, Notschalt- und Sicherungssysteme genutzt. So können 
sie eingesetzt werden, um die für das Hochfahren von Notstromaggregaten notwendige Ener-
gie zu liefern und fangen Spannungsverluste von weniger als 10 Sekunden ab.237 Darüber hin-
aus finden EK in der Konsumelektronik (z. B. kurzfristige Stromspitzen durch den Blitz einer 
Kamera) und beim Betrieb automatischer Mess- und Verkehrsleitsysteme Anwendung.238 
Abgesehen von der isolierten Nutzung der unter a) bis c) aufgeführten Speichertechnologien 
sind auch Kombinationen dieser (sogenannte Hybridsysteme) möglich. Vor allem die Kombi-
nation der eben skizzierten Kondensatoren mit den elektrochemischen Speichertechnologien 
liefert hierzu Anknüpfungspunkte.239 So können elektrochemische Speicher bei kurzfristigen 
Leistungsspitzen durch Kondensatoren entlastet werden, was die Lebensdauer des elektro-
chemischen Speichers tendenziell verlängert.240 Verwendet wird diese Kombination bisher vor 
allem im Bereich der Elektromobilität.241  
Anhand dieser Beispiele soll deutlich werden, dass sich – ähnlich wie in Verbindung mit den 
Eigenerzeugungstechnologien sowie den Fremdbezugsvertragsformen bereits ausgeführt – die 
vorgestellten Speichertechnologien nicht per se gegenseitig ausschließen, sondern durchaus 
einander ergänzenden Einsatz finden (können).  
Analog zu den abschließenden Ausführungen der letzten beiden Abschnitte soll auch in Be-
zug auf die Technologien zur Speicherung elektrischer Energie eine Einschätzung abgegeben 
werden, inwieweit diese die Erreichung der Energiebereitstellungsziele‚ ‚Versorgungssicher-
heit‘, ‚Ökologieorientierung‘ und ‚Kostenminimierung‘ unterstützen. 
Für die Erreichung der Versorgungssicherheit sind v. a. die Kurzzeitspeichertechnologien von 
Relevanz, da diese kurzfristige und -zeitige Stromaus- aber auch Leistungsabfälle zu kompen-
sieren vermögen. Sie können damit einen Beitrag zur Aufrechterhaltung der Versorgungssi-
cherheit leisten. 
Zur Ökologieorientierung tragen Speichertechnologien insofern, als sie helfen, die potenzielle 
Diskrepanz zwischen fluktuierendem Energieangebot und deterministischer Energienachfrage 
zu reduzieren: So besteht die Möglichkeit, elektrische Energie auch in Zeiten schwacher 
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 Vgl. NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et al. (2009) S. 114 
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 Vgl. NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et al. (2009) S. 114 
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 Vgl. HAUER, A.; SPECHT, M.; STERNER, M. (2010) S. 111 
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 So verweisen NEUPERT et al. auf ein Beispiel des Unternehmens Volkswagen. Bei diesem wird ein Brenn-
stoffzellenaggregat mit einer Leistung von 30 KW für 15-20 Sekunden von einem Doppelschichtkondensa-
tor mit 45 KW Leistung unterstützt. Dies reicht bspw. aus, um das Fahrzeug bei einem Überholvorgang zu 
beschleunigen. Vgl. NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et al. (2009) S. 112 
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Nachfrage und hohen fluktuierenden Angebots zu erzeugen und für eine spätere Nutzung zwi-
schen zu speichern. Damit lassen sich indirekt auch fossile Primärenergieressourcen schonen. 
Ohne den Einsatz von Speichertechnologien müssten fluktuierende Erzeugungskapazitäten in 
Schwachlastzeiten abgeschaltet oder gedrosselt werden.  
Die Erreichung der Zielstellung ‚Kostenminimierung‘ können primär die Langzeitspeicher-
technologien unterstützen, da sich diese in erster Linie für Lastverschiebungen eignen. So 
können Lastspitzen mittels elektrischer Energie aus Speichertechnologien abgedeckt werden. 
Um darüber jedoch einen Beitrag zur Kostenminimierung leisten zu können, muss der ausge-
speicherte Strom zu geringeren Kosten zur Verfügung stehen als bei einer alternativen Be-
darfsdeckung über Fremdbezug oder Eigenerzeugung. 
Unabhängig davon ist nicht zu vernachlässigen, dass der Einsatz von Speichertechnologien 
den Koordinations- und Abstimmungsaufwand zwischen Strombedarf, Bereitstellung und 
Verwendung deutlich erhöht. Dieser erfordert den Einsatz entsprechender Instrumente zur 
Lastprognose und -steuerung; aber auch die Beobachtung von Entwicklungen auf den relevan-
ten Fremdbezugs- und Primärenergiemärkten wird komplexer. Nur durch diese und weitere 
Maßnahmen sowie Aktivitäten können Entscheidungen über Ein- und die Ausspeicherzeit-
punkte sowie -energiemengen unter Berücksichtigung der Interdependenzen zu den weiteren 
Bereitstellungswegen getroffen werden. Die Kosten, welche der zusätzliche zeitliche Auf-
wand verursacht, sollten im Rahmen der Alternativenbewertung zwingend Berücksichtigung 
finden, um die Gefahr von Fehlentscheidungen zu reduzieren. 
An die Auseinandersetzung mit den Speichertechnologien schließt sich im folgenden Ab-
schnitt die Charakterisierung von Alternativen des Verkaufs elektrischer Energie an. 
3.3.2 Alternativen für den Verkauf elektrischer Energie 
Der Charakterisierung der Alternativen soll auch in diesem Abschnitt eine Systematisierung 
selbiger vorangestellt werden. Ansatzpunkte dafür finden sich vor allem auf der Seite der 
Energieerzeugung und hier speziell bei den Technologien sowie den relevanten Primärener-
gieträgern. Das liegt darin begründet, dass sich die Möglichkeiten zum Verkauf elektrischer 
Energie danach richten, mittels welcher Technologie(n) jene erzeugt wurde.  
So lassen sich Verkaufsvertragsformen identifizieren, die den gesetzlichen Regelungen des 
EEG oder des KWKG folgen. Dazu gehören die Einspeisung elektrischer Energie unter Nut-
zung gesetzlich verankerter Vergütungssätze, die im EEG explizit vorgesehenen Formen der 
geförderten Direktvermarktung (Marktprämienmodell oder Grünstromprivileg) sowie die 
nicht geförderte Direktvermarktung (in der Literatur z. T. auch ‚sonstige‘ Direktvermark-
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tung).242 Mittels dieser Verkaufsalternativen kann jedoch ausschließlich elektrische Energie 
vermarktet werden, die aus Technologien stammt, welche: 
- auf erneuerbaren Energieträgern basieren (EEG) oder 
- aus Anlagen mit einem besonders hohen Wirkungsgrad stammen, zu denen KWK-
Anlagen zählen (KWKG).243 
Darüber hinaus kann auch elektrische Energie vermarktet werden, die mittels Technologien 
erzeugt wird, welche nicht unter die Regelungen des EEG oder des KWKG fallen (fossile 
Energieträger nutzende und nicht dem Prinzip der KWK folgende Technologien). Hierzu 
existieren unterschiedliche Formen der Direktvermarktung, die aufgrund ihrer Charakteristik 
ebenfalls der nicht geförderten Direktvermarktung zuzurechnen sind (Energiebörse, OTC244 
oder Regelenergiemarkt). Die folgende Abbildung 3-13 fasst diese Systematisierung zusam-
men. 
 
Abb. 3-13: Systematisierung von Alternativen des Verkaufs elektrischer Energie245 
a) Einspeisung unter Nutzung der gesetzlichen Vergütung nach EEG bzw. KWKG 
Auf die rechtlichen Grundlagen im Zusammenhang mit der Förderung des Ausbaus erneuer-
barer Energien wurde bereits im Abschnitt 2.5.1 eingegangen. Diese bilden die Basis für die 
nachfolgenden Ausführungen. Im Rahmen der Charakterisierung der Verkaufsalternative 
werden die Einspeisung nach EEG und KWKG aufgrund von Parallelen gemeinsam behan-
delt. Es sei jedoch darauf hingewiesen, dass aufgrund der unterschiedlichen gesetzlichen Aus-
gestaltungen beide Vertragsformen als eigenständige und sich gegenseitig ausschließende 
Verkaufsalternativen zu verstehen sind.246 
                                                          
242
 Vgl. WUSTLICH, G.; MÜLLER, D. (2011) S. 382 
243
 Vgl. Abschnitt 3.2.1 
244
 Vgl. Abschnitt 3.2.2 
245
 Quelle: eigene Darstellung 
246
 Diese Einschätzung rechtfertigt schon die im KWKG verankerte Festlegung, dass eine Vergütung immer nur 
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Während das EEG explizit ausschließlich auf elektrische Energie abstellt, die aus erneuerba-
ren Energieträgern erzeugt wurde, bezieht sich das KWKG auf Anlagen, die parallel Strom 
und Wärme erzeugen – unabhängig vom eingesetzten Primärenergieträger. Damit umfasst das 
KWKG insbesondere auch, aber nicht ausschließlich Anlagen, die fossile Energieträger zur 
gekoppelten Strom- und Wärmebereitstellung nutzen. 
Die aus Sicht des verursachten zeitlichen Aufwands eines Anlagebetreibers einfachste Form 
des Verkaufs elektrischer Energie stellt deren Einspeisung in das öffentliche Stromnetz dar. 
Voraussetzung dafür ist, dass die Anlage, welche zur Stromerzeugung im Industrieunterneh-
men genutzt wird, unter die Bestimmungen des EEG oder des KWKG fällt. Nur dann kann 
diese Alternative des Verkaufs elektrischer Energie überhaupt in Anspruch genommen wer-
den. Dabei ist es unerheblich, ob die elektrische Energie, die in das Stromnetz eingespeist 
wird und damit vom Netzbetreiber vorrangig abzunehmen sowie zu vergüten ist, sofort nach 
der Erzeugung verkauft oder zunächst zwischengespeichert wird.247 
Ein Vorteil des Verkaufs elektrischer Energie über die im EEG gesetzlich verankerten Vergü-
tungssätze kann darin gesehen werden, dass die Vergütung, d. h. der erzielbare Strompreis, ab 
dem Zeitpunkt der Anlageninbetriebnahme auf 20 Jahre festgeschrieben und damit sicher 
planbar ist. Die Höhe der Vergütung richtet sich nach der Anlagenart (Technologie, zugrunde 
liegender Primärenergieträger), der installierten Leistung, der Charakteristik des Standortes 
und dem Zeitpunkt des Netzanschlusses.248 Entsprechende gesetzliche Regelungen sind im 
EEG festgehalten. Zur genaueren Betrachtung sei auf die einschlägigen Paragraphen verwie-
sen.249 
Das KWKG sieht im Gegensatz zum EEG keine festen Vergütungssätze für elektrische Ener-
gie vor. Vielmehr obliegt es einem Anlagenbetreiber als Verkäufer und dem regional zustän-
digen Netzbetreiber als formalem Abnehmer, den Preis individuell auszuhandeln. Der Netzbe-
treiber ist lediglich verpflichtet, dem Anlagenbetreiber neben dem ausgehandelten Preis einen 
gesetzlich verankerten Zuschlag zu zahlen.250 Einigen sich Anlagen- und Netzbetreiber nicht 
                                                          
247
 Vgl. § 16 (2) EEG, zu den Alternativen der Speicherung vgl. Abschnitt 3.3.1. Eine Diskussion der Konse-
quenzen des gesetzlich verankerten Vorrangs von Strom aus erneuerbaren Energieträgern findet sich bei 
ANDOR, M.; FLINKERBUSCH, K.; JANSSEN, M. et al. (2010) S. 91 ff. 
248
 An dieser Stelle sei auf die Verbindung bzw. Abhängigkeit zwischen Bereitstellungs- und Verwendungsseite 
hingewiesen. So determiniert die gewählte Bereitstellungsalternative bei Nutzung einer Eigenerzeugungsan-
lage nicht nur die Verkaufsalternativen, sondern beeinflusst auch deren Vorteilhaftigkeit über die den jewei-
ligen Alternativen gesetzlich gewährten Vergütungssätze. 
249
 Vgl. u. a. §§ 18 ff. EEG 
250
 Vgl. § 7 KWKG 
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auf einen Preis, so gilt der durchschnittliche EEX-Spotmarktpreis des jeweils letzten Quartals 
als Vergütungssatz.251 
Als Nachteil beider Vertragsformen kann die relativ starke, die Selbstbestimmung eines An-
lagenbetreibers limitierende, gesetzliche Reglementierung angeführt werden. Dazu gehört 
bspw. die Einschränkung, dass Anlagen, welche Strom nach EEG oder KWKG einspeisen 
und vergütet bekommen, nicht am Regelenergiemarkt eingesetzt werden dürfen.252 Darüber 
hinaus sieht das EEG Regelungen zur Fremdsteuerung von KWK-Anlagen und Anlagen vor, 
die solare Strahlung zur Stromerzeugung nutzen.253 Diese sind derart ausgestaltet, dass der 
Netzbetreiber die Möglichkeit zur Reduktion der Einspeiseleistung einer Anlage per Fern-
steuerung hat, um die Netzstabilität zu sichern.  
b) Geförderte Direktvermarktung254  
Zur ‚geförderten Direktvermarktung‘ gehören der Verkauf elektrischer Energie gemäß den 
Bedingungen des Marktprämienmodells und der Verkauf über das sogenannte ‚Grünstrompri-
vileg‘. Beide Alternativen folgen den Intentionen des EEG und sind dort durch entsprechende 
gesetzliche Regelungen hinterlegt, wobei die Alternativen eine unmittelbare (Marktprämien-
modell) bzw. mittelbare (reduzierte EEG-Umlage beim Grünstromprivileg) Förderung durch 
die Normen des EEG erfahren.255  
Im Gegensatz zur oben festgehaltenen ausschließlichen Nutzung von EEG- oder KWKG-
Vergütung können die Vertragsformen der Direktvermarktung parallel in Anspruch genom-
men werden. Das Gesetz sieht dafür die Möglichkeit einer Aufteilung der gesamten erzeugten 
Energiemenge auf die unterschiedlichen Verkaufsalternativen vor.256 Dazu bedarf es einer 
Mitteilung an den verantwortlichen Netzbetreiber, der die anteiligen Strommengen entspre-
chend zu erfassen und zu überprüfen hat.  
                                                          
251
 Vgl. § 18 StromNEV, § 4 KWKG und Abschnitt 3.2.2 
252
 Vgl. auch die Ausführungen zur nicht geförderten Direktvermarktung. 
253
 Vgl. § 11 EEG 
254
  Der Terminus ‚Direktvermarktung‘ lässt sich als Veräußerung elektrischer Energie an Dritte definieren. Vgl. 
§ 33b – 33f EEG. Die Abgrenzung zu der unter a) charakterisierten Verkaufsalternative kann (auch) darin 
gesehen werden, dass eingespeiste elektrische Energie formal dem jeweiligen Netzbetreiber und nicht einem 
„Dritten“, der Verbraucher, Weiterverteiler oder Händler sein kann, zur Verfügung gestellt wird. Darüber 
hinaus wird damit explizit der Eigenverbrauch von der Direktvermarktung ausgeschlossen. Dies gilt im We-
sentlichen auch für elektrische Energie, die in räumlicher Nähe zur Erzeugungsanlage verbraucht wird, ohne 
durch öffentliche Stromnetze geleitet worden zu sein. Die ausdrückliche Verwendung der Mehrzahl (‚an 
Dritte‘) im Gesetz ist ein Hinweis dafür, dass der Gesetzgeber bewusst zulässt, die elektrische Energie an 
mehrere Abnehmer zu veräußern. Davon abzugrenzen ist die sogenannte ‚nicht geförderte‘ bzw. ‚sonstige‘ 
Direktvermarktung. Vgl. Teil c) in diesem Abschnitt 
255
 Vgl. LEHNERT, W. (2012) S. 5 
256
 So kann bspw. ein Teil (z. B. 50 %) des erzeugten Stroms über die feste EEG-Vergütung veräußert werden. 
Ein weiterer Teil (z. B. 25 %) wird unter Nutzung der Marktprämie verkauft und der letzte Teil (z. B. die 
fehlenden 25 %) wird unter Inanspruchnahme des Grünstromprivilegs veräußert. Vgl. WUSTLICH, G.; MÜL-
LER, D. (2011) S. 385 
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Ferner haben Anlagenbetreiber die Möglichkeit, monatlich zwischen den Formen der Direkt-
vermarktung sowie der oben beschriebenen Einspeisevergütung zu wechseln.257 Dieser Wech-
sel muss regelmäßig in schriftlicher Form dem jeweiligen Netzbetreiber vor Beginn des Mo-
nats gemeldet werden, der dem Wechselmonat vorausgeht.258 Anlagenbetreiber, die Alternati-
ven der Direktvermarktung nutzen, haben ihre Anlagen so auszustatten, dass die Erzeugung 
alle 15 Minuten erfasst und bilanziert wird sowie der Netzbetreiber eine Möglichkeit zu Fern-
steuerung bekommt, falls die Netzstabilität gefährdet ist. 
Marktprämienmodell 
Das Marktprämienmodell entstand aus der Intention, Anlagenbetreibern einen einfachen Ein-
stieg in den freien Verkauf elektrischer Energie zu ermöglichen.259 Hierzu wird dem Anlagen-
betreiber die Differenz aus der in ihrer Höhe sicheren Einspeisevergütung und einem in seiner 
Höhe schwankenden, vom jeweiligen Energieträger abhängigen Referenzmarktpreis260 als 
sogenannte ‚Marktprämie‘ erstattet. Damit sinkt für den Anlagenbetreiber das Preisrisiko, 
welches im Strommarkt aufgrund der ausgeprägten Preisvolatilität existiert. Ein gewisses Ri-
siko bleibt für den Anlagenbetreiber dennoch bestehen, da der Referenzmarktpreis unabhän-
gig vom tatsächlich erzielten Absatzpreis für den verkauften Strom ist. D. h., sollte der erziel-
te Absatzpreis über (unter) dem Referenzmarktpreis liegen, so generiert der Anlagenbetreiber 
(inkl. der Marktprämie) einen höheren (geringeren) Erlös als mit der EEG-Vergütung.261  
Bei der Berechnung der Marktprämie wird der Referenzmarktpreis um eine sogenannte Ma-
nagementprämie nach unten korrigiert.262 Mit dieser Korrektur des durchschnittlichen Markt-
                                                          
257
 Vgl. LEHNERT, W. (2012) S. 6. Diese Wahlmöglichkeit gilt für Betreiber von Biogasanlagen mit einer Nenn-
leistung größer 750 kW ab 2014 nicht mehr. Jene Anlagenbetreiber können ihre elektrische Energie nur noch 
direkt vermarkten. LEHNERT, W. (2012) S. 10  
258
 Vgl. LEHNERT, W. (2012) S. 6 Ein tageszeitlicher Wechsel zwischen der Direktvermarktung und der 
Einspeisevergütung ist vom Gesetzgeber jedoch nicht vorgesehen, um zu verhindern, dass Anlagenbetreiber 
nur zu Tageszeiten mit hohen Strompreisen direkt vermarkten und zu Tageszeiten mit niedrigen Stromprei-
sen auf die Einspeisevergütung zurückgreifen. 
259
 Vgl. GAWEL, E.; PURKUS, A. (2012) S. 43 
260
 Als Referenzmarktpreis dient der durchschnittliche EEX-Spotmarktpreis für einen Abrechnungszeitraum 
(i.d.R. ein Monat). Er wird bundesweit einheitlich, aber energieträgerspezifisch festgelegt. Während für die 
steuerbaren erneuerbaren Energieträger (Biogas und -masse, Wasser) der Mittelwert aller am Spotmarkt ge-
handelten Stundenkontrakte als Referenz gilt, findet bei den fluktuierend einspeisenden Technologien 
Windkraft und Photovoltaik eine Gewichtung Anwendung. Diese führt zu einer stärkeren Berücksichtigung 
von Marktpreisen, die für Zeiten gelten, in denen der jeweilige Energieträger mehr Energie einspeist. Im 
Gegenzug erfahren Zeiten, in denen der jeweilige Energieträger weniger einspeist, eine geringere Gewich-
tung. Damit soll der mit einem Energieträger tatsächlich erzielbare Marktpreis besser abgebildet werden 
können. Vgl. GRAEBER, D. R. (2014) S. 23; LEHNERT, W. (2012) S. 11 
261
 Vgl. LEHNERT, W. (2012) S. 11 
262
 Der Verkauf elektrischer Energie über das Marktprämienmodell sieht außerdem eine Flexibilitätsprämie für 
Betreiber von Biogasanlagen als flankierende Förderungsmaßnahme vor. Mit dieser soll ein Anreiz geschaf-
fen werden, in regelbare Anlagen zu investieren, die bedarfsgerecht betrieben werden können. D. h. Betrei-
ber solcher Anlagen sollen in erster Linie dann Strom erzeugen und einspeisen, wenn die Nachfrage hoch ist, 
und ihre Anlagen dann drosseln, wenn die Nachfrage gering ist. Als Bedingungen für den Erhalt der Flexibi-
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preises soll ein Anlagenbetreiber für den zeitlichen Aufwand entschädigt werden, den er auf-
grund der Direktvermarktung gegenüber der Einspeisevergütung zusätzlich in Kauf nehmen 
muss.263 Hierunter fallen bspw. Kosten für Personal, das sich um die Direktvermarktung der 
elektrischen Energie kümmert, aber auch Kosten für eine Börsenzulassung oder die Prognose 
der erzeugten Strommenge (z. B. Prognoseinstrumente, IT). Da die Prognostizierbarkeit des 
erzeugten Stroms stark von der jeweils genutzten Erzeugungstechnologie abhängt, variiert die 
Managementprämie mit dieser: So sind die Prämien bei den fluktuierend einspeisenden Tech-
nologien (Photovoltaik und Windkraft264) deutlich höher als bei den weiteren erneuerbaren 
Energien (z. B. thermische Anlagen, die auf Biogas und Biomasse basieren, Wasserkraft etc.). 
Weiterhin unterliegt die Managementprämie – ähnlich der Einspeisevergütung – einer De-
gression und fällt damit für die Jahre 2014 und 2015 geringer aus als noch 2013.265 
Die organisatorische und institutionelle Abwicklung des Marktprämienmodells umfasst einen 
Stromliefervertrag des Anlagenbetreibers (Lieferant) mit dem stromabnehmenden Dritten.266 
Abgesehen vom Rechtsverhältnis zwischen Anlagenbetreiber und Stromabnehmer besteht ein 
solches auch zwischen Anlagen- und Netzbetreiber. Dieses muss aufgrund der gesetzlichen 
Verankerung der Marktprämie im EEG jedoch nicht vertraglich festgehalten werden.  
Während ein Anlagenbetreiber vom Stromabnehmer den gelieferten Strom gemäß dem ver-
einbarten Absatzpreis vergütet bekommt, ist für die Erstattung von Markt- und Management-
prämie der Netzbetreiber verantwortlich.267 Die nachfolgende Abbildung 3-14 stellt die Zu-
sammensetzung des Absatzpreises im Marktprämienmodell schematisch der EEG-Vergütung 
gegenüber. Aus der Abbildung wird ersichtlich, dass sich ein Anlagenbetreiber dann erlössei-
tig gegenüber der EEG-Vergütung besser stellt, wenn er einen Absatzpreis (PA) erzielt, der 
über dem Referenzmarktpreis (PR) liegt. In diesem Fall ist die Gesamtvergütung (Absatzpreis, 
                                                                                                                                                                                     
litätsprämie sieht der Gesetzgeber lediglich vor, dass die erzeugte elektrische Energie komplett direktver-
marktet wird und die durchschnittliche Bemessungsleistung einer entsprechenden Anlage bei 80 % der in-
stallierten Leistung liegen muss. Damit soll einer Überdimensionierung solcher Anlagen entgegengewirkt 
werden, die zur Folge hätte, dass die Anlagen lange Stillstandszeiten aufweisen oder im – unter Wirkungs-
gradgesichtspunkten – ungünstigen Teillastbereich laufen (was auch ökologisch fragwürdig wäre). Vgl. 
WUSTLICH, G.; MÜLLER, D. (2011) S. 394 
263
 Vgl. LEHNERT, W. (2012) S. 12 
264
 Bei diesen beiden Technologien wird die Managementprämie außerdem nach der externen Steuerbarkeit der 
Anlage differenziert. 
265
 Vgl. LEHNERT, W. (2012) S. 12 
266
 In diesem Vertrag werden neben dem zu zahlenden Strompreis auch Aspekte zur Messung, zur An- und 
Abmeldung und zu Bilanzkreisen sowie zu Bilanzkreispflichten geregelt. 
267
 Vor dem Hintergrund einer Vereinfachung der praktischen Abwicklung besteht jedoch die Möglichkeit, dass 
der Anlagenbetreiber den rechtlichen Prämienvergütungsanspruch an den Stromabnehmer abtritt und dieser 
dem Anlagenbetreiber neben dem vereinbarten Strompreis auch die vom Netzbetreiber erhaltenen Markt- 
und Managementprämien zahlt. Entsprechende Vereinbarungen sind im Stromliefervertrag zwischen Anla-
genbetreiber und Stromabnehmer festzuhalten. Dies gilt auch für optionale Regelungen hinsichtlich der Auf-
teilung der Managementprämie, die der Stromabnehmer für sich beanspruchen könnte, da er einen Teil des 
Abwicklungsaufwands der Direktvermarktung übernimmt. Vgl. LEHNERT, W. (2012) S. 12 
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Markt- und Managementprämie) größer als die erreichbare EEG-Vergütung. Gleichwohl ist 
zu berücksichtigen, dass der zeitliche Aufwand einer Direktvermarktung deutlich höher ist als 
der bei einer der gesetzlichen Einspeisevergütungen. 
 
Abb. 3-14: Preisbildung im Marktprämienmodell268 
Grünstromprivileg 
Mit der Schaffung des Grünstromprivilegs war/ist die Intention des Gesetzgebers verbunden, 
die EEG-Umlage für Letztverbraucher zu reduzieren. Da diese eigentlich von den Versor-
gern269 (i. S. v. Stromhändlern mit Letztverbrauchervertrieb oder EVU)270 zu tragen ist, jedoch 
an die Verbraucher weitergegeben wird, setzt das Grünstromprivileg bei den Versorgern an. 
Die Regelung zielt dabei auf solche Versorger ab, die den eigenen Vorteil durch die Einspa-
rung der EEG-Umlage über Preisnachlässe an ihre Kunden weitergeben oder elektrische 
Energie aus erneuerbaren Energieträgern in besonderem Maße als „Label“ vermarkten wol-
len.271  
                                                          
268
 Quelle: leicht modifiziert übernommen von GAWEL, E.; PURKUS, A. (2012) S. 47 
269
 Diese treten den Letztverbrauchern gegenüber als Stromlieferanten auf, sind jedoch aus der Sicht von Anla-
genbetreibern Stromabnehmer. 
270
 Vgl. Abschnitt 2.5.2 
271
 Vgl. SCHWIDDEN, M. (2012) S. 123 ff. An diese Entlastung ist die Bedingung geknüpft, dass der Strom, der 
an Letztverbraucher verkauft wird, mindestens zu 50 % aus erneuerbaren Energieträgern und darunter zu 
20 % aus Windkraft oder Photovoltaik erzeugt wurde. Diese Anteile aus erneuerbaren Energien und speziell 
aus Windkraft bzw. Photovoltaik dürfen weder über das gesamte Kalenderjahr noch an acht von zwölf Mo-
naten eines Jahres unterschritten werden. Außerdem ist der über das Grünstromprivileg vermarktete Strom 
mit entsprechenden Herkunftsnachweisen zu versehen und darf auch nur gemeinsam mit diesen gehandelt 
werden. Vgl. § 39 EEG. Eine ausführliche Darstellung des Aufbaus und der Funktionsweise der Ausstellung 
von Herkunftsnachweisen findet sich bei SCHWIDDEN, M. (2012) S. 113 ff. Die sonst übliche Entkopp-
lungsmöglichkeit von Herkunftsnachweisen und gehandeltem Strom ist damit beim Grünstromprivileg unzu-
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Für industrielle Stromanlagenbetreiber bekommt das Grünstromprivileg insofern eine Bedeu-
tung, als sie ihre elektrische Energie an die oben genannten Akteure verkaufen können, die 
von der Grünstrom-Regelung Gebrauch machen wollen.  
Für den Teil der elektrischen Energie, die über das Grünstromprivileg verkauft werden soll, 
entfällt für Anlagenbetreiber die Möglichkeit einer Inanspruchnahme der Marktprämie.272 Da-
her muss der Grünstrom-Absatzpreis, den ein Versorger an einen Anlagenbetreiber zu zahlen 
bereit ist, mindestens die Marktprämie kompensieren, wenn die Nutzung des Grünstromprivi-
legs für einen Anlagenbetreiber eine erwägenswerte Verkaufsalternative darstellen soll.273 
Vorteile dieser Direktvermarktungsalternative können einerseits in ihrer Schlichtheit gesehen 
werden. So bestehen aus Sicht eines Anlagenbetreibers im Gegensatz zum Marktprämienmo-
dell Zahlungsbeziehungen ausschließlich mit den Netzbetreibern; für die Umsetzung genügen 
die vertraglichen Regelungen zwischen Anlagenbetreiber und Versorger. Andererseits bewegt 
sich das Grünstromprivileg von allen gesetzlichen Förderungen zum Ausbau erneuerbarer 
Energie am nächsten am freien Markt, da die Konditionen zwischen Anlagenbetreiber und 
Versorger frei verhandelbar sind. 
Diesen Vorteilen stehen jedoch Nachteile gegenüber, die den Gesetzgeber bei der Novellie-
rung des EEG 2012 zu einigen Änderungen veranlassten. Zu diesen Nachteilen gehört der 
undifferenzierte Umgang des Grünstromprivilegs mit den unterschiedlichen Technologien zur 
Erzeugung elektrischer Energie aus erneuerbaren Energieträgern. Dieser Umstand führt in der 
Praxis dazu, dass Stromhändler oder EVU´s in erster Linie den – technologiebedingt – preis-
günstigsten Strom abnehmen. Dies sind regelmäßig die Technologien, die die größte Markt-
reife aufweisen. Somit werden entsprechende Innovationen bei den Technologien gehemmt, 
für die das nicht gilt bzw. bei denen die Netzintegrationsbarrieren am größten sind (z. B. Pho-
tovoltaik).274 
Die EEG-Novellierung 2012 sah daher eine Einschränkung des Grünstromprivilegs vor (ge-
ringere EEG-Umlagenentlastung als vorher), so dass die praktische Nutzung und damit auch 
die Relevanz deutlich zurückgegangen sind. 
                                                          
272
 Dies geht aus dem Ausschließlichkeitsprinzip bzw. Doppelvermarktungsverbot des EEG hervor. Eine Auf-
teilung der erzeugten Strommenge auf die Alternativen der geförderten Direktvermarktung ist davon jedoch 
nicht betroffen. 
273
 Da der Preis mit den Versorgern individuell vereinbart wird, stellt das Grünstromprivileg quasi auch nur 
eine mittelbare Förderung der erneuerbaren Energien dar. Vgl. WUSTLICH, G.; MÜLLER, D. (2011) S. 382 
274
 Vgl. WUSTLICH, G.; MÜLLER, D. (2011) S. 392 
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c) Nicht geförderte Direktvermarktung 
Die ebenfalls im EEG erwähnte275 ‚nicht geförderte‘ bzw. ‚sonstige‘ Direktvermarktung kann 
als „Auffangvermarktungsform“276 verstanden werden. Die Vertragsformen dieser Verkaufsal-
ternative stehen für solche Stromerzeugungsanlagen zur Verfügung, die grundsätzlich für eine 
der geförderten Alternativen der Direktvermarktung in Frage kommen, jedoch aufgrund der 
Nicht-Erfüllung (z. B. Altanlagen, die keinen Anspruch mehr auf die EEG-Einspeisever-
gütung haben) bzw. Verletzung (z. B. Verbot der Doppelvermarktung) einer der an die Förde-
rung gekoppelten Bedingungen,diese praktisch nicht in Anspruch nehmen dürfen.277 
Darüber hinaus gelten die nicht geförderten Alternativen der Direktvermarktung auch für An-
lagen der Stromerzeugung, die nicht unter die Regelungen des EEG oder des KWKG fallen, 
d. h. (konventionelle) Kraftwerke, die fossile Energieträger zur ungekoppelten Erzeugung 
elektrischer Energie nutzen. 
Zu diesen Alternativen gehören die Vermarktung elektrischer Energie über die Energiebörse, 
die OTC-Vermarktung sowie die Bereithaltung von Regelenergie. 
i) Energiebörse 
Die zur Verfügung stehenden Vertragsformen einer nicht-geförderten Direktvermarktung über 
die Energiebörse entsprechen den auf der Bereitstellungsseite im Abschnitt 3.2.2 unter dem 
Punkt c) vorgestellten.278 Auf eine Charakterisierung soll hier daher mit einem Verweis auf 
die Ausführungen des genannten Abschnitts verzichtet werden. 
Eine Direktvermarktung elektrischer Energie über die Energiebörse wird für die meisten klei-
nen sowie mittleren gewerblichen bzw. industriellen Anlagenbetreiber kaum in Frage kom-
men, da die bestehenden Zugangsbarrieren für die Teilnahme am Strombörsenhandel oft zu 
hoch sind. So müssen Anlagenbetreiber einen eigenen Bilanzkreisvertrag mit dem Übertra-
gungsnetzbetreiber und eine Börsenzulassung nachweisen, für die das erfolgreiche Ablegen 
einer Händlerprüfung Voraussetzung ist.279 Darüber hinaus sind die gehandelten Mindestleis-
tungen elektrischer Energie für viele Anlagenbetreiber zu hoch, da sie gar nicht über entspre-
chende Erzeugungskapazitäten verfügen.  
                                                          
275
 Vgl. § 33b Nr. 3 EEG 
276
 WUSTLICH, G.; MÜLLER, D. (2011) S. 382 
277
 Es ist darauf hinzuweisen, dass auch bei nicht geförderter Vermarktung von elektrischer Energie, die mittels 
Anlagen erzeugt wurde, welche unter die EEG-Regelungen fallen, die Möglichkeit der Ausstellung von 
Herkunftsnachweisen besteht. Dies kann u. U. wiederum als Ansatzpunkt für eine Förderung gesehen wer-
den. Vgl. WUSTLICH, G.; MÜLLER, D. (2011) S. 393 
278
 Formal basieren auch die geförderten Formen der Direktvermarktung auf diesen. Vgl. GRAEBER, D. R. 
(2014) S. 22 
279
 Vgl. PILGRAM, T. (2006) S. 311 f. 
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Eine Alternative zum Verkauf elektrischer Energie stellt die Energiebörse insofern trotzdem 
dar, als Anlagenbetreiber die Möglichkeit haben, mit entsprechenden Vermarktungspartnern 
(z. B. Makler, Broker oder Händler) zusammenzuarbeiten, die den vom Anlagenbetreiber er-
zeugten Strom des s an der Energiebörse verkaufen. Davon abgesehen bieten auch Kooperati-
onen und Zusammenschlüsse mehrerer Anlagenbetreiber Möglichkeiten, um beim Verkauf 
auf die Vertragsformen der Energiebörse zurückzugreifen.280  
ii) OTC 
Eine nicht-geförderte direkte Vermarktungsmöglichkeit elektrischer Energie stellen auch die 
bilateral zwischen Anlagenbetreibe und Stromabnehmer geschlossenen Verträge dar. Die 
möglichen Vertragsformen korrespondieren mit den ebenfalls bereits im Abschnitt 3.2.2 unter 
Punkt c) charakterisierten. Aus diesem Grund soll auch für diese Vertragsformen ein Verweis 
auf den genannten Abschnitt genügen. 
iii) Regelenergiemarkt281 
Aus Sicht eines Anlagenbetreibers kann – entsprechende mengenmäßige und zeitliche 
Prognostizierbarkeit der für den Verkauf verfügbaren Menge elektrischer Energie vorausge-
setzt – das Anbieten von Regelenergie282 eine weitere Alternative des Verkaufs elektrischer 
Energie darstellen.  
Dafür ist eine Präqualifikation notwendig, in deren Rahmen der Regelenergielieferant seine 
Eignung nachweisen muss, einen Beitrag zur Aufrechterhaltung der Versorgungssicherheit im 
öffentlichen Netz leisten zu können. Die Eignung wird u. a. von den technischen Parametern 
der zur Stromerzeugung genutzten Anlage determiniert. Dazu gehören bspw. die Anfahrzeit 
und die Geschwindigkeit der Änderung der Leistung einer für die Regelleistung vorgesehenen 
Anlage. Nach erfolgreicher Präqualifikation wird zwischen Übertragungsnetz- und Anlagen-
betreiber ein Rahmenvertrag geschlossen.283 
                                                          
280
 Verwiesen sei hier auf ‚Virtuelle Kraftwerke‘. Vgl. u. a. Arbeitsgemeinschaft für sparsamen und umwelt-
freundlichen Energieverbrauch e. V. (ASUE) (2010) S. 6; DROSTE-FRANKE, B. et. al. (2009) S. 80 f. 
281
 Zur Notwendigkeit, zu den Arten der Regelenergie und den Verantwortlichkeiten auf den Regelenergie-
märkten vgl. SWIDER, D. J. (2006) S. 10 
282
 Regelenergie dient in der öffentlichen Stromversorgung zur Aufrechterhaltung der Netzstabilität, d. h. dem 
permanenten Ausgleich der Differenzen zwischen Angebot und Nachfrage. Aus technischer Sicht steht da-
bei die Frequenzhaltung im Mittelpunkt. Die Notwendigkeit hierzu lässt sich aus der (bisher) begrenzten 
Speicherbarkeit elektrischer Energie ableiten, die dazu führt, dass Verbrauch und Erzeugung im öffentlichen 
Stromnetz zu jedem Zeitpunkt übereinstimmen müssen. Durch den zunehmenden Einsatz erneuerbarer und 
fluktuierend einspeisender Erzeugungstechnologien ist davon auszugehen, dass eine Ausweitung des Regel-
energiebedarfs notwendig wird. Vgl. SWIDER, D. J. (2006) S. 10 ff. 
283
 Vgl. KURSCHEID, E. (2009) S. 22 
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Der Regelenergiemarkt wird in Form von Auktionen abgewickelt.284 Im Rahmen einer Aus-
schreibung können alle für den Regelenergiemarkt qualifizierten Anbieter ein Angebot abge-
ben. Die Nachfrager, d. h. die jeweiligen Übertragungsnetzbetreiber285, wählen den oder die 
günstigsten Anbieter aus (‚Abruf‘), bis der Bedarf an Regelenergie für einen bestimmten Zeit-
raum in einem Versorgungsgebiet gedeckt ist. 
Als ein Vorteil dieser Verkaufsalternative kann gesehen werden, dass ein Anlagenbetreiber 
die Preise für eine bestimmte Energiemenge selbst festsetzen kann und damit im Gegensatz zu 
den meisten anderen bisher vorgestellten Alternativen zum Verkauf elektrischer Energie ein 
höheres Maß an Selbstbestimmung vorliegt. 
Dem gegenüber steht jedoch der Nachteil, dass die zum Teil geschlossen geführten Auktionen 
keine Transparenz hinsichtlich weiterer Anbieter und deren Konditionen bieten.286 Damit weiß 
ein an der Ausschreibung teilnehmender Anlagenbetreiber nicht, ob er mit dem abgegebenen 
Angebot die Chance hat, einen Zuschlag zu erhalten oder nicht. 
Dies wiederum bringt einen zweiten Nachteil aus Sicht des Anlagenbetreibers mit sich: Durch 
die Unsicherheit hinsichtlich des Zuschlags287 und des Abrufs der Regelenergie (bei erfolgtem 
Zuschlag) verlangt die Bereithaltung von Regelenergie vom Anlagenbetreiber immer ein ho-
hes Maß an Flexibilität. So kann das Abrufen der Regelenergie in der Regel nur mithilfe sto-
chastischer Modelle prognostiziert werden, die mit relativ hohem Aufwand verbunden sind. 
Die Charakterisierung der Verkaufsalternativen soll durch eine Einschätzung abgeschlossen 
werden, inwieweit die angeführten Vertragsformen elektrischer Energie geeignet sind, einen 
Beitrag zur Erreichung der Ziele der Energiebereitstellung (und -verwendung) zu leisten. 
Eine Beurteilung hinsichtlich des Beitrags der Alternativen zur Versorgungssicherheit lässt 
sich generell nicht abgeben, da die verkaufte elektrische Energie für eine Nutzung im Unter-
nehmen nicht mehr zur Verfügung steht. 
Die Ökologieorientierung kann bzw. muss grundsätzlich im Zusammenhang mit der Erzeu-
gungstechnologie beurteilt werden, die der verkauften Energie zugrunde liegt. Insofern lassen 
                                                          
284
 In der Literatur werden verschiedene Typen von Auktionen aufgeführt, die sich nach der Methodik der Ge-
botsabgabe (offen oder verdeckt) und der Zuschlagserteilung unterscheiden lassen. Vgl. SWIDER, D. J. 
(2006) S. 22 f. 
285
 Vgl. Abschnitt 2.5.2 
286
 Zur Relevanz und zum Umfang der Veröffentlichung von Ergebnissen abgeschlossener Auktionen vgl. 
MÜSGENS, F.; OCKENFELS, A. (2011) S. 249 ff. 
287
 In Bezug auf die Vergabe kritisiert u. a. SWIDER die ungleiche Voraussetzungen bei der Einreichung von 
Angeboten und die intransparente Veröffentlichung von Angeboten durch die Übertragungsnetzbetreiber. 
Vgl. SWIDER, D. J. (2006) S. 28 
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sich die Aussagen, die hinsichtlich der Ökologieorientierung der einzelnen Erzeugungstech-
nologien in Abschnitt 3.2.1 getroffen wurden, auch auf den Verkauf übertragen. 
Bezüglich der Unterstützung der Zielstellung ‚Kostenminimierung‘ sind zwei Aspekte zu be-
rücksichtigen: Einerseits die zusätzlichen Erlöse, die durch den Verkauf elektrischer Energie 
erzielt werden und damit einen Beitrag zur Deckung der für die Eigenerzeugung entstehenden 
Kosten leisten, andererseits der durch den Verkauf weiter ansteigende zeitliche Aufwand, der 
zu steigenden Kosten führen kann. 
Grundsätzlich kann festgehalten werden, dass die Möglichkeit zum Verkauf elektrischer 
Energie die Handlungsalternativen von Anlagenbetreibern vergrößert, da die Kapazität der 
installierten Anlagen nicht zwingend nur auf den Energiebedarf eines Unternehmens ausge-
richtet, sondern durchaus unter Einbeziehung der Absatzpotenziale davon abweichend festge-
legt werden können. 
3.3.3 Aufteilung der Leistungsmenge als hybride Form der Energieverwendung 
Eine ‚Aufteilung der Leistungsmenge‘288 auf der Energieverwendungsseite findet schon per se 
immer dann statt, wenn industrielle Stromabnehmer elektrische Energie über den eigentlichen 
Bedarf hinaus fremdbeziehen bzw. eigenerzeugen. Nur dieser überschüssige Teil steht für 
eine „alternative“ Verwendung,289 d. h. für den Verkauf oder die Speicherung, zur Verfügung. 
Die bereitgestellte Energiemenge wird somit verwendungsseitig bereits zwischen „gewöhnli-
cher Nutzung“ sowie Speicherung und/oder Verkauf aufgeteilt. Eine solche „Form“ der Auf-
teilung der Leistungsmenge findet im Rahmen der vorliegenden Arbeit schon durch die Inte-
gration der Verwendungssicht Berücksichtigung. 
Davon abgesehen existieren jedoch auch nur für den überschüssigen Teil der elektrischen 
Energie noch unterschiedliche Ausgestaltungsmöglichkeiten einer hybriden Verwendung, 
d. h. Aufteilung der Leistungsmenge. So kann die Menge elektrischer Energie: 
- innerhalb eines Verwendungswegs auf mehrere Speichertechnologien oder mehrere 
Vertragsformen, 
- verwendungswegübergreifend auf eine (mehrere) Speichertechnologie(n) und eine 
(mehrere) Vertragsform(en) oder 
Im ersten Fall wird die überschüssige Menge elektrischer Energie entweder gespeichert oder 
verkauft. In jedem Fall erfolgt jedoch eine Aufteilung der überschüssigen Menge elektrischer 
                                                          
288
 Auf den noch in Abschnitt 3.2.3 verwendeten Terminus ‚Partielle Integration‘ soll bewusst verzichtet wer-
den, da dieser einen Sachverhalt umschreibt, der auf eine anteilige Integration der Bereitstellung von Gütern 
oder Leistungen abstellt, die für die Entscheidungsstruktur auf der Verwendungsseite nicht zutreffend ist. 
289
 Vgl. Abschnitt 2.6 
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Energie auf mehrere Alternativen des gewählten Verwendungswegs. Beim ‚Store‘ kann das 
Erreichen von Kapazitätsgrenzen genutzter Speichertechnologien ursächlich für die Inan-
spruchnahme mehrerer Speicher sein. Beim ‚Sell‘ können unter anderem Überlegungen zur 
Reduzierung von Preisrisiken, aber auch Absatzrestriktionen von Vertragspartnern die Basis 
für die Aufteilung der verkauften Energiemenge auf mehrere Alternativen bilden.290 
Im zweiten Fall wird die überschüssige Menge elektrischer Energie auf jeweils eine oder 
mehrere Alternative(n) beider Verwendungswege aufgeteilt. Als Gründe dafür lassen sich – 
wie eben bereits erwähnt – Absatzrestriktionen und Kapazitätsgrenzen anführen. Darüber hin-
aus kann die Aufrechterhaltung der Versorgungssicherheit ein Grund sein, um einen Teil der 
überschüssigen elektrischen Energie zu speichern und diese damit einer späteren Nutzung (im 
Sinne eines Verbrauchs) im Unternehmen verfügbar zu machen. 
Um eine Einschätzung abzugeben, inwiefern eine Aufteilung der Leistungsmenge zur Unter-
stützung der Energiebereitstellungsziele beitragen kann, soll ein Verweis auf die Ausführun-
gen, die zu den jeweils isolierten Alternativen im Rahmen der Abschnitte 3.3.1 und 3.3.2 ge-
troffen wurden, ausreichen. 
Es sei lediglich auch an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass sich der zeitliche Aufwand 
durch die Berücksichtigung mehrerer Alternativen der Speicherung und des Verkaufs erhöht. 
Damit entsteht ein zusätzlicher Ressourcenverzehr, der zu Kosten führt, die im Rahmen der 
Beurteilung der Zielerreichung berücksichtigt werden sollten. 
3.4  Bausteine der Bereitstellungs- und Verwendungsalternativen 
In den nachfolgenden Ausführungen sollen die auf der dritten Ebene des Entscheidungsprob-
lems291 eingeordneten Bausteine systematisiert werden.292 Die Integration dieser Ebene in das 
Entscheidungsproblem und die genauere Auseinandersetzung damit geschieht vor dem Hin-
tergrund, dass diese Ebene für eine möglichst transparente und aussagekräftige Bewertung 
von (durch die Bausteine) ausgestalteten Technologien und Vertragsformen notwendig ist. Sie 
bilden damit auch die Grundlage für einen Zugang zur Erfassung der monetären Konsequen-
zen von Bereitstellungs- und Verwendungsalternativen elektrischer Energie und ermöglichen 
es damit, den Beitrag zu quantifizieren, den einzelne Technologien und Vertragsformen ins-
besondere zur Erreichung des energiebezogenen Ziels ,Kostenminimierung‘ leisten. Mithilfe 
der nachfolgenden Überlegungen soll diese Auffassung begründet werden.  
                                                          
290
 Auf die entsprechend vom Gesetzgeber vorgesehene Möglichkeit dazu wurde im Abschnitt 3.3.2 hingewie-
sen. 
291
 Vgl. Abschnitt 3.1 
292
 Eine Charakterisierung erfolgt in den Abschnitten 3.5.1 bis 3.5.4 
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Die Ausgestaltung und Konkretisierung von Technologien und Vertragsformen kann jeweils 
durch mehrere unterschiedliche Bausteine erfolgen. Die Abbildung 3-15 gibt diesen Zusam-
menhang am Beispiel einer zum Bereitstellungsweg ‚Eigenerzeugung‘ gehörenden Technolo-
gie tm graphisch wieder. Diese Darstellungsform kann auch auf die Technologien zur Spei-
cherung elektrischer Energie sowie auf die Vertragsformen zum Fremdbezug bzw. Verkauf 
übertragen werden. 
 
Abb. 3-15: Technologien bzw. Vertragsformen als Bündel von Bausteinen293 
Erst durch die Bereitstellung und Nutzung der Bausteine können auch die für die Energiebe-
reitstellung oder -verwendung vorgesehenen Technologien und Vertragsformen genutzt bzw. 
in Anspruch genommen werden. Die Notwendigkeit zur Bereitstellung der Bausteine führt 
wiederum zu mehreren der eigentlichen (d. h. der direkt auf die elektrische Energie gerichte-
ten) Bereitstellungsentscheidung in sachlicher Hinsicht „nachgelagerten“, auf die Bausteine 
bezogenen Bereitstellungsentscheidungen.294 Die Anzahl dieser (nachgelagerten) bausteinbe-
zogenen Entscheidungen richtet sich dabei nach der Anzahl und der Charakteristik der für 
eine Technologie oder Vertragsform beider Sichten (Bereitstellung und Verwendung) not-
wendigen Bausteine.  
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 Quelle: eigene Darstellung 
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Die nachfolgend beschriebene und in Abbildung 3-16 festgehaltene Systematisierung potenzi-
eller Bausteine orientiert sich an der Art der Ressourcen, die durch Bausteine widergespiegelt 
werden: Bausteine können danach systematisiert werden, ob es sich um materielle (Sachleis-
tungen), immaterielle (Dienstleistungen), personelle (Akteure) Ressourcen oder auf Tätigkei-
ten bzw. Leistungen im Rahmen der Energiebereitstellung (Prozesse) handelt. 
Zu den Bausteinen, die den Technologien der ‚Eigenerzeugung‘ und der ‚Speicherung‘ allge-
mein zugeordnet werden können, gehören demnach:295  
- sachleistungsbezogene Bausteine, wie:296 
- Anlagen zur Stromerzeugung oder Stromspeicherung (z. B. GuD-Kraftwerk, PV-an-
lage, Blei-Säure-Akku)297, die im Gegensatz zu den meisten der nachfolgend aufge-
führten Bausteine in der Regel innerhalb eines abgegrenzten Betrachtungszeitraums 
lediglich einmalig bereitzustellen sind,  
- Brennstoffe, welche zur Befeuerung thermischer Anlagen zur Stromerzeugung oder 
Speicherung benötigt werden (z. B. Erdgas, Kohle, Biomasse oder Wasserstoff)298, 
- Betriebsstoffe, welche eine Stromerzeugungs- oder -speicherungstechnologie erfordert 
(z. B. Ammoniak zur Rauchgasreinigung, Kühlwasser zur Anlagenkühlung, Schmier-
stoffe für die Schmierung beweglicher Teile), 
- dienstleistungsbezogene Bausteine, wie:299 
- Instandhaltungsleistungen, welche zur Aufrechterhaltung oder Wiederherstellung der 
Betriebsfähigkeit der oben aufgeführten Anlagen erbracht werden müssen, 
- Rechtsgüter und -leistungen, die sich auf die Errichtung, aber auch auf den dauerhaf-
ten Betrieb einer Anlage beziehen können (z. B. Bau- und/oder Betriebsgenehmigun-
gen, Verschmutzungsrechte), 
                                                          
295
 Es ist zu berücksichtigen, dass nicht alle der nachfolgend aufgeführten Bausteine für jede Technologie zur 
Erzeugung oder Speicherung elektrischer Energie von Bedeutung sind. Vielmehr gibt die Systematisierung 
einen allgemeinen Überblick über alle potenziell relevanten Bausteine. Darüber hinaus ist die hier gewählte 
Systematisierung der Bausteine lediglich als Vorschlag zu verstehen, der eine Orientierung bei der Struktu-
rierung der energiebezogenen Bereitstellungsentscheidung bieten soll. Eine davon abweichende, entweder 
allgemeiner gehaltene oder noch ausdifferenziertere Systematisierung von technologie- oder vertragsformbe-
zogenen Bausteinen ist durchaus möglich und vorstellbar.  
296
 Bezüglich ihrer Charakterisierung sei auf den Abschnitt 3.5.1 verwiesen. 
297
 Der Begriff ‚Anlage‘ wird hier und im Folgenden in Anlehnung an den Begriff ‚Technik‘ verwendet. Zu 
dessen Definition und Abgrenzung von ‚Technologie‘ sei auf Abschnitt 3.1 sowie die Ausführungen von 
EWALD, A. (1989) S. 33 verwiesen. 
298
 Vgl. Abschnitt 3.3.1. Dort wurde die Brennstoffzelle als Technologie zur Speicherung elektrischer Energie 
angeführt. Als Brennstoff fungiert Wasserstoff. Im Zuge der Charakterisierung der Druckluftspeichertechno-
logie wurde außerdem festgehalten, dass Erdgas als Brennstoff zugeführt werden muss, um die gespeicherte 
kinetische Energie wieder in elektrische umzuwandeln.  
299
 Die Charakterisierung der dienstleistungsbezogenen Bausteine erfolgt in Abschnitt 3.5.2. 
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- akteursbezogene Bausteine, wie:300 
- Personal, das für den Betrieb und die Überwachung eines Kraftwerks/einer Anlage 
benötigt wird301 und schlussendlich 
- prozessbezogene Bausteine, wie:302 
- Führungsprozesse, zu denen u. a. die ‚Planung‘, ‚Steuerung‘ und ‚Kontrolle‘ der Ei-
generzeugung oder Speicherung gezählt werden können303 und  
- Ausführungsprozesse, die u. a. die ‚Beschaffung‘, ‚Produktion‘ (bzw. Erstellung),304 
‚Akquise‘, sowie ‚Aus- und Weiterbildung‘305 der für die Eigenerzeugung oder Spei-
cherung notwendigen Bausteine umfassen. 
Während sich die drei genannten sachleistungsbezogenen Bausteine sowie die Instandhaltung 
als dienstleistungsbezogener Baustein ausschließlich auf die Technologien der Eigenerzeu-
gung und Speicherung elektrischer Energie beziehen, lassen sich Rechtsgüter und -leistungen 
als dienstleistungsbezogene, die aufgeführten akteursbezogenen und die prozessbezogenen 
Bausteine auch auf die Vertragsformen des ‚Fremdbezugs‘ und des ‚Verkaufs‘ elektrischer 
Energie abbilden. Rechtsgüter und -leistungen beziehen sich bei den Vertragsformen dieser 
beiden „Wege“ u. a. auf Lizenzen und Genehmigungen (z. B. Börsenzulassungsrechte und 
Grünstromzertifikate), welche im Rahmen des Fremdbezugs und/oder des Verkaufs elektri-
scher Energie nachzuweisen sind. Personal muss für den Fremdbezug oder Verkauf elektri-
scher Energie ebenso wie für die Eigenerzeugung und die Speicherung der selbigen bereitge-
stellt werden. Ferner gilt es im Rahmen des Fremdbezugs elektrischer Energie auch den bzw. 
die Stromlieferanten als weiteren akteursbezogenen Baustein für die Beschaffung elektrischer 
Energie zu berücksichtigen. Stromkunden können als Baustein der Verkaufsalternativen elekt-
rischer Energie interpretiert werden. Schließlich müssen auch in Verbindung mit dem Fremd-
bezug und dem Verkauf elektrischer Energie die oben genannten Führungs- und Ausfüh-
rungsprozesse bereitgestellt werden.306 
                                                          
300
 Überlegungen zur Charakterisierung der akteursbezogenen Bausteine enthält Abschnitt 3.5.3. 
301
 Dies umfasst sowohl technisches Personal als auch Führungs- bzw. Leitungspersonal.  
302
 Bezüglich ihrer exemplarischen Charakterisierung sei auf Abschnitt 3.5.4 verwiesen. 
303
 Vgl. HAHN, D. (1996) S. 45 ff. Zu einer anderen Differenzierung von Führungsprozessen vgl. KÜPPER, H. 
(2008) S. 30 
304
 ‚Beschaffung‘ und ‚Produktion‘ (bzw. Erstellung) sind im Kontext der vorliegenden Problemstellung als 
alternative Bereitstellungsprozesse bzw. -wege für die im Rahmen der Eigenerzeugung und Speicherung re-
levanten sach- und dienstleistungsbezogenen Bausteine zu verstehen. 
305
  ‚Akquise‘ und ‚Aus- bzw. Weiterbildung‘ lassen sich als alternativen Bereitstellungsprozesse für den 
akteursbezogenen Baustein ‚Personal‘ interpretieren. 
306
 Dabei ist zu berücksichtigen, dass der Verkauf elektrischer Energie zusätzlich mit dem gleichlautenden 
Prozess verbunden ist. 
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Abb. 3-16: Systematisierung der auf die Bereitstellungs- und Verwendungsalternativen 
bezogenen Bausteine307 
Die prozessbezogenen Bausteine nehmen im Hinblick auf die vorzunehmende Bewertung von 
Technologien und Vertragsformen der Bereitstellungs- sowie Verwendungsseite eine beson-
dere Funktion unter den Bausteinen ein: Während die sachleistungs-, dienstleistungs- und 
akteursbezogenen Bausteine fast ausschließlich als Ergebnisse von Aktivitäten oder Leistun-
gen interpretiert werden können,308 stellen die prozessbezogenen Bausteine eben jene Aktivi-
täten oder Leistungen zur Bereitstellung der oben genannten Bausteine, dar.309 Eine baustein-
bezogene Bereitstellungsentscheidung umfasst damit zwei Facetten:  
                                                          
307
 Quelle: eigene Darstellung 
308
 Eine Ausnahme stellt lediglich der Baustein ‚Personal‘ dar, der als Ressource für die Erbringung der nach-
folgend skizzierten Bereitstellungsprozesse essentiell ist. Vgl. die Abschnitte 4.1.4.2 und 4.1.4.3 
309
 Gleichwohl sei darauf hingewiesen, dass auch die Bereitstellung eines prozessbezogenen Bausteins ein Er-
gebnis bzw. Ziel darstellen kann. Allerdings ist auch für dessen Bereitstellung ein (anderer) prozessbezoge-
ner Baustein im Sinne von Aktivitäten oder Leistungen notwendig. Soll z. B. die Planung einer Eigen-
erzeugungsanlage von einem Ingenieurbüro erbracht werden, so wird die ‚Planung‘ als Bereitstellungs-
prozess fremdbezogen. Um das Ingenieurbüro zu akquirieren, ist jedoch ebenfalls ein Bereitstellungsprozess 
notwendig. 
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- zum einen das Ergebnis der Bereitstellung, d. h. ein bereitgestelltes „Objekt“, welches 
in der vorliegenden Problemstellung vorrangig durch sachleistungs-, dienstleistungs- 
und akteursbezogene Bausteine charakterisiert wird;  
- zum anderen die Bereitstellungsprozesse an sich, d. h. die für die Bereitstellung not-
wendigen Bündel an Führungs- und Ausführungsaktivitäten.  
Für beide Facetten existieren in der Regel alternative Handlungsmöglichkeiten: So kann ei-
nerseits jeweils zwischen verschieden ausgestalteten Bausteinen gewählt werden, welche hin-
sichtlich spezifischer Objekteigenschaften differenzierbar sind (z. B. die Wahl zwischen zwei 
unterschiedlichen Brennstoffen, die für eine spezifische Technologie genutzt werden können). 
Andererseits ist für jeden Baustein über die Bereitstellungsprozesse zu entscheiden. Allge-
mein besteht jeweils die Möglichkeit, diese Bausteine selbst zu erstellen (bei Sachleistungen, 
wie einer Anlage) bzw. selbst zu erbringen (bei Dienstleistungen, wie der Instandhaltung), 
eine hybride Bereitstellungsform zu wählen (z. B. Partielle Integration) oder sie fremd zu be-
ziehen (Buy). 
Die Berücksichtigung der Bereitstellungsalternative ‚Make‘ geht mit der Annahme einher, 
dass Unternehmen einerseits in den die jeweiligen Bausteine betreffenden Wertschöpfungs-
ketten und -stufen bereits tätig sind, andererseits ihre eigene Wertschöpfung auf die Erstel-
lung/Erbringung dieser Bausteine ausweiten können. Übertragen auf die vorliegende Prob-
lemstellung bedeutet das für: 
- die sachleistungsbezogenen Bausteine ‚Anlage‘, ‚Brennstoffe‘ und ‚Betriebsstoffe‘: Die 
(eigene) Herstellung dieser als Bausteine aufgefassten Güter/Sachleistungen, 
- die dienstleistungsbezogenen Bausteine ‚Instandhaltung‘ sowie ‚Rechtsgüter und -leis-
tungen‘: Die Dienstleistungen werden vom betrachteten Unternehmen selbst erbracht,310 
- die prozessbezogenen Bausteine: die für die Umsetzung/Nutzung der Technologien bzw. 
Vertragsformen notwendigen Prozesse werden selbst „bereitgestellt“. Diese Prozesse lau-
fen also unternehmensintern ab. 
Hinsichtlich der akteursbezogenen Bausteine (Personal, Stromlieferanten und Stromkunden) 
bedarf es zur Interpretation dieses Bereitstellungswegs einer Fallunterscheidung: Zum einen 
kann auf die für die Bereitstellung notwendigen Tätigkeiten, zum anderen auf die im Betrach-
tungszeitpunkt (= Ausgangssituation) bereits bestehenden (vertraglichen) Verflechtungen mit 
den genannten Akteuren Bezug genommen werden. Ein ‚Make‘ lässt sich demnach wie folgt 
interpretieren:  
                                                          
310
 In Bezug auf Rechtsgüter und -leistungen besteht die Möglichkeit der Eigenerstellung in der Regel nicht. 
Vgl. dazu auch die entsprechende Charakterisierung dieses Bausteins in Abschnitt 3.5.2 
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1. Auffassung: hinsichtlich der Tätigkeiten: Die bezüglich der Bereitstellung des jeweili-
gen Bausteins notwendigen Leistungen werden vom betrachteten Unternehmen intern 
bzw. selbst erbracht. 
2. Auffassung: hinsichtlich der Beziehungen zu diesen Akteuren in der Ausgangssituation: 
Der jeweilige Baustein wird für die Energiebereitstellung und -verwendung aus bereits 
bestehenden (vertraglichen) Verflechtungen heraus bereitgestellt. D. h. im Unternehmen 
existieren bereits Verträge mit Personal, Stromlieferanten, Stromkunden, deren Leis-
tungsspektren (bzw. -verflechtungen) auf die Bereitstellung und Verwendung elektri-
scher Energie mittels einer spezifischen Technologie oder Vertragsform übertragen bzw. 
ausgedehnt werden.311 
Die dem ‚Make‘ gegenüberstehende Bereitstellungsalternative ‚Buy‘ kann für die sach- und 
dienstleistungsbezogenen Bausteine mit deren Beschaffung bzw. Einkauf (im Sinne eines 
Fremdbezugs) gleichgesetzt werden. Bezüglich des Bausteins ‚Prozesse‘ geht ein ‚Buy‘ eben-
falls mit dem „Einkauf“ einher: Das bedeutet, dass ein über diese Alternative bereitgestellter 
Prozess außerhalb des betrachteten Unternehmens (unternehmensextern) erbracht wird bzw. 
abläuft.  
Für die akteursbezogenen Bausteine (Personal, Stromlieferant und Stromkunde) erscheint in 
Anlehnung an die Einschätzung zum ‚Make‘ auch für das ‚Buy‘ eine fallbezogene Differen-
zierung schlüssig: 
1. in Analogie zu Auffassung 1: die zur Bereitstellung der jeweiligen Bausteine notwendi-
gen Prozesse werden nicht vom betrachteten Unternehmen selbst, sondern von einem 
Dritten (aus Sicht des Unternehmens also ‚extern‘) erbracht. 
2. in Analogie zu Auffassung 2: der jeweilige Baustein wird außerhalb bestehender (ver-
traglicher) Verflechtungen bereitgestellt. D. h. es wird auf Personal zurückgegriffen, das 
(bisher) im Unternehmen nicht beschäftigt ist (Akquise durch Neueinstellung oder Inan-
spruchnahme von Personaldienstleistungen). Auch die Akquise von Stromlieferanten 
und Stromkunden erfolgt unter Einbeziehung von Unternehmen, zu denen bisher keine 
vertraglichen Beziehungen bestehen. 
Darüber hinaus gilt es zu berücksichtigen, dass zwischen einem ‚Make‘ und einem ‚Buy‘ als 
hybride Form zur Bereitstellung von sachleistungs-, dienstleistungs- und prozessbezogenen 
Bausteinen auch die Partielle Integration genutzt werden kann. Bei dieser wird jeweils ein 
                                                          
311
 Hinsichtlich des Bausteins ‚Personal‘ geht damit der Bereitstellungsprozess ‚Aus- und Weiterbildung‘ ein-
her. 
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Teil des Bausteins (z. B einzelne Komponenten einer Anlage zur Stromerzeugung312, einzelne 
Teile oder Schritte eines Prozesses) selbst erstellt/erbracht, der andere fremdbezogen, also 
eingekauft.313 
Für die akteursbezogenen Bausteine gilt es, auch bei der Partiellen Integration eine entspre-
chende Fallunterscheidung vorzunehmen: 
1. in Bezug auf die Tätigkeiten: diese werden nur zum Teil vom betrachteten Unterneh-
men selbst (unternehmensintern) erbracht,314 
2. in Bezug auf die Verflechtungen zu diesen Akteuren in der Ausgangssituation: Die 
Bereitstellung erfolgt nur zum Teil über Akteure, zu denen bereits vertragliche Ver-
flechtungen bestehen.315 
An diese Systematisierung soll sich in den folgenden Abschnitten eine Charakterisierung der 
genannten Bausteine anschließen. Diese orientiert sich an der Systematisierung zwischen Be-
reitstellungsobjekten und Bereitstellungsprozesse und dient allgemein einer abstrahierenden 
Beschreibung der für die Entscheidungssituation relevanten Bausteine. Auf Basis der Charak-
terisierung sollen die notwendigen Daten für die spätere Bewertung alternativer oder sich er-
gänzender Technologien und Vertragsformen beider Bereitstellungs- und beider Verwen-
dungswege erhoben oder hergeleitet werden. Abgesehen von den Ausführungen dieses Ab-
schnitts setzt die Charakterisierung an der Identifikation von verfügbaren Technologien und 
Vertragsformen an, die in den Abschnitten 3.2.1 bis 3.3.2 erfolgte. 
3.5 Charakterisierung ausgewählter Bereitstellungsobjekte und -prozesse 
3.5.1  Sachleistungsbezogene Bausteine 
Charakterisierung des Bausteins ‚Anlage‘ 
Für die vorliegende Problemstellung kommt der Charakterisierung des Bausteins ‚Anlage‘ im 
Hinblick auf die Bewertung der übergeordneten Technologien zur Erzeugung oder Speiche-
rung elektrischer Energie eine besonderer Bedeutung zu, da von der Art der Anlage auf die 
Notwendigkeit zur generellen Berücksichtigung weiterer Bausteine sowie zu ihrer inhaltlichen 
                                                          
312
 Derartige Konstellationen können in Bezug auf Industrieunternehmen auftreten, die Kraftwerkstechnik (z. B. 
Turbinen, Generatoren, Kessel), aber keine kompletten Anlagen herstellen. 
313
 So kann aus einem Beschaffungsprozess (vgl. Abschnitt 3.5.4) bspw. die Suche nach und Analyse von po-
tenziellen Vertragspartnern ausgelagert werden, während die Verhandlung mit diesen selbst übernommen 
wird. 
314
 Ein Teil der auf die Akquise von Personal gerichteten Aktivitäten wird damit unternehmensextern (z. B. die 
Personalvermittlung) erbracht. 
315
 Diese Überlegung geht mit der Annahme einher, dass für die Nutzung/Inanspruchnahme einer Technologie 
bzw. Vertragsform der Bereitstellung oder Verwendung elektrischer Energie auch mehrere Akteure der glei-
chen Kategorie (z. B. eine Mehrzahl an Betriebspersonal, mehrere Stromlieferanten) benötigt werden. 
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(und zeitlichen) Konkretisierung geschlossen werden kann. Die Charakterisierung der Anlage 
dient somit quasi (auch) der Identifikation weiterer Technologiebausteine und ist dieser daher 
vorgelagert. Das liegt darin begründet, dass der Baustein ‚Anlage‘ die meisten weiteren Bau-
steine determiniert oder zumindest den auf diese Bausteine bezogenen Handlungsspielraum 
eingrenzt. Damit erlangt die Charakterisierung des Bausteins ‚Anlage‘ nicht nur in Vorberei-
tung der Datenermittlung für die Bewertung dieses Bausteins an sich, sondern eben auch hin-
sichtlich der Datenermittlung weiterer Bausteine Wichtigkeit. 
Die Charakterisierung von Anlagen zur Stromerzeugung oder -speicherung folgt zwei Pfaden, 
in Anlehnung an: 
1. die technologisch bedingten Energieumwandlungsprozesse, die in einer Anlage stattfin-
den (müssen), um elektrische Energie bereitzustellen.316 
2. die Eigenschaften, welche geeignet sind, die Anlage abstrahierend zu beschreiben. 
Insbesondere die Erkenntnisse, welche aus dem zweiten Charakterisierungspfad generiert 
werden, bilden die Basis für die Datenermittlung zur Anlagen- und damit auch zur übergeord-
neten Technologiebewertung.  
Im weiteren Verlauf soll zunächst dem ersten Charakterisierungspfad gefolgt werden: Elektri-
sche Energie wird mittels der meisten Technologien (zur Erzeugung oder Speicherung) nicht 
direkt, sondern durch die ein- oder mehrmalige (Zwischen-)Umwandlung anderer Energie-
formen „bereitgestellt“. Für diese Umwandlung sind verschiedene Komponenten und Kom-
ponentensysteme notwendig, die Bestandteile der auf einer Technologie basierenden Anlage 
darstellen.317 Eine Charakterisierung kann sich an den Komponenten und Komponentensyste-
men anlehnen, welche für die Umwandlung der einzelnen Energieformen erforderlich sind 
und soll sich im Folgenden an den jeweils entstehenden Ausgangsenergieformen (d. h. dem 
Output einer Komponente oder eines Komponentensystems) orientieren.  
Für thermische Anlagen zur Stromerzeugung lassen sich die Umwandlungen – stark verein-
facht – wie folgt beschreiben: Durch die Verfeuerung eines Brennstoffs318 entsteht thermische 
Energie. Diese treibt eine Turbine an, wodurch mechanische Energie generiert wird.319 Durch 
                                                          
316
 Auch die Speicherung elektrischer Energie weist einen mittelbaren Bezug zur Bereitstellung auf, da einge-
speicherte Energie zu einem späteren Zeitpunkt ausgespeichert wird, um im Unternehmen genutzt zu wer-
den. Sie stellt damit eine Alternative zur Eigenerzeugung und zum Fremdbezug dar. Vgl. die Ausführungen 
des Abschnitts 3.1 
317
 Vgl. SCHWAB, A. J. (2012) S. 256 ff. 
318
 Als Eingangsenergie gilt damit für alle thermischen Anlagen zur Stromerzeugung die in Brennstoffen ge-
bundene chemische Energie. 
319
 Es sei darauf verwiesen, dass in BHKW in der Regel ein Verbrennungsmotor die Funktion der Turbine 
übernimmt. 
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die Turbinenbewegung erfolgt schließlich in einem Generator die Erzeugung von Strom bzw. 
elektrischer Energie. In Anlehnung an diese nacheinander entstehenden Energieformen lässt 
sich der Baustein ‚Anlage‘ daher – ganz abstrakt – in thermische, mechanische und elektri-
sche Komponenten und Komponentensysteme zerlegen.  
Nach Ansicht des Verfassers sind unter Rückgriff auf diese drei Komponenten bzw. Kompo-
nentensysteme sämtliche Anlagen zur Stromerzeugung im Wesentlichen charakterisierbar. Zu 
berücksichtigen ist jedoch, dass lediglich die thermischen Anlagen auf diesen drei Umwand-
lungen basieren, womit für jene auch alle drei Komponenten bzw. Komponentensysteme für 
die Charakterisierung relevant sind. Bei allen nicht-thermischen Anlagen ist im Umkehr-
schluss die Berücksichtigung der thermischen – bei Photovoltaikanlagen zusätzlich der me-
chanischen – Komponenten bzw. Komponentensysteme entbehrlich.320  
Ergänzt werden diese drei Komponenten und Komponentensysteme bei Anlagen aller Tech-
nologien um solche, die sich keiner Energieumwandlung (direkt) zuordnen lassen. Diese sind 
für die Nutzung einer Anlage an sich und damit auch für ihre Bewertung aber absolut unent-
behrlich. Dabei handelt es sich in der Regel um bauliche Einrichtungen, die zur Unterbrin-
gung oder Installation der Komponenten und Komponentensysteme für die Energieumwand-
lung benötigt werden. Diese sollen für die vorliegende Arbeit als ‚sonstige Komponenten und 
Komponentensysteme‘ bezeichnet werden.321 Die folgende Abbildung 3-17 stellt die Kompo-
nenten und Komponentensysteme überblicksartig für Anlagen zur Stromerzeugung dar. 
                                                          
320
 Vgl. BOLLIN, E. (2010) S. 299 
321
 Zu den sonstigen Komponenten gehören auch Kabel, Leitungen, Schaltanlagen und Schutzeinrichtungen. 
Vgl. VON LIEBENSTEIN, R. (2009) S. 870 ff. 
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Abb. 3-17: Komponenten bzw. Komponentensysteme von Anlagen zur Stromerzeugung322 
Auf die für die (Zwischen-)Umwandlung elektrischer Energie notwendigen Komponenten 
und Komponentensysteme kann auch zur Charakterisierung von Anlagen zur Speicherung 
elektrischer Energie zurückgegriffen werden.323 Dabei ist eine Beschränkung auf mechanische 
und elektrische Komponenten bzw. Komponentensysteme möglich, da thermische Umwand-
lungsprozesse im Rahmen der Speicherung elektrischer Energie allenfalls eine untergeordnete 
Bedeutung einnehmen.324 In der nachstehenden Abbildung 3-18 sind die Komponenten und 
Komponentensysteme von Speicheranlagen überblicksartig und exemplarisch dargestellt.  
                                                          
322
 Quelle: eigene Darstellung. Weiterführende Ausführungen finden sich zu den oben genannten Komponenten 
und Komponentensystemen u. a.: für einen Überblick über verschiedene für den stationären Einsatz geeigne-
te Motorenkonzepte (Otto-, Diesel-, Stirling- und Gasmotoren) bei ALLELEIN, H. J. (2010) S. 173 ff.; zum 
Aufbau und zur Funktionsweise von Dampfturbinen SCHELLING, U. (2010a) S. 64 f.; von Gasturbinen 
ALLELEIN, H. J. (2010) S. 136 f.; für verschiedene Gasturbinenformen bei ALLELEIN, H. J. (2010) S. 141 ff.; 
einen Überblick über Turbinen, die in Wasserkraftwerken eingesetzt werden können, liefern z. B. VON KÖ-
NIG, F.; JEHLE, C. (2005) S. 39 ff. sowie SCHWAB, A. J. (2012) S. 198 ff.; zum Aufbau und zur Funktions-
weise von Generatoren vgl. u. a. CRASTAN, V. (2012a) S. 217 ff.; für Generatorkonzepte für Windkraftanla-
gen SCHWAB, A. J. (2012) S. 206 f.; hinsichtlich der unterschiedliche Formen der Rauchgasreinigung 
SCHELLING, U. (2010a) S. 57 ff. sowie SCHOLZ, G. (2013) S. 353 ff.  
323
 Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Funktionsweise von Elektroenergiespeichern darauf basiert, dass 
elektrische Energie jeweils als Eingangs- und als Ausgangsenergie vorliegt. 
324
 Thermische Komponenten bzw. Komponentensysteme spielen bei der Speicherung elektrischer Energie nur 
dann eine Rolle, wenn unterstellt wird, dass in Form von Wasserstoff „gespeicherte“ elektrische Energie 
mittels Gasturbinen oder Verbrennungsmotoren bereitgestellt wird. Aufgrund der (bisher) geringen prakti-
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Abb. 3-18: Komponenten bzw. Komponentensysteme von Anlagen zur Speicherung elek-
trischer Energie325 
Die aus diesem Charakterisierungspfad326 gewonnenen Erkenntnisse lassen – wie oben bereits 
angedeutet – Rückschlüsse auf die Relevanz und Ausgestaltung weiterer Bausteine und damit 
implizit auch auf die im Verlauf der Arbeit zu konkretisierenden monetären Konsequenzen 
einer zu bewertenden Technologie insgesamt zu.327  
Der oben angedeutete zweite Charakterisierungspfad greift Eigenschaften auf, die eine Anlage 
so hinreichend beschreiben, dass sich daraus die wesentlichen monetären Konsequenzen der 
Anlagenanschaffung und -nutzung ableiten lassen. Zu diesen Eigenschaften gehören u. a. die 
                                                          
325
 Quelle: eigene Darstellung auf Basis der Ausführungen von NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et 
al. (2009) S. 36 ff. und SCHWAB, A. J. (2012) S. 239 ff. 
326
 In Abhängigkeit vom Konkretisierungsgrad der für die Alternativenbewertung notwendigen Charakterisie-
rung lassen sich die Komponenten und Komponentensysteme einer Anlage weiter spezifizieren. So können 
diese bis auf einzelne Bauteile und für deren Herstellung verwendete Materialien herunter gebrochen wer-
den. vgl. SCHWAB, A. J. (2012) S. 83  
327
 Dies sei an einigen Beispielen veranschaulicht; Aus der Existenz von thermischen Komponenten und Kom-
ponentensystemen kann einerseits geschlussfolgert werden, dass für die Bewertung einer Technologie in der 
Regel zusätzlich der Baustein ‚Brennstoff‘ (Ausnahme; Anlagen, die auf der Solarthermie basieren) in die 
Überlegungen einzubeziehen ist. Darüber hinaus gehen thermische Prozesse oft mit der Notwendigkeit des 
Einsatzes von Kühlmitteln, als ein Beispiel für den Baustein ‚Betriebsstoff‘, einher. Weiterhin sind Rechts-
güter- und Rechtsleistungen als Baustein zu berücksichtigen, der für auf nicht-thermischen Technologien ba-
sierende Anlagen irrelevant ist (z. B. Nachweis von Emissionszertifikaten). Aus der Existenz von mechani-
schen Komponenten und Komponentensystemen lässt sich bspw. auf die Bedeutung von Schmierstoffen, als 
eine Form von Betriebsstoffen, schließen, da die entsprechenden Komponenten und Komponentensysteme 
oft bewegliche Bauteile enthalten, die eine Schmierung notwendig machen, um die Reibung und damit den 
Verschleiß zu reduzieren. Gleichzeitig kann dies als Indikator für einen höheren Instandhaltungsaufwand als 
bei Anlagen, die ausschließlich elektrische und damit keine beweglichen Komponenten und Komponenten-
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Anlagenleistung, die Benutzungsstunden und der Wirkungsgrad, aber auch die Anlagengrö-
ße,328 die (technische) Nutzungsdauer oder die zu verwendende(n) Brennstoffart(en).329 
Unter jenen ist die Anlagenleistung330 (in kW oder MW) von besonderer Relevanz. Aus ihr 
lassen sich u. a. Informationen zur Höhe der Anschaffungskosten einer Anlage ableiten. Da 
für Anlagen zur Stromerzeugung (aber auch zur Speicherung) eine sehr große Bandbreite von 
installierbaren Anlagenleistungen existiert,331 werden die Anschaffungskosten meist je Leis-
tungseinheit angegeben332 – um damit eine Basis für den Vergleich von Anlagen verschiede-
ner Technologien und unterschiedlicher Leistungen zu schaffen. Die Anlagenleistung ist 
gleichzeitig eine wesentliche Determinante der erzeugten Energiemenge (in kWh bzw. 
MWh),333 die für die Prognose des Beitrags einer Anlage zur Energiebedarfsdeckung eines 
Unternehmens, aber auch des Stromverkaufs bestimmt werden muss. Davon abgesehen kann 
von der Anlagenleistung auf die Ausgestaltung weiterer Bausteine geschlossen werden: Sie 
stellt einen Indikator für den Personalbedarf, aber auch für zu berücksichtigende Rechtsgüter 
und -leistungen dar.334  
Die Benutzungsstunden geben an, wie viele Stunden eine Anlage innerhalb einer Periode des 
Betrachtungszeitraums tatsächlich in Betrieb ist. Diese Größe stellt die zweite wesentliche 
Determinante der erzeugten oder ausgespeicherten Strommenge dar. Da Stromerzeugungs- 
oder Speicherungsanlagen jedoch in der Regel nicht über das gesamte Spektrum der perio-
denbezogenen Benutzungsstunden (max. 8.760 Stunden pro Jahr) mit ihrer maximalen Leis-
tung betrieben werden, findet zur Ermittlung und Prognose (aber auch zur Kontrolle) der er-
zeugten oder ausgespeicherten Energiemenge häufig die daraus abgeleitete Größe „Vollbe-
                                                          
328
 Die Anlagengröße ist einerseits insofern für die Alternativenbewertung von Bedeutung, als dass daraus der 
Platzbedarf einer Anlage abgeleitet werden kann. Diesen gilt es zu decken, indem entsprechende Flächen, 
Räume oder Gebäude zur Verfügung gestellt oder errichtet werden. Andererseits ist die Anlagengröße aber 
auch eine spezifische Determinante der nachfolgend erläuterten Anlagenleistung. So kann von einer geplan-
ten Anlagenleistung darauf geschlossen werden, welche flächen- oder volumenmäßige Größe die Anlage er-
reicht bzw. erreichen muss und welche Flächen, Räume oder Gebäude daher zur Verfügung zu stellen sind. 
In diesem Zusammenhang findet bei elektrischen Speichern die Kennzahl ‚Energiedichte‘ Anwendung. Die-
se gibt das Verhältnis von nutzbarem Energieinhalt zur Masse oder zum Volumen einer Speicheranlage an. 
Die (notwendige) Anlagengröße kann daher bspw. aus dem Bedarf an gespeicherter Energie und der Ener-
giedichte abgeleitet werden. Vgl. NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et al. (2009) S. 16 
329
 Weitere relevante technische Eigenschaften werden am Beispiel einer GuD-Anlage bei TILLMAN, W. (2001) 
S. 83 f. angeführt. 
330
 Die physikalische Größe ‚Leistung‘ gibt an, welche Arbeit eine Anlage in einer Zeiteinheit verrichten kann. 
Vgl. u. a. STEFFEN, H. (2009) S. 175 
331
 Einen Überblick vermitteln bspw. NITSCH, J. et. al. (2010) S. 1 ff. 
332
 Vgl. u. a. KONSTANTIN, P. (2009) S. 293. Zu einer kritischen Auseinandersetzung mit der Übertragbarkeit 
dieser Bezugsgröße auf regenerative Stromerzeugungsanlagen und insbesondere Windkraftanlagen vgl. 
HAU, E. (2008) S. 799 ff. 
333
 Zu den weiteren Determinanten des Stromertrags vgl. Abschnitt 4.4.3 
334
 Vgl. Abschnitte 3.5.2 
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nutzungsstunden“ Anwendung.335 Jene gibt an, wie viele Stunden eine Anlage innerhalb einer 
Periode mit maximaler Leistung betrieben werden muss, um einen bestimmten Stromertrag zu 
generieren. Die Vollbenutzungsstunden können als eine die Ermittlung und Prognose des 
Stromertrags vereinfachende Größe interpretiert werden. Für die Bestimmung der (Voll-
)Benutzungsstunden (und damit auch für die Strommenge) ist wesentlich, ob jene von einem 
Anlagenbetreiber beeinflusst werden können oder exogene Größen darstellen. Als exogene 
Größe können die Benutzungsstunden von fluktuierend Strom erzeugenden Anlagen PV und 
Windkraft angesehen werden, da diese primär von meteorologischen Parametern abhängen.336 
Die (potenziellen) Benutzungsstunden dieser Anlagen lassen sich nur standortspezifisch auf 
Basis statistischer Daten ermitteln.337 Die Benutzungsstunden aller anderen Anlagen sind in 
der Regel vom Anlagenbetreiber beeinflussbar und können unter Rückgriff auf den Energie-
bedarf des betrachteten Unternehmens und unter Berücksichtigung von Zielen oder Vorgaben 
hinsichtlich zu verkaufender Energiemengen geplant werden. 
Der Anlagenwirkungsgrad338 gibt allgemein das Verhältnis von Ausgangsenergiemenge zu 
eingesetzter Energiemenge an. Damit kann mithilfe des Wirkungsgrades von der erzeugten 
Energiemenge auf die dazu notwendige einzusetzende Energiemenge geschlossen werden. 
Aus dieser Größe lässt sich wiederum die einzusetzende Brennstoffmenge ableiten. Auf die-
sen Aspekt ist im Rahmen der nachfolgenden Modellierung des Bausteins ‚Brennstoffe‘ näher 
einzugehen. 
Charakterisierung des Bausteins ‚Brennstoffe‘ 
Brennstoffe sind im Rahmen der Strom- (und Wärme-)erzeugung zur Befeuerung von thermi-
schen Anlagen erforderlich.339 Ihre Identifikation erfolgt in Verbindung mit der Charakterisie-
                                                          
335
 Vgl. KONSTANTIN, P. (2009) S. 273. 
336
 Vgl. u. a. KOST, C. et. al. (2013) S. 12 f.  
337
 Vgl. HAU, E. (2008) S. 528 f. 
338
 In der Literatur werden unterschiedliche Arten von (Anlagen-)Wirkungsgraden differenziert, bspw. der Brut-
to- und der Nettowirkungsgrad. Der Bruttowirkungsgrad einer Anlage ergibt sich aus dem Quotienten aus 
der (elektrischen) Ausgangsleistung und der zugeführten Energie. Er resultiert in der Regel aus den Teilwir-
kungsgraden aller für die Stromerzeugung notwendigen Bauteile/Komponenten (z. B. Kesselwirkungsgrad, 
thermischer Wirkungsgrad der Turbine, mechanischer Wirkungsgrad der Turbine, mechanischer Wirkungs-
grad des Generators) sowie dem theoretisch maximal möglichen Wirkungsgrad (theoretischer thermischer 
Wirkungsgrad eines Dampfturbinenprozesses). Im Gegensatz zum Bruttowirkungsgrad wird beim Nettowir-
kungsgrad der Eigenbedarf der Komponenten des Kraftwerks an elektrischer Energie berücksichtigt. D. h. 
für die Errechnung des Nettowirkungsgrades ist von der erzeugten Energie der Stromverbrauch der gesam-
ten Anlage abzuziehen, da diese Energie nicht ins Netz eingespeist wird bzw. dem Energie verbrauchenden 
Unternehmen zur Verfügung steht. Die Differenz aus erzeugter Energie und dem Eigenbedarf wird wiede-
rum zur zugeführten Energie ins Verhältnis gesetzt. Vgl. SCHWAB, A. J. (2012) S. 88 f. 
339
 Vgl. Abschnitt 3.2.1. In der Literatur wird anstelle von ‚Brennstoff‘ auch der Begriff ‚Energieträger‘ oder 
‚Primärenergieträger‘ verwendet. Dieser ist jedoch in der Regel etwas weiter gefasst, als der für die vorlie-
gende Arbeit genutzte Terminus. So umfasst der Begriff ‚Primärenergieträger‘ in der Regel auch solare 
Strahlung, die jedoch nicht als Brennstoff aufgefasst werden kann. Vgl. u. a. CRASTAN, V. (2012b) S. 8; 
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rung des Bausteins ‚Anlage‘. So können aus der Technologie, auf der eine Anlage basiert, und 
aus ihren Eigenschaften nicht nur die relevante(n) Brennstoffart(en), sondern auch die Ein-
gangsenergiemenge abgeleitet werden, die benötigt wird und damit bereitzustellen ist, um 
eine bestimmte Menge elektrischer Energie zu erzeugen. Mit dem vorliegenden Abschnitt soll 
der Baustein anhand von Eigenschaften charakterisiert werden, aus denen sich die monetären 
Konsequenzen von Brennstoffen für spezifische Anlagen ableiten lassen. Zu den heranzuzie-
henden Eigenschaften gehören: 
- die Verfügbarkeit (bzw. Reichweite),  
- Lager- und Transporteigenschaften,  
- die energetische Eigenschaft ‚Brennwert‘ (bzw. Energiegehalt) und 
- Eigenschaften der Märkte, auf denen die jeweiligen Brennstoffe gehandelt werden. 
Hinsichtlich der Verfügbarkeit (bzw. der Reichweite) lassen sich erschöpfliche (auch fossile) 
und unerschöpfliche (auch erneuerbare oder biogene) Brennstoffe unterscheiden. Für er-
schöpfliche Energieträger ist charakteristisch, dass sich ihre Entstehung über sehr lange Zeit-
räume erstreckt und sie daher – gemessen an der Dauer eines Menschenlebens – endlich sind 
bzw. sich nicht wieder neu bilden. Unerschöpfliche Energieträger gelten hingegen als „unend-
lich“, da ihre Entstehung in deutlich kürzeren Zeitabständen erfolgt als bei den fossilen 
Brennstoffen und sich ihre Reserven damit immer wieder erneuern. 
Aus der Verfügbarkeit (bzw. Reichweite) lassen sich Informationen hinsichtlich der potenziel-
len Preisentwicklung der Brennstoffe generieren. Aufgrund der Endlichkeit der Vorkommen 
erschöpflicher Brennstoffe340 kann (bei gleichzeitiger Annahme eines weiterhin weltweit stei-
genden Bedarfs)341 für diese mit einem Preisanstieg über die Perioden des Betrachtungszeit-
raums gerechnet werden.342 Durch die Verknappung dieser Brennstoffe steigen gleichzeitig 
die Forschungs- und Entwicklungsbemühungen hinsichtlich unerschöpflicher (und hier insbe-
sondere synthetischer) Brennstoffe an, was deren Marktreife befördert und durch Erfahrungs-
kurven- sowie Größendegressionseffekte zu sinkenden Preisen im Zeitablauf führen kann.343 
Gleichwohl sollte jedoch auch berücksichtigt werden, dass die knapper werdenden Ressour-
cen fossiler Brennstoffe und die damit einhergehenden Preisanstiege zu Substitutionseffekten 
führen können, die auch bei (einigen) unerschöpflichen Brennstoffen Preisanstiege nach sich 
ziehen (z. B. Biomasse für den Betrieb kleiner KWK-Anlagen). Gleichzeitig zielt die Verfüg-
                                                                                                                                                                                     
SCHWAB, A. J. (2012) S. 42 f. Darüber hinaus findet in der Literatur auch der Begriff ‚Kraftstoffe‘ Verwen-
dung. Vgl. PHILIPPOVICH, A. (1949) S. 28 ff. 
340
 Vgl. QUASCHNING, V. (2006) S. 23 f. 
341
 Vgl. QUASCHNING, V. (2006) S. 19 
342
 Vgl. Abschnitt 4.5.2 
343
 Vgl. ERDMANN, G.; ZWEIFEL, P. (2008) S. 183 ff. 
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barkeit jedoch auf die weltweite Verteilung existierender oder vermuteter Brennstoffvorräte 
ab. Bei solchen Brennstoffen, die überwiegend importiert werden müssen, sind zum einen 
höhere Transportkosten zu erwarten, zum anderen bestehen in Abhängigkeit von den politi-
schen Gegebenheiten in den hauptsächlichen Förderländern spezifische Preis- und gegebenen-
falls auch Versorgungsunsicherheiten, die bei der Preisermittlung und Prognose zu berück-
sichtigen sind.344 
Die Lager- und Transporteigenschaften sind mit Blick auf die Alternativenbewertung insofern 
relevant, da durch diese weitere Entscheidungen zu treffen sind und/oder zusätzliche Ressour-
cen (z. B. in Form von zusätzlichen Lagerkapazitäten) gebunden werden. So ist hinsichtlich 
nicht-leitungsgebundener aber lagerfähiger Brennstoffe über bereitzustellende Lagerkapazitä-
ten, bereitzuhaltende Lagermengen, zu bestellende Mengen und Bestellzeitpunkte zu ent-
scheiden. Dies erhöht den personellen und strukturellen Aufwand, der mit derartigen Brenn-
stoffen einhergeht, gegenüber jenen, die aufgrund ihrer Leitungsgebundenheit sowie der Exis-
tenz eines flächendeckenden Versorgungsnetzes solche Entscheidungen nicht erfordern.345 
Der Brennwert oder Energiegehalt, als energetische Eigenschaft, gibt an, wie viel Energie in 
einer Masse- oder Volumeneinheit346 des Brennstoffs enthalten ist. Er bildet damit eine direkte 
Determinante der Brennstoffmenge, die für die Alternativenbewertung bekannt sein muss, um 
die Eingangsenergie einer thermischen Stromerzeugungsanlage in die bereitzustellende 
Brennstoffmenge zu überführen. Da die spezifischen Brennwerte verfügbarer Brennstoffe 
sehr stark voneinander abweichen, resultieren daraus auch unterschiedliche Brennstoffmen-
gen, die für die Erzeugung einer Einheit elektrischer Energie bereitgestellt werden müssen. 
Dies ist auch bei der Planung von Lagerkapazitäten für Brennstoffe zu berücksichtigen, da 
Brennstoffe mit geringeren Brennwerten einen höheren Lagerplatzbedarf mit sich bringen als 
solche mit höheren Brennwerten.347 Daraus kann geschlussfolgert werden, dass eine größere 
Brennstoffmenge gelagert werden muss und damit auch umfangreichere Lagerkapazitäten zur 
Verfügung zu stellen sind.  
Von den Markteigenschaften lässt sich auf die Preistransparenz schließen: Brennstoffe, die 
auf liberalisierten Märkten national und international gehandelt werden, weisen in der Regel 
eine größere Preistransparenz als solche auf, die überwiegend auf sehr kleinen regionalen und 
lokalen Märkten gehandelt werden. Das liegt darin begründet, dass für die erstgenannten 
                                                          
344
 Vgl. BORCHERT, J.; HASENBECK, M.; JUNGBLUTH, C. et al. (2009) S. 280 
345
 Dies lässt gleichzeitig auf umfangreichere Bereitstellungsprozesse schließen. 
346
 Der Brennwert von gasförmigen Brennstoffen wird in der Regel auf eine Volumeneinheit bezogen, während 
bei festen und flüssigen Brennstoffen Masseeinheiten verwendet werden. vgl. ERDMANN, G.; ZWEIFEL, P. 
(2008) S. 180, 220 und 250 
347
 Das scheint zumindest die Konsequenz aus ERDMANN, G.; ZWEIFEL, P. (2008) S. 250, zu sein. 
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Brennstoffe meist Handelsplätze mit Referenzpreiswirkung  existieren .348 Existieren solche 
Handelsplätze nicht, erfordert dies ein höheres Maß an Such- und Informationsaktivitäten als 
Bestandteil des brennstoffspezifischen Bereitstellungsprozesses.349 
In der folgenden Abbildung 3-19 sind die oben bereits genannten Brennstoffe hinsichtlich der 
Ausprägung der vier Eigenschaften überblicksartig gegenübergestellt. 
 
Abb. 3-19: Charakterisierung von Brennstoffen zur Stromerzeugung und -speicherung350 
Charakterisierung des Bausteins ‚Betriebsstoffe‘ 
Neben Brennstoffen sind im Rahmen der Bewertung von Technologien auch Betriebsstoffe 
als weiterer Baustein zu berücksichtigen. Als solche werden Ressourcen bezeichnet, die im 
Leistungserstellungsprozess verbraucht, jedoch nicht zu Bestandteilen von Outputgütern bzw. 
                                                          
348
 Vgl. z. B. ERDMANN, G.; ZWEIFEL, P. (2008) S. 238; WALTENBERGER, G. (2005) S. 192 
349
 Vgl. Abschnitt 3.5.4 in Verbindung mit Abschnitt 4.1.4.2 
350
 Quelle: eigene Darstellung auf Basis von BAITSCH, M.; RICHTER, S. (2007) S. 7 ff.; CRASTAN, V. (2012b) S. 
15; ERDMANN, G.; ZWEIFEL, P. (2008) S. 180 ff.; KONSTANTIN, P. (2009) S. 210; NEUS, H. (2003) S. 54 ff.; 
REMPEL, H. (2011) S. 15 ff.; SCHIFFER, H. (2010) S. 200 ff.; WALTENBERGER, G. (2005) S. 189 ff. Eine 
Übersicht über die Brennwerte spezifischer biogener Festbrennstoffe findet sich bspw. bei SCHAUMANN, G.; 
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Leistungen werden.351 Streng genommen sind damit auch die Brennstoffe als Betriebsstoffe zu 
interpretieren, da jene im Zuge der Erzeugung elektrischer Energie ebenfalls verbraucht wer-
den.352 Die terminologische Abgrenzung bzw. Differenzierung beider Bausteine scheint je-
doch vor dem Hintergrund der in der Regel deutlich größeren (mengen- aber vor allem (pro-
duktions-)kostenmäßigen) Relevanz der Brennstoffe gegenüber den Betriebsstoffen für die 
Stromerzeugung gerechtfertigt und sinnvoll.353 
Als Basis für die Identifikation relevanter Betriebsstoffe ist – analog zu den Brennstoffen – 
die Charakterisierung des Bausteins ‚Anlage‘ zu sehen.354 Als Kriterium für die Charakterisie-
rung soll im Folgenden auf den Einsatzzweck der Betriebsstoffe eingegangen werden.  
Betriebsstoffe lassen sich in Reinigungsstoffe,355 Arbeitsmedien,356 Kühlmittel357 und Schmier-
stoffe358 unterscheiden. Die ersten drei Betriebsstofftypen stehen in enger Verbindung mit den 
thermischen Komponenten und Komponentensystemen, während Schmierstoffe v. a. für me-
chanische Komponenten und Komponentensysteme zu berücksichtigen sind. Der Einsatz die-
ser vier Typen von Betriebsstoffen basiert auf unterschiedlichen Notwendigkeiten: Während 
Reinigungsstoffe in erster Linie aufgrund gesetzlicher Verpflichtungen359 eingesetzt werden 
(müssen) und tendenziell wirkungsgradsenkend Einfluss nehmen,360 erfolgt der Einsatz von 
Kühlmitteln und Schmierstoffen hauptsächlich zur Steigerung des Wirkungsgrades sowie zur 
                                                          
351
 Vgl. GÖTZE, U. (2010) S. 28 
352
 Gleichzeitig sei darauf verwiesen, dass sich in der Literatur diese Unterscheidung nicht zwingend findet und 
teilweise unter dem Terminus Betriebsstoffe die in der vorliegenden Arbeit als Brennstoffe bezeichneten 
Objekte geführt werden. Vgl. SCHEEL, W. S. (1968) S. 13 ff. 
353
 Vgl. die Berechnungen bei KONSTANTIN, P. (2009) S. 293 
354
 Vgl. Abschnitt 3.5.1 
355
 Reinigungsstoffe sind v. a. im Rahmen der Rauchgasreinigung von Dampfturbinenkraftwerken von Bedeu-
tung. So wird für die Entschwefelung Kalk als Reinigungsstoff verwendet, während für die Entstickung 
Ammoniak zum Einsatz kommt.  
356
 Arbeitsmedien bezeichnen Einsatzstoffe, die notwendig sind, um eine Stromerzeugung bzw. -speicherung 
überhaupt erst zu ermöglichen. Als Arbeitsmedium hat Wasser eine herausragende Bedeutung. Die an das so 
verwendete Wasser gestellten Anforderungen sind entsprechend hoch. Da das Wasser hohen Temperaturen 
und Drücken ausgesetzt ist und gleichzeitig mit den Werkstoffen des Dampferzeugers und der 
Turbinenbeschaufelung in direkten Kontakt kommt, bedarf es einer kompletten Entsalzung des Wassers. 
Vgl. ALLELEIN, H. J. (2010) S. 39; FREIER, R. (1963) S. 59 ff. und 121 ff. Auch Luft kann als Arbeitsmedi-
um bspw. für Windkraftanlagen, Gasturbinenkraftwerke, aber auch Druckluftspeicher aufgeführt werden. 
Vgl. u. a. QUASCHNING, V. (2006) S. 220 f.; ALLELEIN, H. J. (2010) S. 125; NEUPERT, U.; EUTING, T.; 
KRETSCHMER, T. et al. (2009) S. 125 ff. 
357
 Als Kühlmittel eignen sich sowohl natürliche als auch aufbereitete Wasserformen. Vgl. PIATTI, L. (1968) S. 
14 f. 
358
 Schmierstoffe werden genutzt, um „die Reibung zwischen zwei gegeneinander bewegte (Metall-)Ober-
flächen herabzusetzen und einen Schmierfilm zu bilden“, der die Erhitzung, die Korrosion und damit den 
Verschleiß jener Oberflächen reduziert. GERTHSEN, T. (2008) S. 91 f.  
359
 Es sei an dieser Stelle auf die Verbindung zu den im nachfolgenden Abschnitt 3.5.2 modellierten Rechtsgü-
ter und -leistungen verwiesen. 
360
 Vgl. SCHWAB, A. J. (2012) S. 102 
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Reduzierung des Verschleißes und damit der Instandhaltungsleistungen.361 Ohne Arbeitsmedi-
en wäre – ähnlich zu den Brennstoffen – eine Stromerzeugung bzw. -speicherung gar nicht 
möglich, da sie essentielle Inputgrößen der jeweiligen Umwandlungsprozesse darstellen.362 
Eine über den Einsatzweck hinausgehende Charakterisierung der Betriebsstoffe scheint vor 
dem Hintergrund ihrer gegenüber den Brennstoffen deutlich geringeren Relevanz nicht zwin-
gend erforderlich. Für die der Bewertung zugrundeliegenden Datenermittlung sind gegebe-
nenfalls die für bestimmte Technologien und Anlagen einzuhaltenden Betriebsstoffspezifika-
tionen zu berücksichtigen. Abgesehen von Viskositätsgraden bei Schmierstoffen betrifft dies 
insbesondere die Anforderungen an den als Arbeitsmedium und Kühlmittel verwendeten Be-
triebsstoff Wasser. 
3.5.2  Dienstleistungsbezogene Bausteine 
Charakterisierung des Bausteins ‚Instandhaltung‘ 
Für die Identifikation von Instandhaltungsleistungen sich an den nachfolgend erläuterten 
Instandhaltungsformen orientieren.  
Instandhaltungsleistungen lassen sich in die Formen ‚Inspektion‘, ‚Wartung‘ und ‚Instandset-
zung‘ (bzw. Reparatur) differenzieren.363 Die Wartung dient der Aufrechterhaltung eines Soll-
Zustands technischer Anlagen, von deren Komponentensystemen, Komponenten oder Bautei-
len.364 Wartungsmaßnahmen werden in der Regel auf Basis von gesetzlichen Vorschriften, 
Empfehlungen der Anlagenhersteller – auf deren Grundlage auch Wartungspläne erstellt wer-
den – oder Erfahrungswerten durchgeführt.365 Die Wartung findet in der Regel zu einem Zeit-
punkt statt, zu dem eine Anlage, ein Komponentensystem etc. noch genügend Abnutzungs-
vorrat aufweist, um nicht störungsbedingt auszufallen. Dieser Abnutzungsvorrat soll aufrecht 
erhalten werden, was mit einem vorbeugenden Austausch bzw. Wechsel einer gesamten An-
lage, eines Komponentensystems etc. einhergehen kann. 
Die Inspektion dient hingegen der Erfassung des Ist-Zustands, um daraus notwendige Maß-
nahmen zur Aufrechterhaltung der Betriebsfähigkeit zu entwickeln.366 Im Gegensatz zur War-
tung wird Abnutzungsvorrat weder erhalten noch geschaffen. Vielmehr sollen Informationen 
                                                          
361
 Damit geht auch eine die Stromerzeugungs- bzw. -speicherungskosten senkende Wirkung einher. Vgl. Ab-
schnitt 4.4.2.1 
362
 Als Arbeitsmedium kann im weitesten Sinne auch die elektrische Energie interpretiert werden, die zum 
Laden von Energiespeichern oder als Eigenbedarf für Stromerzeugungsanlagen notwendig ist. 
363
 Vgl. u. a UEBERHORST, D.; SCHNEIDER, W. (1996) S. 663 ff.; KALS, J. (2010) S. 142 
364
 Vgl. UEBERHORST, D.; SCHNEIDER, W. (1996) S. 662 
365
 Vgl. UEBERHORST, D.; SCHNEIDER, W. (1996) S. 663 
366
 Vgl. UEBERHORST, D.; SCHNEIDER, W. (1996) S. 663 
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zum aktuellen Zustand gewonnen, ausgewertet, beurteilt und dokumentiert werden.367 Der 
Zustand lässt sich direkt oder indirekt erfassen:368 Während bei der direkten Form unmittelbar 
am Objekt eine Messung der den Zustand determinierenden Eigenschaften erfolgt, wird bei 
der indirekten Form der Ist-Zustand aus der Ausprägung einer Einflussgröße abgeleitet.369 
Die Instandsetzung erfolgt als Konsequenz aus einem an einer Anlage, einem Komponenten-
system etc. eingetretenen Schaden. Sie umfasst Maßnahmen zur Wiederherstellung des Soll-
Zustandes, wenn der Abnutzungsvorrat eine zum Ausfall führende Mindestgrenze unterschrit-
ten hat und damit ein Schaden bereits eingetreten ist.370  
Die ‚Instandhaltung‘ kann außerdem danach differenziert werden, ob sie ‚vorbeugend‘ oder 
‚störungsbedingt‘ erfolgt. Von einer vorbeugenden Instandhaltung wird dann gesprochen, 
wenn der Grenzwert für den Abnutzungsvorrat einer Komponente oder eines Bauteils so ge-
wählt wurde, dass ein Schaden und somit ein Ausfall gar nicht erst entsteht. Die vorbeugende 
Form lässt sich zusätzlich danach differenzieren, ob Maßnahmen zeit-371 oder zustandsabhän-
gig ergriffen werden. Bei der störungsbedingten Form der Instandhaltung werden keine 
Grenzwerte für Abnutzungsvorräte definiert, so dass Maßnahmen erst nach dem Ausfall er-
folgen.372 In diesem Fall wird eine Instandsetzung der ausgefallenen Komponente notwendig. 
Aus Sicht des Verfassers bietet sich für die Ermittlung und Prognose der monetären Konse-
quenzen dieses Bausteins eine Zusammenfassung der Instandhaltungsformen an.373 So kann 
unterstellt werden, dass vorbeugende und zeitabhängige Instandhaltung in erster Linie aus den 
Formen ‚Inspektion‘ und ‚Wartung‘ bestehen, da ein Austausch von Komponenten in der Re-
                                                          
367
 Vgl. UEBERHORST, D.; SCHNEIDER, W. (1996) S. 664 
368
 Vgl. UEBERHORST, D.; SCHNEIDER, W. (1996) S. 664 
369
 Vgl. UEBERHORST, D.; SCHNEIDER, W. (1996) S. 664 In jüngster Vergangenheit hat die Relevanz IT-
gestützter Inspektionen deutlich zugenommen. Diese sind der direkten Form der Inspektion zuzuordnen. Da-
bei erfolgt eine Zustandsfeststellung über Sensoren an den Anlagen oder deren Komponenten. Das Ergebnis 
wird per Internetanbindung an den Anlagenbetreiber, den Anlagenhersteller oder das zuständige Inspekti-
onsunternehmen weitergeleitet. Vgl. u. a. FETTWEIS, G. P. (2011); GLANZ, A.; BÜSGEN, M. (2013) S. 15 ff. 
370
 Vgl. UEBERHORST, D.; SCHNEIDER, W. (1996) S. 663 
371
  Vorbeugende und zeitabhängige Instandhaltungsmaßnahmen nehmen im Kraftwerksbereich v. a. in Bezug 
auf sicherheitsrelevante Bauteile und Komponenten (z. B. Dampferzeuger, Druckbehälter) einen hohen Stel-
lenwert ein. Vgl. WALTENBERGER, G. (2005) S. 95 Eine Übersicht über notwendige Prüfungen an elektri-
schen Anlagen allgemein findet sich bei UEBERHORST, D.; SCHNEIDER, W. (1996) S. 669. 
372
 Vgl. WALTENBERGER, G. (2005) S. 95 Wobei der Autor den Begriff „Instandhaltungsstrategien“ verwendet. 
Von diesem Terminus wird jedoch Abstand genommen, da Strategien „Pläne zur Erreichung strategischer 
Ziele darstellen“, GÖTZE, U.; MIKUS, B. (1999) S. 3. Wenn die Versorgungssicherheit ein Ziel darstellt, 
scheint zumindest eine störungsbedingte Instandhaltung somit keinen strategischen Charakter aufweisen zu 
können; Zum Zeitpunkt der Instandhaltungsmaßnahmen ist eine Erreichung des gesteckten Ziels nicht mehr 
möglich. 
373
 Vgl. Abschnitt 4.5.2.2 
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gel vor einem Schadenseintritt erfolgt, was den vorbeugenden Charakter dieser Formen be-
kräftig.374  
Gegenstand von Instandhaltungsmaßnahmen ist in der Regel die gesamte Anlage.375 Nach 
Einschätzung von WALTENBERGER kann jedoch für industriell genutzte Stromerzeugungsan-
lagen insgesamt – nach Ansicht des Verfassers aber auch für Anlagen zur Speicherung – nicht 
nur eine der genannten Instandhaltungsformen angewendet werden. Vielmehr wird eine kom-
ponentensystem-, komponenten- oder bauteilbezogene Differenzierung unter Abwägung ihrer 
Relevanz für die Funktionsfähigkeit der gesamten Anlage notwendig sein.376 So existieren in 
komplexen technischen Anlagen durchaus Komponentensysteme, Komponenten etc., für die 
eine störungsbedingte Instandhaltung ausreichend (und gegebenenfalls wirtschaftlich) ist. 
Dies gilt in erster Linie für solche, deren Funktion durch entsprechende Reserven anderweitig 
übernommen werden kann.377 Daraus lässt sich ableiten, dass im Zuge der Datenermittlung 
auch die Instandsetzung als störungsbedingte Form der Instandhaltung zu berücksichtigen ist. 
Dazu sollten jene Komponentensysteme, Komponenten etc. ermittelt werden, für die ein Aus-
fall in Kauf genommen werden kann, ohne dass die Funktionalität (Erzeugung oder Speiche-
rung elektrischer Energie) der gesamten Anlage gefährdet ist. 
Charakterisierung des Bausteins ‚Rechtsgüter und -leistungen‘378 
Mit der Berücksichtigung des Bausteins ‚Rechtsgüter und -leistungen‘ wird der Tatsache 
Rechnung getragen, dass für die Nutzung von Technologien zur Erzeugung und Speicherung, 
aber auch für die Inanspruchnahme von Vertragsformen zum Fremdbezug und Verkauf elekt-
rischer Energie auf (Rechts-)Normen und -vorschriften basierende Genehmigungen, Lizenzen 
oder Zertifikate zu erwerben sind. Die generelle Relevanz zur Berücksichtigung spezifischer 
Rechtsgüter sind in Verbindung mit: 
- der Eigenerzeugung und der Speicherung abhängig von der Technologie sowie von 
bestimmten Eigenschaften der Anlage,379 
- dem Fremdbezug und dem Verkauf abhängig von der Vertragsform festzulegen. 
                                                          
374
 Im Umkehrschluss geht eine störungsbedingte Instandhaltung mit dem Element ‚Instandsetzung‘ einher, da 
ein Austausch der Anlage, der Komponentensysteme etc. erst nach dem Ausfall erfolgt. 
375
 Vgl. UEBERHORST, D.; SCHNEIDER, W. (1996) S. 659 
376
 Vgl. WALTENBERGER, G. (2005) S. 95 Einen beispielhaften Überblick über komponentenbezogene Instand-
haltungsmaßnahmen in Kraftwerken vermitteln UEBERHORST, D.; SCHNEIDER, W. (1996) S. 678 ff. 
377
 Vgl. WALTENBERGER, G. (2005) S. 96 
378
 Es sei auf die Ausführungen des Abschnitts 3.4 verwiesen: Während die bisher charakterisierten Bausteine 
ausschließlich für den Bereitstellungsweg ‚Eigenerzeugung‘ und den Verwendungsweg ‚Speicherung‘ von 
Bedeutung waren, werden mit den Rechtsgütern und -leistungen sowie den noch folgenden akteurs- und 
prozessbezogenen Bausteinen solche charakterisiert, die generell für alle vier Bereitstellungs- und verwen-
dungswege von Relevanz sind. 
379
  Vgl. Abschnitt 3.5.1 
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Rechtsgüter und -leistungen lassen sich einerseits danach unterscheiden, ob sie auf öffentlich-
rechtlichen oder privatrechtlichen Normen basieren, andererseits, ob sie einmalig oder wie-
derkehrend zu erbringen sind. Zu den öffentlich-rechtlichen und einmaligen Genehmigungen 
gehören im Allgemeinen u. a. immissionsschutzrechtliche und/oder bauordnungs-380 sowie 
bauplanungsrechtliche381 Genehmigungen.382 Diese werden von technologie- bzw. anlagenab-
hängigen wasserschutz-,383 luftverkehrs-, straßen-384 und naturschutzrechtlichen385 Genehmi-
gungen sowie Umweltverträglichkeitsprüfungen ergänzt.386 Darüber hinaus haben Anlagenbe-
treiber wiederkehrende Betriebsgenehmigungen vorzuweisen.387 
Weiterhin gehören Verschmutzungsrechte bzw. CO2-Emissionszertifikate zu den öffentlich-
rechtlich und von Anlagenbetreibern wiederkehrend bereitzustellenden Rechtsgütern und  
-leistungen.388 Die Intention und die Funktionsweise des Handels mit Verschmutzungsrechten 
wurden bereits in Abschnitt 2.5.1 vorgestellt, so dass eine genauere Auseinandersetzung da-
mit an dieser Stelle unterbleiben kann.389 
Zu den einmaligen Rechtsgütern und -leistungen im privatrechtlichen Bereich gehören Zulas-
sungsberechtigungen, die die Inanspruchnahme bestimmter Vertragsformen erfordern. Als 
                                                          
380
 Dazu gehören bspw. Regelungen über Abstandsflächen zu Nachbargrundstücken. 
381
 Bauplanungsrechtlich ist die Differenzierung zwischen Innen- und Außenbereich sowie Bebauungsplänen 
für die Errichtung maßgeblich. Vgl. SÖHNLEIN, B. (2003) S. 188 
382
 Eine exemplarische Zusammenfassung von Anforderungen für die Zulassung der Errichtung einer Biomas-
seanlage findet sich bei LAMPE, I. (2006) S. 153 ff. 
383
 Wasserschutzrechtliche Genehmigungen werden immer dann benötigt, wenn mit der Errichtung und dem 
Betrieb einer Anlage die Nutzung eines Gewässers einhergeht (z. B. Entnahme oder Einleitung von Wasser). 
Vgl. SÖHNLEIN, B. (2003) S. 191 
384
 Luftverkehrs- und straßenrechtliche Genehmigungen sind in Verbindung mit der Errichtung von Windkraft-
anlagen einzuholen. Vgl. TWELE, J.; LIERSCH, J. (2010) S. 509 
385
 Vgl. u. a. TWELE, J.; LIERSCH, J. (2010) S. 509; SÖHNLEIN, B. (2003) S. 192 f. 
386
 Vgl. SÖHNLEIN, B. (2003) S. 185 f. 
387
 So verweist bspw. § 28 Nr. 2 BImschG auf einen dreijährigen Überprüfungszeitraum. Des Weiteren müssen 
Anlagen und Anlagenkomponenten z. B. gemäß den Regelungen des § 15 BetrsichV einer wiederkehrenden 
Überprüfung unterzogen werden. Die Regelung unterscheidet zwischen innerer, äußerer und Festigkeitsprü-
fung. Sie sieht je nach Anlagentyp unterschiedliche Prüffristen vor. SCHOLZ, G. (2013) S. 303 f. verweist da-
rüber hinaus auf Betriebsgenehmigungen, die für spezifische Komponentensysteme von thermischen Anla-
gen zu erbringen sind. 
388
 Die Einordnung in das öffentliche Recht scheint im Falle der Verschmutzungsrechte nicht ganz eindeutig. 
Das liegt darin begründet, dass organisatorische Abwicklung der Zuteilung von Verschmutzungsrechten bei 
der Deutschen Emissionshandelsstelle im Umweltbundesamt und damit bei einer Behörde liegt. Vgl. KON-
STANTIN, P. (2009) S. 124. Gleichzeitig erfolgt jedoch der Handel mit Verschmutzungsrechten über Han-
delsplattformen und Börsen, zwischen unterschiedlichen Anlagenbetreibern und damit auf privatrechtlicher 
Ebene. Vgl. SCHAFHAUSEN, F.; ZENKE, I.; TELSCHOW, C. (2012) S. 144. Eine Übersicht über Einflussfakto-
ren auf Emissionen vermittelt KONSTANTIN, P. (2009) S. 130 ff. 
389
 Ein Überblick über technologiespezifische Emissionsgrenzwerte findet sich bei KONSTANTIN, P. (2009) S. 
250. In der angegebenen Quelle werden auch Maßnahmen zur Reduzierung des Schadstoffausstoßes thema-
tisiert. In diesem Zusammenhang sei auf die Verbindung dieses Rechtsguts mit den Betriebsstoffen zur 
Rauchgasreinigung von Dampfturbinenkraftwerken verwiesen. Gleichzeitig erfolgt jedoch der Handel mit 
Verschmutzungsrechten über Handelsplattformen und Börsen, zwischen unterschiedlichen Anlagenbetrei-
bern und damit auf privatrechtlicher Ebene. In diesem Zusammenhang sei auf die Verbindung dieses 
Rechtsguts mit den Betriebsstoffen zur Rauchgasreinigung von Dampfturbinenkraftwerken verwiesen. 
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solche sind die Zulassung zum Börsenhandel390 und Qualifikationen zum Regelenergiemarkt391 
zu nennen. Ferner sind im Zusammenhang mit der Errichtung von Anlagen zur Stromerzeu-
gung bzw. -speicherung teilweise Gutachten einzuholen, die entweder die (ökologische) Un-
bedenklichkeit einer Anlage bescheinigen oder den potenziellen Energieertrag ermitteln.392 
Weiterhin können Zertifikate (hier insbesondere Grünstromzertifikate393) als Rechtsgüter in-
terpretiert werden. Diese sind den wiederkehrenden privatrechtlichen Rechtsgütern und  
-leistungen zuzuordnen, da sie in regel- oder unregelmäßigen Zeitintervallen beschafft werden 
können.394 Zu den privatrechtlich wiederkehrenden Rechtsgütern gehören außerdem der Er-
werb und die Verlängerung von Nutzungslizenzen für spezifische Software, welche bspw. zur 
Prognose, Überwachung und Steuerung des Lastgangs benötigt wird. 
In der nachfolgenden Abbildung 3-20 sind die verbal festgehaltenen Zusammenhänge gra-
phisch zusammengefasst. Abgestellt wird dabei lediglich auf Rechtsgüter. Rechtsleistungen 
können grundsätzlich im Zusammenhang mit allen aufgeführten Rechtsgütern erbracht wer-
den.  
 
Abb. 3-20: Systematisierung von Rechtsgütern395 
                                                          
390
 Diese Form der Berechtigung ist für die Nutzung von Vertragsformen notwendig, die auf börslich gehandel-
te elektrische Energie abstellen. Die Regularien der EEX unterscheiden zwischen der Zulassung eines ‚Bör-
senteilnehmers‘ und eines ‚Börsenhändlers‘. Vgl. PILGRAM, T. (2006) S. 312 Während der erstgenannte Be-
griff auf die Teilnahmeberechtigung einer juristischen Person (Unternehmen) abstellt und an eine Beantra-
gung in Verbindung mit der Erfüllung bestimmter Voraussetzungen gekoppelt ist, zielt der zweitgenannte 
Begriff auf eine natürliche Person ab, die im Auftrag eines Unternehmens den Handel übernimmt. 
391
 Vgl. Abschnitt 3.3.2 
392
 Exemplarisch sei hier auf Boden- und Windgutachten im Zuge der Errichtung von Windenergieanlagen 
verwiesen. Vgl. HAU, E. (2008) S. 828 
393
 Vgl. Abschnitt 3.3.2 
394
 Vgl. SCHWIDDEN, M. (2012) S. 113 f.  
395
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3.5.3 Akteursbezogene Bausteine 
Charakterisierung des Bausteins ‚Personal‘ 
Eine Charakterisierung des Bausteins ‚Personal‘ kann in Anlehnung an die Tätigkeiten erfol-
gen, welche im Rahmen der Energiebereitstellung und -verwendung zu erbringen sind. An-
knüpfungspunkte für diese Differenzierung bieten u. a. die in Abschnitt 3.4 genannten und im 
nachfolgenden Abschnitt 3.5.4 exemplarisch dargestellten, prozessbezogenen Bausteine des 
Entscheidungsproblems.  
Für die vorliegende Entscheidungssituation ist zwischen Führungs- und Ausführungspersonal 
zu unterscheiden. Während zur erstgenannten Kategorie Personal gezählt werden kann, das 
mit Planungs-, Steuerungs- und Kontrollaktivitäten betraut ist, gehört zur zweiten Kategorie 
Personal, das Beschaffungs-, Produktions- (bzw. Erstellungs-), Akquise-, Aus- und Weiterbil-
dungs- sowie Verkaufsaktivitäten übernimmt. Davon abgesehen kann – wie in Abschnitt 3.4 
ebenfalls geschildert – auch für den Betrieb und/oder die Überwachung von Eigenerzeugungs- 
oder Speicherungsanlagen entsprechender Einsatz von Betriebspersonal notwendig sein. 
Charakterisierung des Bausteins ‚Stromlieferanten und -kunden‘ 
Für die Charakterisierung von Stromlieferanten und -kunden soll auf die in Abschnitt 2.5.2 
vorgestellte energiewirtschaftliche Wertschöpfungskette verwiesen werden. Die dort aufge-
führten und charakterisierten Akteure lassen sich in der Mehrzahl mit den in den Abschnitten 
3.2.2 und 3.3.2 dargestellten Fremdbezugs- sowie Verkaufsvertragsformen verbinden.  
Für eine Inanspruchnahme der Vertragsformen der Vollversorgung kommen in erster Linie 
EVU´s und Stromhändler in Frage. Auf diese kann grundsätzlich auch im Rahmen der einzel-
nen Vertragsformen beider Varianten der strukturierten Beschaffung zurückgegriffen wer-
den.396 Potenzielle Stromlieferanten, die elektrische Energie auf Basis bilateraler oder börs-
licher Spot- und Terminmarktverträge bereitstellen, bilden die unabhängigen Kraftwerks-
betreiber und eingeschränkt auch die Kleinerzeuger.397 Als „Quasi-Stromlieferanten“ können 
Makler, Portfoliomanager und Broker interpretiert werden. Diese liefern elektrische Energie 
in der Regel nicht direkt, schließen jedoch die entsprechenden Verträge – in erster Linie, jene 
die der strukturierten Beschaffung zuzuordnen sind. Übertragungs- und Verteilnetzbetreibern 
kommt vor allem im Zuge von Reservelieferung Lieferantenfunktion zu. Davon abgesehen 
                                                          
396
 Hinsichtlich der Spot- und Terminmarktgeschäfte gilt dies ausschließlich für bilateral geschlossene Ver-
tragsformen. Allerdings können gerade EVU´s über die ihnen zugehörigen Kraftwerkskapazitäten auch als 
Stromlieferanten für börslich abgeschlossene Verträge in Frage kommen. 
397
 Als Lieferanten, die Strom über börsliche Vertragsformen bereitstellen, kommen Kleinerzeuger in der Regel 
nur dann in Frage, wenn diese an ‚Virtuellen Kraftwerken‘ beteiligt sind. 
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sichern sie – unabhängig von der vertraglichen Ausgestaltung der handelsseitigen Stromliefe-
rung – den physikalischen Transport zum Verbraucher ab und erfüllen schon allein deshalb 
eine Lieferantenfunktion. 
Übertragungs- und Verteilnetzbetreiber stellen jedoch gleichzeitig Stromkunden dar, wenn 
das betrachtete Unternehmen elektrische Energie unter Inanspruchnahme der Einspeisever-
gütungen nach EEG oder KWKG sowie der Regelenergiemärkte verkauft. 
Unter Nutzung der Vertragsform ‚Grünstromprivileg‘ kommen als Stromkunden – wie in Ab-
schnitt 3.3.2 geschildert – allenfalls EVU´s und Stromhändler in Frage. Jene können auch bei 
einem Verkauf elektrischer Energie unter Inanspruchnahme der Vertragsform ‚Marktprä-
mienmodell‘ sowie bei allen bilateralen und börslichen Vertragsformen der nicht geförderten 
Direktvermarktung als Stromkunden auftreten.398 Dies gilt grundsätzlich auch für nahezu alle 
Stromverbrauchergruppen (ausgenommen Haushaltskunden399), mit denen im Rahmen des 
Marktprämienmodells oder bilateral bzw. börslich Verträge zum Verkauf elektrischer Energie 
geschlossen werden. Makler, Portfoliomanager und Broker stellen analog zu den oben bereits 
getroffenen Aussagen „Quasi-Stromkunden“ dar, da sie die von einem Anlagenbetreiber ver-
kaufte elektrische Energie selbst nicht direkt abnehmen, aber in dessen Auftrag Verträge mit 
Stromkunden schließen bzw. vermitteln. 
3.5.4  Prozessbezogene Bausteine am Beispiel von Beschaffungsprozessen 
Die Charakterisierung prozessbezogener Bausteine soll im Folgenden lediglich exemplarisch 
anhand von Beschaffungsprozessen aufgezeigt werden. Das liegt darin begründet, dass diese 
nach Ansicht des Verfassers im Rahmen der in Abschnitt 3.1 skizzierten Entscheidungsstruk-
tur den überwiegenden Teil aller relevanten Bereitstellungsprozesse bilden: In Abschnitt 3.4 
wurde aufgezeigt, dass Bereitstellungsprozesse hinsichtlich der für die Nut-
zung/Inanspruchnahme einer Technologie (zur Eigenerzeugung oder Speicherung) bzw. Ver-
tragsform (zum Fremdbezug oder Verkauf) notwendigen Bausteine (Bereitstellungsobjekte) 
erbracht werden müssen.400 Aus Sicht von Industrieunternehmen wird der Fremdbezug dieser 
                                                          
398
 Hinsichtlich der börslichen Vermarktung eigenerzeugter elektrischer Energie gelten die gleichen Aussagen 
wie sie bezüglich Kleinerzeuger getroffen wurden. Auch hier sei explizit auf ‚Virtuelle Kraftwerke‘ verwie-
sen. Vgl. Abschnitt 3.3.2 Fußnote 280 
399
 Um Haushaltskunden mit elektrischer Energie beliefern zu können, müssten industrielle Eigenerzeugungsan-
lagenbetreiber ‚All-Inclusive-Verträge‘ anbieten. 
400
 Darunter fallen im weitesten Sinne auch die Leistungen, die zur Akquise von Personal und zum Verkauf 
elektrischer Energie (Akquise eines Stromkunden) erbracht werden müssen. Zwischen ‚Beschaffung‘ und 
‚Akquise‘ bestehen enge Verbindungen. Z. T. erfahren lediglich einzelne Teilprozesse eine andere Bezeich-
nung (z. B. ist im Rahmen der Personalakquise von einem ‚Bewerbervergleich‘ anstelle eines ‚Angebotsver-
gleichs‘ die Rede). Mit den nachfolgenden Ausführungen lassen sich daher auch die auf die Bausteine ‚Per-
sonal‘ und ‚Stromkunde‘ gerichteten Leistungen im Wesentlichen abbilden. Einen Überblick über die Schrit-
te der Personalakquise vermitteln u. a. WICKEL-KIRSCH, S.; JANUSCH, M.; KNORR, E. (2008) S. 31 (in der 
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Bausteine und damit der Bereitstellungsprozess ‚Beschaffung‘401 „die Regel“ darstellen, wäh-
rend die Eigenerstellung der Bausteine lediglich für eine Minderheit an Unternehmen und 
dann auch nur für einzelne der insgesamt relevanten Bereitstellungsobjekte in Frage kommt 
(z. B. Hersteller von Anlagen zur Stromerzeugung). Von solchen „Sonderfällen“ soll im Fol-
genden abstrahiert werden. 
Die Basis der Charakterisierung stellen die in der Literatur allgemein propagierten Schritte 
der Prozessidentifikation402 und -hierarchisierung403 dar. Auf deren allgemeine Erläuterung soll 
mit Verweis auf die Literatur verzichtet werden. Stattdessen finden die entsprechenden Über-
legungen am Beispiel von Beschaffungsprozessen Anwendung.404  
Ein als idealtypisch interpretierter Beschaffungsprozess und dessen Strukturierung405 sind in 
der nachfolgenden Abbildung 3-21 dargestellt. Die einzelnen Schritte bzw. Teilprozesse406 
sollen nachfolgend allgemein charakterisiert und exemplarisch für die Beschaffungsprozesse 
der vorliegenden Entscheidungssituation konkretisiert werden. 
                                                                                                                                                                                     
Quelle wird statt ‚Akquise‘ der Begriff ‚Rekrutierung‘ verwendet); LINDNER-LOHMANN, D.; LOHMANN, F.; 
SCHIRMER, U. (2008) S. 47 ff. 
401
 Für eine begriffliche Definition und Abgrenzung vgl. u. a. ARNOLD, U. (1997) S. 78 f. 
402
 Die Prozessidentifikation dient dem Entwurf, der Definition und der Abgrenzung von Prozessen. Dies ge-
schieht meist auf einer abstrakten Ebene und ist notwendig, um diejenigen Unternehmensaktivitäten (bzw. 
Prozesse) zu identifizieren, die zur Erstellung einer (Markt-)Leistung notwendig sind. Vgl. u. a. 
GAITANIDES, M.; SCHOLZ, R.; VROHLINGS, A. (1994) S. 6 f.; GAITANIDES, M. (2012) S. 150 ff.  
403
 Eine Bildung von Prozesshierarchien dient der Abgrenzung einzelner Prozessebenen und Prozesse vonei-
nander und kommt daher einer Prozessstrukturierung gleich. Charakteristisch ist, dass die Abgrenzung so-
wohl in horizontaler als auch in vertikaler Ebene erfolgt, wobei eine vertikale Abgrenzung bzw. Auflösung 
von Prozessen im Vordergrund steht. Elementar für diese ist, dass ein Prozess in mehrere Teile zerlegt wird. 
Vgl. HOLLAX, M. (1999) S. 21. Einen Vorschlag für die Hierarchisierung von Prozessen unterbreiten 
MAYER, R.; KAUFMANN, L. (2000) S. 291 ff. 
404
 Es sei darauf verwiesen, dass es sich im Allgemeinen empfiehlt, ein an die jeweilige konkrete Entschei-
dungssituation angepasstes und vollständiges Prozessmodell zu formulieren, um die relevanten Bereitstel-
lungsprozesse möglichst umfassend abzubilden und somit die notwendige Transparenz für die Bewertung 
von Technologien und Vertragsformen zu schaffen. Zum Aufbau und zur Gestaltung von Prozessmodellen 
vgl. u. a. AHLRICHS, F.; KNUPPERTZ, T. (2010) S. 54 f.; MAYER, R. (1996) S. 46 ff.  
405
 Vgl. u. a. SCHOLZ, R.; VROHLINGS, A. (1994) S. 40 ff. 
406
 Ein Teilprozess wird in der Literatur eine Kette von Aktivitäten innerhalb einer Kostenstelle gesehen (vgl. 
GÖTZE, U. (2010), S. 219). Von diesem institutionellen Bezug soll sich im Rahmen der Ausführungen des 
vorliegenden Abschnitts gelöst werden. Der Begriff soll lediglich verdeutlichen, dass es sich bei den darun-
ter charakterisierten Bündeln aus Aktivitäten um „Teile“ eines übergeordneten (Gesamt-)Prozesses handelt. 
Dies gilt auch für den Begriff „Prozessschritt“. Im vorliegenden Abschnitt werden daher auch die Termini 
„Prozessschritt“ und „Teilprozess“ synonym verwendet. 
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Abb. 3-21: Schritte eines allgemeinen Beschaffungsprozesses407 
Den Ausgangspunkt des Beschaffungsprozesses bildet eine Bedarfsanalyse, in deren Rahmen 
festgestellt wird, welche Mengen welcher Bereitstellungsobjekte (Bausteine), gegebenenfalls 
zu welchen Zeitpunkten und in welcher Qualität benötigt werden.408 Das Ergebnis dieses ers-
ten Teils eines Beschaffungsprozesses kann als ‚interner Auftrag‘ aufgefasst werden, der an 
die mit der Beschaffung von Gütern und Leistungen betrauten organisatorischen Einheiten 
oder Personen übermittelt und von diesen u. a. in konkrete Bestellmengen sowie -termine 
übertragen wird.409 
In Bezug auf die vorliegende Entscheidungssituation fokussiert die Bedarfsanalyse in erster 
Linie auf die Ermittlung des (gesamten) unternehmensbezogenen Energiebedarfs. Baustein-
spezifisch ergeben sich daran anknüpfend jedoch abweichende Analyseschwerpunkte: Wäh-
rend der „Bedarf“ an einer Eigenerzeugungsanlage auf Überlegungen zum durch die Eigener-
zeugung zu deckenden Teil des gesamten Energiebedarfs basiert und damit auf die in Ab-
schnitt 3.5.1 vorgestellten Eigenschaften wie Anlagenleistung und Benutzungsstunden ab-
stellt, knüpfen der Bedarf an Brennstoffen an der Menge eigenerzeugter elektrischer Energie 
und der Bedarf an Instandhaltungsleistung an anlagen- oder nutzungsabhängigen Wartungs-
plänen an.  
Der Bedarfsanalyse folgt die Lieferantensuche und -analyse.410 Die Lieferantensuche dient der 
Ermittlung potenzieller Lieferanten. Charakteristisch ist die Suche, Gewinnung und Aufberei-
                                                          
407
 Quelle: eigene Abbildung auf Basis der Ausführungen von ESTER, B.; KNAUER, A. (2005) S. 857; KUMMER 
S.; GRÜN, O.; JAMMERNEGG, W. (2009) S. 93; LIEBERUM, J. (1999) S. 33 
408
 Vgl. KUMMER S.; GRÜN, O.; JAMMERNEGG, W. (2009) S. 102. Weitere Parameter der Bedarfsanalyse nennt 
HILDEBRANDT, H. (1994) S. 15. 
409
 Vgl. ESTER, B.; KNAUER, A. (2005) S. 857 
410
 In einigen Quellen werden die zu den Teilprozessen Lieferantensuche und -analyse gehörenden Tätigkeiten 
unter dem Begriff Beschaffungsmarktforschung subsummiert. Vgl. KUMMER S.; GRÜN, O.; JAMMERNEGG, 
W. (2009) S. 118 ff. Bei dieser erfolgt eine Beobachtung und Analyse der relevanten Beschaffungsmärkte 
(Informationen zu den Strukturen der Beschaffungsmärkte – Anzahl und Größe der Markteilnehmer, Dyna-
mik der Marktentwicklung), um deren Transparenz für das Unternehmen zu erhöhen, frühzeitige Beschaf-
fungsrisiken zu identifizieren und Zugang zu (neuen) Beschaffungsquellen und Substitutionsgütern zu erhal-
ten. Der Begriff Beschaffungsmarktforschung greift nach Auffassung des Verfassers der vorliegenden Ar-
beit etwas weiter als die unter der Suche nach und Analyse von Lieferanten zusammengefassten Tätigkeiten. 
Außerdem scheint er etwas unscharf, was in der Konsequenz dazu führt, dass eine konkrete Zuordnung von 
Tätigkeiten nur schwer möglich ist. Vor diesem Hintergrund und auf Basis des Anspruches, zunächst einen 
allgemein gültigen Ablauf bzw. eine allgemein gültige Schrittfolge eines Beschaffungsprozesses zu erarbei-
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tung von Informationen zu möglichen neuen, aber auch die Beobachtung bereits bestehender 
Lieferanten.411 Hinsichtlich der für die Lieferantensuche verwendeten Datenquellen erfolgt 
eine Differenzierung zwischen Primär- und Sekundärdatenquellen. Primärdatenquellen wer-
den für spezifische Zwecke der Lieferantensuche neu erhoben (z. B. im Rahmen von Liefe-
rantenbefragungen, Messen, Tagungen und Ausstellungen, lieferanten- bzw. marktorientierten 
Internetrecherchen, Befragungen durch Marktforschungsinstitute). Da diese Form der Erhe-
bung (auch: Primärforschung oder Field Research) in der Regel sehr zeitaufwändig und kos-
tenintensiv ist, wird oft (z. T. auch zusätzlich) auf Sekundärdatenquellen zurückgegriffen. 
Diese Datenquellen wurden für andere Zwecke bereits erhoben oder zusammengestellt (z. B. 
Geschäftsberichte, Bilanzen, Kataloge, Prospekte, Berichte in Fachzeitschriften, Branchen-
verzeichnisse etc.). Darüber hinaus können Leistungsgesuche auch über Fachzeitschriften und 
Internetplattformen (Branchenmarktplätze) ausgeschrieben werden.412 
Die sich an die Suche anschließende Lieferantenanalyse bezieht sich auf die Überprüfung und 
Beurteilung der technischen, wirtschaftlichen und ökologischen Leistungsfähigkeit von zuvor 
ermittelten (potenziellen) Lieferanten. Dies kann bspw. in Form einer Selbstauskunft gesche-
hen, in deren Rahmen bspw. Informationen zum Produktportfolio, Marktanteil, Qualitätsma-
nagement und zur Organisation erhoben bzw. abgefragt werden.413 Im Ergebnis der Lieferan-
tenanalyse wird der Kreis der zuvor evaluierten potenziellen Lieferanten auf eine geringere 
Anzahl reduziert, von denen im nachfolgenden Teilprozess Angebote eingeholt werden.414 D. 
h. es findet bereits in diesem zweiten Schritt eine Vorauswahl statt. Alle Lieferanten, die aus 
Sicht des Entscheidungsträgers aufgrund der erhobenen Informationen als nicht geeignet er-
scheinen, werden im Rahmen der weiteren Teilprozesse nicht mehr berücksichtigt. 
Für die vorliegende Entscheidungssituation lässt sich die Suche nach sowie Analyse von Lie-
feranten auf nahezu alle Bausteine der Energiebereitstellung und -verwendung übertragen. 
Entbehrlich ist dieser Schritt dann, wenn bezüglich der relevanten Lieferanten aufgrund frühe-
rer oder auf andere Entscheidungsbereiche bezogener geschäftlicher Beziehungen (aber auch 
früherer Recherchen) bereits ausreichend Informationen existier(t)en. Der Umfang der zu er-
mittelnden Informationen variiert in Abhängigkeit von der Charakteristik des bereitzustellen-
den Bausteins; er ist tendenziell bei spezifischen und/oder komplexen Bausteinen wie Anla-
gen zur Erzeugung oder Speicherung größer als bei unspezifischen und/oder wenig komple-
                                                          
411
 Vgl. ESTER, B.; KNAUER, A. (2005) S. 859 
412
 Vgl. ESTER, B.; KNAUER, A. (2005) S. 859 
413
 Neben der Erhebung dieser Informationen mittels Fragebogen können gegebenenfalls auch eigene Audits bei 
potenziellen Lieferanten durchgeführt werden, um Verfahren und Arbeitsabläufe in erster Linie mit Blick 
auf die Qualitätssicherung zu beleuchten. 
414
 Vgl. ESTER, B.; KNAUER, A. (2005) S. 861 
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xen Bausteinen wie Betriebsstoffen.415 Abgesehen von diesen bausteinübergreifenden Unter-
schieden können jedoch auch bausteininterne Divergenzen bestehen: So kann bspw. die Be-
schaffung eines EVU als Stromlieferant mit einem geringeren Aufwand zur Einholung der 
notwendigen Informationen verbunden sein als die Beschaffung oder Akquise eines 
Portfoliomanagers. Das liegt darin begründet, dass die von einem Portfoliomanager erbrachte 
Leistung spezifischer ist als die eines EVU, damit tendenziell eine geringere Anzahl an ent-
sprechenden Anbietern existieren und deren Leistungsspektrum genauer analysiert werden 
muss. 
Im Anschluss an die Lieferantenanalyse folgt die Angebotsbearbeitung, mit der das Ziel ver-
folgt wird, die (möglicherweise große) Anzahl identifizierter und analysierter Lieferanten auf 
Basis bestimmter Kriterien weiter zu reduzieren. Die Angebotsbearbeitung lässt sich in die 
Schritte ‚Einholung‘, ‚Prüfung‘ und ‚Vergleich‘ von Angeboten differenzieren.  
Von den nach Ansicht eines Entscheidungsträgers in Frage kommenden Lieferanten sind An-
gebote einzuholen, zu analysieren und zu vergleichen. Dazu wird im Rahmen der Angebots-
einholung eine Anfrage an den potenziellen Lieferanten gestellt. Dabei ist auf konkrete For-
mulierungen zu achten, so dass für den Angebotsersteller eindeutig nachvollziehbar ist, wel-
che Angaben von ihm erwartet werden (bspw. Spezifikationen, geplante Bezugsmengen und  
-zeitpunkte). Nur so ist eine Vergleichbarkeit der Angebote unterschiedlicher Lieferanten zu 
gewährleisten.416 
Alle eingehenden Angebote werden einer formellen und materiellen Prüfung unterzogen. Bei 
der formellen Prüfung wird evaluiert, ob das Angebot zur Anfrage passt und ob es vollständig 
ist. Die materielle Prüfung umfasst hingegen die Analyse hinsichtlich im Einzelfall entschei-
dungsrelevanter Kriterien wie Preis, Qualität, Lieferbedingungen, Lieferservice und Standort 
des Lieferanten. Darüber hinaus müssen Zahlungsziele und -modalitäten überprüft und be-
rücksichtigt werden, da diese Finanzierungseffekte nach sich ziehen, die die Vorteilhaftigkeit 
von Angeboten beeinflussen können.417 Gerade mit Blick auf die Beschaffung von Investiti-
onsgütern, zu denen Anlagen zur Erzeugung oder Speicherung elektrischer Energie gehören, 
ist zusätzlich auf Serviceleistungen wie Kundendienst etc. zu achten. Um Preisangaben mitei-
nander vergleichen zu können, bedarf es gegebenenfalls einiger Anpassungen (unter Berück-
sichtigung aller Bezugs- und Bezugsnebenkosten sowie aller Nachlässe).418 
                                                          
415
 Vgl. dazu auch die Ausführungen des Abschnitts 4.1.2.3  
416
 Vgl. ESTER, B.; KNAUER, A. (2005) S. 861 
417
 Vgl. PERRIDON, L.; STEINER, M.; RATHGEBER, A. (2012) S. 455 ff. 
418
 Vgl. ESTER, B.; KNAUER, A. (2005) S. 862 f. 
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Im Rahmen eines Angebotsvergleichs erfolgt die Herausarbeitung von Unterschieden zwi-
schen den einzelnen Angeboten der verschiedenen potenziellen Lieferanten. Dies kann auf 
Basis eines Kriteriums (bspw. Preis, Qualität, Lieferzeit, Liefersortiment, Liefermenge, Lie-
ferbedingungen, wirtschaftliche Lage, Zuverlässigkeit, Innovationsfähigkeit, Lieferstandort 
oder auch soziale und ökologische Verantwortung) geschehen, sollte in der Regel jedoch bes-
ser mehrere Kriterien, die entsprechend der Präferenzen des Entscheiders festgelegt und ge-
wichtet werden können, umfassen.419 Dabei sind die Ziele und Strategien des jeweiligen Ab-
nehmers und die Charakteristika des bereitzustellenden Bausteins zu berücksichtigen. 
Analog zur Lieferantensuche und -analyse gilt auch für diese Schritte, dass deren Durchlaufen 
im Rahmen eines Beschaffungsprozesses nicht zwingend erforderlich ist, falls bereits Ge-
schäftsbeziehungen mit Lieferanten bestehen (oder bestanden) bzw. genügend Informationen 
zur Auswahl eines Lieferanten vorliegen. Konnten im Rahmen des vorherigen Teilprozesses 
bereits genügend Informationen für die Lieferantenauswahl erhoben werden, so sind die Ein-
holung und der Vergleich von Angeboten auch bei „Neuakquisitionen“ von Lieferanten ent-
behrlich. Dies ist bspw. dann der Fall, wenn bereits auf Basis der gesichteten Quellen zur Lie-
ferantenanalyse die für die Lieferantenauswahl relevanten Informationen bekannt sind. 
Die Verhandlung und der Abschluss eines Lieferantenvertrages bilden einen weiteren Teil-
prozess. Dessen Ziel ist es, sich auf einen oder mehrere Lieferanten für ein Bereitstellungsob-
jekt festzulegen, d. h. diese(n) auszuwählen und – in Abhängigkeit von den Eigenschaften des 
zu beziehenden Bausteins – eine standardisierte oder einzelfallbezogene vertragliche Verein-
barung zu treffen.420 
Für die vorliegende Entscheidungssituation werden typischerweise nicht für sämtliche Be-
reitstellungsobjekte Verhandlungen überhaupt notwendig sein. Für einige dürfte bereits auf 
Basis eines Angebotsvergleichs die Entscheidung für oder gegen einen Lieferanten getroffen 
werden und darauf aufbauend eine Bestellung ausgelöst werden können. Ein Vertrag kommt 
damit mit der Annahme des Angebots zustande. Der Schritt ‚Verhandlung und Vertragsab-
schluss‘ ist in diesen Fällen kein expliziter Bestandteil des Beschaffungsprozesses. Dies gilt 
bspw. für börslich abgeschlossene Spotmarktgeschäfte, bei denen ein Vertrag bereits dann 
                                                          
419
 Vgl. ESTER, B.; KNAUER, A. (2005) S. 865  
420
 Die Verhandlung und der Vertragsabschluss lassen sich in die Verhandlungsvorbereitung (zur Sammlung 
von Informationen hinsichtlich Preisen und Konditionen (Ergebnisse der Lieferantensuche und -analyse) 
sowie die Festlegung von Ort, Zeit und Teilnehmern der Verhandlung, Zusammenstellung notwendiger Un-
terlagen), die Verhandlungs(durch)führung sowie den Abschluss (Zusammenfassung der Ergebnisse der 
Verhandlung, Abstimmung zu Themen und Projekten der weiteren Zusammenarbeit) untergliedern. Schließ-
lich bedarf die Verhandlung einer Nachbereitung. Dazu sind die Ergebnisse in einem Protokoll schriftlich 
festzuhalten, das als Grundlage für die Konzeption der Vertragsunterlagen dient. Bei mehrstufigen Verhand-
lungen sind Folgetermine zu vereinbaren und vorzubereiten. Vgl. ESTER, B.; KNAUER, A. (2005) S. 866 ff. 
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wirksam wird, wenn die für einen bestimmten Lieferzeitraum von einem Stromnachfrager 
geäußerten Preisvorstellungen mit denen eines Stromlieferanten korrespondieren.421 
Dem Vertragsabschluss folgt unter Rückgriff auf die Erkenntnisse einer zu Beginn des Be-
schaffungsprozesses durchgeführten Bedarfsanalyse die Bestellung. Diese wird als eine ver-
bindliche Aufforderung des Abnehmers an den Lieferanten verstanden, bestimmte Objekte zu 
vereinbarten Konditionen (Art, Qualität, Menge, Ort, Zeit, Preis sowie Liefer- und Zahlungs-
bedingungen) zu liefern.422 Dazu müssen aus den Bedarfsmengen unter Nutzung statischer 
oder dynamischer Modelle die optimalen Bestellmengen ermittelt werden.423 
Von der Charakteristik der Bereitstellungsobjekte sind auch die generelle Relevanz und der 
Umfang abhängig des Prozessschritts der Bestellung abhängig. Dies lässt sich damit begrün-
den, dass für Bausteine, für die ein laufender bzw. wiederkehrender Bedarf typisch ist, eine 
Bedarfsbündelung und damit gegebenenfalls die Ermittlung optimaler Bestellmengen not-
wendig wird. In Abgrenzung dazu sind bei einmaligen Bedarfen424 und der Annahme, dass die 
der Bestellung vorgelagerten Schritte des Beschaffungsprozesses durchlaufen wurden, in der 
Regel keine Bestellmengenoptimierungen durchzuführen (was zumindest diesen Schritt für 
derartige Bereitstellungsobjekte vereinfacht). Zu berücksichtigen ist außerdem, dass die Be-
stellung an sich einen von den übrigen Teilen eines Beschaffungsprozesses losgelösten Schritt 
darstellen kann. Dies gilt bspw. bei Rahmenverträgen, die einen abnehmerspezifischen Abruf 
(d. h. eine Bestellung) vorsehen, ohne dass vor jeder Bestellung die vorgelagerten Schritte zu 
wiederholen wären. Exemplarisch sei hier auf die in Abschnitt 3.2.2 charakterisierte 
Tranchenbeschaffung hingewiesen, mit der ein solcher „Rahmenvertrag“ einhergeht. Der Ab-
ruf einzelner Tranchen entspricht der Bestellung. 
An die Bestellung schließt sich die Kontrolle der Beschaffungsabwicklung an, die sich in die 
Termin- und Liefermengenüberwachung425 sowie die Annahme und Prüfung der Beschaf-
fungsobjekte426 differenzieren lässt. 
                                                          
421
 Vgl. Abschnitt 3.2.2 
422
 Vgl. KUMMER S.; GRÜN, O.; JAMMERNEGG, W. (2009) S. 136 
423
 Vgl. ESTER, B.; KNAUER, A. (2005) S. 867 
424
 Vgl. CLEMENS, M. (1995) S. 142 ff. Der Autor differenziert zwischen ‚repetitiven und innovativen Beschaf-
fungsleistungen‘. 
425
 Eine Termin- und Liefermengenüberwachung setzt bereits vor der eigentlichen Lieferung an, um sicherzu-
stellen, dass die bestellten Objekte zum vereinbarten Termin in der geforderten Menge und Qualität zum 
vereinbarten Preis auch geliefert werden. Die Lieferanten sollten dazu angehalten werden, die vereinbarten 
Liefertermine einzuhalten, um Verzögerungen im Ablauf des betrachteten Unternehmens zu vermeiden. Da-
zu kann eine Vorabmahnung an den Lieferanten versendet werden, was jedoch einerseits sehr aufwändig ist, 
andererseits einer mit dem Lieferanten anzustrebenden vertrauensvollen Zusammenarbeit widerspricht. Die 
Lieferantenbeziehung sollte daher besser so gestaltet werden, dass auftretende Engpässe dem Abnehmer 
frühzeitig gemeldet und ihm damit die Möglichkeit der Inanspruchnahme eines anderen Lieferanten geschaf-
fen werden. Eventuelle Lieferverzögerungen oder die Gefahr, dass Lieferungen gar nicht erfolgen (z. B. bei 
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Diese Schritte können in unterschiedlichem Ausmaß auf die hier relevanten Bausteine über-
tragen werden. In Bezug auf einen Stromlieferanten kann eine Vorabkontrolle der Lieferfä-
higkeit allenfalls durch eine Anfrage bei selbigem bzw. bei Kraftwerks- sowie Netzbetreibern 
erfolgen. Nur darüber hat das abnehmende Unternehmen die Chance, in Erfahrung zu bringen, 
ob die bestellte Energiemenge im vereinbarten Zeitraum auch geliefert werden kann.427 Eine 
Wareneingangsprüfung ist bei elektrischer Energie obsolet. Minderlieferungen des Kraft-
werksbetreibers würden im Zweifelsfall zum Stillstand der Produktion führen oder durch die 
Regelungsleistungen des Übertragungsnetzbetreibers kurzfristig ausgeglichen und gegebenen-
falls erst in Verbindung mit einer Abrechnung registriert. Die An- bzw. Abnahme der vertrag-
lich vereinbarten elektrischen Energie ist durch den Stromkunden bei bestimmten Versor-
gungsformen zwar sicherzustellen, allerdings führt eine Nicht-Abnahme nur zu monetären 
Konsequenzen – der Strom muss trotzdem bezahlt werden.428 Deutlich komplexer gestaltet 
sich dieser Schritt des Beschaffungsprozesses bei der Beschaffung des Bausteins ‚Anlage‘, da 
er der Überwachung des Baufortschritts bzw. der Zwischen- oder Endabnahme der zu errich-
tenden Anlage entspricht. 
Die skizzierten allgemeinen Schritte bzw. Teile eines idealtypischen Beschaffungsprozesses 
lassen sich unter Berücksichtigung der konkreten Beschaffungssituation und unter Beachtung 
der Besonderheiten von Bereitstellungsobjekten einzelfallspezifisch anpassen. Im Rahmen der 
Ausführungen des vorliegenden Abschnitts wurde auf einige Beispiele hingewiesen, die ein-
zelne Schritte entbehrlich oder gerade erst erforderlich machen. 
                                                                                                                                                                                     
elektrischer Energie, weil sich das Kraftwerk des Lieferanten in Revision befindet etc.), sollten durch ent-
sprechende prüfende Maßnahmen des Lieferanten jedoch auch durch das abnehmende Unternehmen mög-
lichst vorab erkannt werden, um einer Fehlentwicklung gegensteuern zu können. Vgl. ESTER, B.; KNAUER, 
A. (2005) S. 868 
426
 Die Annahme und Prüfung der gelieferten Objekte (Wareneingang und -kontrolle) stellt den letzten direkt 
mit der Beschaffung in Verbindung stehenden Teilprozess dar. Dabei ist einerseits sicherzustellen, dass die 
beschafften Objekte auch entgegengenommen werden (können). Andererseits sollte eine Prüfung der ange-
nommenen Lieferung dahingehend erfolgen, ob diese auch der Bestellung (hinsichtlich qualitativer aber 
auch mengen- und zeitmäßiger Ausprägungen) entspricht. Weiterhin sind ein Abgleich zwischen dem Lie-
ferschein und der tatsächlichen Lieferung vorzunehmen und die Ware auf etwaige Mängel zu kontrollieren. 
Werden Abweichungen (falsche Lieferung oder Lieferung mangelhaft bzw. beschädigt) festgestellt, so sind 
Rücksendungen bzw. Reklamationen einzuleiten. Sämtliche im Rahmen dieser Abläufe festgehaltenen 
Übereinstimmungen und Abweichungen sind zusätzlich schriftlich zu dokumentieren. Vgl. ESTER, B.; 
KNAUER, A. (2005) S. 869 
427
 Engpässe können bspw. durch geplante Revisionen auftreten. 
428
 Vgl. Abschnitt 3.2.2 
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3.6 Zwischenfazit 
Im Folgenden sollen die Erkenntnisse des vorliegenden Kapitels zusammengefasst werden, 
um darauf aufbauend die weitere Vorgehensweise vorzubereiten. 
Als erste Erkenntnis lässt sich festhalten, dass die Bereitstellung (und Verwendung) elektri-
scher Energie als ein aus zwei Sichten und je drei Ebenen bestehendes Entscheidungsproblem 
strukturiert werden kann. Die oberste Ebene der ersten Sicht umfasst die Bereitstellung elekt-
rischer Energie mit den Alternativen der Eigenerzeugung (Make) und des Fremdbezugs (Buy) 
sowie der Hybridform ‚Partielle Integration‘. Die zweite Sicht betrifft die Verwendung von 
überschüssiger elektrischer Energie. Sie wird als Verwendungssicht bezeichnet. Dieser lassen 
sich auf der obersten Ebene die Alternativen ‚Verkauf‘ (Sell) und ‚Speicherung‘ (Store) zu-
ordnen.  
Die Alternativen beider Sichten lassen sich auf der zweiten Ebene des Entscheidungsproblems 
durch eine Vielzahl von Technologien (Make und Store) bzw. Vertragsformen (Buy und Sell) 
konkretisieren, die in den Abschnitten 3.2.1, 3.2.2, 3.3.1 und 3.3.2 überblicksartig charakteri-
siert wurden. 
Für die Nutzung bzw. Inanspruchnahme jener Technologien und Vertragsformen sind ver-
schiedene Bausteine relevant, die – wie in den vorherigen Abschnitten dargestellt – bereitge-
stellt werden müssen. Diese Bausteine lassen sich in sachleistungs-, dienstleistungs-, akteurs- 
sowie prozessbezogene Bausteine differenzieren. Die Abbildung dieser Bausteine bildet die 
dritte Ebene des Entscheidungsproblems, auf der – in Bezug auf die Hierarchie der Entschei-
dungssituation nachgelagerte, in zeitlicher Hinsicht jedoch zum Teil vorgelagerte – separate 
Bereitstellungsentscheidungen zu treffen sind. Damit einhergeht auch die Konsequenz, dass 
bereits auf dieser dritten Ebene des Entscheidungsproblems eine Bewertung der alternativen 
Bereitstellungsobjekte und der für diese erforderlichen Bereitstellungsprozesse zu erfolgen 
hat. 
Durch die mit der Bewertung verbundene Auswahl von Bereitstellungsobjekten und -pro-
zessen entstehen Bündel bausteinbezogener Alternativen, die sich als konkretisierte Ausge-
staltungsformen von Technologien der Eigenerzeugung und der Speicherung bzw. Vertrags-
formen des Fremdbezugs und des Verkaufs interpretieren lassen.  
Im Rahmen der Charakterisierung von Technologien und Vertragsformen ist außerdem deut-
lich geworden, dass sich auf beiden Bereitstellungs- aber auch auf beiden Verwendungswegen 
Alternativen (zum Teil) miteinander kombinieren lassen und sich nicht generell ausschließen. 
Die Energiebereitstellung und -verwendung von Industrieunternehmen kann daher aus mehre-
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ren Technologien der Eigenerzeugung sowie Speicherung und mehreren Vertragsformen des 
Fremdbezugs sowie des Verkaufs gebündelt werden. Aus entscheidungstheoretischer Sicht 
stellt jedes dieser Bündel eine eigene Handlungsalternative dar.429  
In Anlehnung an den in den Abschnitten 2.5.2 sowie 3.2.2 bereits aufgegriffenen Terminus 
‚Portfoliomanagement‘ kann bei einem solchen Alternativenbündel auch von einem Energie-
bereitstellungs- und -verwendungsportfolio430 gesprochen werden. Ein Portfolio stellt eine 
Auswahl aller verfügbaren durch die Bausteine ausgestalteten Technologien und Vertrags-
formen beider Bereitstellungs- und beider Verwendungswege dar.431 Abbildung 3-22 hält die-
se Überlegung graphisch fest. 
 
Abb. 3-22:  Zusammensetzung eines Energiebereitstellungs- und -verwendungsportfolios432 
Werden die in Abschnitt 2.4 erarbeiteten Ziele der Energiebereitstellung und -verwendung 
einbezogen, so gilt es aus Sicht eines Entscheidungsträgers, das Energiebereitstellungs- und  
-verwendungsportfolio zu identifizieren, zu bewerten und auszuwählen, das zur maximalen 
Zielerreichung führt. Unter der Prämisse, dass der Kostenminimierung unter den drei heraus-
arbeiteten Zielen eine vorrangige Bedeutung zukommt, lautet die Zielstellung daher, das 
Energiebereitstellungs- und -verwendungsportfolio zu identifizieren, das mit minimalen Kos-
ten verbunden ist. 
                                                          
429
 Vgl. Abschnitt 3.1 
430
 Im Folgenden werden als Synonyme zu diesem Terminus die Begriffe ‚Energieportfolio‘ und ‚Portfolio‘ 
verwendet. 
431
 Der Begriff ‚Portfolio‘ findet in erster Linie in der Finanzwirtschaft Verwendung. Für entsprechende Defini-
tionen vgl. u. a. SPREMANN, K. (2006) S. 5; KREMER, J. (2011) S. 7 
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Im Zusammenhang mit der Identifikation und Charakterisierung der Technologien und Ver-
tragsformen beider Bereitstellungs- und beider Verwendungswege wurde bereits angedeutet, 
dass die mit den jeweiligen Alternativen verbundenen monetären Konsequenzen sehr unter-
schiedlich ausgeprägt sind und gleichzeitig nicht pauschal angesetzt werden können, da sie 
einer Vielzahl an Einflussgrößen unterliegen. Es ist jedoch auch festgehalten worden, dass 
neben den direkt auf die elektrische Energie bezogenen monetären Konsequenzen – d. h. 
bspw. den Preisen, die für fremdbezogene elektrische Energie zu zahlen sind oder den Kosten, 
die durch die Eigenerzeugung bzw. Speicherung elektrischer Energie entstehen – auch indi-
rekte monetäre Konsequenzen durch die Nutzung einzelner Technologien oder Vertragsfor-
men und durch deren Bündelung zu Energieportfolios entstehen. Jene indirekten monetären 
Konsequenzen resultieren aus dem zeitlichen Aufwand, der mit der Bereitstellung und Nut-
zung einer Alternative einhergeht. Dass dieser von Alternative zu Alternative unterschiedlich 
sein kann, wurde in den Abschnitten 3.2.1 bis 3.3.2 angedeutet.433 Die Ursache dafür liegt in 
den unterschiedlichen Charakteristika der für die Ausgestaltung einer Technologie oder Ver-
tragsform notwendigen Bereitstellungsobjekte. Diese determinieren – das wurde im Abschnitt 
3.5.4 exemplarisch gezeigt – den Umfang der bausteinbezogenen Bereitstellungsprozesse. 
Wird jener von einem Bereitstellungsobjekt zum anderen divergierende Umfang als Indikator 
für den zeitlichen Aufwand,434 der mit einer Technologie oder Vertragsform verbunden ist, 
angesehen, so können die Bereitstellungsprozesse als Ursache für indirekte monetäre Konse-
quenzen interpretiert werden.  
Um ein Alternativenbündel zu identifizieren, mit dem die Zielstellung ‚Kostenminimierung‘ 
erreicht wird, scheint es notwendig, sowohl die direkten als auch die indirekten monetären 
Konsequenzen zu berücksichtigen. Diese müssen somit auch Eingang in die Zielfunktion ei-
nes Entscheidungsmodells zur Bewertung der zur Verfügung stehenden Alternativen finden. 
An diese Überlegungen anknüpfend, gilt es im folgenden Kapitel, existierende Ansätze zur 
Vorbereitung von Bereitstellungsentscheidungen danach zu untersuchen, inwieweit diese ge-
eignet sind, eine Alternativenbewertung für die vorliegende Problemstellung unter Berück-
sichtigung der Kostenminimierung als vorrangige Zielstellung der Energiebereitstellung so-
wie unter Einbeziehung der angedeuteten direkten und indirekten monetären Konsequenzen 
der Alternativen vorzunehmen und darauf aufbauend ein eigenes Konzept für die Ermittlung 
eines kostenoptimalen Energiebereitstellungs- und -verwendungsportfolios zu entwickeln. 
                                                          
433
 Vgl. insbesondere die abschließenden Ausführungen des Abschnitts 3.2.2 
434
 Für Einflussgrößen des zeitlichen Aufwands vgl. die Abschnitte 4.1.2.3 und 4.4.4 
4 Entwicklung eines Konzepts zur Alternativenbewertung für die 
Vorbereitung energiebezogener Make-or-Buy-Entscheidungen 
4.1 Existierende Ansätze zur Erklärung und Gestaltung von Make-or-Buy-
Entscheidungen und deren Anwendbarkeit für die Energiebereitstellung und 
-verwendung 
4.1.1 Überblicksartige Darstellung potenzieller Erklärungs- und Gestaltungsan-
sätze 
Zur Erklärung und Gestaltung von MoB-Entscheidungen finden sich in der Literatur im All-
gemeinen vier Arten von Ansätzen:1 
- pragmatische unternehmenspolitische, 
- kompetenzorientierte, 
- produktions- und kostentheoretische Ansätze sowie 
- der Transaktionskostenansatz. 
Von diesen sollen die beiden erstgenannten im Folgenden überblicksartig vorgestellt und ihre 
Anwendbarkeit für die Vorbereitung einer auf die Energiebereitstellung und -verwendung 
bezogenen Entscheidung vor dem Hintergrund der aus den Zielen2 erarbeiteten Entschei-
dungsstruktur3 beurteilt werden. 
Pragmatische unternehmenspolitische Ansätze 
Für diese Ansätze ist eine checklistenartige Gegenüberstellung typischer Vor- und Nachteile 
der Bereitstellungsalternativen charakteristisch.4 Zu den Ansätzen5 gehört der von PORTER, der 
die Auswirkungen einer vertikalen (Vorwärts- aber auch Rückwärts-)Integration thematisiert.6 
PORTER stellt hierzu in einer Art „Argumentenbilanz“ die ‚strategischen Vorteile‘ einer Integ-
ration den ‚strategischen Kosten‘ gegenüber und arbeitet damit eine Vielzahl an zu berück-
sichtigenden Aspekten heraus, die im Zusammenhang mit MoB-Entscheidungen von Rele-
vanz sein können.7  
In Bezug auf die Bereitstellung und Verwendung elektrischer Energie müssen bei Anwendung 
dieses Ansatzes die Vorteile der Eigenerzeugung den durch diese verursachten Kosten gegen-
                                                          
1
 Vgl. GÖTZE, U.; MIKUS, B. (1999) S. 214 ff.; MIKUS, B. (2009) S. 67 ff.; SCHMIDT, A. (2009) S. 253 
2
 Vgl. Abschnitt 2.4 
3
 Vgl. Abschnitt 3.1 
4
 Vgl. PICOT, A. (1991) S. 342; SCHMIDT, A. (2009) S. 254 
5
 Weitere Ansätze, die sich in diese Kategorie einordnen lassen, basieren u. a. auf HARRIGAN, K. R. (1986) S. 
535 ff.; DICHTL, E. (1991) S. 54 ff.; BÜHNER, R. (1993) S. 271 ff.  
6
 Vgl. PORTER, M. E. (2008) S. 375 ff. 
7
 Vgl. MIKUS, B. (2009) S. 78 
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übergestellt werden. Als ‚strategischer Vorteil‘ kann exemplarisch festgehalten werden, dass 
Eigenerzeugungskapazitäten einen Beitrag zur Aufrechterhaltung der Versorgungssicherheit 
oder zum Auf- bzw. Ausbau von auf regenerativen Energieträgern basierenden Anlagen zur 
Stromerzeugung leisten (können) und damit die Erreichung strategischer Ziele unterstützen.8 
Gleichzeitig sind die Investitionskosten entsprechender Anlagen als ‚strategische Kosten‘ und 
damit quasi als Nachteil zu berücksichtigen.9  
Am Ansatz nach PORTER sowie den pragmatischen unternehmenspolitischen Ansätzen insge-
samt ist jedoch zu kritisieren, dass ihnen (häufig) eine theoretische Fundierung fehlt und die 
in Betracht zu ziehenden Kriterien weder eine Systematisierung noch eine Gewichtung erfah-
ren.10 Die Ansätze scheinen im Allgemeinen damit eher ungeeignet, um eine strategische 
MoB-Entscheidung plausibel und fundiert vorzubereiten. So besteht einerseits die Gefahr 
nicht alle in einem Einzelfall zu berücksichtigenden Aspekte systematisch in die Entschei-
dung einzubeziehen, andererseits einzelne Vorteile aber auch Kosten zu hoch oder zu niedrig 
zu bewerten. Damit entsteht ein hohes Risiko von Fehlentscheidungen. 
Abgesehen von diesen allgemeinen Nachteilen scheint speziell für die vorliegende Problem-
stellung der auf die vertikale Integration gerichtete Fokus der Ansätze als nachteilig: Zwar 
lassen sich die Eigenerzeugung und mit gewissen Abstrichen auch die Speicherung elektri-
scher Energie auf diese Weise – wenn auch etwas unsystematisch – hinsichtlich ihres Beitrags 
zur Erreichung strategischer Ziele bewerten. Gerade mit Blick auf die Berücksichtigung von 
Verkaufsalternativen sowie den bestehenden Interdependenzen zwischen Bereitstellungs- und 
Verwendungssicht reicht jedoch das bloße Sammeln von Argumenten für oder gegen eine 
oder mehrere Technologien bzw. Vertragsformen nicht mehr aus. Die Interdependenzen las-
sen sich verbal allenfalls über „Wenn-dann-Beziehungen“ ansatzweise berücksichtigen. Da-
mit nimmt jedoch die Komplexität der Alternativenbeurteilung deutlich zu; der den Ansätze 
immanente Pragmatismus geht ein Stück weit verloren.  
Fraglich ist außerdem, ob die innerhalb der bestehenden „Wege“ zur Bereitstellung und Ver-
wendung elektrischer Energie alternativen Technologien bzw. Vertragsformen auf Basis von 
verbal geäußerten Vorteilen und Kosten hinreichend voneinander abgegrenzt werden können. 
Nach Ansicht des Verfassers ist dies ohne eine Systematisierung und Gewichtung der einzu-
beziehenden Aspekte nicht möglich. Ferner scheint eine Alternativenbewertung auf Basis 
                                                          
8
 Vgl. Abschnitt 2.4 
9
 Ähnliche Argumente lassen sich für die Integration der Wertschöpfungsstufe ‚Energiespeicherung‘ finden. 
10
 Vgl. SCHMIDT, A. (2009) S. 254; PICOT, A. (1991) S. 343 
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verbal geäußerter Kostenwirkungen inadäquat, um die Erreichung des Ziels ‚Kostenminimie-
rung‘ zu überprüfen. 
In der Konsequenz sollen die pragmatischen unternehmenspolitischen Ansätze, die hier 
exemplarisch durch den Ansatz nach PORTER vorgestellt wurden, im Folgenden nicht weiter 
betrachtet werden. 
Kompetenzorientierte Ansätze 
Kompetenzorientierte Ansätze stellen zur Vorbereitung von MoB-Entscheidungen das Poten-
zial von Kompetenzen hinsichtlich der Erreichung zukünftiger Erfolge in den Fokus.11 Eine 
besondere Bedeutung kommt dabei den Kernkompetenzen
12
 zu, die von HINTERHUBER als 
„integrierte und durch organisationale Lernprozesse koordinierte Gesamtheiten von Techno-
logien, Know-how, Prozessen und Einstellungen, die für den Kunden erkennbar wertvoll sind, 
gegenüber der Konkurrenz einmalig sind, schwer imitierbar sind und den Zugang zu einer 
Vielzahl von Märkten eröffnen“13. 
Die Ansätze empfehlen ein ‚Make‘ nur für solche Wertschöpfungsaktivitäten, die Kernkom-
petenzen des Unternehmens darstellen und damit strategisch bedeutsam sind. Bei allen ande-
ren Aktivitäten ist demgemäß ein ‚Buy‘ in Anspruch zu nehmen.14 Durch die Auslagerung 
weniger wichtiger Leistungen können die eigenen Ressourcen für die Aktivitäten gebündelt 
werden, die Kernkompetenzen darstellen – während bei fremdvergebenen Leistungen auf die 
Kompetenzen von Lieferanten zurückgegriffen werden kann.15 Den Überlegungen liegt damit 
die Erkenntnis zugrunde, dass Unternehmen nicht in allen Geschäftsfeldern gleichermaßen 
(erfolgreich) vertreten sein können, sondern eine Konzentration bzw. Bündelung von Stärken 
unerlässlich ist, um die begrenzt verfügbaren eigenen Ressourcen fokussiert einzusetzen.16 
Für eine auf der Bewertung von Kompetenzen basierenden strategischen Bereitstellungsem-
pfehlung existieren verschiedene Bewertungs- sowie Portfolioansätze.17 Dazu gehören u. a. 
Kompetenzportfolios wie das nach HINTERHUBER, welches eine Strategieempfehlung auf Ba-
sis der Einordnung von Aktivitäten nach den Kriterien „Kundenwert“ und „relative Kompe-
tenzstärke“ vornimmt.18 
                                                          
11
 Vgl. BURR, W. (2003) S. 124 ff. 
12
 Vgl. auch STEINLE, C.; BRUCH, H.; NASNER, N. (1997) 1. ff 
13
 HINTERHUBER, H. H. (2004) S. 12 
14
 Vgl. MIKUS, B. (2009) S. 67 
15
 Vgl. MIKUS, B. (2009) S. 68 
16
 Vgl. SCHMIDT, A. (2009) S. 255 
17
 Einen Überblick vermitteln MIKUS, B.; GÖTZE, U. (2004) S. 326 ff.  
18
 Vgl. HINTERHUBER, H. H. (2004) S. 127 ff. 
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Anhand dieses Portfolios sollen die strategischen Bereitstellungsempfehlungen nachfolgend 
erläutert werden. Zusätzlich sind die vier möglichen Konstellationen in der nachfolgenden 
Abbildung 4-1 festgehalten. 
Wertschöpfungsaktivitäten stellen Kernkompetenzen dar, wenn sie einen hohen Kundenwert 
stiften und wenn ein Unternehmen bei diesen gleichzeitig eine hohe relative Kompetenzstärke 
besitzt. Da diese Aktivitäten zum zukünftigen Unternehmenserfolg beitragen, sollten sie wei-
terentwickelt und von Unternehmen selbst erbracht werden.19  
Ein Fremdbezug wird hingegen bei Wertschöpfungsaktivitäten empfohlen, die nur einen ge-
ringen Kundenwert stiften und bei denen ein Unternehmen auch nur eine geringe relative 
Kompetenzstärke besitzt. Diese sogenannten „Kompetenz-Standards“ sind für den langfristi-
gen Unternehmenserfolg lediglich von untergeordneter Bedeutung.20 
Im Gegensatz zu diesen beiden „eindeutigen“ Bereitstellungsempfehlungen lassen sich für 
Wertschöpfungsaktivitäten, für die eins der beiden Kriterien als hoch, das andere jedoch als 
niedrig eingestuft wird, lediglich selektive Strategien ableiten, die an gewisse Bedingungen 
geknüpft sind: 
- Hoher Kundenwert, geringe relative Kompetenzstärke: Aus Unternehmenssicht besteht bei 
diesen Aktivitäten eine Kompetenzlücke. Kann diese geschlossen werden (bspw. durch 
Akquisitionen) so sollte ein ‚Make‘, andernfalls ein ‚Buy‘ gewählt werden.21 
- Geringer Kundenwert, hohe relative Kompetenzstärke: In diesen Wertschöpfungsaktivitä-
ten stecken Kompetenzpotenziale. Gelingt es den Kundenwert dieser Aktivitäten zu stei-
gern (bspw. durch unterstützende Marketingaktivitäten), so ist ein ‚Make‘ zu empfehlen. 
Ist dies jedoch nicht möglich, sollte für diese Aktivitäten ein ‚Buy‘ in Anspruch genom-
men werden.22 
                                                          
19
 Vgl. HINTERHUBER, H. H. (2004) S. 127 ff. 
20
 Vgl. HINTERHUBER, H. H. (2004) S. 128 
21
 Vgl. SCHMIDT, A. (2009) S. 258 
22
 Vgl. SCHMIDT, A. (2009) S. 258 
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Abb. 4-1:  Bereitstellungsempfehlungen gemäß Kompetenzportfolio23 
Für eine Beurteilung der kompetenzorientierten Ansätze kann – zumindest hinsichtlich des 
oben vorgestellten Portfolios – auf die allgemeinen Schwächen von Portfolio-Ansätzen24 ver-
wiesen werden. Darüber hinaus ist zu konstatieren, dass eine reine Orientierung an den Kern-
kompetenzen die Existenz weiterer Einflussgrößen weitestgehend ausblendet, weshalb die 
Handlungsempfehlungen einerseits nicht zwangsläufig zur besten Strategie führen,25 manch-
mal sogar an der Existenz von Restriktionen26 scheitern würden.27 
Eine Übertragung des Ansatzes auf die Energiebereitstellung scheint aus verschiedenen Grün-
den nur bedingt möglich. So wird die Bereitstellung elektrischer Energie wohl nur in wenigen 
Ausnahmenfällen aus Sicht eines Industrieunternehmens einen hohen Kundenwert stiften.28 
Bei einem geringen Kundenwert käme der Kernkompetenzansatz nur dann zur Bereitstel-
lungsempfehlung ‚Eigenerzeugung‘, wenn es einem Industrieunternehmen mit hoher relativer 
Kompetenzstärke gelingt den Kundenwert zu steigern, andernfalls ist jeweils ein ‚Fremdbe-
                                                          
23
 Quelle: leicht modifiziert übernommen von HINTERHUBER, H. H. (2004) S. 128 
24
 Vgl. GÖTZE, U.; MIKUS, B. (1999) S. 113 f. 
25
 Verwiesen sei hier auf den Verlust von Know-how bei der Auslagerung von Aktivitäten, bei denen zwar 
eine relative Kompetenzstärke besteht, die jedoch nur einen geringen Kundenwert liefern.  
26
 Als solche können rechtliche aber auch technologische Rahmenbedingungen angeführt werden, den Wechsel 
des Bereitstellungswegs verhindern. 
27
 Vgl. MIKUS, B. (2009) S. 69 
28
 Ein hoher Kundenwert kann allenfalls dann unterstellt werden, wenn die Kunden eines Unternehmens eine 
ausgeprägte Umweltorientierung aufweisen und eine dementsprechend ausschließlich oder zumindest über-
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zug‘ vorzuziehen. Damit wäre der Fremdbezug wohl in den meisten Fällen die Strategie der 
Wahl. 
Darüber hinaus werden Handlungsempfehlungen ohne die Berücksichtigung weiterer Aspekte 
getroffen. So findet die Erreichung der strategischen Ziele Versorgungssicherheit, Ökologie-
orientierung und in erster Linie Kostenminimierung keine Beachtung, was zur Wahl einer 
kostenintensiveren Strategie und somit zu Wettbewerbsnachteilen führen kann.29 
Davon abgesehen liefern kompetenzorientierte Ansätze lediglich Hinweise auf die Wahl eines 
Bereitstellungswegs. Wie im Zusammenhang mit den pragmatischen unternehmenspolitischen 
Ansätzen bereits angedeutet, kann auch auf Basis einer kompetenzbasierten Einschätzung 
kein Alternativenvergleich innerhalb eines Bereitstellungswegs – also zwischen unterschiedli-
chen Technologien bzw. Vertragsformen oder zwischen verschiedenen Bausteinen – durchge-
führt werden. 
Die Ausführungen zu den beiden vorgestellten Ansätzen sollten zeigen, dass diese jeweils 
spezifische Nachteile aufweisen, die ihre Anwendbarkeit auf die Bereitstellung und Verwen-
dung elektrischer Energie limitieren. Dies gilt insbesondere für die jeweils unzureichende 
oder fehlende Fokussierung auf die primäre Zielgröße ‚Kosten‘. Nicht zuletzt aus diesem 
Grund sollen beide Ansätze nachfolgend nicht weiter analysiert werden.  
Mit dem Transaktionskostenansatz sowie den produktions- und kostentheoretisch fundierten 
Ansätzen werden in den beiden folgenden Abschnitten zwei Ansätze genauer beleuchtet, bei 
denen die Kosten als Entscheidungskriterium auf unterschiedliche Art und Weise in den Mit-
telpunkt gestellt werden. Durch diese Fokussierung auf monetäre Aspekte scheinen beide An-
sätze umfassendere Anknüpfungspunkte für die Bewertung der Alternativen in der vorliegen-
den Problemstellung zu bieten. Aus diesem Grund werden die beiden Ansätze etwas umfas-
sender vorgestellt. 
  
                                                          
29
 Das kann damit begründet werden, dass finanzielle Mittel, die in der Energiebereitstellung gebunden sind, 
an anderen Stellen nicht zur Verfügung stehen. 
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4.1.2 Transaktionskostenansatz 
4.1.2.1 Wesen des Transaktionskostenansatzes 
Der Transaktionskostenansatz befasst sich als Teil der Neuen Institutionenökonomie30 mit der 
Fragestellung, wie das Bestehen von Unternehmen, Märkten und Kooperationen, die als Insti-
tutionen verstanden werden, erklärt werden kann.31 Ihren Ursprung hat sie in den Arbeiten von 
COASE und wurde von WILLIAMSON sowie PICOT weiterentwickelt.
32
  
Der Transaktionskostenansatz entstand aus der Kritik an der neoklassischen Theorie, in der 
‚Produktionskosten‘ das alleinige Kriterium für die Organisation von Unternehmen darstel-
len.33 Nach der neoklassischen Auffassung werden wirtschaftliche Aktivitäten über Märkte 
ausschließlich mittels Preismechanismus koordiniert.34 Wirtschaftssubjekte entnehmen alle für 
sie relevanten Informationen den Preisen. Informationen stehen damit quasi kostenlos und 
vollständig zur Verfügung.35 Da die Neoklassik ausschließlich Märkte als Orte der Koordinie-
rung kennt, stößt die Theorie an ihre Grenzen, wenn Unternehmen als Koordinierungsinstitu-
tion auftreten, da für die Neoklassik die interne Struktur von Unternehmen lediglich eine 
Black-Box darstellt. 
Demgegenüber unterstellt die Neue Institutionenökonomie weder das Vorliegen vollständiger 
Informationen noch Sicherheit, die ebenfalls Bestanteil neoklassischer Überlegungen ist. Bei-
des führt zu umfassenden Konsequenzen für das Verhalten der Wirtschaftssubjekte. So 
kommt dem Informationstransfer zwischen den Wirtschaftssubjekten besondere Bedeutung 
zu. Dabei entstehen Informations- und Koordinationskosten,36 die sich – der Auffassung von 
COASE folgend – aus dem Preismechanismus ergeben, da Preise entdeckt, Vertragsverhand-
lungen geführt und Verträge abgeschlossen werden müssen.37 Diese Kosten beziehen sich auf 
die externe und damit marktliche Koordination. Sie können durch die vertikale Integration 
                                                          
30
 Neben dem Transaktionskostenansatz lassen sich die die Prinicpal-Agent-Theorie (PAT) und der Property-
Rights-Ansatz (PRA) der Neuen Institutionenökonomie zuordnen. Die PAT dient der optimalen Ausgestal-
tung von Beziehungen zwischen Auftraggebern (Principal) und Auftragnehmern (Agent) unter dem Vorlie-
gen asymmetrischer Informationen und Unsicherheit. Der Informationsvorsprung wird dem Agenten zuge-
sprochen. Der PRA basiert, unter Einbeziehung von Transaktionskosten und externen Effekten, auf der An-
nahme der individuellen Nutzenmaximierung und befasst sich mit der Verteilung von Eigentumsrechten. 
Diese gelten dann als effizient, wenn die Transaktionskosten und der durch externe Effekte verursachte 
Wohlfahrtsverlust minimiert werden. Eine Verbindung zwischen Transaktionskostenansatz und Property-
Rights-Ansatz besteht insofern, dass eine Transaktion als die Übertragung von Verfügungsrechten aufgefasst 
werden kann, deren (Transaktions)kosten es zu minimieren gilt. Vgl. FISCHER, M. (1993) S. 41 
31
 Vgl. WILLIAMSON, O. E. (1990), S. 17 
32
 Vgl. FÖHR, S. (1991) S. 59 
33
 Vgl. HOHBERGER, S. (2001), S. 9 
34
 Vgl. FISCHER, M. (1993) S. 30 
35
 Vgl. FISCHER, M. (1993), S. 31 
36
 Vgl. FISCHER, M. (1993), S. 31 
37
 Vgl. COASE, R. H. (1937) S. 390 
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reduziert werden. Allerdings fallen dann Koordinationskosten für die (unternehmens)interne, 
d. h. hierarchische Abstimmung an.38  
Kerngedanke des Transaktionskostenansatzes ist die Identifikation effizienter Koordinations-
formen. Dies setzt eine institutionelle Analyse voraus, deren Anliegen in der Zuordnung von 
Transaktionen zu Koordinationsstrukturen zu suchen ist.39 Sowohl Unternehmen als auch 
Märkten kommt diese Koordinationsfunktion zu. Als Effizienzkriterium werden die mit der 
jeweiligen Koordinationsform anfallenden Transaktionskosten herangezogen. Das zu koordi-
nierende Betrachtungsobjekt stellen Tauschbeziehungen da, die (in Anlehnung an die Proper-
ty-Rights-Theorie) als Verträge aufgefasst werden können.40 Jede dieser Tauschbeziehungen 
wird unter dem Aspekt der Reduzierung von Transaktionskosten betrachtet.41 
Das menschliche Verhalten nimmt im Transaktionskostenansatz zentrale Bedeutung ein. Ge-
mäß der Auffassung von WILLIAMSON unterliegt dieses zum einen einer begrenzten Rationali-
tät und ist zum anderen durch Opportunismus
42
 der handelnden Akteure geprägt:43  
- Unter begrenzter Rationalität ist das lediglich limitierte Maß von Menschen zur Verarbei-
tung von Informationen zu verstehen.44 Entscheidungen müssen somit auf Basis begrenzter 
Informationen gefällt werden. Es ist daher notwendig, Transaktionen vertraglich so zu ge-
stalten, dass irrationales Verhalten möglichst vermieden werden kann.45  
- Unter Opportunismus versteht WILLIAMSON ein egoistisches Ausnutzen von Informations-
vorsprüngen durch eine der beiden Vertragsseiten in dem Sinne, dass Informationen be-
wusst verzerrt oder unvollständig weitergegeben werden.46 Neben der Annahme egoisti-
schen und nutzenmaximierenden Verhaltens umfasst dies auch den Einsatz von List und 
Tücke zur Realisierung eigener Ziele.47  
Neben diesen menschlichen Faktoren sind die Umweltfaktoren ‚Marktstruktur‘ und ‚Unsi-
cherheit‘ für das Entstehen von Transaktionskosten verantwortlich. Die Unsicherheit kann in 
Umwelt- und Verhaltensunsicherheit unterschieden werden und ist eng mit der begrenzten 
Rationalität verzahnt: Jene gewinnt immer dann an Bedeutung, wenn die Umweltunsicherheit 
so groß ist, dass die vollständige Abbildung aller Entscheidungsalternativen nur schwer bis 
                                                          
38
 Vgl. FISCHER, M. (1993) S. 37 
39
 Vgl. FISCHER, M. (1993) S. 82 
40
 Vgl. MATJE, A. (1996a) S. 64 
41
 Vgl. WILLIAMSON, O. E. (1990) S. 20 
42
  Eine ausführliche Auseinandersetzung mit dem Begriff und dessen Einflussfaktoren findet bei BÖHME, A. 
(1999) S. 30 ff. statt. 
43
 Vgl. WILLIAMSON, O. E. (1990) S. 49 ff. 
44
 Vgl. FISCHER, M. (1993) S. 87 
45
 Vgl. SCHMIDT, A. (2009) S. 292 
46
 Vgl. WILLIAMSON, O. E. (1990) S. 54 
47
 Vgl. WILLIAMSON, O. E. (1990) S. 54 
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gar nicht möglich ist.48 Die Bedeutung der Verhaltensunsicherheit liegt vor allem in der An-
nahme der Existenz opportunistischen Verhaltens begründet. Der Einfluss der Marktstruktur 
„konkretisiert sich in der Wettbewerbsintensität, in der sich die Transaktionspartner befin-
den“49. Als problematisch sieht WILLIAMSON vor allem Marktstrukturen, die von geringer 
Wettbewerbsintensität und damit von nur wenigen Transaktionspartnern geprägt sind („small-
numbers“-Situationen)50. Der Aufwand, der zum Abbau von Informationsasymmetrien betrie-
ben werden muss, ist in solchen Situationen größer, da die geringe Anzahl an Transaktions-
partnern für ein höheres Maß an Intransparenz sorgt.  
Durch das Zusammenwirken der vier Faktoren sind die Informationen zwischen den Ver-
tragsparteien ungleich verteilt. Das Herstellen eines Informationsgleichgewichts ist mit Kos-
ten verbunden, den Transaktionskosten.51 
Im Folgenden sollen die Begriffe Transaktion und Transaktionskosten erläutert sowie diesen 
zuordenbare Phasen charakterisiert werden. 
4.1.2.2 Begriff und Phasen der Transaktion sowie Transaktionskosten(arten) 
Begriffliche Abgrenzung und Einordnung 
Nach Ansicht von OSTERHELD lassen sich zwei grundlegende Möglichkeiten der Definition 
von Transaktionen in der Literatur finden: Einerseits verstehen die Vertreter der Property-
Rights-Theorie Transaktionen als vertraglichen Austausch von Verfügungsrechten52, anderer-
seits betrachtet WILLIAMSON den Begriff umfassender als Teilaktivitäten, die innerhalb eines 
vertraglichen Regelwerkes zur Erfüllung einer komplexen Gesamtaufgabe dienen.53 Auch bei 
PICOT findet sich eine nahezu identische Einschätzung: Transaktionen stellen seiner Ansicht 
nach Teilleistungen dar.54  
In der vorliegenden Arbeit soll dem umfassenderen Begriffsverständnis nach WILLIAMSON 
gefolgt werden, da der explizite Bezug zu Leistungen bzw. Aktivitäten bessere Ansatzpunkte 
hinsichtlich einer Operationalisierung von Transaktionskosten zu bieten scheint, als der bloße 
Verweis auf einen vertraglichen Austausch von Verfügungsrechten.
55
 Dieser weiten Begriffs-
                                                          
48
 Vgl. WILLIAMSON, O. E. (1973) S. 316 f. 
49
 FISCHER, M. (1993) S. 88 
50
 Vgl. WILLIAMSON, O. E. (1983) S. 27 f. 
51
 Vgl. WILLIAMSON, O. E. (1973) S. 318. Zur Diskussion ihrer empirischen Relevanz vgl. LÖCHEL, H. (1995) 
S. 26 ff. 
52
 Vgl. OSTERHELD, I. (2001) S. 96 
53
 Vgl. WILLIAMSON, O. E. (1990) S. 20 
54
 Vgl. PICOT, A. (1991) S. 344 
55
 Der Austausch von Verfügungsrechten stellt einen relativ abstrakten „Vorgang“ dar, für den eine für die 
Operationalisierung notwendige Bestimmung des Ressourcenverzehrs deutlich schwieriger wäre. 
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fassung kann auch die Definition nach WINDSPERGER zugeordnet werden. Demgemäß ist eine 
Transaktion „der Leistungsfluss [d. h. der Leistungsaustausch] zwischen zwei Wirtschaftsub-
jekten“,56 der intern, also zwischen zwei oder mehreren Unternehmenseinheiten, oder extern, 
zwischen Unternehmen(seinheit) sowie Akteuren des Beschaffungs- bzw. Absatzmarktes er-
folgen kann.
57
 Der Terminologie WINDSPERGERS folgend, werden demnach interne und exter-
ne Transaktionen unterschieden.58 Auch HENKEL folgt dieser Auffassung und versteht unter 
Transaktionen Teilaufgaben, die durch unternehmensinterne oder externe, also zwischen 
Markt und Unternehmen ablaufende, Arbeitsteilung entstehen.59 
Transaktionsphasen und -kosten(arten) 
Transaktionen lassen sich in unterschiedliche Phasen unterteilen. Die (theoretische) Zuord-
nung von Kosten zu Transaktionen erfolgt in der Literatur in aller Regel in Anlehnung an 
eben diese Phasen. Daher werden beide Termini im Folgenden parallel erläutert.  
WILLIAMSON differenziert zwischen ex-ante- und ex-post-Transaktionsphasen und gleichlau-
tenden Kosten.60 Ex-ante-Transaktionskosten fallen im Zusammenhang mit dem Entwurf, der 
Verhandlung und der Absicherung vertraglicher Vereinbarungen an (= vorvertragliche Trans-
aktionsphase). Sie sind umso höher, je detailliertere bzw. umfangreichere Vereinbarungen 
getroffen werden sollen. Ex-post-Transaktionskosten fallen nach Ansicht WILLIAMSONS im 
Zuge der Vertragserfüllung, also nach Abschluss des Vertrages oder der Verträge, an, um 
Fehler der Vorvertragsphase zu korrigieren, die Korrektur von Fehlentwicklungen aufzuteilen 
oder ein Überwachungssystem zu installieren und zu betreiben, das bspw. für das Schlichten 
von Streitigkeiten verantwortlich ist (= nachvertragliche Transaktionsphase).61  
Diese grundsätzliche Einteilung der Phasen von Transaktionen in eine vor- und eine nachver-
tragliche Phase findet sich auch bei PICOT.62 Allerdings ordnet er diesen beiden Phasen jeweils 
zwei Formen von Transaktionskosten zu: Vor Vertragsschluss fallen Anbahnungskosten für 
die Suche und Beschaffung von Informationen über Transaktionspartner und deren Konditio-
nen sowie Vereinbarungskosten an (= Anbahnungsphase und Vereinbarungsphase). Diese 
orientieren sich an der Intensität und der zeitlichen Ausdehnung der notwendigen Verhand-
lungen über Vertragsformulierungen.63 In die Phase nach Vertragsschluss sind einerseits Kos-
                                                          
56
  WINDSPERGER, J. (1996) S. 12 
57
 Vgl. RICHTER, R.; FURUBOTN, E. G. (2003) S. 55 
58
 Vgl. WINDSPERGER, J. (1996) S. 12 
59
 Vgl. HENKEL, C. B. (1992) S. 98 
60
 Vgl. WILLIAMSON, O. E. (1990) S. 22 f. 
61
 Vgl. WILLIAMSON, O. E. (1990) S. 24 
62
 Vgl. PICOT, A. (1982) S. 270 
63
 Vgl. MATJE, A. (1996a) S. 78 
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ten der Kontrolle, andererseits Kosten der Anpassung einzuordnen (= Kontrollphase und An-
passungsphase). Kontrollkosten sind notwendig, um die Einhaltung von Terminen, Qualitä-
ten, Mengen und Preisen sicherzustellen. Ändern sich diese „Parameter“ während der Ver-
tragslaufzeit geschlossener Vereinbarungen, so sind Anpassungen vorzunehmen, die ebenfalls 
mit entsprechenden Kosten verbunden sind.64  
Ein ähnliches Begriffsverständnis findet sich bei HOHBERGER, der Transaktionskosten als 
„Kosten der Verursachung, Durchführung und Kontrolle ökonomischer Aktivitäten im Markt, 
die nicht den Produktionsprozess im engeren Sinne betreffen, sowie Kosten unternehmeri-
scher Aktivitäten der innerbetrieblichen Organisation“ sieht.65 Er bezieht damit zusätzlich den 
eigentlichen Leistungsaustausch, d. h. die Abwicklung in die Überlegungen mit ein.  
Diesem Gedanken soll auch in der vorliegenden Arbeit gefolgt werden. Transaktionskosten 
können demnach als „Kosten der Information und Kommunikation für die Anbahnung, Ver-
einbarung, Abwicklung, Kontrolle und Anpassung von Verträgen mit Marktpartnern […] und 
von Regelungen innerhalb der Organisation“66 definiert werden. 67 
In Anlehnung an die Differenzierung dieser Transaktionsphasen lassen sich die nachfolgen-
den Transaktionskostenarten systematisieren und charakterisieren:68 
- Anbahnungskosten: Diese umfassen Kosten, die bei der Suche nach geeigneten Vertrags-
partnern und bei der Erarbeitung von (ökonomisch sinnvollen) Handlungsalternativen ent-
stehen. Der damit verbundene sachliche, zeitliche und finanzielle Aufwand bezieht sich 
nicht nur auf marktliche (externe) sondern auch hierarchische (interne) Transaktionen. 
Während extern bspw. Kosten für die Beschaffung von Informationen über Transaktions-
partner (z. B. Lieferanten) entstehen, sind diese intern u. a. darin zu sehen, Vorbehalte ge-
gen eine anvisierte Lösung bei Entscheidern abzubauen. 
- Vereinbarungskosten: Jene entstehen durch Verhandlungen mit potenziellen Transakti-
onspartnern. 
                                                          
64
 Vgl. MATJE, A. (1996a) S. 78 
65
 HOHBERGER, S. (2001) S. 26 HOHBERGER verwendet die Termini Marktkoordinationskosten für eine durch 
externe Transaktionen sowie Organisationskosten für eine durch interne Transaktionen erstellte Leistung 
und bezieht damit explizit beide Koordinationsformen in seine Betrachtungen ein. Auf diese begriffliche 
Differenzierung soll in der vorliegenden Arbeit jedoch verzichtet werden. Vielmehr wird sowohl bei unter-
nehmensinternen als auch bei extern über den Markt ablaufenden Aktivitäten von Transaktionskosten ge-
sprochen. Vgl. BAUR, C. (1990a) S. 46 Davon abweichend finden sich in der Literatur auch Auffassungen, 
die interne Transaktionskosten als Koordinationskosten interpretieren, vgl. dazu BAUR, C. (1990b) S. 665 
66
 HAUPT, R. (2000) S. 95 
67
  Neben den skizzierten Möglichkeiten zur Abgrenzung von Transaktionsphasen, aus denen sich Transakti-
onskostenarten ableiten lassen, existieren in der Literatur noch weitere, die sich jedoch zumeist stark an de-
nen von WILLIAMSON bzw. PICOT orientieren. Auf eine genauere Betrachtung soll daher an dieser Stelle 
verzichtet werden.
 
Eine entsprechende Übersicht findet sich bei OSTERHELD, I. (2001) S. 108. 
68
 Vgl. PICOT, A. (1991) S. 344; OSTERHELD, I. (2001) S. 109 ff. 
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- Abwicklungskosten: Darunter werden die Kosten für die Durchsetzung von Qualitäten, 
Preisen, Mengen und Terminen verstanden, die in den vorherigen Phasen vereinbart wur-
den.69 Zeitlicher oder sachlicher Wertverzehr kann zur Entstehung dieser Transaktionskos-
tenart führen.70  
- Kontrollkosten: Sie fallen an, da durch entsprechende Aktivitäten sichergestellt werden 
muss, dass die vertraglich vereinbarten Leistungen auch eingehalten werden. Dies gilt für 
Qualitäten, Mengen, Preise und Termine aber auch für Geheimhaltungspflichten. 
- Anpassungskosten: In einem engen Zusammenhang mit den Kontrollkosten sind die An-
passungskosten zu sehen. Anpassungen werden u. U. dann notwendig, wenn im Rahmen 
von Kontrollen Abweichungen zu vertraglich vereinbarten Leistungen festgestellt werden. 
Dies kann bspw. dann notwendig sein, wenn sich hinsichtlich Qualität, Menge, Preis und 
Termin Änderungen ergeben. Liegen der Abschluss eines Vertrages und dessen Erfüllung 
zeitlich deutlich auseinander, so können jedoch auch technische Veränderungen oder 
Nachfrageänderungen zur Notwendigkeit von Anpassungen führen. Dies gilt auch bei op-
portunistischem Verhalten sowie dem unbewussten Ignorieren von Anordnungen durch 
eine Seite der Transaktionspartner. Eine extreme Form dieser Anpassung kann die Been-
digung der Vertragsbeziehungen darstellen. 
In der folgenden Abbildung 4-2 sind die Phasen, deren inhaltliche Beschreibung sowie die 
zugehörigen Kosten(arten) graphisch festgehalten.  
 
Abb. 4-2:  Verbindung zwischen Transaktionsphasen und -kosten
71
 
Nachfolgend gilt es zu klären, von welchen Einflussgrößen die Höhe der Transaktionskosten 
allgemein abhängt und welche Koordinationsform damit einher geht.  
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 Vgl. PICOT, A. (1982) S. 270 
70
 Vgl. OSTERHELD, I. (2001) S. 110 
71
 Quelle: eigene Darstellung auf Basis von PICOT, A. (1991) S. 344 



































Kapitel 4: Entwicklung eines Bewertungskonzepts 139 
 
4.1.2.3 Transaktionskostenbeeinflussende Faktoren 
In der Literatur wird aufgrund der mangelhaften Operationalisierbarkeit von Transaktionskos-
ten versucht, ihre Höhe und Entwicklung (indirekt) über bestimmte Determinanten bzw. Ein-
flussgrößen zu erklären, deren Ausprägung entweder beobachtet oder auf andere Weise annä-
hernd ermittelt werden kann.72 WILLIAMSON beeinflusst auch an dieser Stelle die wissen-
schaftlichen Arbeiten zur Transaktionskostentheorie nachdrücklich: Die drei bei ihm aufge-
führten kritischen Determinanten Spezifität, Unsicherheit und Häufigkeit der Transaktion73 
werden von den meisten Autoren, die sich mit dem Transaktionskostenansatz befassen, auf-
gegriffen.74 Sie sollen daher im Folgenden kurz vorgestellt werden. Darüber hinaus ist auf drei 
weitere in der Literatur zum Transaktionskostenansatz als zentral angesehene Einflussgrößen 
einzugehen: die strategische Bedeutung, die Komplexität und die rechtlichen sowie technolo-
gischen Rahmenbedingungen. 
Der Zusammenhang zwischen den Einflussgrößen ist in Abbildung 4-3 graphisch festgehal-
ten. Die angeführten Determinanten bilden die Basis für eine spezifisch an die Entscheidungs-
situation angepasste Einflussfaktorenanalyse.75 
 
Abb. 4-3:  Einflussgrößen von Transaktionskosten76 
Als wichtigste der Determinanten wird die ‚Spezifität‘ (oder Faktorspezifität) eines Transak-
tionsobjektes aufgeführt.77 Sie bezieht sich auf „den Grad der Austauschbarkeit bzw. die Ein-
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 Vgl. OSTERHELD, I. (2001) S. 111 
73
 Vgl. WILLIAMSON, O. E. (1990) S. 60 ff. 
74
 Vgl. OSTERHELD, I. (2001) S. 113 
75
 Vgl. Abschnitt 4.4.4 
76
 Quelle: eigene Darstellung 
77
 Vgl. WILLIAMSON, O. E. (1990) S. 59 
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satzbreite von Produktionsfaktoren“.78 Die Ursachen von Spezifität lassen sich folgenderma-
ßen kategorisieren:79 
- Standortspezifität: Sie ergibt sich aus der Immobilität bzw. den hohen Kosten für die Errich-
tung oder Verlagerung von Anlagen und führt zu einer räumlich sehr nahe beieinander lie-
genden Anordnung von Produktionsstufen.80  
- Spezifität des Sachkapitals: Sind bewegliche Produktionsanlagen in ihren Eigenschaften so 
spezifisch, dass der Eigentümer Produktionsprozesse fremd vergeben kann, ohne daraus Ge-
fahren durch opportunistisches Verhalten fürchten zu müssen, ist dies gemäß WILLIAMSON 
Spezifität.  
- Spezifität des Humankapitals: Sind für bestimmte Abläufe spezielle Qualifikationen bzw. 
Know-how von Mitarbeitern notwendig, so gilt dieses als spezifisch.  
Hohe Spezifität geht tendenziell mit steigenden Transaktionskosten einher. Spezielle Kennt-
nisse oder Anforderungen an Güter und Leistungen bedingen eine starke Abhängigkeit zwi-
schen Lieferanten und Abnehmer: Einerseits sind Abnehmer auf die spezifischen Kenntnisse 
der Lieferanten angewiesen. Andererseits ist der Lieferant aber auch vom Abnehmer abhän-
gig, da die Spezifität einer Leistung dazu führt bzw. führen kann, dass der Lieferant keinen 
anderen Abnehmer findet.81  
Eine rein marktliche Koordination reicht daher bei hoher Spezifität (in der Regel) nicht aus, 
um die Tauschbeziehung zu beherrschen und zu überwachen. Dies lässt sich damit begründen, 
dass es dem Nachfrager einer hoch spezifischen Leistung nicht möglich ist, den Preis als rele-
vantes Vergleichskriterium heranzuziehen. Er muss diesen zunächst über umfangreiche Ver-
handlungen ermitteln.82 Diese Verhandlungen verursachen hohe Transaktionskosten. Das liegt 
darin begründet, dass es auf einem Markt immer eine größere Anzahl von Anbietern wenig 
spezifischer Güter/Leistungen gibt, deren Preise von der Nachfrageseite (relativ einfach) ver-
glichen werden können – was folglich geringe Transaktionskosten nach sich zieht. Im Um-
kehrschluss fehlt diese Vergleichsbasis bei hoch spezifischen Gütern/Leistungen, da es nur 
wenige, im Extremfall sogar nur einen einzigen Anbieter einer bestimmten Leistung gibt. Um 
die Leistung des Anbieters (und dessen Leistungsfähigkeit an sich) adäquat beurteilen zu 
können, müssen – wie oben geschildert – u. a. umfangreiche, hohe Transaktionskosten verur-
sachende Verhandlungen geführt werden. Damit ist es naheliegend, bei hoher Spezifität eine 
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 MATJE, A. (1996a) S. 81 
79
 Vgl. WILLIAMSON, O. E. (1990) S. 62 und 108 f. 
80
 Vgl. MATJE, A. (1996a) S. 84 
81
 Vgl. MATJE, A. (1996b) S. 30 
82
 Vgl. MATJE, A. (1996a) S.85 
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hierarchische Koordinationsform und somit eine interne Leistungserstellung (= Make) zu 
wählen. Wohingegen eine geringe Spezifität für eine marktliche Koordination und somit für 
eine externe Leistungserstellung spricht (= Buy).  
Die zweite von WILLIAMSON aufgeführte Determinante, welche die Höhe von Transaktions-
kosten beeinflusst ist die ‚Unsicherheit‘. Zu differenzieren ist zwischen Verhaltens- und Um-
weltunsicherheit.83 Nach der Auffassung BAURS basiert Verhaltensunsicherheit auf dem op-
portunistischen Ausnutzen von Informationsasymmetrien durch einen der beiden Transakti-
onspartner, wohingegen sich Umweltunsicherheit in sich ändernden Inputfaktoren begründet 
liegt.84 MATJE verbindet die beiden Unsicherheiten miteinander, in dem er unterstellt, dass 
auch dann von Verhaltensunsicherheit gesprochen werden kann, wenn die Unsicherheit aus 
der opportunistischen Nutzung geänderter Umweltbedingungen resultiert.85 Aufgrund be-
grenzter Rationalität kann opportunistisches Verhalten und damit die aufgeführte Unsicherheit 
nie komplett ausgeschlossen werden; sie ist bei allen Transaktionen zumindest latent gegeben. 
Je langfristiger eine vertragliche Vereinbarung geschlossen wird, umso größer sind die daraus 
erwachsenden Unsicherheiten, deren Antizipation durch begrenzte Rationalität nur bedingt 
möglich ist. Kommt es in der Folge von Umweltveränderungen zu Anpassungen, besteht die 
Gefahr opportunistischen Verhaltens.86 Hohe Unsicherheiten führen tendenziell zu hohen 
Transaktionskosten, wohingegen die Transaktionskosten dann sinken, wenn die Umwelt als 
sicher eingestuft werden kann und gleichzeitig keine Informationsasymmetrien zwischen den 
Transaktionspartnern bestehen, die von einer Seite opportunistisch ausgenutzt werden könnte. 
Als Konsequenz daraus ist vor allem bei hohen (Umwelt-)Unsicherheiten eine hierarchische 
der marktlichen Koordination vorzuziehen. 
Als dritte Determinante der Höhe von Transaktionskosten führt WILLIAMSON die ‚Transakti-
onshäufigkeit‘ an und begründet dies damit, dass sich durch die Wiederholung von Transakti-
onen aufgrund von Größendegressions- und Lerneffekten die Kosten pro getätigter Transakti-
on senken lassen.87 Die Häufigkeit allein wird jedoch nicht als notwendiger Einflussfaktor von 
Transaktionskosten gesehen, sondern vielmehr als hinreichendes Kriterium, welches in Zu-
sammenhang mit der Spezifität oder den nachfolgend noch aufgeführten Faktoren Komplexi-
tät und strategische Bedeutung zu sehen ist.88 
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 Vgl. BAUR, C. (1990a) S. 71 
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 Vgl. BAUR, C. (1990a) S.71 
85
 Vgl. MATJE, A. (1996a) S. 88 
86
 Vgl. WILLIAMSON, O. E. (1990) S. 68 
87
 Vgl. WILLIAMSON, O. E. (1990) S. 69 
88
 Vgl. HOHBERGER, S. (2001) S. 33 
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Eine weitere in der Literatur häufig angeführte Einflussgröße ist die von PICOT betrachtete 
‚strategische Bedeutung‘.89 Ein Gut/eine Leistung ist dann als strategisch bedeutsam einzu-
ordnen, wenn sie zur Realisierung von Wettbewerbsvorteilen beiträgt.90 Tendenziell steigen 
die Transaktionskosten mit dem Grad der strategischen Bedeutung. Dies lässt sich mit auf-
wändigen Vertragsverhandlungen einerseits und hohen Aufwendungen zur Kontrolle der Ein-
haltung vereinbarter Leistungen andererseits, die aufgrund der Schutzwürdigkeit strategisch 
wichtiger Leistungen notwendig wird, erklären. Aus diesem Grund ist eine hierarchische Ko-
ordination bzw. ein hoher Grad vertikaler Integration bei hoher strategischer Bedeutung er-
strebenswert, insofern der Aufbau entsprechenden Know-hows möglich bzw. dieses bereits 
vorhanden ist. PICOT stellt die enge Verknüpfung zwischen Spezifität und strategischer Be-
deutung heraus und verweist auf die gleichgerichteten Handlungsempfehlungen, die sich aus 
beiden Transaktionseigenschaften ergeben.91 
BAUR führt darüber hinaus die ‚Komplexität‘ als eigenständige Determinante bzw. Einfluss-
größe an.92 Seiner Auffassung nach ist diese Größe von der Art und der Menge, der für ein 
Transaktionsobjekt relevanten Informationen abhängig.93 Diese Informationen können einer-
seits durch das Objekt an sich, andererseits durch dessen Umwelt determiniert werden. Ein 
komplexes Transaktionsobjekt geht tendenziell mit höheren Transaktionskosten einher, da die 
Art und die Menge der zu verarbeitenden Informationen größer ist, als bei einem weniger 
komplexen Objekt.94 Begründet werden kann diese Überlegung damit, dass die Komplexität 
von Objekt oder Umwelt opportunistisches Verhalten fördert, wenn die (das Transaktionsob-
jekt) abnehmende Seite keine ausreichenden Anstrengungen zur Suche nach und Verarbeitung 
von Informationen unternimmt. Eine hohe Komplexität ist damit aufgrund der tendenziell 
hohen Transaktionskosten ein Indiz für eine hierarchische Koordination. 
Ferner stellen die rechtlichen und technologischen Rahmenbedingungen eine Einflussgröße 
von Transaktionskosten dar.95 Die rechtlichen Rahmenbedingungen sind in Verbindung mit 
der Unsicherheit als Einflussgröße zu sehen: So determinieren Unternehmens-, Vertrags- aber 
auch Arbeitsrecht diesen „Teil“ der Rahmenbedingungen von Transaktionen, wirken damit 
                                                          
89
 Vgl. PICOT, A. (1991) S. 346 
90
 Vgl. MIKUS, B. (2009) S. 73 
91
 Die Differenzierung von Spezifität und strategischer Bedeutung begründet er damit, dass nicht jedes 
Gut/jede Leistung von strategischer Bedeutung gleichzeitig spezifisch ist und umgekehrt. Vgl. PICOT, A. 
(1991) S. 346 f.  
92
 Vgl. BAUR, C. (1990a) S. 77 Die Komplexität taucht jedoch als Umweltdeterminante neben der Unsicherheit 
bereits bei Williamson auf. Vgl. WILLIAMSON, O. E. (1983) S. 21 ff. 
93
 Vgl. BAUR, C. (1990a) S. 79  
94
 Vgl. HOHBERGER, S. (2001) S. 31 
95
  Vgl. u. a. PICOT, A. (1982) S. 271 f.; BAUR, C. (1990a) S. 84 ff.; HOHBERGER, S. (2001) S. 34 ff. BAUR führt 
darüber hinaus die sozio-kulturellen Rahmenbedingungen als Einflussgröße auf.  
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auf die Unsicherheit (je größer die Rechtssicherheit, desto geringer Umwelt- aber auch Ver-
haltensunsicherheit) und beeinflussen die Transaktionskosten daher indirekt.96 Ebenfalls als 
rechtliche Rahmenbedingungen können Normen und Standardisierungsvorschriften verstan-
den werden. Diese wirken auf die Transaktionskosten jedoch nicht nur aufgrund ihrer Bedeu-
tung für die Ausprägung der Unsicherheit: Durch Normung und Standardisierung lässt sich 
die Spezifität von Transaktionsobjekten nachhaltig senken. Mit sinkender Spezifität – dies 
wurde oben bereits ausgeführt – sinken auch die Transaktionskosten.97 
Die technologischen Rahmenbedingungen werden durch die für die Vorbereitung, Abwick-
lung und Kontrolle einer Transaktion zur Verfügung stehende Informations- und Kommuni-
kationstechnik (IT) determiniert.98 So vereinfacht die Verfügbarkeit entsprechender IT u. a. 
die Suche nach Informationen sowie den für Verhandlungen notwendigen Datenaustausch, 
reduziert damit gegebenenfalls die Spezifität aber auch die Komplexität und hilft so, die 
Transaktionskosten zu senken.99 
Die betrachteten Einflussgrößen sind – das ist in den Ausführungen bereits zum Teil angedeu-
tet worden – nicht als gleichrangig nebeneinander stehende Determinanten aufzufassen. 
Vielmehr lassen sie sich in eine hierarchische Ordnung bringen: Spezifität, Komplexität, stra-
tegische Bedeutung und Unsicherheit können als primäre Einflussgrößen interpretiert werden, 
die unmittelbar auf die Höhe der Transaktionskosten wirken. Häufigkeit, rechtliche und tech-
nologische Rahmenbedingungen haben hingegen eher sekundären Einfluss auf die Transakti-
onskosten: Sie wirken auf die Einflussgrößen der oberen Hierarchieebene und beeinflussen 
die Transaktionskosten darüber indirekt.  
4.1.2.4 Anwendbarkeit des Transaktionskostenansatzes für energiebezogene Bereits-
tellungsentscheidungen 
Der Transaktionskostenansatz gilt in der einschlägigen Literatur als ein „Standardansatz“ für 
die Erklärung und Gestaltung von MoB-Entscheidungen.100 Aus diesem Grund soll im vorlie-
genden Abschnitt kritisch geprüft werden, ob er sich für die Vorbereitung energiebezogener 
Bereitstellungsentscheidungen anwenden lässt. 
Dazu sei auf die Ausführungen der Abschnitte 3.4 und 3.6 verwiesen, in denen verdeutlicht 
wurde, dass eine auf die Bereitstellung und Verwendung elektrischer Energie bezogene MoB-
                                                          
96
 Vgl. HOHBERGER, S. (2001) S. 34 
97
 Vgl. HOHBERGER, S. (2001) S. 34 
98
 Vgl. PICOT, A. (1982) S. 272 
99
 Vgl. HOHBERGER, S. (2001) S. 35 
100
 Vgl. u. a. ANTLITZ, A. (1999) S. 19 ff.; BAUR, C. (1990a) S. 39 ff.; BENKENSTEIN, M.; HENKE, N. (1993) S. 
77 ff.; FISCHER, M. (1993) S. 82 ff.; MIKUS, B. (2009) S. 71 ff.; SCHMIDT, A. (2009) S. 291 ff. 
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Entscheidung aus einer Mehrzahl nachgelagerter, auf die Bausteine von Technologien und 
Vertragsformen gerichteter Bereitstellungsentscheidungen besteht. Im Zuge dieser baustein-
bezogenen Bereitstellungsentscheidungen ist jeweils über die Ausgestaltung der Bereitstel-
lungsprozesse (der prozessbezogenen Bausteine) und des Bereitstellungsobjekts (der sachleis-
tungs-, dienstleistungs- und akteursbezogenen Bausteine) zu entscheiden. Der Transaktions-
kostenansatz bietet nach Ansicht des Verfassers Ansatzpunkte für die Bewertung und Aus-
wahl der jeweiligen ausführenden Bereitstellungsprozesse, d. h. eines Teils der prozessbezo-
genen Bausteine. Dazu sollen diese im Folgenden als marktlich oder hierarchisch koordinierte 
Transaktionen interpretiert werden, wobei die marktliche Koordination bzw. der Fremdbezug 
einer Beschaffungs- oder Akquiseleistung entspricht, während die hierarchische Koordination 
bzw. die Eigenerstellung einer (i. w. S.) „Produktionsleistung“ oder ‚Aus- und Weiterbildung‘ 
darstellt.101 So könnte aus der Verbindung zwischen der Bereitstellungsprozesse und dem je-
weiligen Bereitstellungsobjekt,102 unter Rückgriff auf die im letzten Abschnitt erläuterten Ein-
flussfaktoren, der aus Transaktionskostensicht optimale Bereitstellungsprozess für ein spezifi-
sches Bereitstellungsobjekt identifiziert und ausgewählt werden. Dazu müsste für jedes Be-
reitstellungsobjekt die Ausprägung der oben skizzierten Einflussgrößen ermittelt und dann aus 
den allgemeinen Empfehlungen des Transaktionskostenansatzes der optimale Bereitstellungs-
prozess für dieses Objekt abgeleitet werden. Allerdings ist fraglich, ob auf diesem Weg in 
einem stufenweisen und iterativen Vorgehen die aus Kostensicht optimale Bündelung aus 
Bereitstellungs- und Verwendungstechnologien sowie -vertragsformen (Energieportfolio) 
ermittelt werden kann. Diesbezüglich sei auf zwei spezifische Schwachstellen des Transakti-
onskostenansatzes verwiesen, die diese Zweifel bestärken.  
Die erste Schwachstelle betrifft die mangelhafte Operationalisierbarkeit bzw. Quantifizierbar-
keit von Transaktionskosten.103 Soll eine Bewertung alternativer Bereitstellungsprozesse mit-
hilfe des Transaktionskostenansatzes erfolgen, kann dazu nur – wie oben skizziert – auf die in 
den letzten Abschnitten vorgestellten Einflussgrößen zurückgegriffen werden. Diese lassen 
allerdings allenfalls Aussagen zum tendenziellen Transaktionskostenniveau bei einer spezifi-
schen Koordinationsform, jedoch nicht zu ihrer konkreten Ausprägung zu. Wenn eine Aussa-
ge zur konkreten Ausprägung der monetären Konsequenzen von Entscheidungsalternativen 
nicht getroffen werden kann, so ist es jedoch auch nicht möglich, zu beurteilen, inwieweit 
                                                          
101
 Für diese Auffassung spricht auch, dass die genannten Leistungen jeweils zu objektabhängig unterschiedlich 
ausgestalteten, implizit oder explizit formulierten Verträgen führen. Der Vertragsbezug stellt ein wesentli-
ches Element von Transaktionen dar. Vgl. Abschnitt 4.1.2.2 
102
 Vgl. Abschnitt 3.4 
103
 Überlegungen hinsichtlich der Quantifizierung von Transaktionskosten finden sich bei ALBACH, H. (1988); 
HOHBERGER, S. (2001); MATJE, A. (1996a); PAMPEL, J. (1992a) S. 37 ff.; PAMPEL, J. (1992b) S. 810 ff. 
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eine gewählte Alternative einen konkreten Beitrag zur Erreichung des Ziels ‚Kostenminimie-
rung‘ leistet. 
Außerdem ist auf Basis von Transaktionskosten nur eine Entscheidung zwischen Eigenerstel-
lung (hierarchischer Koordination) und Fremdbezug (marktlicher Koordination) des jeweili-
gen Bereitstellungsobjekts möglich. Es kann also allenfalls für ein konkretes und vorher be-
reits ausgewähltes Bereitstellungsobjekt der vorteilhaftere Bereitstellungsprozess identifiziert 
werden. In Abschnitt 3.4 wurde jedoch auch festgehalten, dass bezüglich der Bereitstellungs-
objekte verschiedene Alternativen zur Auswahl stehen (können). Einen Beitrag zur Lösung 
dieses Teils des Entscheidungsproblems vermag der Transaktionskostenansatz jedoch nicht zu 
leisten, was an dessen zweiter spezifischer Schwachstelle liegt: Es werden solche Kosten sys-
tematisch ausgeblendet, die über Informations- und Kommunikationskosten104 hinausgehen 
(„Produktionskosten“105). Dies würde jedoch nur dann zur optimalen Bereitstellung führen, 
wenn die Bereitstellungsobjekte mit den gleichen Produktionskosten verbunden wären. Das 
trifft jedoch für die vorliegende Problemstellung nicht zu: Bereits im Rahmen der Abschnitte 
3.2.1 und 3.2.2 wurde darauf hingewiesen, dass die Stromgestehungskosten technologieab-
hängig, die Fremdbezugspreise vertragsformabhängig differieren. Aus diesem Grund ist die 
(zusätzliche) Berücksichtigung von Produktionskosten zumindest in Bezug auf die Bereitstel-
lung und Verwendung elektrischer Energie unerlässlich. 
Da der Transaktionskostenansatz jedoch die oben geschilderten Anknüpfungspunkte für die 
Wahl der Bereitstellungsprozesse und damit auch für die Erfassung des zeitlichen Aufwands 
von Bereitstellungsobjekten bietet – in den Abschnitten des Kapitels 3 wurde in diesem Zu-
sammenhang von „indirekten monetären Konsequenzen“ der Bereitstellungs- und Verwen-
dungsalternativen gesprochen – soll er im Folgenden für die Konzeption eines Ansatzes zur 
Wahl des unter Kostenaspekten optimalen Energieportfolios weiter berücksichtigt werden.106 
Dazu ist es notwendig, die beiden oben angesprochenen Schwachstellen zu beseitigen. Daran 
richten sich auch die Schwerpunkte des weiteren Vorgehens aus: So wird in Abschnitt 4.1.3 
auf die Produktions- und Kostentheorie eingegangen, um eine Basis für die (zusätzliche) Be-
rücksichtigung von „Produktionskosten“ zu schaffen. 
                                                          
104
 Vgl. Abschnitt 4.1.2.2 
105
 Vgl. MIKUS, B. (2009) S. 71. Zur Diskussion der Differenzierung zwischen den Begriffen Produktions- und 
Transaktionskosten vgl. MICHAELIS, E. (1985) S. 83 ff. 
106
  Vgl. Abschnitt 3.6 
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4.1.3 Produktions- und kostentheoretische Ansätze 
4.1.3.1 Grundzüge der Produktions- und Kostentheorie 
Die Aufgabe der Produktions- und Kostentheorie besteht darin, Ursache-Wirkungsbezie-
hungen zwischen dem mengen- und wertmäßigen Einsatz von Produktionsfaktoren sowie der 
mengen- und wertmäßigen Ausbringung von Sachgütern oder Leistungen zu identifizieren 
und zu erklären.107 
Sie beschäftigt sich mit einem Teil bzw. einem Ausschnitt von Unternehmen, wobei der ‚Pro-
duktion‘ als Funktionsbereich eine besondere Bedeutung im Rahmen der Erklärung (und Ge-
staltung) betrieblicher Leistungserstellung bzw. Wertschöpfung zukommt.
108
 Dieser im Fokus 
stehende betriebliche Bereich wird von GUTENBERG als Kombinationsprozess aufgefasst, bei 
dem Produktionsfaktoren
109
 (Inputgüter) zu Fertigerzeugnissen (Outputgüter) verbunden 
und/oder umgewandelt werden.110 Ursprünglich galt dies in erster Linie für die Herstellung 
von Sachgütern – nicht zuletzt deshalb, weil Ausführungen zu wertschöpfenden Zusammen-
hängen anschaulicher dargestellt werden können, als bei immateriellen Gütern.111 Im Zuge 
einer steigenden Bedeutung des tertiären Sektors findet die Produktions- und Kostentheorie 
jedoch auch zunehmend für immaterielle Güter bzw. Dienstleistungen Anwendung. 
Die Produktionstheorie bildet das mengenmäßige Gerüst von Produktionsfaktoren ab. Die 
kostentheoretischen Erklärungen bauen auf diesem auf, indem der durch den Einsatz von Pro-
duktionsfaktoren verursachte Güterverzehr mit monetären Größen bewertet wird. Kosten stel-
len damit einen bewerteten Güterverzehr dar. Sie bilden das Wertgerüst von Produktionsfak-
toren und deren Kombinationen.112 
Ziel der Produktions- und Kostentheorie ist nicht ausschließlich die Identifikation von Zu-
sammenhängen zwischen den Mengen und Werten von Produktionsfaktoren sowie den Aus-
bringungsmengen, sondern auch die Ermittlung von kostenminimalen Produktionsfaktoren-
kombinationen. Sie soll somit auch – wie nachfolgend noch aufzuzeigen sein wird – einen 
Beitrag zur Vorbereitung von Entscheidungen leisten. Dazu werden in der Produktionstheorie 
Produktionsfunktionen hergeleitet, die den quantitativen Zusammenhang zwischen der Menge 
von Produktionsfaktoren und den zugehörigen Ausbringungsmengen abbilden sollen.  
                                                          
107
 Vgl. ELLINGER, T.; HAUPT, R. (1990) S. 3 
108
 Vgl. BLOECH, J. (1993) Sp. 3405 
109
 Alternativ werden in der Literatur auch die Begriffe ‚Einsatzfaktoren‘ oder einfach nur ‚Faktoren‘ verwen-
det. Vgl. BLOECH, J. (1993) Sp. 3405 
110
 Vgl. LÜCKE, W. (1973) S. 13 
111
 Vgl. ELLINGER, T.; HAUPT, R. (1990) S. 2 
112
 Vgl. ELLINGER, T.; HAUPT, R. (1990) S. 2 
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 „Produktionsfaktoren (Faktoren, Input) sind die für die Unternehmensleitung, die Produktion 
[von Sachgütern und Dienstleistungen] und den Absatz sowie für die Erhaltung der Betriebs-
bereitschaft eingesetzten [Input-]Güter.“113 Sie werden im Rahmen eines güterwirtschaftlichen 
Produktionsprozesses so miteinander kombiniert, dass ein sachleistungs- oder dienstleis-
tungsbezogener Output entsteht.  
Die Systematisierung von Produktionsfaktoren folgt ihrer Wirkungsweise innerhalb des Pro-
duktionsprozesses.114 GUTENBERG differenziert die Produktionsfaktoren zwischen (objektbe-
zogener sowie dispositiver) Arbeit,115 Betriebsmitteln und Werkstoffen.116 Für die objektbezo-
gene Arbeit, Betriebsmittel und Werkstoffe verwendet er den Begriff Elementarfaktoren. Die-
se lassen sich weiter unterteilen, in Faktoren, die einmalig verzehrt werden (Verbrauchs- bzw. 
Repetierfaktoren) und Faktoren, deren Einsatz sich auf mehrere Produktionsvorgänge er-
streckt (Gebrauchs- bzw. Potenzialfaktoren).117 Werkstoffe118 sind den Verbrauchsfaktoren 
zuzuordnen, die sich weiter danach unterscheiden lassen, ob sie in herzustellende Outputgüter 
substantiell eingehen oder nicht.119 Die (objektbezogene) menschliche Arbeit und die Be-
triebsmittel können hingegen den durch ein längerfristiges Nutzungspotenzial charak-
terisierten Gebrauchs- oder Potenzialfaktoren zugeordnet werden. 
Der durch den Ge- oder Verbrauch von Produktionsfaktoren entstehende Wertverzehr kann 
allgemein als ‚Produktionskosten‘ bezeichnet werden.120 Die Art des Wertverzehrs dient als 
Basis für eine Systematisierung dieser Produktionskosten in unterschiedliche (originäre) Kos-
tenarten, die in der folgenden Abbildung 4-4 festgehalten sind. 
                                                          
113
 BUSSE V. COLBE, W.; LAßMANN, G. (1988) S. 76 
114
 Vgl. BUSSE V. COLBE, W.; LAßMANN, G. (1988) S. 76 
115
 Die Unterscheidung zwischen dispositiver und objektbezogener Arbeitsleistung erfolgt aus dem Grund, dass 
es nach der Auffassung GUTENBERGS Aufgabe der dispositiven Arbeit ist, die weiteren Produktionsfaktoren 
im Sinne einer Management-Leistung zu verbinden. Vgl. GUTENBERG, E. (1983) S. 5 
116
 Vgl. GUTENBERG, E. (1983) S. 3 
117
 Vgl. u. a. ELLINGER, T.; HAUPT, R. (1990) S. 7; HEINEN, E. (1983) S. 247; GUTENBERG, E. (1983) S. 326 
118
 GUTENBERG verwendet den Begriff Werkstoffe als Oberbegriff für Roh-, Hilfsstoffe, sowie für Halb- und 
Zwischenfabrikate. Vgl. GUTENBERG, E. (1983) S. 62. 
119
 Zu den substantiell in die herzustellenden Güter eingehenden Verbrauchsfaktoren gehören Roh- und Hilfs-
stoffe sowie Bauteile, aber auch Erzeugnisdienstleistungen. Vgl. BUSSE V. COLBE, W.; LAßMANN, G. (1988) 
S. 77 f. 
120
 Der Begriff stellt damit auf die Produktions- und Kostentheorie als Fundament für deren Systematisierung 
und Charakterisierung ab. Darin enthalten sind auch Kosten, die durch die Anschaffung oder Beschaffung 
fremdbezogener Güter und Leistungen entstehen. 
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Abb. 4-4:  Klassifikation von Kostenarten nach den Merkmalen ‚Güterart‘ und ‚Ver-
brauchscharakter‘121 
Sollen diese allgemeinen Ausführungen mit der Bereitstellung elektrischer Energie verknüpft 
werden, so lässt sich Folgendes festhalten: 
Das Bereitstellungsobjekt elektrische Energie stellt aus Unternehmenssicht ein Inputgut und 
damit einen Produktionsfaktor dar.
122
 Dieser unternehmensbezogene Produktionsfaktor kann 
– wie vorrangig in den Abschnitten 3.2.1 und 3.2.2 verdeutlicht – eigenerzeugt oder fremdbe-
zogen werden. Für den Fremdbezug elektrischer Energie ist aus Unternehmenssicht in erster 
Linie der Produktionsfaktor ‚menschliche Arbeit‘ notwendig (z. B. Mitarbeiter des Bereichs 
‚Energieeinkauf‘), während die Eigenerzeugung (aber auch die Speicherung) elektrischer 
Energie einen eigenen, dem unternehmensbezogenen Produktionsprozess vorgelagerten, pro-
duktionswirtschaftlichen Transformationsprozess darstellt, in dem Potenzial- (z. B. Anlagen, 
Betriebspersonal) und Verbrauchsfaktoren (z. B. Brennstoffe, Emissionsberechtigungen) mit-
einander „kombiniert“ werden, um elektrische Energie bereitzustellen. Aus der Sicht des Be-
treibers einer Stromerzeugungsanlage stellt die oben als Produktionsfaktor bezeichnete elekt-
rische Energie damit ein Outputgut dar, für dessen Erzeugung der Einsatz von – aus Unter-
nehmenssicht – „vorgelagerten“ Produktionsfaktoren notwendig ist. Auch diese Produktions-
faktoren müssen zunächst bereitgestellt werden, wofür – analog zum Fremdbezug elektrischer 
Energie aus Unternehmenssicht – vorrangig der Produktionsfaktor ‚menschliche Arbeit‘ aus 
Sicht des Anlagenbetreibers eingesetzt werden muss. 
                                                          
121
 Quelle: übernommen von SCHWEITZER, M.; KÜPPER, H. (2011) S. 79 
122
 Vgl. BIERER, A.; GÖTZE, U. (2011) S. 94 Dort findet auch eine ausführliche Diskussion des Begriffs ‚Ener-
giekosten‘ statt. 
Art des Güterverbrauchs Kostenarten
I. Kurzfristiger Verbrauch
1. Verbrauch materieller Güter
2. Verbrauch immaterieller Güter
a) Verbrauch eigener Arbeitsleistung
b) Verbrauch fremder Leistung
c) Verbrauch von Gütern, die auf 
Rechten beruhen
(1) Material- bzw. Stoff- oder Werkstoffkosten
(2) Personalkosten (Lohn- oder Gehaltskosten)
(3) Kosten für Fremddienste
(4) Kosten für Rechtsgüter
II. Langfristiger Verbrauch (von 








IV. Zeitlicher Vorrätigkeitsverbrauch (8) Zinsen
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Die in den einzelnen skizzierten Konstellationen entstehenden Wertverzehre gilt es im Rah-
men einer Bewertung von Bereitstellungs-, aber auch Verwendungsalternativen adäquat zu 
berücksichtigen. Dazu soll im Folgenden zunächst auf Kosteneinflussgrößen eingegangen 
werden. 
4.1.3.2 Erklärungsebene der Produktions- und Kostentheorie – Systeme von Kosten-
einflussgrößen 
Als Kosteneinflussgrößen werden Größen bezeichnet, die auf die Höhe von Kosten und damit 
auf den Wertverzehr von Produktionsfaktoren einwirken und/oder diese determinieren bzw. 
bestimmen.123 Sie bilden die beeinflussbaren und nicht-beeinflussbaren Bestimmungsfaktoren 
von Produktionsfunktionen und erklären damit das Zustandekommen sowie die Entwicklung 
von Kosten.124 Je nach Genauigkeitsgrad der abzubildenden Zusammenhänge zwischen Ein-
flussgrößen und Kosten bedarf es der Erarbeitung einer Vielzahl von Kosteneinflussgrößen, 
sogenannte Kosteneinflussgrößensysteme. Dabei gilt, dass der Genauigkeitsgrad mit der Zahl 
der Einflussgrößen zunimmt.125 
In der Literatur finden sich zahlreiche Einflussgrößensysteme,126 von denen nachfolgend le-
diglich das auf KILGER zurückgehende überblicksartig vorgestellt werden soll. Dieses umfasst 
einige der auch für die vorliegende Problemstellung wesentlichen Kostendeterminanten und 
wird im Abschnitt 4.4.2.1 daher erneut aufgegriffen.  
Das Kosteneinflussgrößensystem nach KILGER dient der theoretischen Begründung der von 
ihm entwickelten flexiblen Plankostenrechnung. Darauf aufbauend wird ein System zur Erklä-
rung funktionaler Zusammenhänge zwischen Einflussfaktoren und Kosten gebildet, das in 
erster Linie zur Kosten- und Erfolgskontrolle im betrieblichen Rechnungswesen genutzt, je-
doch gleichzeitig für die Planung und somit Prognose von Kosten herangezogen werden kann. 
Zur besseren Veranschaulichung der Zusammenhänge sei auf Abbildung 4-5 verwiesen, in 
der die Verknüpfungen der von KILGER als relevant erachteten Kosteneinflussgrößen festge-
halten sind. 
                                                          
123
 Vgl. SCHWEITZER, M.; KÜPPER, H. (1997) S. 231 
124
 Während die Intensität der Nutzung einer Anlage bspw. vom Unternehmen beeinflusst werden kann, sind 
technisch-physikalische Eigenschaften von Anlagen durch das Unternehmen in der Regel nicht zu beeinflus-
sen. Ob eine Einflussgröße von einem Unternehmen beeinflusst werden kann oder nicht, hängt in manchen 
Fällen von der konkreten Ausgangssituation ab. Vgl. SCHWEITZER, M.; KÜPPER, H. (1997) S. 232 
125
 Vgl. SCHWEITZER, M.; KÜPPER, H. (1997) S. 232 
126
 Einen Überblick vermitteln bspw. SCHWEITZER, M.; KÜPPER, H. (1997) S. 231 ff. 
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Abb. 4-5:  Kosteneinflussgrößensystem nach KILGER127 
Faktorpreise und -qualitäten bilden exogen gegebene Kosteneinflussgrößen. Zwischen beiden 
bestehen wechselseitige Abhängigkeiten, die sich darin äußern, dass bei gleichen Qualitäten 
der Preis das auschlaggebende Argument für oder gegen einen Produktionsfaktor ist, während 
bei gleichen Preisen auf die Qualität als Entscheidungsmerkmal für oder gegen einen Produk-
tionsfaktor zurückgegriffen werden kann.128  
Der Faktorverbrauch bzw. die Faktormengen von Produktionsfaktoren werden nach den Aus-
führungen KILGERS von vier Hauptbestimmungsfaktoren beeinflusst:  
- Entscheidungen über den Aufbau zeitungebundener Nutzungspotenziale, die der langfristi-
gen Etablierung des Unternehmens am Markt dienen (z. B. F&E-Projekte, Werbemaßnah-
men und Öffentlichkeitsarbeit, die Aus- und Weiterbildung von Mitarbeitern oder auch 
Maßnahmen zur Verbesserung der Unternehmensorganisation).129 
                                                          
127
 Quelle: übernommen von KILGER, W.; PAMPEL, J.; VIKAS, K. (2007) S. 110 
128
 Vgl. KILGER, W.; PAMPEL, J.; VIKAS, K. (2007) S. 109 Außerdem kann es zwischen den Qualitäten und 
Produktionsfaktorenmengen zu Interdependenzen kommen. 
129
 Vgl. KILGER, W.; PAMPEL, J.; VIKAS, K. (2007) S. 112. KILGER versteht diese Entscheidungen als Investiti-
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- Entscheidungen über die Kapazitäten betrieblicher Teilbereiche. Sie resultieren aus der 
Kombination von Betriebsmittel- und Personalkapazitäten (Potenzialfaktoren).130 Diese las-
sen sich weiter danach differenzieren, ob sie einer Form des Verschleißes (Zeit- bzw. Ge-
brauchsverschleiß) unterliegen oder nicht. Betriebsmittel, für die ein Verschleiß im Zeitab-
lauf typisch ist, verursachen in der Regel fixe Kosten, die unabhängig vom Gebrauch der 
Betriebsmittel anfallen. Im Gegensatz dazu fallen bei Gebrauchsverschleiß meist variable 
Kosten an. Bei den Potenzialfaktoren, die keinem Verschleiß unterliegen (gemeint sind vor 
allem Arbeitskräfte bzw. Personalkapazitäten), fallen dann in erster Linie variable Kosten 
an, wenn diese in Abhängigkeit von der Beschäftigung in andere Teilbereiche versetzt wer-
den können. Ist dies bspw. aufgrund einer hohen Spezialisierung des Potenzialfaktors nicht 
möglich, so verursachen diese Faktoren in erster Linie fixe Kosten (z. T. sprung- oder inter-
vallfix).131  
- Entscheidungen über die Verfahren betrieblicher Teilbereiche beeinflussen ebenso die Kos-
tenstruktur von (Industrie-)unternehmen. Dabei wird in erster Linie auf – meist durch tech-
nischen Fortschritt ausgelöste – Rationalisierungs- und Ersatzinvestitionen abgestellt, die 
vor allem in fertigenden Bereichen tendenziell zu einer Verstärkung der Mechanisierung 
und Automatisierung der ablaufenden Prozesse und somit zu sinkenden variablen Stückkos-
ten bei gleichzeitig steigendem Fixkostenblock führen. Die Wirkungen dieser Änderungen 
(auf die Kostenstruktur) umfassen zumeist einen langfristigen Zeitraum, weshalb eine wirt-
schaftliche Beurteilung auch unter Nutzung der Investitionsrechnung erfolgen sollte.132 Der 
Einfluss eingesetzter Verfahren auf die Kosten(struktur) entsteht nur im Zusammenspiel mit 
Kapazitäts- und Ausbringungsentscheidungen. Von diesen langfristigen Verfahrensentschei-
dungen sind kurzfristige Entscheidungen hinsichtlich der Verfahrensplanung zu unterschei-
den, bei denen ausgehend von gegebenen Kapazitäten und Verfahren lediglich der Produk-
tionsvollzug im Fertigungsbereich geplant wird und damit ausschließlich die von der Aus-
bringungsmenge abhängigen Kosten beeinflusst.133 
- Entscheidungen über die Ausbringung betrieblicher Teilbereiche bei gegebenen Kapazitäten 
und Verfahren stellen eine wesentliche Kosteneinflussgröße von (Industrie)unternehmen 
dar. Dabei ist die Ausbringung (oder auch Beschäftigung) eine Möglichkeit zur Quantifizie-
rung der in einer Periode erbrachten Leistung eines betrieblichen Teilereichs.134 Dem Ein-
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 Vgl. KILGER, W.; PAMPEL, J.; VIKAS, K. (2007) S. 113 
131
 Vgl. KILGER, W.; PAMPEL, J.; VIKAS, K. (2007) S. 114 
132
 Vgl. KILGER, W.; PAMPEL, J.; VIKAS, K. (2007) S. 115 
133
 Vgl. KILGER, W.; PAMPEL, J.; VIKAS, K. (2007) S. 115 
134
 Vgl. KILGER, W.; PAMPEL, J.; VIKAS, K. (2007) S. 115 
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flussgrößensystem nach KILGER folgend, ist die Beschäftigung das Ergebnis von Entschei-
dungen über Absatz-, Produktions- und Beschaffungsmengen.135 Für ein gesamtes Unter-
nehmen lässt sich die Ausbringung in der Regel nicht mithilfe einer einzigen Maßgröße 
quantifizieren. Dazu sind die Leistungen unterschiedlicher betrieblicher Teilbereiche meist 
zu heterogen.136 
In Verbindung mit den Entscheidungen über die Ausbringungsmenge wirken, ausgehend von 
der Verfahrensplanung, die folgenden Einflussfaktoren auf die Kosten: 
- Fertigungszeiten und Intensitäten: Angelehnt an die Argumentation von GUTENBERG 
geht auch KILGER davon aus, dass sich die (variablen) Kosten in Abhängigkeit von den 
Fertigungszeiten und Intensitäten in den Kostenstellen verändern. Die Intensität wird 
hierbei als Output je Zeiteinheit angegeben. Annahmegemäß existiert jeweils eine kos-
tenoptimale Intensität, bei der durch Ausdehnung der Fertigungszeit die Produktions-
menge bis zu einer bestimmten Obergrenze erhöht werden kann. Darüber hinaus kann der 
Output nur weiter gesteigert werden, wenn die Intensität gesteigert wird und damit höhe-
re Kosten je produzierter Einheit sowie heterogener Kostenverursachung in Kauf ge-
nommen werden.137  
- Prozessbedingungen: Eine Variation von Prozessbedingungen führt meist ebenfalls zu 
veränderten Kosten. „Eine der Kostenverursachung entsprechende Ausbringungsmes-
sung bei variablen Prozessbedingungen ist nur mithilfe mehrerer Bezugsgrößen möglich, 
die jeweils unterschiedlichen Prozessbedingungen entsprechen.“138 
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 Vgl. KILGER, W.; PAMPEL, J.; VIKAS, K. (2007) S. 110 und 115 
136
 Allerdings können auch von den Leistungen innerhalb eines Teilbereichs nur bedingt über die Ausbringung 
oder Beschäftigung auf die Kosten geschlossen werden, da selbst einzelne Teilbereiche häufig unterschiedli-
che Leistungen erbringen. Das führt dazu, dass die Ausbringung der Leistungen einzelner Teilbereiche mit-
tels anderer Maßgrößen quantifizierbar gemacht werden müssen. KILGER verwendet hierfür den Begriff der 
Bezugsgröße und stellt damit bspw. auf Fertigungs- oder Maschinenlaufzeiten sowie verschiedene Maße 
(Länge, Fläche, Gewicht, Volumen) ab. Verhalten sich alle von der Ausbringung abhängigen Kosten eines 
Teilbereichs zu ausschließlich einer Bezugsgröße proportional, so kann von homogener Kostenverursachung 
gesprochen werden. Dies setzt einerseits voraus, dass die Ausbringungsmengenveränderung nur bei konstan-
ten Bedingungen hinsichtlich Verfahren und/oder Prozess erfolgen. Andererseits dürfen die Leistungen eines 
Teilbereichs nicht gleichzeitig mehrere Kosteneinflussgrößen auslösen bzw. diese müssen sich proportional 
zueinander verhalten. Ist mindestens eine dieser beiden Voraussetzungen nicht erfüllt, so muss von hetero-
gener Kostenverursachung gesprochen werden, die zum einen produktbedingt, zum anderen verfahrensbe-
dingt begründet sein kann. Produktbedingt heterogene Kostenverursachung liegt dann vor, wenn aufgrund 
der Eigenschaften von Leistungen mehrere Bezugsgrößen gewählt werden müssen, weil die Herstellung der 
Leistungen gleichzeitig mehrere nicht zueinander proportionale Kosteneinflussgrößen auslösen. Können die 
Leistungen eines Teilbereichs mit unterschiedlichen Verfahren oder Prozessen hergestellt werden, die bei 
gleichen Ausbringungsmengen jeweils unterschiedliche Kosten verursachen, so ist von verfahrensbedingter 
Heterogenität zu sprechen. Vgl. KILGER, W.; PAMPEL, J.; VIKAS, K. (2007) S. 116 f. 
137
 Vgl. KILGER, W.; PAMPEL, J.; VIKAS, K. (2007) S. 119 
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 KILGER, W.; PAMPEL, J.; VIKAS, K. (2007) S. 120 
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- Bedienungsrelationen: Diese haben vor allem in Unternehmen mit Mehrstellenarbeit Ein-
fluss auf die anfallenden Kosten. Die Bedienungsrelation gibt an, „wie viele Maschinen 
von jeweils einem Arbeiter bedient werden“.139 Sind diese für alle in einem betrieblichen 
Teilbereich hergestellten Produktarten konstant, kann von homogener Kostenverursa-
chung gesprochen werden. Ändern sich die Bedienungsrelationen jedoch im Zeitablauf, 
so liegt eine heterogene Kostenverursachung vor. 
- Veränderungen der Rohstoffmischung: Die Zusammensetzung der Rohstoffmischung hat 
in den meisten Industrieunternehmen einen Einfluss auf die Höhe der Materialeinzelkos-
ten und zum Teil auch auf die Fertigungskosten.140 Bei einem feststehenden Verhältnis 
der Zusammensetzung liegt homogene Kostenverursachung vor. Wird jedoch ein Mi-
schungsverhältnis verändert, weil sich bspw. die Rohstoffpreise ändern, liegt heterogene 
Kostenverursachung vor. 
- Eigenerstellung oder Fremdbezug: Kann ein Unternehmen in Endprodukte eingehende 
Vorprodukte oder Teile wahlweise eigenfertigen oder fremdbeziehen, so hat auch dies 
wesentlichen Einfluss auf die Kosten. Homogene Kostenverursachung liegt dann vor, 
wenn von vornherein klar ist, welche Arbeiten selbst durchgeführt und welche vom 
Markt bezogen werden. Können die Relationen zwischen den beiden Formen jedoch 
kurzfristig verändert werden, so liegt heterogene Kostenverursachung vor, da für gleiche 
Produktmengen unterschiedliche Kosten anfallen können.141  
Außerdem führt KILGER innerbetriebliche Unwirtschaftlichkeiten142 sowie exogene und endo-
gene stochastische Größen (z. B. zufallsabhängige Schwankungen der Faktorpreise, jahres-
zeitlich bedingte Witterungseinflüsse, der zufälligen Anfall von Reparaturen oder Ausschuss) 
als kostendeterminierenden Größen an.143 
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 KILGER, W.; PAMPEL, J.; VIKAS, K. (2007) S. 120 
140
 Vgl. KILGER, W.; PAMPEL, J.; VIKAS, K. (2007) S. 121 
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 Vgl. KILGER, W.; PAMPEL, J.; VIKAS, K. (2007) 
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 Vgl. KILGER, W.; PAMPEL, J.; VIKAS, K. (2007) S. 122 Dies ist vor allem dem Umstand geschuldet, dass das 
von ihm entwickelte Einflussgrößensystem zur Identifizierung von unwirtschaftlichen Verhalten in den be-
trieblichen Teilbereichen dienen soll. 
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 Vgl. KILGER, W.; PAMPEL, J.; VIKAS, K. (2007) S. 122 f. 
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4.1.3.3 Anwendbarkeit produktions- und kostentheoretischer Ansätze für energiebe-
zogene Bereitstellungsentscheidungen  
Eine kritische Prüfung der Anwendbarkeit produktions- und kostentheoretischer Ansätze kann 
an den diesbezüglich zum Transaktionskostenansatz angestellten Überlegungen in Abschnitt 
4.1.2.4 anknüpfen. Dort wurde festgehalten, dass der Transaktionskostenansatz lediglich auf 
Basis der tendenziellen Ausprägung monetärer Konsequenzen die Wahl des Bereitstellungs-
prozesses jedoch nicht des Bereitstellungsobjektes zu unterstützen vermag. Die auf die vorlie-
gende Problemstellung spezifizierte Aufgabe der produktions- und kostentheoretischen An-
sätze besteht also einerseits in einer Abbildung der monetären Konsequenzen der Bereitstel-
lungsobjekte, die eine Alternativenbewertung und eine darauf aufbauende -auswahl ermög-
licht, andererseits in einer Quantifizierung der monetären Konsequenzen von Bereitstellungs-
prozessen. 
Die in den Abschnitten 3.5.1 bis 3.5.3 charakterisierten Bereitstellungsobjekte sollen dazu  
– wie in Abschnitt 4.1.2.1 bereits festgehalten – im Folgenden i. w. S. als Produktionsfaktoren 
interpretiert werden: Während die sachleistungs-, dienstleistungs- und akteursbezogenen Bau-
steine der Eigenerzeugung und der Speicherung Inputgrößen für das Outputgut ‚elektrische 
Energie‘ bilden, stellt diese bei einem Fremdbezug selbst das Inputgut für nachgelagerte 
Wertschöpfungsabläufe dar, welches in der Entscheidungssituation durch die Bereitstellung 
des akteursbezogenen Bausteins ‚Stromlieferant‘ berücksichtigt wird. Die Bereitstellungspro-
zesse lassen sich als eigene Transformationsprozesse auffassen, in die Produktionsfaktoren 
(z. B. menschliche Arbeit) eingehen, deren Output die Bereitstellung eines spezifischen Ob-
jektes darstellt. 
Zur Abbildung der monetären Konsequenzen von Produktionsfaktoren, d. h. der Produktions-
kosten, wurde auf Basis der Produktions- und Kostentheorie eine Vielzahl an quantitativen 
Entscheidungsmodellen entwickelt, die Aussagen über die Gestaltung eines Entscheidungs-
problems zulassen. Derartige Entscheidungsmodelle setzen sich u. a. aus einer Zielfunktion144 
und aus einem System von Nebenbedingungen zusammen, das Einschränkungen bzw. Be-
grenzungen von zulässigen Handlungsalternativen widerspiegelt.145 Mögliche Zusammenhän-
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 Mithilfe einer Zielfunktion können Ziele im Rahmen der Entscheidungssituation berücksichtigt werden, 
wobei die Alternativen unter Beachtung der Ziele zu bewerten sind. Dies gilt unter der Prämisse, dass nur 
ein Ziel entscheidungsrelevant ist oder die Verfolgung mehrerer Ziele in einem funktionalen Zusammenhang 
dargestellt werden kann. Zur Differenzierung zwischen Modellen bzw. Verfahren bei lediglich einer Ziel-
größe und solchen bei mehreren Zielgrößen vgl. u. a. GÖTZE, U. (2008) S. 46 f. 
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 Vgl. SCHWEITZER, M.; KÜPPER, H. (1997) S. 18 
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ge zwischen den Alternativen und den Beschränkungen werden über die theoretischen Aussa-
gen der Produktions- und Kostentheorie hergestellt.146  
Die Entscheidungsmodelle lassen sich anhand verschiedener Kriterien unterscheiden:147 Ein 
wesentliches Abgrenzungskriterium bildet der Zeitbezug. Demnach kann zwischen kurzfristi-
gen bzw. statischen und langfristigen bzw. dynamischen Entscheidungsmodellen differenziert 
werden. Statische Modelle eignen sich in der Regel für die Vorbereitung operativer Entschei-
dungen. Ihr Betrachtungszeitraum umfasst meist nur eine Periode. Sie basieren auf Informati-
onen, die u. a. mithilfe der Kostenrechnung als systemischer Ausgestaltung der (Produktions- 
und) Kostentheorie zur Verfügung gestellt werden.148 Der kurzfristige Charakter und der ope-
rative Fokus bringen einerseits Einschränkungen hinsichtlich der Aussagekraft aufgrund des 
stark eingegrenzten Betrachtungszeitraums mit sich.149 Andererseits erlaubt ein kurzfristiger 
Betrachtungszeitraum tendenziell detailliertere und exaktere Prognosen zur Ausprägung der 
zu berücksichtigenden Kostenbestandteile von alternativen Handlungsmöglichkeiten. Für die 
vorliegende Problemstellung scheinen statische Entscheidungsmodelle eher ungeeignet, da 
der ihnen immanente kurzfristige Betrachtungszeitraum nicht mit dem anzusetzenden lang-
fristigen Horizont einiger Produktionsfaktoren von Technologien zur Erzeugung bzw. Spei-
cherung elektrischer Energie (z. B. Baustein ‚Anlage‘) korrespondiert.150 
Im Gegensatz zu den statischen eignen sich dynamische Modelle tendenziell besser für die 
Vorbereitung strategischer Entscheidungen. Sie umfassen mehr als nur eine Periode und ba-
sieren in der Regel auf Verfahren der Investitionsrechnung,151 welche insbesondere zur Beur-
teilung von im Unternehmen langfristig einzusetzenden Produktionsfaktoren genutzt wer-
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 Vgl. SCHWEITZER, M.; KÜPPER, H. (1997) S. 18 
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 Vgl. GÖTZE, U. (2008) S. 47 
148
 Exemplarisch sei hier nur auf Verfahren zur Kalkulation von Outputgütern, zur Vorbereitung von Produkti-
ons- und Absatzprogrammen, zur kundenorientierten Entwicklung von Neuprodukten oder zur Vorbereitung 
von Investitionen in Potenzialgüter verwiesen.  
149
 So werden Entwicklungen außerhalb des Betrachtungszeitraums vernachlässigt, was die Gefahr von Fehlent-
scheidungen dann erhöht, wenn der gewählte Betrachtungszeitraum besonders kurz ist, die Wirkungen des 
„Entscheidungsobjektes“ jedoch langfristiger Natur sind. Darüber hinaus werden Zins- und Kapitalbin-
dungswirkungen bei kurzfristigen Modellen unpräziser abgebildet.  
150
 Es sei jedoch darauf verwiesen, dass statische (im Sinne von ‚kurzfristig‘) Entscheidungsmodelle auf Basis 
der Erkenntnisse von dynamischen (im Sinne von ‚langfristig‘) Entscheidungsmodellen formuliert werden 
können. Dies gilt im Rahmen der Problemstellung der vorliegenden Arbeit bspw. für die Planung von unter-
jährigen Kraftwerkseinsatzzeiten. Vgl. Abschnitt 2.3. Die auf Basis der quasi übergeordneten dynamischen 
Entscheidungsmodelle getroffene Auswahl determiniert den Handlungsspielraum von statischen Modellen. 
151
 Die Investitionsrechnung kann als eine Art „Vorrechnung“ der Kostenrechnung aufgefasst werden. Die 
Verfahren der dynamischen Investitionsrechnung lassen sich abgesehen vom Betrachtungszeitraum durch 
unterschiedliche Prämissen hinsichtlich der Zielgröße, der Berücksichtigung von Zinseffekten oder der Ein-
beziehung von Unsicherheiten voneinander abgrenzen. Einen Überblick über bestehende Verfahren vermit-
teln u. a. GÖTZE, U. (2008) S. 66 ff.; KRUSCHWITZ, L. (2011) S. 29 ff.; BLOHM, H.; LÜDER, K.; SCHÄFER, C. 
(2011) S. 43 ff. 
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den.152 Der längere Betrachtungszeitraum bringt den Vorteil mit sich, dass die monetären 
Konsequenzen von Produktionsfaktoren über dessen gesamten Nutzungszeitraum und nicht 
nur ausschnittsweise oder unter Rückgriff auf eine hypothetische Durchschnittsperiode abge-
bildet werden können. Insbesondere Veränderungen der Eingangsgrößen im Zeitablauf kön-
nen so exakter berücksichtigt werden. Gleichzeitig ist jedoch einschränkend festzuhalten, dass 
die (Ermittlung und) Prognose dieser monetären Konsequenzen über einen langen Zeitraum 
tendenziell schwerer fällt und mit größeren Unsicherheiten behaftet ist, als dies bei Modellen 
mit kurzfristigerem Zeithorizont der Fall ist.  
Die auf der Produktions- und Kostentheorie basierenden Entscheidungsmodelle liefern im 
Gegensatz zum Transaktionskostenansatz nicht nur tendenzielle Aussagen zu den monetären 
Konsequenzen der auf die Bereitstellungsobjekte und Bereitstellungsprozesse bezogenen Ent-
scheidungen, sondern sie sind in der Lage, für diese konkrete Ausprägungen zu ermitteln. 
Damit sind auf der Bausteinebene grundsätzlich für beide Facetten der Entscheidungssituati-
on153 mittels dieser Modell Alternativenbewertungen möglich. Daraus und aus der Verbindung 
zwischen Bausteinen und Technologien bzw. Vertragsformen lässt sich schlussfolgern, dass 
auf Basis solcher Entscheidungsmodelle der Beitrag, welchen die Bereitstellungs- und Ver-
wendungsalternativen elektrischer Energie zur Erreichung des Ziels ‚Kostenminimierung‘ 
leisten, exakt(er) quantifiziert werden kann, als dies mittels Transaktionskostenansatz möglich 
ist. Gleichwohl muss berücksichtigt werden, dass auch mit den auf der Produktions- und Kos-
tentheorie basierenden Entscheidungsmodellen einige Schwächen einhergehen.154 Eine we-
sentliche Schwachstelle soll nachfolgend skizziert werden. 
Kosten, die Beschaffungs- und Absatzaktivitäten – zu denen die skizzierten Bereitstellungs-
prozessen gehören155 – verursachen, sind in den Entscheidungsmodellen meist nur oberfläch-
lich abgebildet.156 So unterstellt die Produktions- und Kostentheorie vollkommene Beschaf-
fungs- und Absatzmärkte und insofern überschaubare Beziehungen zwischen Marktpartnern, 
die sich bspw. in der Möglichkeit des jederzeitigen Abschlusses von Liefer- bzw. Leistungs-
verträgen widerspiegeln und die entsprechenden Aufgaben bzw. Leistungen auf der Beschaf-
fungs- sowie der Absatzseite nur einen geringen Umfang einnehmen. Begründet wird dies 
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 Über diesen Zusammenhang lässt sich auch die Verbindung von der Investitionsrechnung zur Produktions- 
und Kostentheorie herstellen. Der in der Kostenrechnung und den meisten statischen Entscheidungsmodel-
len über Abschreibungen dargestellte Wertverzehr von Potenzialgütern, findet in dynamischen Entschei-
dungsmodellen als ‚Investitions- bzw. Anschaffungskosten‘ Eingang. 
153
 Vgl. Abschnitt 3.4 
154
 Vgl. ALBACH, H. (1988) S. 1153 
155
 Vgl. Abschnitt 3.4. Die Absatzaktivitäten lassen sich dazu auch als „Bereitstellung eines (Strom-)Kunden“ 
interpretieren. 
156
 Das lässt sich damit begründen, dass der Fokus dieser Modelle auf der Transformation von Input- zu 
Outputgütern liegt. 
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über die von der Produktions- und Kostentheorie unterstellte Homogenität der gehandelten 
Produkte und vollkommenen Informationen, die dazu führen, dass Unterschiede zwischen 
Produkten und/oder Konditionen relativ schnell über den Preismechanismus ausgeglichen 
werden.157  
In Abschnitt 2.1 wurde die elektrische Energie als in physikalischer Hinsicht homogenes, in 
wirtschaftlicher Hinsicht jedoch als inhomogenes Bereitstellungsobjekt charakterisiert. Die 
Ausführungen zu den Bausteinen sowie den auf diesen basierenden Technologien und Ver-
tragsformen, welche für die Bereitstellung sowie Verwendung elektrischer Energie zur Verfü-
gung stehen, haben jedoch die Vielfalt an Handlungsmöglichkeiten aufgezeigt und damit auch 
verdeutlicht, dass praktisch keine vollkommenen Informationen auf den relevanten Märkten 
vorliegen können.158 Dies führt im Umkehrschluss zu der Konsequenz, dass Informationen 
zwischen Marktakteuren ungleich verteilt sind, was opportunistisches Verhalten bei der 
Mehrzahl der im Zuge der Bereitstellung und Verwendung elektrischer Energie zu fällenden 
Entscheidungen fördern kann. Die produktions- und kostentheoretisch fundierten Entschei-
dungsmodelle wären zwar generell geeignet, auch die monetären Konsequenzen von Bereit-
stellungsprozessen zu quantifizieren, sie würden jedoch diese Aspekte nicht adäquat abbilden.  
Aufgrund der Schwachstellen, die sowohl der Transaktionskostenansatz, als auch die auf der 
Produktions- und Kostentheorie basierenden Entscheidungsmodelle mit sich bringen, scheint 
es nur konsequent, Aspekte beider Ansätze miteinander zu verknüpfen, um die Schwächen 
des jeweils anderen auszugleichen oder zu eliminieren. Ein Bewertungskonzept zur Vorberei-
tung von energiebezogenen MoB-Entscheidungen sollte daher sowohl Produktions- als auch 
Transaktionskosten von Bereitstellungs- und Verwendungsalternativen elektrischer Energie 
berücksichtigen und damit ihre monetären Konsequenzen möglichst umfassend abbilden. 
Aus diesem Grund sollen in den nachfolgenden Abschnitten Überlegungen angestellt werden, 
auf welchen Wegen sich die Annahmen und Erkenntnisse des Transaktionskostenansatzes in 
produktions- und kostentheoretisch fundierte Entscheidungsmodelle integriert werden kön-
nen. 
                                                          
157
 Vgl. MATJE, A. (1996a) S. 194 f. 
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4.1.4  Zusammenführung: Berücksichtigung von Produktions- und Transaktions-
kosten bei der Bewertung von Technologien und Vertragsformen 
4.1.4.1  Darstellung des instrumentellen Rahmens des Bewertungskonzepts 
An die abschließenden Ausführungen des Abschnitts 4.1.3.3 anknüpfend soll nachfolgend die 
Basis für die Strukturierung und Ausgestaltung eines Bewertungskonzepts geschaffen werden, 
das sowohl Produktions- als auch Transaktionskosten bei der Bewertung der Technologien 
und Vertragsformen zur Bereitstellung und Verwendung elektrischer Energie berücksichtigt.  
Das Ziel, diese beiden Kostenkategorien einzubeziehen, ist darauf zurückzuführen, dass die 
monetären Konsequenzen von Handlungsalternativen möglichst umfassend berücksichtigt 
werden sollen. Ein bereits existierendes (Rahmen-)Konzept, das darauf ausgerichtet ist, stellt 
das der Total-Cost-of-Ownership (TCO) dar.159 Bei diesem handelt es sich um ein (in der Re-
gel) auf Verfahren der Investitionsrechnung basierendes (Rahmen-)Konzept zur Vorbereitung 
von mittel- bis langfristigen Bereitstellungsentscheidungen160 für betrieblich genutzte Inputgü-
ter. Da es sich – wie in den letzten Abschnitten erläutert – auch bei den Bereitstellungsobjek-
ten und -prozessen um Inputgüter für die Bereitstellung und Verwendung elektrischer Energie 
handelt, soll das TCO-Konzept den Rahmen für die Alternativenbewertung der vorliegenden 
Problemstellung bilden.  
In diesem Abschnitt werden die wesentlichen Grundlagen des Konzepts überblicksartig dar- 
sowie dessen (mögliche) rechentechnische Ausgestaltung vorgestellt. Dabei soll die differen-
zierte Erfassung und Zuordnung von Produktions- und Transaktionskosten in einem gemein-
samen Bewertungskonzept im Fokus stehen. In den folgenden Abschnitten 4.1.4.2 und 4.1.4.3 
ist aufzuzeigen, auf welchem Weg eine Quantifizierung von Transaktionskosten, die eine 
Grundlage für ihre Integration in das Konzept bildet, erfolgen soll. 
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 Es ist festzuhalten, dass es „den“ TCO-Ansatz in der wissenschaftlichen Diskussion nicht gibt. Vielmehr 
existiert eine Vielzahl an Formen und Ausprägungen. Einen Überblick vermitteln GÖTZE, U.; WEBER, T. 
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als Instrument und Philosophie definiert. Vgl. ELLRAM, L. M. (1993) S. 49; ELLRAM, L. M. (1995) S. 4. 
GÖTZE/WEBER verwenden statt des Begriffs ‚Philosophie‘ den Ausdruck ‚Denkhaltung‘. Vgl. GÖTZE, U.; 
WEBER, T. (2008) S. 250 
160
 In der Literatur wird oft etwas spezifischer von „Beschaffungsentscheidungen“ gesprochen. Vgl. WEBER, T. 
(2013) S. 49. Da jedoch MoB-Entscheidungen als Anwendungsgebiet des Ansatzes explizit genannt werden 
(ELLRAM, L. M. (1995) S. 6) und diese nicht ausschließlich auf die Beschaffung, sondern allgemeiner auf 
die Bereitstellung fokussieren, soll hier und im Folgenden der Begriff Bereitstellungsentscheidung verwen-
det werden. Aus Sicht von Industrieunternehmen und bezugnehmend auf die Problemstellung können damit 
sowohl die fremdbezogene elektrische Energie als auch die für deren Erzeugung bzw. Speicherung notwen-
digen Produktionsfaktoren Untersuchungsobjekte sein. Zur Systematisierung der einzelnen Bereitstellungs-
entscheidungen der vorliegenden Problemstellung sei auf den Abschnitt 3.1 verwiesen. 
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Die oben bereits angedeutete methodische Anlehnung von TCO an die Investitionsrechnung 
ist in der Literatur unbestritten.161 Die konkrete Ausgestaltung eines der Entscheidung zugrun-
de zu legenden Modells bzw. Verfahrens wird jedoch offen gelassen.162 So finden sich TCO-
Ansätze, die auf statischen163 Verfahren basieren, ebenso wie solche, die auf dynamischen164 
Verfahren aufbauen.165 
Ein für die dynamische Investitionsrechnung zentrales, weil „in der wissenschaftlichen Litera-
tur […] am stärksten akzeptiertes“166, Verfahren stellt die Kapitalwertmethode dar.167 Deren 
Zielgröße, der Kapitalwert, ist definiert als „die Summe aller auf einen Zeitpunkt auf- oder 
abgezinsten Ein- und Auszahlungen, die durch die Realisation eines Investitionsobjektes ver-







nn q)ae(KW  (4-1) 
Der Kapitalwert stellt den auf einen Betrachtungszeitpunkt (in der Regel auf t = 0 bzw. auf 
den Anfang eines Betrachtungszeitraums) bezogenen Geldvermögenszuwachs dar, der mit 
einem Investitionsobjekt erzielt werden kann.169 Eine Alternative, die einen positiven Kapi-
talwert aufweist, ist als absolut vorteilhaft einzustufen. Relativ vorteilhaft ist die Alternative 
mit dem – im Vergleich zu anderen zur Wahl stehenden Alternativen – größten Kapitalwert.170 
                                                          
161
 In Anlehnung an die Methoden zur Ermittlung von Produktlebenszykluserfolgen, denen eine gewisse Ver-
wandtschaft mit dem TCO-Ansatz nicht abgesprochen werden kann, könnte TCO auch auf Verfahren der 
Kostenrechnung basieren. Vgl. u. a. GÖTZE, U. (2010) S. 308 ff. 
162
 Neben der Beantwortung der Frage nach dem der Entscheidung zugrunde zu legenden Verfahren, ist im 
Rahmen der Festlegung eines TCO-Berechnungskonzeptes auch darüber zu befinden, ob lediglich rein mo-
netäre Größen in die Alternativenbewertung Eingang finden oder auch qualitative Kosteneinflussfaktoren 
berücksichtigt zu berücksichtigen sind. In der TCO-Literatur wird diese Thematik durch die Differenzierung 
zwischen ‚monetary- bzw. dollar-based‘- und ‚value-based‘-Approach aufgegriffen. Vgl. ELLRAM, L. M. 
(1995) S. 11 ff.; WYNSTRA, F.; HURKENS, K. (2005) S. 467 ff. Da die bisherigen Vorschläge zur Berücksich-
tigung nicht-monetärer Aspekte mit zahlreichen Schwächen behaftet sind, wird auf deren Integration ver-
zichtet. Vgl. GÖTZE, U.; WEBER, T. (2008) S. 254 und WEBER, T. (2013) S. 53. Unabhängig davon bildet 
die Berücksichtigung qualitativer Kosteneinflussgrößen für die vorliegende Problemstellung insofern einen 
interessanten Ansatzpunkt, als dass dadurch die Versorgungsicherheit und die Ökologieorientierung Eingang 
in die Alternativenbewertung finden können. 
163
  Vgl. u. a. DEGRAEVE, Z.; ROODHOOFT, F. (1999) 
164
 Vgl. GROB, L. H.; LAHME, N. (2004); GROB, L. (2011)  
165
 Bereits im Abschnitt 4.1.3.3 wurde darauf hingewiesen, dass die vorliegende Problemstellung die Nutzung 
langfristiger Entscheidungsmodelle nahelegt. Im vorliegenden Abschnitt können entsprechende Ausführun-
gen dazu deshalb unterbleiben. Ausführungen zur Festlegung des Betrachtungszeitraums erfolgen in Ab-
schnitt 4.3.2 
166
  GÖTZE, U. (2008) S. 80 
167
  Für die weiteren zur dynamischen Investitionsrechnung gehörenden Verfahren und Methoden sei auf die 
einschlägige Literatur verwiesen, z. B. GÖTZE, U. (2008) S. 66 ff. 
168
  GÖTZE, U. (2008) S. 71 
169
 Vgl. GÖTZE, U. (2008) S. 71  
170
  Vgl. GÖTZE, U. (2008) S. 71 
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Die Kapitalwertmethode soll für die Entscheidungsfindung in der vorliegenden Problemstel-
lung genutzt werden.171 
In Verbindung damit ist die in Abschnitt 2.4 vorgeschlagene monetäre Zielstellung ‚Kosten-
minimierung‘ durch eine an das Bewertungsverfahren angepasste zu ersetzen: Da der Kapi-
talwert die Abbildung positiver und negativer monetärer Konsequenzen auf Basis von Zah-
lungen umfasst, scheint die Umformulierung der Zielstellung in ‚Kapitalwertmaximierung‘ 
plausibel. Mit der Festlegung des Bewertungsverfahrens geht auch die Wahl der Rechengrö-
ßen einher. So ist auf Ein- und Auszahlungen statt auf Erlöse und Kosten abzustellen. Die 







  (4-2) 
Das mittels Kapitalwertmethode ausgestaltete TCO-Konzept umfasst die Identifikation und 
Berücksichtigung sämtlicher Zahlungswirkungen, die mit den Bereitstellungsentscheidungen 
einhergehen. Übertragen auf die vorliegende Problemstellung sind damit Ein- und Auszah-
lungen zu berücksichtigen, die durch die Nutzung/Inanspruchnahme von Technologien und 
Vertragsformen der Bereitstellungs- und Verwendungswege sowie deren Bündelung zu einem 
Energieportfolio verursacht werden. Da sowohl für die Nutzung von Technologien als auch 
für die Inanspruchnahme von Vertragsformen jeweils die Bereitstellung von Bausteinen die 
Basis bildet, für die eigene (Bereitstellungs-)Entscheidungen zu treffen sind, müssen konse-
quenterweise auch deren monetären Konsequenzen in ein an die Problemstellung angepasstes 
Bewertungskonzept eingehen. 
Auch wenn die vorliegende Entscheidungssituation schon allein aufgrund des expliziten Ein-
bezugs der Vertragsformen des Verwendungswegs ‚Sell‘ die Berücksichtigung von Einzah-
lungen erfordert, steht mit den nachfolgenden Ausführungen die differenzierte Zuordnung der 
negativen monetären Konsequenzen, also der Auszahlungen, im Vordergrund. Dies kann da-
mit begründet werden, dass Einzahlungen – in Bezug auf den Gesamtumfang der monetären 
Konsequenzen – tendenziell nur einen geringen Teil ausmachen, insofern der Verkauf elektri-
scher Energie nicht als ein wesentliches Geschäftsfeld von Industrieunternehmen angesehen 
wird. Außerdem ist eine Fokussierung auf die Auszahlungsseite vor dem Hintergrund der 
vorzunehmenden Differenzierung zwischen Produktions- und Transaktionskosten erforder-
lich.  
                                                          
171
  Damit einhergeht im Folgenden die Annahme, dass die durch die Bündelung konkreter Bausteine ausgestal-
teten Technologien und Vertragsformen als Investitionsobjekte interpretiert werden können. 
Kapitel 4: Entwicklung eines Bewertungskonzepts 161 
 
Hinsichtlich der Erfassung von Einzahlungen soll ein Verweis auf die Bereiche und Systeme 
der Erlösrechnung genügen.172 Die Zuordnung von Einzahlungen zu „Bereitstellungsobjekten“ 
erfolgt in Anlehnung an das Identitätsprinzip:173 So wird im Folgenden unterstellt, dass das 
Entstehen von Einzahlungen durch die Entscheidung für den Verkauf elektrischer Energie und 
nicht durch die Entscheidung für ihre Erzeugung174 verursacht wird. Einzahlungen, die durch 
den Verkauf von elektrischer Energie generiert werden, sind in der vorliegenden Arbeit daher 
den jeweils „in Anspruch genommenen“ Verkaufsvertragsformen zuzuordnen. Das liegt darin 
begründet, dass die Entscheidung für den Verkauf an sich – wie in Abschnitt 3.1 verdeutlicht 
wurde – eine eigenständige und – abgesehen von bestehenden Interdependenzen – von der 
Bereitstellung losgelöste Entscheidung darstellt. 
Auf Basis der in Abschnitt 3.4 aufgezeigten Differenzierung zwischen Bereitstellungsobjek-
ten und Bereitstellungsprozessen scheint es naheliegend, bei der Erfassung der monetären 
Konsequenzen von Alternativen die Kosten der Bereitstellungsobjekte von den Kosten der 
Bereitstellungsprozessen abzugrenzen.175 
Für ein Bereitstellungsobjekt (sachleistungs-, dienstleistungs- und akteursbezogene Baustei-
ne) hat ein Abnehmer bzw. Nutzer Anschaffungs- und gegebenenfalls Folgekosten bzw.  
-auszahlungen zu tragen. Da diese Bereitstellungsobjekte aus der Sicht der Bereitstellung und 
Verwendung elektrischer Energie i. w. S. als Produktionsfaktoren verstanden werden können, 
die einem Wertverzehr unterliegen, sollen die Kosten (bzw. Auszahlungen) im Folgenden als 
(zahlungswirksame) ‚Produktionskosten‘ bezeichnet und als solche im Bewertungskonzept 
berücksichtigt werden.176 
Die Prozesse bzw. Aktivitäten (prozessbezogene Bausteine), die im Unternehmen erbracht 
werden müssen, um die oben genannten Bausteine bereitzustellen, ziehen ebenfalls einen 
Wertverzehr und damit Kosten (bzw. Auszahlungen) nach sich. Diese werden – in Abgren-
                                                          
172
 Zu Verfahren der Erfassung von Erlösen (bzw. Einzahlungen) vgl. SCHWEITZER, M.; KÜPPER, H. (2011) S. 
118 f. Hinsichtlich der anzuwendenden Zuordnungsprinzipien sei auf die nachfolgenden Ausführungen zu 
den Bereitstellungsobjekten verwiesen. 
173
 Vgl. GÖTZE, U. (2010) S. 18 f; HABERSTOCK, L. (1998) S. 50 f.; RIEBEL, P. (1994) S. 75 ff.; SCHWEITZER, 
M.; KÜPPER, H. (2011) S. 56 f. 
174
 In diesem Fall müsste eine Zuordnung zur Eigenerzeugungsanlage erfolgen, mit der die elektrische Energie 
erzeugt wird. 
175
 Diese Differenzierung basiert im Wesentlichen auf den Ausführungen PAMPELS, der – den Bereitstellungs-
weg bereits vorgebend – u. a. zwischen ‚Beschaffungsobjektkosten‘ und ‚Beschaffungsleistungskosten‘ un-
terscheidet. Vgl. PAMPEL, J. (1992a) S. 40; PAMPEL, J. (1992b) S. 815 ; PAMPEL, J. (1993a) S. 197; PAMPEL, 
J. (1993b) S. 78. Vgl. auch MEYER, C. (1990) S. 107  
176
 Zu einer davon abweichenden Auffassung vgl. MICHAELIS, E. (1985) S. 84 f. Für den akteursbezogenen 
Baustein ‚Personal‘ gilt diese Annahme nur in Bezug auf das technische Betriebspersonal, welches für den 
Betrieb von Anlagen zur Stromerzeugung oder Speicherung benötigt wird. Vgl. Abschnitt 4.1.4.3, Fußnote 
215 
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zung zur obigen Kategorie – im Folgenden als (zahlungswirksame) ‚Transaktionskosten‘ in-
terpretiert und finden unter dieser Bezeichnung Eingang in das Bewertungskonzept.177 
In der untenstehenden Abbildung 4-6 ist die differenzierte Erfassung von (zahlungswirksa-
men) Produktions- und Transaktionskosten graphisch festgehalten. Zusätzlich wurde in der 
Abbildung der Aspekt berücksichtigt, dass sich einem Bereitstellungsobjekt bzw. Bereitstel-
lungsprozess mehrere Kosten- bzw. Auszahlungsarten zuordnen lassen und diese – dem We-
sen der Kapitalwertmethode folgend – zu unterschiedlichen Zeitpunkten anfallen können. Wie 
aus der Abbildung ersichtlich wird, gehen in die Berechnung eines technologie- oder vertrags-
formbezogenen Kapitalwerts – hier unter Vernachlässigung von Einzahlungen – der (abge-
zinsten) zahlungswirksamen Produktions- und Transaktionskosten aller relevanten Bereitstel-
lungsobjekte und -leistungen ein. 
 
Abb. 4-6:  Systematik zur differenzierten Berücksichtigung von Produktions- und Trans-
aktionskosten178 
                                                          
177
 Es sei daran erinnert, dass auch ein Prozess ein Bereitstellungsobjekt darstellen kann (vgl. Abschnitt 3.4, 
Fußnote 310). Dies ist dann der Fall, wenn ein spezifischer Prozess nicht innerhalb eines Unternehmens, 
sondern von einem Lieferanten erbracht wird. In derartigen Konstellationen werden dem „ausgelagerten“ 
Prozess (der dann das Bereitstellungsobjekt darstellt) Produktionskosten zugeordnet. Sie stellen de facto die 
von einem Lieferanten in Rechnung gestellten Leistungen dar. Der intern zu erbringende Prozess zur Bereit-
stellung des ausgelagerten Prozesses (der dann den Bereitstellungsprozess bzw. -aktivitäten darstellt, d. h. 
bspw. die Akquise eines Lieferanten) verursacht jedoch auch in einem solchen Fall einen als Transaktions-
kosten interpretierten Wertverzehr im betrachteten Unternehmen. 
178
 Quelle: eigene Darstellung auf Basis von PAMPEL, J. (1992b) S. 814; GÖTZE, U.; SCHMIDT, A.; WEBER, T. 
(2010) S. 466 Es ist jedoch zu berücksichtigen, dass in diesen Produktionskosten in der Regel anteilige 
Transaktionskosten enthalten sind bzw. sein können, die sich aus der oben festgehaltenen Annahme ergeben, 
dass jedem der Bereitstellungsobjekte Aktivitäten und damit tendenziell auch Transaktionen zugrunde lie-
gen. Diese verursachen bei beiden Transaktionspartnern Kosten, welche sich mittels der nachfolgend ange-
stellten Überlegungen lediglich für den Abnehmer quantifizieren lassen. Die Transaktionskosten des „Liefe-
ranten“ bleiben dagegen für einen Abnehmer meist verborgen. Sie finden sich in Form von Preisaufschlägen 
(zahlungswirksame)
Transaktionskosten











Kosten bzw. Auszahlungen der 
sachleistungs-, dienstleistungs-
und akteursbezogenen Bausteine
inkl. Kosten bzw. Zahlungen 
für Absatz- und 
Verhandlungsaktivitäten der 
Technologie- bzw. 






























Kapitel 4: Entwicklung eines Bewertungskonzepts 163 
 
Die Erfassung179 von (zahlungswirksamen) Produktionskosten basiert sowohl bei fremdbezo-
genen als auch bei selbsterstellten Bereitstellungsobjekten auf Kosteninformationen, die sich 
in erster Linie mithilfe der Bereiche und Systeme der Kostenrechnung generieren lassen.180 
Bezüglich der Bereiche steht dabei vor allem die Kostenartenrechnung im Mittelpunkt. Mit 
ihrer Hilfe werden die zu berücksichtigenden Kosten(arten) der Bereitstellungsobjekte erfasst 
und  
– in Anlehnung an die Systematisierung von Produktionsfaktoren – gegliedert.181 Hinsichtlich 
eigenerstellter sachleistungs- oder dienstleistungsbezogener Bereitstellungsobjekte sind darü-
ber hinaus Verfahren der Kostenträgerstückrechnung von Bedeutung, die eingesetzt werden 
können, um die Kosten der eigenerstellten Bereitstellungsobjekte zu ermitteln.182 In zeitlicher 
Hinsicht stehen aufgrund des prognostischen Charakters des Bewertungskonzepts der vorlie-
genden Problemstellung primär Systeme der Plankostenrechnung im Vordergrund.183 Bezüg-
lich des Umfangs der zu berücksichtigenden Kosten soll(te) infolge des TCO-Anspruchs, die 
monetären Konsequenzen der relevanten Alternativen möglichst vollständig und umfassend 
abzubilden, vom Grundsatz her auf einen Vollkostenansatz zurückgegriffen werden. Dabei ist 
jedoch zu berücksichtigen, dass lediglich zahlungswirksame Kosten zu erfassen sind. Insbe-
sondere die in der Kostenrechnung den Wertverzehr langfristig genutzter Potenzialgüter (z. B. 
Bereitstellungsobjekt ‚Anlage‘) abbildenden und nicht-zahlungswirksamen Abschreibungen 
sind daher durch ihre zahlungswirksamen Äquivalente ‚Anschaffungskosten‘ und ‚Liquidati-
onserlös‘ zu ersetzen.184 
Die Zuordnung185 der zahlungswirksamen Produktionskosten zu Bereitstellungsobjekten folgt 
weitestgehend dem Verursachungsprinzip.186 So werden nur die Kosten (bzw. Auszahlungen) 
einem Bereitstellungsobjekt zugerechnet, für deren Entstehung die Bereitstellung und Nut-
                                                                                                                                                                                     
oder – um den Bezug zur Transaktionsphase ‚Vereinbarung‘ herzustellen – in nicht verhandelten Preisab-
schlägen. In diesem Zusammenhang sei auf die Möglichkeit bzw. Notwendigkeit zur Integration von 
Supply-Chain-Überlegungen hingewiesen. Durch die Anwendung des Ansatzes auf mehrere miteinander 
verbundene Akteure einer Lieferkette lassen sich die Anteile der nicht quantifizierbaren Transaktionskosten 
reduzieren. 
179
 Vgl. auch Abbildung 4-10 in Abschnitt 4.1.4.3 
180
 Vgl. u. a. GÖTZE, U. (2010) S. 27 ff. und 153 ff.; SCHWEITZER, M.; KÜPPER, H. (2011) S. 77 ff. 
181
 Vgl. u. a. GÖTZE, U. (2010) S. 27. In Bezug auf die Gliederung von Produktionsfaktoren sei auf den Ab-
schnitt 4.1.3.1 verwiesen. 
182
 Vgl. u. a. GÖTZE, U. (2010) S. 101 ff. 
183
 Vgl. u. a. GÖTZE, U. (2010) S. 199 ff.; KILGER, W.; PAMPEL, J.; VIKAS, K. (2007) 
184
 Zu deren Ermittlung und Prognose sei auf die Abschnitte 4.5.2.1 und 4.5.2.2 verwiesen. Die Berücksichti-
gung der ebenfalls nicht-zahlungswirksamen Kostenart ‚kalkulatorische Zinsen‘ findet durch die in der Ka-
pitalwertmethode vorgesehene Auf- bzw. Abzinsung aller Zahlungen auf einen Betrachtungszeitpunkt mit-
tels eines geeigneten Diskontsatzes Eingang in das Bewertungskonzept. Ansätze zur Festlegung des Dis-
kont- oder Kalkulationszinssatzes werden u. a. bei BUSSE V. COLBE, W.; LAßMANN, G. (1990) S. 53 f. disku-
tiert. 
185
 Vgl. Abbildung 4-10 in Abschnitt 4.1.4.3 
186
 Vgl. HABERSTOCK, L. (1998) S. 48 ff. 
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zung des Objektes ursächlich ist. Diesem Prinzip folgt auch zeitpunktbezogene Zuordnung 
der zahlungswirksamen Produktionskosten: So werden jene nur den Zeitpunkten des Betrach-
tungszeitraums zugeordnet, in denen die Bereitstellung an sich und/oder die Nutzung bzw. 
Inanspruchnahme der entsprechenden Bereitstellungsobjekte zu Zahlungswirkungen führt. 
Dabei werden – abgesehen von den Anschaffungsauszahlungen der Potenzialfaktoren – die 
potenziell (auch) unterjährig anfallenden Auszahlungen dem jeweiligen Periodenende zuge-
rechnet.187 
Die Erfassung und Zuordnung der durch die Bereitstellungsprozesse bzw. -aktivitäten berück-
sichtigten Transaktionskosten gestaltet sich in der Regel schwieriger.188 Um die Auffassung zu 
rechtfertigen, dass deren monetäre Konsequenzen von „Prozessen“ als Transaktionskosten 
interpretiert werden können, gilt es im folgenden Abschnitt zunächst, die Begriffe ‚Transakti-
on‘ und ‚Prozess‘ auf entsprechende Gemeinsamkeiten zu untersuchen. Darauf aufbauend 
wird im Abschnitt 4.1.4.3 die Erfassung und Zuordnung von Transaktionskosten vertieft. 
4.1.4.2 Transaktionen und Prozesse – Gemeinsamkeiten und Unterschiede 
Für die vorliegende Arbeit erscheinen drei Aspekte des Terminus ‚Transaktion‘ relevant:  
1. Laut PICOT dienen Transaktionen der „Klärung und Vereinbarung eines Leistungsaus-
tauschs“189. Daraus lässt sich ableiten, dass Transaktionen immer dann notwendig wer-
den, wenn ein Transfer von Leistungen zwischen zwei (Vertrags-)Parteien vorbereitet 
werden soll.  
2. WILLIAMSON sieht eine Transaktion in der Übertragung eines Gutes oder einer Leistung 
„über eine technisch trennbare Schnittstelle hinweg“190. Er fasst den Begriff der Transak-
tion damit etwas weiter als PICOT, indem er nicht nur die Vorbereitung des Leistungs-
austauschs, sondern auch den eigentlichen Austauschakt in die Transaktion ein-
schließt.191 Gleichzeitig stellt WILLIAMSON heraus, dass Transaktionen durch die ‚Über-
windung einer Schnittstelle‘ charakterisiert sind.  
3. Schließlich definiert HENKEL Transaktionen als „durch volkswirtschaftliche und inner-
betriebliche Arbeitsteilung entstandene Teilaufgaben“192.  
                                                          
187
 Vgl. GÖTZE, U. (2008) S. 81 f. 
188
 Vgl. FRÖHLING, O.; WEIS, E. (1992) S. 139 
189
 PICOT, A. (1982) S. 269 
190
 WILLIAMSON, O. E. (1990) S. 1 
191
 Außerdem lässt sich aus der Auffassung von Williamson ableiten, dass sich ein Leistungsaustausch auf un-
terschiedliche Arten von Leistungen beziehen kann. Darauf deutet die differenzierte Berücksichtigung von 
„Gütern und Leistungen“ hin. 
192
 HENKEL, C. B. (1992) S. 98 
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Wird dieser dritte Aspekt mit der Definition von WILLIAMSON verbunden, so lässt sich konsta-
tieren, dass (technische) Schnittstellen durch eine innerbetrieblich oder marktlich koordinierte 
Arbeitsteilung entstehen. Transaktionen können daher sowohl innerhalb von Unternehmen 
(z. B. bei der Vorbereitung des Leistungsaustauschs zwischen zwei Abteilungen) als auch 
außerhalb und somit zwischen Lieferanten und Abnehmer stattfinden. Unter zusätzlicher Be-
rücksichtigung der von PICOT vertretenen Auffassung sowie unter Einbeziehung der in Ab-
schnitt 4.1.2.2 angeführten Transaktionsphasen stellen Transaktionen somit Teilaufgaben 
bzw. Aktivitäten dar, die der Anbahnung, Vereinbarung, Abwicklung, Kontrolle und Anpas-
sung eines sich über marktliche oder innerbetriebliche Schnittstellen hinweg erstreckenden 
Leistungsaustauschs dienen. 
Um eine Verbindung zwischen Transaktionen und Prozessen herstellen zu können, muss auch 
eine Auseinandersetzung mit dem Prozessbegriff erfolgen. Im Gegensatz zu Transaktionen, 
zu deren Begriffsverständnis es – wie anhand der obigen Ausführungen ableitbar ist – relativ 
heterogene Auffassungen gibt, scheint der Begriff ‚Prozess‘ in der Literatur recht homogen 
definiert. SCHMELZER/SESSELMANN definieren einen Prozess wie folgt: „Allgemein wird unter 
einem Prozess eine Reihe von Aktivitäten verstanden, die aus einem definierten Input ein de-
finiertes Ergebnis (Output) erzeugt.“193 HORVÁTH/MAYER sehen in einem Prozess „eine auf 
die Erbringung eines Leistungsoutputs gerichtete Kette von Aktivitäten“194 und stellen den 
unmittelbaren Outputbezug der vorherigen Definitionen damit etwas in den Hintergrund. Bei 
BRAUN spielt die Umwandlung eines Inputs in einen Output als Bestandteil der Prozessdefini-
tion gar keine Rolle. So versteht er einen Prozess als „eine nach bestimmten Kriterien durch-
geführte Zusammenfassung von Tätigkeiten oder Aktivitäten“195.  
Gemeinsam ist allen Definitionen, dass Prozesse jeweils aus mehreren Bestandteilen beste-
hen. Diese werden als Aktivitäten, Tätigkeiten oder Handlungen bezeichnet und stellen „die 
kleinsten, in sich geschlossenen und nicht mehr weiter untergliederten Handlungseinheiten“196 
dar. Sie lassen sich – bei einem nicht primär technischen geprägtem Prozessverständnis – in-
nerhalb einer Kostenstelle eines Unternehmens zu Teilprozessen zusammenfassen, die wiede-
rum zu kostenstellenübergreifenden Hauptprozessen aggregiert werden können.197 Während 
ein Teilprozess also „eine Kette homogener Aktivitäten einer Kostenstelle“198 darstellt, ist ein 
                                                          
193
 SCHMELZER, H. J.; SESSELMANN, W. (2010) S. 62 
194
 HORVÁTH, P.; MAYER, R. (1993) S. 16 
195
 BRAUN, S. (1996) S. 37 
196
 BRAUN, S. (1996) S. 37 
197
 Vgl. MAYER, R.; KAUFMANN, L. (2000) S. 296 f. 
198
 MAYER, R.; KAUFMANN, L. (2000) S. 297 
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Hauptprozess als „eine Kette in der Regel kostenstellenübergreifender homogener Aktivitä-
ten“199 definiert. 
Über diese begriffliche Trennung von Transaktion und Prozess hinaus finden sich in der Lite-
ratur sowohl bei Vertretern des Transaktionskostenansatzes als auch bei Autoren, die sich mit 
Unternehmensprozessen und Ansätzen der Prozesskostenrechnung200 befassen, z. T. Verweise 
auf den jeweils anderen Terminus: So definiert PICOT, als einer der Hauptvertreter des Trans-
aktionskostenansatzes, Transaktionen als „Prozess der Klärung und Vereinbarung […]“201, 
während MILLER/VOLLMANN, die als Initiatoren der Prozesskostenrechnung im anglo-
amerikanischen Raum gelten, statt des Prozessbegriffs den Begriff ‚transactions‘ verwen-
den.202 Die Verwendung des Prozessbegriffs zur Definition von Transaktionen bei PICOT kann 
vermutlich damit begründet werden, dass sie bereits entwickelt wurde, als der Prozessorientie-
rung in Unternehmen allgemein und im betrieblichen Rechnungswesen noch keine Beachtung 
geschenkt wurde und der Prozessbegriff daher noch nicht derart eindeutig belegt war, wie er 
dies mittlerweile ist. Eine Analyse dieser begrifflichen Vermischung soll daher im Folgenden 
auch unterbleiben.  
MILLER/VOLLMANN definieren „transactions“ als „exchanges of the materials and/or infor-
mation (…) to move production along but do not directly result in physical products“203. Aus 
dieser Begriffsauffassung lässt sich ableiten, dass zwischen Transaktionen (gemäß den Vertre-
tern des Transaktionskostenansatzes) und Prozessen eine enge Verbindung besteht. So enthält 
die Definition des Begriffs nach MILLER/VOLLMANN Elemente, die sich auch im Transakti-
onskostenansatz finden. Dazu gehören: 
- der Austausch von Informationen, der in den Transaktionsphasen ‚Anbahnung‘ und 
Vereinbarung‘ enthalten ist, und  
- der nur mittelbare Bezug zu einem Output an physischen Produkten, der als Hinweis 
darauf verstanden werden kann, dass ‚transactions‘ nicht primär auf produzierende 
oder fertigende Tätigkeiten abstellen. 
Die Verbindung zwischen den beiden Termini ‚Transaktion‘ und ‚Prozess‘ wird daher im 
Rahmen der Arbeit wie folgt aufgefasst: Die Bereitstellungsprozesse der vorliegenden Pro-
                                                          
199
 MAYER, R.; KAUFMANN, L. (2000) S. 296 Im Folgenden wird der Begriff ‚Prozess‘ als Synonym für Haupt-
prozess genutzt. 
200
 Vgl. Abschnitt 4.1.4.3 
201
 PICOT, A. (1982) S. 269 
202
 Vgl. MILLER, J. G.; VOLLMANN, T. E. (1985) S. 144. MILLER/VOLLMANN entwickeln eine Typologie be-
trieblicher „transactions“, indem sie zwischen logistischen (logistical), ausgleichenden (balancing), quali-
tätsbezogenen (quality) und aktualisierenden (change) „transactions“ unterscheiden (Deutsche Übersetzung 
der Transaktionen gemäß COENENBERG, A. G.; FISCHER, T. M. (1991) S. 25). 
203
 MILLER, J. G.; VOLLMANN, T. E. (1985) S. 144 
Kapitel 4: Entwicklung eines Bewertungskonzepts 167 
 
blemstellung können als aus mehreren Teilprozessen/Prozessschritten bestehende Hauptpro-
zesse verstanden werden, die sich ihrerseits wiederum aus mehreren Tätigkeiten bzw. Aktivi-
täten zusammensetzen.204 Transaktionen lassen sich hingegen in verschiedene Transaktions-
phasen differenzieren, die als spezifische Aktivitäten aber auch Teilprozesse (also Bündel von 
Aktivitäten) interpretiert werden können, welche zur Vorbereitung und Durchführung eines 
sich über eine innerbetriebliche (hierarchische) oder marktliche Schnittstelle hinweg erstre-
ckenden Leistungsaustauschs dienen. Somit stellen die Phasen einer Transaktion Elemente 
von Prozessen (Aktivitäten) oder Bündel dieser Elemente (Teilprozesse) dar. In der untenste-
henden Abbildung 4-7 ist diese Verbindung zwischen den beiden Termini idealtypisch darge-
stellt. 
  
Abb. 4-7:  Verbindung zwischen Transaktionen und Prozessen205 
Die Verbindung zwischen Prozessen und Transaktionen sei nachfolgend am Beispiel des in 
Abschnitt 3.5.4 charakterisierten Beschaffungsprozesses verbal und graphisch mithilfe der 
untenstehenden Abbildung 4-8 verdeutlicht. 
Aktivitäten des Beschaffungsprozesses, die inhaltlich mit der Transaktionsphase ‚Anbahnung‘ 
korrespondieren, d. h. solche, die der Suche nach und der Beschaffung von Informationen 
dienen,206 erfolgen im Rahmen der Teilprozesse/Prozessschritte ‚Bedarfsanalyse‘ (z. B. Er-
mittlung des mengenmäßigen und zeitbezogenen Bedarfs an einem spezifischen Bereitstel-
lungsobjekt), ‚Lieferantensuche‘ (z. B. Einholung von Informationen über potenzielle Liefe-
ranten des Bereitstellungsobjekts), ‚Lieferantenanalyse‘ (z. B. Analyse der identifizierten Lie-
                                                          
204
 Zur Hierarchisierung von Prozessen vgl. u. a. MAYER, R.; KAUFMANN, L. (2000) S. 296 f. Es sei auf die 
exemplarische Darstellung des Bereitstellungsprozesses ‚Beschaffung‘ in Abschnitt 3.5.4 verwiesen. 
205
 Quelle: eigene Darstellung 
206
 Vgl. RICHTER, R.; FURUBOTN, E. G. (2003) S. 352 ff.  
Aktivitäten Teilprozesse Hauptprozess
Phasen Transaktion
Anbahnung Vereinbarung Kontrolle AnpassungAbwicklung
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feranten auf Basis ausgewählter Kriterien), ‚Angebotseinholung‘ (z. B. konkrete Anfrage an 
einen Lieferanten zur Abgabe eines Angebots für eine spezifische Menge eines Bereitstel-
lungsobjekts), ‚Angebotsprüfung‘ (z. B. formelle und materielle Prüfung eingehender Ange-
bote) und ‚Angebotsvergleich‘ (z. B. Herausarbeiten von Unterschieden zwischen den einge-
gangenen Angeboten). 
Aktivitäten der Transaktionsphase ‚Vereinbarung‘ finden sich in Verbindung mit dem Pro-
zessschritt ‚Verhandlung/Abschluss‘, welcher der Festlegung eines oder mehrerer Lieferanten 
für ein spezifisches Bereitstellungsobjekt dient.207 In der Transaktionsphase ‚Abwicklung‘ 
spiegeln sich Aktivitäten der Prozessschritte ‚Bestellung‘ (z. B. konkrete Aufforderung an den 
Lieferanten, die vertraglich vereinbarte Leistung zu liefern) und ‚Lieferung/Überwachung‘ 
(z. B. Überprüfung der Einhaltung vertraglich vereinbarter Leistungen) wider. Dem zuletzt 
genannten Prozessschritt lassen sich außerdem Aktivitäten der Transaktionsphase ‚Kontrolle‘ 
sowie ‚Anpassung‘ zuordnen.208 Die Abbildung 4-8 fasst die Ausführungen zusammen. 
 
Abb. 4-8: Darstellung der Verbindungen zwischen Transaktionsphasen und Prozess-
schritten am Beispiel des allgemeinen Beschaffungsprozesses209 
Die Ausführungen zeigen, dass es hinsichtlich dieses exemplarischen Bereitstellungsprozesses 
zahlreiche Anknüpfungspunkte gibt, die eine synonyme Verwendung der Begriffe ‚Transakti-
on‘ und ‚Prozess‘ rechtfertigen. Für weitere in der vorliegenden Arbeit nicht genauer unter-
suchte, aber für die Entscheidungssituation generell relevante Bereitstellungsprozesse muss 
dies nicht zwingend gelten. Die entsprechenden Bereitstellungsprozesse sollten daher diesbe-
züglich genauer untersucht werden.  
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 Vgl. RICHTER, R.; FURUBOTN, E. G. (2003) S. 361 ff. 
208
 Vgl. RICHTER, R.; FURUBOTN, E. G. (2003) S. 367 ff. 
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Die Ausführungen zeigen jedoch auch, dass eine Zuordnung einzelner Transaktionsphasen zu 
spezifischen Prozessschritten oder gar Aktivitäten oft nicht eindeutig möglich ist. So finden 
sich Aktivitäten einer Transaktionsphase teilweise in mehreren Prozessschritten, während 
andersherum auch mehrere Transaktionsphasen in einen Prozessschritt eingehen können. Im 
Hinblick auf die Erfassung der monetären Konsequenzen von Bereitstellungsprozessen erfor-
dert dies eine Festlegung des Bewertungsobjekts (also Prozess oder Transaktion), da eine 
gleichzeitig auf Transaktionen und Prozesse abstellende Bewertung eine doppelte Einbezie-
hung des Ressourcenverzehrs bedingen würde. Im nachfolgenden Abschnitt soll auf dieser 
Erkenntnis aufbauend ein Vorschlag zur Erfassung und Verrechnung des Ressourcenverzehrs 
der Bereitstellungsprozesse erarbeitet werden. 
4.1.4.3 Identifikation, Erfassung und Zuordnung des Ressourcenverzehrs von 
Transaktionen 
Für die Erfassung und Zuordnung von Transaktionskosten ist zwangsläufig eine Quantifizie-
rung des transaktionsbezogenen Ressourcenverzehrs notwendig. Dass diese Quantifizierung 
Schwierigkeiten bereitet, kann auf die Ableitung von Transaktionskostenarten aus den Trans-
aktionsphasen zurückgeführt werden:210 Die Phasen einer Transaktion stellen auf bestimmte 
im Rahmen von Transaktionen üblicherweise anfallende Aktivitäten und nicht auf die für die 
Erbringung dieser Aktivitäten einzusetzenden Produktionsfaktoren, d. h. den „Transaktions-
input“, ab. Sie sind damit auch nicht geeignet, den Ressourcenverzehr von Transaktionen zu 
erfassen oder abzubilden. 
In der Literatur existieren einige Arbeiten, die sich mit der Quantifizierung von Transaktions-
kosten beschäftigen.211 Diesen ist zwar die Forderung nach dem Aufbau einer (separaten) 
Transaktionskostenrechnung gemein, konkrete Vorschläge für deren Ausgestaltung liefern 
jedoch nur wenige Autoren.212 Der Rückgriff auf eine solche gesonderte Transaktionskosten-
rechnung für die Erfassung des Ressourcenverzehrs von Bereitstellungsprozessen scheint vor 
dem Hintergrund der im vorherigen Abschnitt identifizierten Parallelen zwischen Transaktio-
nen und Prozessen für die vorliegende Problemstellung allerdings entbehrlich. Aus diesem 
Grund soll auch auf eine Auseinandersetzung mit den entsprechenden Konzepten verzichtet 
werden. Vielmehr ist es nach Ansicht des Verfassers ausreichend, auf den Verbindungen zwi-
schen Transaktionen und Prozessen aufbauend 
                                                          
210
 Vgl. Abschnitt 4.1.2.2 
211
 Vgl. ALBACH, H. (1988) S. 1143 ff.; FRÖHLING, O.; WEIS, E. (1992) S. 134 ff.; HAMMES, M.; POSER, G. 
(1992) S. 885 ff.; HOHBERGER, S. (2001); MATJE, A. (1996a); OSTERHELD, I. (2001); PAMPEL, J. (1992b) S. 
810 ff. 
212
 Konkrete Vorschläge für den Aufbau einer Transaktionskostenrechnung finden sich bei MATJE, A. (1996a) 
S. 210 ff.; HOHBERGER, S. (2001) S. 54 ff. und OSTERHELD, I. (2001) S. 164 ff. 
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i) die transaktionsbezogenen Produktionsfaktoren213, die für das Erbringen von Bereitstel-
lungsprozessen der auf die elektrische Energie bezogenen Entscheidungssituation we-
sentlich sind, und deren Kostenarten zu identifizieren sowie 
ii) für diese den transaktionsbezogenen Ressourcenverzehr zu erfassen. 
Im Folgenden wird zunächst auf die Identifikation der transaktionsspezifischen Produktions-
faktoren eingegangen. Anschließend erfolgt die Darstellung der für die Erfassung des Res-
sourcenverzehrs notwendigen Schritte. 
i) Identifikation der transaktionsbezogenen Produktionsfaktoren und deren Kostenarten  
Als eine wesentliche Charakteristik von Transaktionen wurde im letzten Abschnitt die für 
einen Leistungsaustausch notwendige Überwindung von marktlichen oder hierarchischen 
Schnittstellen festgehalten.214 Damit diese gelingt, ist ein Interagieren und Kommunizieren 
zweier (Vertrags-)Parteien notwendig. Es liegt nahe, dass dafür überwiegend der Potenzial-
faktor (dispositive und objektbezogene) menschliche Arbeit als Inputgut genutzt wird, da 
bspw. die Suche nach und die Analyse von Vertragspartnern (Kunden, Lieferanten), die Ver-
handlung mit diesen sowie die Überprüfung der Vollständigkeit vereinbarter Leistungen, aber 
auch das korrigierende Eingreifen, um Leistungen anzupassen, in der Regel vom Personal 
eines Unternehmens erbracht werden. Der damit einhergehende Wertverzehr spiegelt sich in 
den unterschiedlichen Bestandteilen von Personalkosten wider, die somit ein Element von 
Transaktionskosten darstellen.215  
Gleichzeitig ist jedoch davon auszugehen, dass die (dispositive und objektbezogene) mensch-
liche Arbeitsleistung allein in der Regel nicht ausreicht, um Transaktionen vorzubereiten und 
durchzuführen. So wird in vielen Fällen eine Unterstützung durch Informations- und Kom-
munikationstechnik (Potenzialfaktoren) sowie die Inanspruchnahme entsprechender informa-
tions- und (tele-)kommunikationstechnischer Dienstleistungen (Fremddienste und damit ten-
denziell Verbrauchsfaktoren) notwendig sein. Der Verzehr dieser transaktionsbezogenen Pro-
duktionsfaktoren wird durch die originären Kostenarten Abschreibungen, kalkulatorische Zin-
                                                          
213
 Um eine bessere terminologische Abgrenzung zu den Bereitstellungsobjekten zu schaffen, die in den vorhe-
rigen Abschnitten ebenfalls als Produktionsfaktoren i. w. S. interpretiert wurden, soll für die auf die Erbrin-
gung einer Transaktion bzw. eines Bereitstellungsprozesses gerichteten Produktionsfaktoren im Folgenden 
der Begriff ‚transaktionsbezogene Produktionsfaktoren‘ verwendet werden.  
214
 Vgl. Abschnitt 4.1.4.2 
215
 In Abschnitt 4.1.4.1 wurde festgehalten, dass dem akteursbezogenen Baustein ‚Personal‘ Produktionskosten 
zugeordnet werden sollen. Diese Aussage bezieht sich auf im Rahmen des Betriebs von Eigenerzeugungs- 
oder Speicherungsanlagen eingesetztes Betriebspersonal. Dieses ist von Personal abzugrenzen, welches für 
die Erbringung von Bereitstellungsprozessen notwendig ist. Jenem werden in der vorliegenden Arbeit 
Transaktionskosten zugeordnet. 
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sen, Kosten für Rechtsgüter und Kosten für Fremddienste abgebildet, die damit weitere Ele-
mente von Transaktionskosten darstellen (können). 
Darüber hinaus sind in einzelnen Transaktionsphasen u. U. Dienstreisen notwendig (z. B. für 
die Informationssuche auf Messen oder in Verbindung mit Vertragsverhandlungen), mit de-
nen Fremddienste wie bspw. Übernachtungen oder die Nutzung von Mietwagen einhergehen. 
Auch die Ausstattung von Büros und Arbeitsplätzen (Potenzialfaktoren) des an Transaktionen 
beteiligten Personals unterliegt einem transaktionsbedingten Wertverzehr und versursacht 
damit Kosten (Abschreibungen, kalkulatorische Zinsen). 
In der nachfolgenden Abbildung 4-9 sind die beschriebenen Verbindungen zwischen den 
Transaktionskostenarten und den originären Produktionskostenarten exemplarisch dargestellt. 
 
Abb. 4-9:  Verbindung zwischen Transaktions- und originären Produktionskostenarten216 
Mit der Identifikation der transaktionsbezogenen Produktionsfaktoren und deren Kostenarten 
ist eine Basis für die Quantifizierung von Transaktionskosten geschaffen. Im Folgenden sol-
len daher die für die Erfassung und Zuordnung des Ressourcenverzehrs notwendigen Schritte 
kurz dargestellt werden. Diese stützen sich zu großen Teilen auf den Überlegungen der Pro-
zesskostenrechnung, die damit das für die Erfassung und Verrechnung der Transaktionskosten 
im Kontext der vorliegenden Arbeit wesentliche System der Kostenrechnung bildet.  
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ii) Erfassung und Zuordnung des transaktionsbezogenen Ressourcenverzehrs 
Die Prozesskostenrechnung217 dient allgemein der Analyse, einer möglichst verursachungsge-
rechten Verrechnung und sowie der Steuerung von Gemeinkosten.218 Dazu werden Unterneh-
mensbereiche mit tendenziell hohem Gemeinkostenanteil untersucht, die dort ablaufenden 
Aktivitäten erfasst und zu Prozessen „gebündelt“. Diesen Prozessen können unter Nutzung 
entsprechender Bezugsgrößen, von denen die Kostenhöhe (annähernd) abhängig ist, Kosten 
zugeordnet werden, die mit der Ausführung des Prozesses anfallen.219 Die damit einhergehen-
de Anforderung an die Prozesskostenrechnung lautet: die Kosten von in den Prozessen ge-
nutzten Ressourcen zu erfassen (und gegebenenfalls von denen nicht-genutzter Ressourcen 
bzw. Kapazitäten zu separieren).220  
Hinsichtlich der konzeptionellen Ausgestaltung der prozessorientierten Kostenrechnung las-
sen sich im Wesentlichen zwei Ansätze unterscheiden: 
- der im deutschsprachigen Raum verbreitete Prozesskostenrechnung nach HORVÁTH/ 
MAYER und  
- das aus dem angloamerikanischen Raum stammende Activity-Based-Costing (ABC).221 
Beide sollen kurz anhand typischer Eigenschaften vergleichend gegenüber gestellt werden:  
- Abgesehen von der Intention, die in beiden Ansätzen gleich ist, können beide jeweils als 
Systeme der Vollkostenrechnung interpretiert werden, da sie auch Fixkosten den Kosten-
trägern zuordnen.222  
- Der Ansatz nach HORVÁTH/MAYER ist auf die prozessorientierte Erfassung und Steuerung 
von Gemeinkosten für repetitive und gut strukturierte Tätigkeiten in indirekten Bereichen 
                                                          
217
 Der Begriff Prozesskostenrechnung kann nach GÖTZE in einer engen und einer weiten Sichtweise genutzt 
werden. Damit stellt er auf die verschiedenen existierenden Konzepte der Prozesskostenrechnung ab. Eine 
weite Begriffsauffassung, der auch hier gefolgt werden soll, umfasst generell Systeme der Kostenrechnung, 
für die eine Erfassung und Verrechnung von Gemeinkosten über Bezugsgrößen charakteristisch ist. Eine en-
ge Begriffsauffassung der Prozesskostenrechnung ist hingegen mit dem Ansatz von HORVÁTH/MAYER 
gleichzusetzen. Vgl. GÖTZE, U. (2010) S. 218 
218
 Vgl. GÖTZE, U. (2010) S. 217; HORVÁTH, P.; MAYER, R. (1989) S. 216 
219
 Vgl. KAPLAN, R. S.; COOPER, R. (1999) S. 119 
220
 Vgl. KAPLAN, R.; COOPER, R. (1998) S. 117 ff. 
221
 Für eine überblicksartige Darstellung vgl. u. a. SCHWEITZER, M.; KÜPPER, H. (2011) S. 365 ff. Eine ausführ-
liche und mit Aspekten zur Implementierung versehene Auseinandersetzung mit dem ABC findet sich bei 
COOPER, R. (1990a) S. 210 ff.; COOPER, R. (1990b)S. 271 ff.; COOPER, R. (1990c) S. 345 ff. 
222
 Gleichwohl werden im Ansatz nach HORVÁTH/MAYER die Kosten nicht-repetitiver Aktivitäten nicht über 
Prozesskostensätze auf die Kostenträger verrechnet. Deren Berücksichtigung erfolgt nach wie vor über die 
aus der „klassischen“ Kostenrechnung bekannten Gemeinkostenzuschlagsätze. Vgl. SCHWEITZER, M.; KÜP-
PER, H. (2011) S. 372. 
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gerichtet.223 Das ABC deckt hingegen auch Tätigkeiten in den direkten, d. h. leistungser-
stellenden Bereichen, ab.224  
- Während HORVÁTH/MAYER eine Prozesshierarchisierung in kostenstellenbezogene Teil- 
sowie kostenstellenübergreifende Hauptprozesse vornehmen, kennt das ABC vom Grund-
satz her nur eine Prozessebene – die der „activities“.225 
Die einer Prozesshierarchisierung immanente Unterscheidung zwischen verschiedenen Pro-
zessebenen ist für die vorliegende Arbeit wesentlich, da ohne diese Transaktionskosten nur 
sehr pauschal einem Bereitstellungsprozess zugeordnet werden könnten.226 Vor diesem Hin-
tergrund soll das ABC im Folgenden nicht weiter betrachtet werden. Für die Erfassung und 
Zuordnung des transaktionsbezogenen Ressourcenverzehrs erfolgt eine Fokussierung auf die 
Prozesskostenrechnung nach HORVÁTH/MAYER. 
Die Einführung und Anwendung einer Prozesskostenrechnung nach HORVÁTH/MAYER um-
fasst allgemein die folgenden Schritte:227 
1. Abgrenzung des zu untersuchende Unternehmensbereichs und Hypothesenbildung zu 
Hauptprozessen sowie Kosteneinflussgrößen, 
2. Tätigkeitsanalyse auf Kostenstellenebene, um daraus Teilprozesse abzuleiten, 
3. Kapazitätserfassung und Kostenzuordnung auf Kostenstellenebene, 
4. Verdichtung der Teilprozesse zu kostenstellenübergreifenden Hauptprozessen, 
5. Kapazitätserfassung und Kostenzuordnung auf Hauptprozessebene. 
Für die Erfassung und Verrechnung des Ressourcenverzehrs ist in erster Linie Schritt 3 rele-
vant, der nachfolgend – allerdings von der institutionellen Einbettung der Prozesskostenrech-
nung in ein System aus Kostenstellen abstrahierend – auszugsweise dargestellt werden soll. 
Für die weiteren Schritte sei auf die Literatur verwiesen.228 
Im Fokus von Schritt 3 stehen u. a. die für die Erfassung des Ressourcenverzehrs essentielle 
Ermittlung des Zeitbedarfs einer einmaligen Prozess- bzw. Transaktionsdurchführung sowie 
                                                          
223
 Vgl. SCHWEITZER, M.; KÜPPER, H. (2011) S. 370 Für nicht-repetitive Aktivitäten werden keine Prozesse 
definiert. 
224
 Vgl. SCHWEITZER, M.; KÜPPER, H. (2011) S. 364 
225
 Das kann damit begründet werden, dass angloamerikanische Kostenrechnungssysteme gegenüber den im 
deutschsprachigen Raum verbreiteten eine weniger stark ausdifferenzierte Kostenstellenrechnung kennen. 
Gleichwohl wird auch im ABC eine Art indirekte Hierarchisierung vorgenommen, in dem unterschiedliche 
Bezugsgrößenebenen für die Prozesse gebildet werden. So lassen sich in diesem Ansatz stückbezogene, los-
größenbezogene, produktbezogene und unternehmensbezogene Prozesse differenzieren. Die Kosten der ers-
ten drei Ebenen werden über Prozessbezugsgrößen verrechnet, für die vierte Ebene wird mit der Wertschöp-
fung eine wertabhängige Hilfsgröße herangezogen. Vgl. SCHWEITZER, M.; KÜPPER, H. (2011) S. 365 f. 
226
 Vgl. Abschnitt 3.5.4 und 4.1.4.2 
227
 Vgl. GÖTZE, U. (2010) S. 220 ff.  
228
 Vgl. u. a. GÖTZE, U. (2010) S. 220 ff. 
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die Identifikation von Bezugsgrößen, die die Anzahl der Prozess- bzw. Transaktions-
durchführungen innerhalb eines abgegrenzten Zeitraums widerspiegeln können. 
Der Zeitbedarf gibt die zeitliche Dauer einer Prozess- bzw. Transaktionsdurchführung an. Er 
ist damit ein Indikator des Ressourcenverzehrs. Für die Ermittlung von Prozess- bzw. Trans-
aktionszeiten eignet sich im Rahmen einer grundlegenden Neuplanung in der Regel aus-
schließlich ein bottom-up-Ansatz229, mit dessen Hilfe der Zeitbedarf für die einmalige Pro-
zess- bzw. Transaktionsdurchführung erhoben wird.230 
Eine (Prozess-)Bezugsgröße stellt eine Maßgröße dar, die angibt, wie oft ein Prozess inner-
halb eines Betrachtungszeitraums wiederholt wird (Prozessmenge).231 Um die Prozesskosten 
bzw. hier die Transaktionskosten einem Kostenträger möglichst verursachungsgerecht zuord-
nen zu können, sollte die Prozessmenge in einen funktionalen Zusammenhang mit einer Kos-
teneinflussgröße stehen; im günstigsten Fall dieser entsprechen.232 Zwischen der Ausprägung 
einer Bezugsgröße und dem Ressourcenverbrauch wird ein proportionales Verhältnis unter-
stellt. Eine Bezugsgröße ist insbesondere dann geeignet, wenn dieser Zusammenhang prak-
tisch zumindest annähernd besteht.233 
Der in Zeiteinheiten erfasste Ressourcenverzehr eines Prozesses bzw. einer Transaktion in-
nerhalb eines abgegrenzten Zeitraums (z. B. die einem Kalenderjahr entsprechende Periode 
eines mehrperiodischen Betrachtungszeitraums) ergibt sich aus der Multiplikation des Zeitbe-
darfs der einmaligen Durchführung mit der Anzahl der Wiederholungen innerhalb dieses Zeit-
raums.234 Die Transaktionskosten eines Bereitstellungsprozesses können dann aus dem zeitli-
chen Ressourcenverzehr abgeleitet werden, indem dieser mit einem vorher zu bestimmenden 
Prozess- bzw. Transaktionskostensatz235 multipliziert wird, welcher den prozess- bzw. trans-
aktionsbezogenen Ressourcenverzehr je Zeiteinheit (z. B. Minuten, Stunden) widerspiegelt.236 
Vom Grundsatz her umfasst dieser die Kosten aller transaktionsbezogenen Produktionsfakto-
                                                          
229
 Für die Nutzung einer Top-down-Vorgehensweise, bei der die Kapazität innerhalb eines abgegrenzten Be-
reichs (in der Regel eine Kostenstelle) auf die Prozesse verteilt wird, fehlen bei einer grundlegenden Neu-
planung die notwendigen Kapazitätsdaten. 
230
 Für einen Überblick über die in Frage kommenden Verfahren vgl. GÖTZE, U. (2010) S. 222 f.; HOHBERGER, 
S. (2001) S. 67 ff. sowie Abschnitt 4.5.3. Durch die Erfassung eines transaktionsbezogenen Zeitbedarfs las-
sen sich nach Ansicht des Verfassers die in Abschnitt 4.1.3.3 auf Beschaffungs- und Absatzmärkten vorherr-
schenden Informationsasymmetrien berücksichtigen. Vgl. Abschnitt 4.4.4 
231
 Vgl. u. a. SCHWEITZER, M.; KÜPPER, H. (2011) S. 360. 
232
 Vgl. SCHWEITZER, M.; KÜPPER, H. (2011) S. 360 
233
 Vgl. GÖTZE, U. (2010) S. 221 
234
 Vgl. EILMANN, J.; NYHUIS, P. (2012) S. 659 sowie die Ausführungen der Abschnitte 4.4.4 und 4.5.3 
235
 Der Terminus wird in der Literatur in der Regel in einem anderen Kontext verwendet; Er gibt Prozesskosten 
je Prozessdurchführung und nicht wie hier je Zeiteinheit an. Vgl. u. a. HORVÁTH, P.; MAYER, R. (1993) S. 
23 
236
 Zu dessen Ermittlung und Prognose sei auf die Ausführungen des Abschnitts 4.5.3 verwiesen. 
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ren, kann sich jedoch aus Vereinfachungs- und Relevanzgründen auch auf die Personalkosten 
beschränken.237 
Für die Erfassung der in den Prozess- bzw. Transaktionskostensatz eingehenden Kostenarten 
kann – analog zu den Ausführungen bezüglich der Kosten von Bereitstellungsobjekten – auf 
die Bereiche und Systeme der Kostenrechnung, hier insbesondere auf eine Plan-Kostenarten-
rechnung, zurückgegriffen werden.238  
Ein Teil der Transaktionskosten lässt sich objektbezogen zuordnen, d. h., die Kosten der Be-
reitstellungsprozesse werden in Anlehnung an das finale Verursachungsprinzip dem Baustein, 
der den entsprechenden Bereitstellungsprozess verursacht oder auslöst, zugerechnet.239 Eine 
zeitbezogene Zuordnung dieser Transaktionskosten richtet sich danach, in welchen Perioden 
eines Betrachtungszeitraums Bereitstellungsprozesse, also Transaktionen, erbracht werden: 
Da der Bereitstellungsprozess und die Bereitstellung an sich (d. h. die Lieferung, Einrichtung, 
Inbetriebnahme, aber auch der Arbeitsantritt etc.) sowie die Nutzung des Bereitstellungsob-
jektes in unterschiedlichen Perioden liegen können, sind die Transaktions- und die Produkti-
onskosten eines technologie- oder vertragsformbezogenen Bereitstellungsobjekts auch nicht 
zwingend den gleichen Zeitpunkten zuzuordnen. 
Die bisher geschilderte Vorgehensweise zur Erfassung und Zuordnung von Transaktionskos-
ten bezieht sich primär auf transaktionsbezogene Produktionsfaktoren, denen ein kurzfristiger 
Verbrauch zugrunde liegt (z. B. ‚Personalkosten‘, ‚Kosten für Rechtsgüter‘ und ‚Kosten für 
Fremdleistungen‘), da für diese Zahlungswirksamkeit in der Regel unterstellt werden kann. 
Der Wertverzehr der oben skizzierten transaktionsbezogenen Potenzialfaktoren (z. B. IT-
Hardware, Büroausstattung, Dienstwagen) ist jedoch lediglich über die nicht zahlungswirk-
same Kostenart ‚Abschreibungen‘ erfassbar. Ihre Berücksichtigung bei der Ermittlung des 
oben angeführten Prozess- oder Transaktionskostensatzes wäre im Rahmen eines auf Zahlun-
gen basierenden Bewertungsverfahrens, wie der hier zu nutzenden Kapitalwertmethode, in-
konsistent. Aus diesem Grund sollte – analog zu den Ausführungen hinsichtlich der Bereit-
                                                          
237
 Vgl. HOHBERGER, S. (2001) S. 65 ff.  
238
 In der Literatur zur Prozesskostenrechnung wird konstatiert, dass unter allen zu berücksichtigenden Kos-
ten(arten) den Personalkosten die größte Bedeutung zukommt, da jene in der Regel das höchste Kostenvo-
lumen aller prozessbezogenen Produktionsfaktoren aufweisen. Für diesen Produktionsfaktor wird eine ana-
lytische Planung der den Prozessen bzw. den Transaktionen zuzuordnenden Kosten vorgeschlagen, während 
die Kosten(arten) der weiteren Inputgüter (bzw. -leistungen) lediglich auf Basis von Zuschlagsätzen anteilig 
auf die Personalkosten aufgeschlagen werden sollen. Vgl. u. a. GÖTZE, U.; SCHMIDT, A.; STÖHR, K. (2005) 
S. 365 
239
 Gleichwohl ist einschränkend festzuhalten, dass die oben skizzierte Vorgehensweise zur Ermittlung des 
erwähnten Prozess- bzw. Transaktionskostensatzes dem Durchschnittsprinzip folgt. Vgl. u. a. GÖTZE, U. 
(2010) S. 19; HABERSTOCK, L. (1998) S. 51 
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stellungsobjektkosten – auf die zahlungswirksamen Anschaffungskosten und den Liquidati-
onserlös jener transaktionsbezogenen Produktionsfaktoren abgestellt werden.240 
Abgesehen von der Erfassung ist jedoch meist auch die Zuordnung dieser Zahlungskompo-
nenten von den auf einem kurzfristigen Verbrauch basierenden transaktionsbezogenen Pro-
duktionsfaktoren zu differenzieren: Gemäß einer Orientierung am Verursachungsprinzip 
müsste gelten, dass die Anschaffung und Nutzung entsprechender Potenzialfaktoren (z. B. 
Büroausstattung, Informations- und Kommunikationstechnik, Dienstwagen) auf eine konkrete 
Transaktion zurückzuführen ist. Bereitstellungsprozesse bzw. Transaktionen beziehen sich 
allerdings auf bestimmte Bereitstellungsobjekte.241 Die Anschaffung und transaktions- sowie 
bereitstellungsobjektspezifische Nutzung der genannten Potenzialfaktoren scheint unrealis-
tisch. Sie bilden vielmehr eine Art „zahlungswirksame Transaktionsgemeinkosten“. Nach 
Ansicht des Verfassers bieten sich daher zwei Ansätze für die Zuordnung an:  
- Unter Orientierung am Durchschnittsprinzip242 werden die Anschaffungskosten und 
Liquidationserlöse der betreffenden Potenzialgüter auf Basis eines geeigneten Vertei-
lungsschlüssels allen Transaktionen lediglich anteilig und einmalig im Zeitpunkt ihrer 
Anschaffung zugerechnet.  
- In Anlehnung an das Verursachungsprinzip erfolgt eine Zuordnung nur zu dem Bün-
del von Transaktionen, das für die Nutzung dieser Potenzialfaktoren ursächlich ist – 
ohne eine (durchschnittliche) Verteilung auf einzelne Transaktionen. Auch in diesem 
Fall würde die Anschaffungsauszahlung (der Liquidationserlös) dem Zeitpunkt der 
Anschaffung (des Verkaufs bzw. der Entsorgung) des jeweiligen Potenzialfaktors zu-
gerechnet. 
Für die vorliegende Arbeit bietet sich der zweite Ansatz an, der die Berücksichtigung einer  
– den Bereitstellungsobjekten und -prozessen übergeordneten – Ebene zur Zuordnung von 
Kosten der transaktionsbezogenen Potenzialfaktoren erfordert.243 Diese scheint durch die sich 
über mehrere Ebenen erstreckende Struktur der Entscheidungssituation bereits gegeben:244 So 
kann dieser Teil der Transaktionskosten je nach „Verursacher“ dem gesamten Energieportfo-
                                                          
240
 Vgl. Abschnitt 4.1.4.1 Die Aussagen zur Erfassung der monetären Konsequenzen lassen sich entsprechend 
übertragen. 
241
 Vgl. Abschnitt 3.4 
242
 Vgl. u. a. GÖTZE, U. (2010) S. 19 
243
 Vgl. GÖTZE, U.; WEBER, T. (2008) S. 255 
244
 Vgl. Abschnitt 3.1 
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lio, einem bestimmten Bereitstellungs- bzw. Verwendungsweg des Portfolios oder einzelnen 
Technologien bzw. Vertragsformen zugerechnet werden.245 
In der nachfolgenden Abbildung 4-10 sind die wesentlichen Überlegungen zur Erfassung und 
Zuordnung von Einzahlungen sowie zahlungswirksamen Produktions- und Transaktionskos-
ten überblicksartig dargestellt. Die Abbildung verknüpft damit die Ausführungen des vorlie-
genden mit denen des Abschnitts 4.1.4.1.  
Die Abbildung differenziert zwischen den Instrumenten, auf die für die Erfassung der monetä-
re Konsequenzen zurückgegriffen werden kann, und verdeutlicht, welchen Bezugsobjekten 
die unterschiedlichen Zahlungskategorien zugeordnet werden sollen. Es wird deutlich, dass 
vom Grundsatz her die monetären Konsequenzen den Bereitstellungsobjekten sowie -pro-
zessen und damit der Bausteinebene zugeordnet werden sollen. Durch die gepunkteten Linien 
ist angedeutet, dass es – wie oben erläutert – jedoch auch notwendig sein kann, eine Zuord-
nung auf übergeordneten Ebenen (Technologie oder Vertragsform, Bereitstellungs- oder 
Verwendungsweg, Energieportfolio) vorzunehmen. Die grauen Pfeile zwischen den Alterna-
tiven unterschiedlicher Entscheidungsebenen sollen verdeutlichen, dass die Bezugsobjekte der 
jeweils tieferen Ebene in die höhere Ebene „eingehen“.246   
 
Abb. 4-10: Systematik der Erfassung und Zuordnung von monetären Konsequenzen247 
                                                          
245
 Auf diese Art und Weise lassen sich auch „Folgekosten“ transaktionsbezogenen Potenzialfaktoren in ein 
Bewertungskonzept integrieren. 
246
 Vgl. Abschnitt 3.1 
247
 Quelle: eigene Darstellung 
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Mit den Ausführungen der Abschnitte 4.1.4.1 bis 4.1.4.3 sollte verdeutlicht werden, welche 
Elemente ein Bewertungskonzept, das die Produktions- und Transaktionskosten von Techno-
logien und Vertragsformen der Energiebereitstellung berücksichtigt, umfassen muss. In den 
nachfolgenden Abschnitten ist dieses Konzept einerseits weiter an die Spezifika der energie-
bezogenen Entscheidungssituation anzupassen, andererseits in ein Vorgehensmodell zu inte-
grieren, das die relevanten Schritte zur Ermittlung eines unter Berücksichtigung der (monetä-
ren) Zielgröße vorteilhaften Energieportfolios transparent darstellt. 
4.2 Vorgehensmodell als Rahmen für die Alternativenbewertung 
Die folgenden Ausführungen dienen der Vorstellung eines Vorgehensmodells, das den Rah-
men für die Bewertung der Bereitstellungs- und Verwendungsalternativen elektrischer Ener-
gie unter Berücksichtigung der Zielgröße(n) bilden soll. Zurückgegriffen wird dabei auf ein 
von GÖTZE/SCHMIDT/WEBER entwickeltes Vorgehensmodell,248 das ursprünglich zur Bewer-
tung des Lebenszykluserfolges von Werkstoffen dient und für die hier relevante Entschei-
dungssituation leicht modifiziert wird. 
Ein Vorgehensmodell kann allgemein als „modellhafte, abstrahierende Beschreibung von 
Vorgehensweisen, Richtlinien, Empfehlungen oder Prozessen“249 verstanden werden. Mit die-
sem lassen sich komplexe Probleme, zu denen die Bereitstellung und Verwendung elektri-
scher Energie unter der Prämisse einer grundlegenden Neuplanung gezählt werden kann, in 
einzelne Teilaufgaben zerlegen. Diese Teilaufgaben helfen, Entscheidungsprobleme zu struk-
turieren, schaffen Transparenz und bieten damit eine Orientierung bei ihrer Lösung.250 Zwi-
schen den Teilaufgaben bestehen oft, zum Teil auch wechselseitige Abhängigkeiten.  
Das hier zu nutzende Vorgehensmodell besteht in Anlehnung an die in Abschnitt 3.1 identifi-
zierte Struktur der Entscheidungssituation aus drei miteinander verbundenen Modellebenen. 
Im Fokus der ersten Modellebene stehen die Bereitstellungs- bzw. Verwendungswege beider 
Sichten des Entscheidungsproblems. Bewertet wird die Vorteilhaftigkeit eines Energiebereit-
stellungs- und -verwendungsportfolios, das aus jeweils mehreren Alternativen beider Bereit-
stellungs- und beider Verwendungswege bestehen kann.251 Die Vorteilhaftigkeit eines Portfo-
lios wird von Entscheidungen beeinflusst, die in Bezug auf die darin enthaltenen Technolo-
gien und Vertragsformen getroffen werden. Die monetären Konsequenzen dieser „Partialent-
                                                          
248
 Vgl. GÖTZE, U.; SCHMIDT, A.; WEBER, T. (2010) S. 465 ff. 
249
 Vgl. STAHLKNECHT, P.; HASENKAMP, U. (2005) S. 215 
250
 Vgl. GÖTZE, U.; SCHMIDT, A.; WEBER, T. (2010) S. 465 
251
 Vgl. Abschnitt 3.6 
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scheidungen“252 werden auf einer zweiten Ebene – hier als Submodellebene I bezeichnet – 
ermittelt. Auf dieser sind zur Komplexitätsreduktion die für die Technologien bzw. Vertrags-
formen zu treffenden Entscheidungen in einzelne Teilaufgaben zu zerlegen.253  
Die Vorteilhaftigkeit einzelner Technologien und Vertragsformen wird ihrerseits von Ent-
scheidungen beeinflusst, die bezüglich der für diese jeweils relevanten Bausteine zu treffen 
sind.254 Daraus ergibt sich die Notwendigkeit zur Berücksichtigung einer dritten Ebene; hier 
als Submodellebene II bezeichnet. Auf dieser werden schließlich die für die Bausteine zu tref-
fenden Entscheidungen in einzelne Teilaufgaben zerlegt, die monetären Konsequenzen der 
auf die Bausteine bezogenen „Partialentscheidungen“ ermittelt und somit die Komplexität des 
auf die Technologien bzw. Vertragsformen bezogenen Entscheidungsproblems der Submo-
dellebene I nochmals reduziert.  
Alle drei Modellebenen zeichnen sich in vertikaler Hinsicht durch eine Untergliederung in 
mehrere Schritte aus, die notwendig sind, um zu einer Bewertung des Portfolios (Modellebe-
ne), der Technologien oder Vertragsformen (Submodellebene I) und der Bausteine (Submo-
dellebene II) zu gelangen. Diese Schritte orientieren sich an den Elementen der Entschei-
dungstheorie: Ziele, Entscheidungsalternativen, Umweltzustände und Ergebnisfunktionen 
erweitert um zeitliche Aspekte.255 Die Ebenen und Schritte des auf die Energiebereitstellung 
und -verwendung übertragenen Vorgehensmodells finden sich in der Abbildung 4-11.  
                                                          
252
 GÖTZE, U.; SCHMIDT, A.; WEBER, T. (2010) S. 466 
253
 Vgl. GÖTZE, U.; SCHMIDT, A.; WEBER, T. (2010) S. 466 
254
 Vgl. Abschnitt 3.4 
255
 Vgl. LAUX, H. (2007) S. 19 ff. 
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Abb. 4-11: Vorgehensmodell zur Bewertung von Bereitstellungs- und Verwendungsalter-
nativen elektrischer Energie256 
Die Schritte der drei Modellebenen determinieren das weitere Vorgehen des aktuellen Kapi-
tels. Sie sollen daher im Folgenden überblicksartig erläutert und in Bezug zu den entspre-
chenden Abschnitten der Arbeit gesetzt werden.257  
Den Ausgangspunkt des Vorgehensmodells (M-0) stellt die Bestimmung des Energiebedarfs 
eines betrachteten Unternehmens dar.258 Dieser kann als Basis für sämtliche weitere Schritte 
betrachtet werden, da erst dann Überlegungen zur Bereitstellung und Verwendung elektri-
scher Energie angestellt werden können, wenn der Energiebedarf bekannt ist. 
Der danach folgende Schritt des Modells dient der Festlegung und Untergliederung des Be-
trachtungszeitraums für das Entscheidungsproblem (M-1).259 An diesen schließt sich die Defi-
                                                          
256
 Quelle: erstellt in Anlehnung an GÖTZE, U.; SCHMIDT, A.; WEBER, T. (2010) S. 466 
257
  Sowohl in Bezug auf Schritte, zu welchen bereits in den vorangegangenen Kapiteln ausgeführt wurde, als 
auch in Bezug auf Schritte, die nachfolgend genauer diskutiert werden, erfolgt ein Verweis auf die entspre-
chenden Stellen in dieser Arbeit. 
258
 Vgl. Abschnitt 4.3.1 
259
 Vgl. Abschnitt 4.3.2 
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nition einer Zielgröße sowie die Wahl eines Konzepts für deren Berechnung und die Festle-
gung der Berechnungsvorschrift an (M-2).260  
Im dritten Schritt (M-3) findet – unter Rückgriff auf die relevante(n) Zielgröße(n) – eine Iden-
tifikation der für die Bereitstellung und Verwendung elektrischer Energie relevanten Techno-
logien und Vertragsformen statt, die anschließend einer weiteren Charakterisierung unterzo-
gen werden.261  
Es schließt sich im vierten Schritt (M-4) des Vorgehensmodells eine Analyse von Einfluss-
größen an, von denen eine direkte oder indirekte Wirkung auf die Zielgröße ausgeht. Auf der 
Modellebene stehen dabei Wechselwirkungen zwischen den in ein Portfolio eingehenden 
Technologien und Vertragsformen beider Bereitstellungs- und beider Verwendungswege im 
Vordergrund.262 
Der fünfte Schritt (M-5) bildet einen eigenen Rahmen mit dem Schritt M-0: Unter Rückgriff 
auf den ermittelten sowie prognostizierten Energiebedarf erfolgt dessen (schrittweise)263 De-
ckung durch die Bündelung alternativer Technologien und Vertragsformen beider Bereitstel-
lungs- und beider Verwendungswege.264  
Im Zuge der Schritte M-3 bis M-5 sind die auf der nachgelagerten Submodellebene I angesie-
delten Entscheidungsprobleme und Partialentscheidungen zu identifizieren und zu analysie-
ren. Diese werden aus dem übergeordneten auf das Energiebereitstellungs- und -verwen-
dungsportfolio bezogenen Entscheidungsproblem herausgelöst. Partialentscheidungen betref-
fen in der vorliegenden Problemstellung Vorteilhaftigkeiten der einzelnen – auf einer Vor-
auswahl basierenden – in ein Portfolio eingehenden Technologien und Vertragsformen.  
Der Aufbau, d. h. die Schritte dieser Submodellebene I (S-1I – S-7I) entsprechen weitestge-
hend denen der übergeordneten Modellebene (M-1 – M-7):265 Es ist darauf zu achten, dass 
Betrachtungszeiträume, Zielgrößen und/oder Rechenvorschriften (S-1I und S-2I) Ebenen 
übergreifend einheitlich gewählt werden.266 Im Rahmen des Schritts S-3I erfolgt die Identifi-
kation und Charakterisierung der für die jeweilige Technologie oder Vertragsform relevanten 
                                                          
260
 Vgl. GÖTZE, U.; SCHMIDT, A.; WEBER, T. (2010) S. 466 f. Eine Diskussion potenzieller Zielgrößen der 
Energiebereitstellung und -verwendung erfolgte bereits in Abschnitt 2.4. In Abschnitt 4.1.4.1 wurde diese an 
das der Entscheidungssituation zugrunde zu legende Entscheidungsmodell angepasst. Im Abschnitt 4.3.3 er-
folgt lediglich eine problemspezifische Konkretisierung des Entscheidungsmodells. 
261
 Vgl. die Abschnitte 3.2.1 bis 3.3.2 
262
 Eine Auseinandersetzung mit diesen den Einflussgrößen erfolgt in den Abschnitten 4.4.1 bis 4.4.4. 
263
 Vgl. Ausführungen zu den Submodellebenen 
264
 Vgl. Abschnitt 4.5.1 
265
 Vgl. GÖTZE, U.; SCHMIDT, A.; WEBER, T. (2010) S. 467 
266
 Vgl. GÖTZE, U.; SCHMIDT, A.; WEBER, T. (2010) S. 467 
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Bausteine.267 Die Analyse von Einflussgrößen und deren Wirkungen auf die Zielgröße bezieht 
sich nicht – wie in M-4 – auf das gesamte Portfolio und damit auf ein Bündel von Alternati-
ven, sondern auf einzelne Technologien bzw. Vertragsformen (S-4I).
268 Im Schritt S-5I werden 
schließlich die Energiemengen bestimmt, die eine Technologie bzw. Vertragsform zur De-
ckung des gesamten Energiebedarfs beiträgt bzw. beitragen soll.269 Durch die schrittweise 
Bewertung der in ein Portfolio eingehenden Technologien und Vertragsformen kann so der in 
M-0 ermittelte und prognostizierte Energiebedarf Stück für Stück gedeckt werden.270  
Im Zuge der Schritte S-3I bis S-5I der Submodellebene II sind die auf dieser Ebene angesie-
delten Partialentscheidungen zu identifizieren und zu analysieren. Diese lassen sich aus den 
Entscheidungen bezüglich einzelner Technologien bzw. Vertragsformen herauslösen und be-
treffen die zu erbringenden Bereitstellungsprozesse der technologie- oder vertragsformbezo-
genen Bausteine (Bereitstellungsobjekte).271 Die Schritte der Submodellebene II (S-1II – S-7II) 
korrespondieren wiederum zu großen Teilen mit denen der beiden vorgelagerten Ebenen: Die 
Aussagen zur Ebenen übergreifenden Einheitlichkeit von Zielgrößen, Betrachtungszeiträumen 
und Berechnungsvorschriften gelten auch für die Submodellebene II (S-1II – S-2II). In Schritt 
S3II erfolgt eine Identifikation und Charakterisierung der bausteinbezogenen Bereitstellungs-
prozesse,272 für die in Schritt S-4II Einflussgrößen und deren Wirkungen ermittelt sowie analy-
siert werden.273 In Schritt S-5II müssen schließlich die Prozessmengen und -zeiten für die Be-
reitstellungsprozesse, die (in erster Linie) auf die sachleistungs-, dienstleistungs- und akteurs-
bezogenen Bausteine (Bereitstellungsobjekte) gerichtet sind, bestimmt werden.274 In den 
Schritten S-6II und S-7II sind so die nach zahlungswirksamen Produktions- und Transaktions-
kosten differenzierten, gegebenenfalls um Einzahlungen ergänzten, monetären Konsequenzen 
der Bausteine (Bereitstellungsobjekte und Bereitstellungsprozesse) zu prognostizieren. Daran 
anschließend ist die Ausprägung der bausteinbezogenen Zielgröße zu ermitteln, die gegebe-
nenfalls um Sensitivitätsanalysen zur Untersuchung unsicherheitsrelevanter Eingangsgrößen 
zu ergänzen ist. 
Die gewonnen Erkenntnisse bezüglich der Bereitstellung der zu berücksichtigenden Bausteine 
gehen als Inputparameter in die übergeordnete, auf Technologien und Vertragsformen bezo-
gene Submodellebene I ein: In den Schritten S-6I und S-7I sind so die monetären Konsequen-
                                                          
267
 Vgl. Abschnitte 3.5.1 bis 3.5.4 
268
 Vgl. die Ausführungen der Abschnitte 4.4.2.1, 4.4.2.2 und 4.4.3 
269
 Vgl. Abschnitt 4.5.1 
270
  Damit ergibt sich eine Anknüpfung an den Schritt M-5. 
271
 Vgl. Abschnitt 3.4 
272
 Vgl. Abschnitt 3.5.4 
273
 Vgl. Abschnitt 4.4.4 
274
 Vgl. Abschnitt 4.5.3 
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zen – auszahlungsseitig nach Produktions- und Transaktionskosten differenziert – der Tech-
nologien und Vertragsformen zu prognostizieren und daran anschließend die Ausprägung der 
Zielgröße zu ermitteln. Die Zielgrößenermittlung sollte auch auf dieser Submodellebene ge-
gebenenfalls um Sensitivitätsanalysen zur Untersuchung unsicherheitsrelevanter Eingangs-
größen ergänzt werden. Die getroffenen Vorentscheidungen bezüglich der Technologien und 
Vertragsformen werden wiederum als Inputparameter betrachtet und in die übergeordnete 
Modellebene übernommen.275 
Auf Basis der so generierten Erkenntnisse aus den bisherigen Schritten der beiden Submo-
dellebenen werden in Schritt M-6 die monetären Konsequenzen der einzelnen, in das Portfolio 
eingehenden Technologien und Vertragsformen, nach Bereitstellungs- und Verwendungswe-
gen systematisiert, in Einzahlungen sowie zahlungswirksame Produktions- und Transaktions-
kosten differenziert und auf einzelne Zeitpunkte bezogen, erfasst.276 
Im letzten Schritt (M-7) erfolgt schließlich die Bewertung des Bereitstellungs- und Verwen-
dungsportfolios, indem die Ausprägung der Zielgröße ermittelt wird.277 Da komplexe Ent-
scheidungssituationen tendenziell mit einer Reihe von Unsicherheiten verbunden sind, emp-
fiehlt es sich, die Berechnungen um Sensitivitätsanalysen zu ergänzen. Mit ihrer Hilfe können 
systematisch besonders kritische Kostenkategorien identifiziert und Vorteilhaftigkeits-
schwellen für diese ermittelt werden.278 
Da in ein Energieportfolio potenziell mehrere Technologien und Vertragsformen der Bereit-
stellungs- und Verwendungsseite eingehen, diese wiederum aus einer Mehrzahl an Bausteinen 
bestehen (können) und in der Regel die Vorteilhaftigkeit mehrerer Portfolios zu bewerten ist, 
sind die Schritte der drei (Sub-)Modellebenen u. U. mehrfach zu durchlaufen. Die Anzahl der 
Wiederholungen orientiert sich einerseits an der Anzahl der zu bewertenden Alternativen je-
der (Sub-)Modellebene. Sie kann jedoch auch davon abweichen, wenn einzelne Schritte für 
die Bewertung bestimmter Alternativen entweder entbehrlich sind oder mehrfach wiederholt 
werden müssen. Für den zuletzt genannten Aspekt ist in den einzelnen Schritten des Vorge-
hensmodells die Möglichkeit vorgesehen, zu vorherigen Schritten zurückzukehren. Das kann 
bspw. dann notwendig werden, wenn im Zuge eines Schrittes Erkenntnisse gewonnen werden, 
die die Wiederholung eines oder mehrerer vorheriger Schritte notwendig machen. In Abbil-
dung 4-11 ist dies durch die bidirektionalen Pfeile der einzelnen Schritte angedeutet 
                                                          
275
 Vgl. GÖTZE, U.; SCHMIDT, A.; WEBER, T. (2010) S. 467 
276
 Vgl. Abschnitt 4.5.21. und 4.5.2.2  
277
 Vgl. Abschnitt 4.6.1 
278
 Vgl. Abschnitt 4.6.2 
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Der Aufbau des Vorgehensmodells ermöglicht es außerdem, bereits auf den einer Portfolio-
entscheidung untergeordneten Ebenen Alternativenvergleiche durchzuführen, um bezüglich 
alternativ zur Verfügung stehender Bausteine (Bereitstellungsobjekte und Bereitstellungspro-
zesse) bzw. Technologien oder Vertragsformen Vorteilhaftigkeitsentscheidungen treffen zu 
können. Auf diesen Aspekt soll im Rahmen der Ausführungen des Abschnitts 4.6.1 näher 
eingegangen werden. 
4.3 Basisschritte der Alternativenbewertung 
4.3.1 Ermittlung und Prognose des Energiebedarfs 
Die Ermittlung und Prognose des Energiebedarfs stellt den Ausgangspunkt der Bewertung 
eines aus Technologien und Vertragsformen beider Bereitstellungs- und beider Verwen-
dungswege bestehenden Energieportfolios (Schritt M-0 des Vorgehensmodells) dar.
279
 Der 
Energiebedarf, d. h. die Energiemenge (in kWh oder MWh), die innerhalb eines bestimmten 
Zeitraums benötigt wird, stellt das Produkt aus Leistung und Zeit dar. 
Der Energiebedarf lässt sich mittels sogenannter Belastungskurven oder Lastganglinien erfas-
sen. Diese bilden den empirisch, mittels entsprechenden Aufzeichnungsgeräten gemessenen, 
chronologischen Verlauf des Bedarfs an elektrischer Leistung eines Unternehmens (eines Un-
ternehmensbereichs, einer Kostenstelle oder eines einzelnen Stromverbrauchers) für einen 
abgegrenzten und in der Vergangenheit liegenden Zeitraum ab.280 Derartige Belastungsauf-
zeichnungen können für einzelne Tage, Wochen oder Monate erstellt und dann – gegebenen-
falls unter Berücksichtigung saisonaler Schwankungen – als Basis für die Ermittlung und 
Prognose des chronologischen Verlaufs des Jahresenergiebedarfs genutzt werden.281  
Aus der Belastungskurve eines kompletten Jahres lässt sich die Jahresdauerlinie ableiten, die 
nach Ansicht des Verfassers eine gute Basis für die strategisch-taktische Energiebedarfspla-
nung bildet. Die Jahresdauerlinie überführt den chronologischen Lastverlauf einer Belas-
tungskurve in eine nach der Höhe der Last in absteigender Reihenfolge geordnete Form.282 In 
der nachfolgenden Abbildung 4-12 ist ihr Verlauf idealtypisch festgehalten.  
                                                          
279
 Zur Relevanz der Bedarfsermittlung zur Vorbereitung von Bereitstellungsentscheidungen vgl. MÄNNEL, W. 
(1971) S. 149 f. 
280
 Vgl. u. a. FUNK, M. (1991) S. 114; HARTWIG, D. (1998) S. 113; KILGER, W.; PAMPEL, J.; VIKAS, K. (2007) 
S. 302 
281
 Ist zu erwarten, dass der Leistungsbedarf kurzer Zeiträume stark schwankt, dann sollten sich die Messungen 
über längere Zeiträume erstrecken oder mehrfach wiederholt werden, um eine möglichst verlässliches Bild 
des tatsächlichen Energiebedarfs zu erhalten. 
282
 Vgl. STRÖBELE, W.; PFAFFENBERGER, W.; HEUTERKES, M. (2012) S. 241 
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Abb. 4-12: Idealtypischer Verlauf einer Jahresdauerlinie283 
Die Jahresdauerlinie bildet ab, welche elektrische Leistung für welche Zeitdauer, die in der 
Regel in Jahresstunden angegeben wird, bereitgestellt werden muss.284 Sie ist geeignet, um 
den Energiebedarf in unterschiedliche Lastbereiche zu unterteilen:285 Als Spitzenlast wird die 
höchste Leistung bezeichnet, die in etwa bis zu 1.500 Stunden/Jahr bereitgestellt werden 
muss. Die Leistungsnachfrage, welche im Bereich bis etwa 4.000 Stunden/Jahr liegt, ent-
spricht der Mittellast. Die Leistung, die während der gesamten Stunden eines Jahres (8.760) 
mindestens immer bereitzustellen ist, wird als Grundlast charakterisiert. 
Zu berücksichtigen ist, dass die aus einer chronologischen Belastungskurve abgeleitete Jah-
resdauerlinie in der Regel den Energiebedarf einer in der Vergangenheit liegenden Periode 
angibt. Sie dient damit lediglich der Ermittlung des Energiebedarfs. Für die mehrere (zukünf-
tige) Perioden umfassende Energiebedarfsprognose ist der so ermittelte Bedarf um entspre-
chende Zu- oder Abschläge zu korrigieren.286 Um diese möglichst plausibel zu bestimmen, 
müssen die wesentlichen Determinanten des Energiebedarfs eruiert und deren zukünftige 
Entwicklung prognostiziert werden. In der vorliegenden Arbeit sei nur exemplarisch auf die 
den Energiebedarf beeinflussende Beschäftigungssituation des Unternehmens verwiesen.287 
Diese unterliegt abgesehen von bestehenden und zukünftig geplanten (Fertigungs-)Kapazi-
täten exogenen Größen wie der konjunkturellen Entwicklung. Darüber hinaus können bspw. 
                                                          
283
 Quelle: leicht modifiziert übernommen von STRÖBELE, W.; PFAFFENBERGER, W.; HEUTERKES, M. (2012) S. 
241 
284
 Vgl. STRÖBELE, W.; PFAFFENBERGER, W.; HEUTERKES, M. (2012) S. 241 
285
 Vgl. STRÖBELE, W.; PFAFFENBERGER, W.; HEUTERKES, M. (2012) S. 241 
286
 Vgl. KILGER, W.; PAMPEL, J.; VIKAS, K. (2007) S. 303 
287
 Vgl. KILGER, W.; PAMPEL, J.; VIKAS, K. (2007) S. 303 
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die Entwicklung und der Einsatz von energieeffizienten Fertigungstechnologien als Einfluss-
größen des Energiebedarfs aufgefasst werden.
288
 
4.3.2 Festlegung eines Betrachtungszeitraums  
In Anlehnung an das Vorgehensmodell ist in Schritt M-1 ein Betrachtungszeitraum für die 
Alternativenbewertung festzulegen, der einer Entscheidung zugrunde gelegt wird. Dieser ist 
so zu wählen, dass der TCO-Anspruch erreicht wird, alle monetären Konsequenzen einer (Be-
reitstellungs-)Entscheidung zu erfassen und abzubilden.289 Dies erfordert eine Ausdehnung 
des Betrachtungszeitraums vom Zeitpunkt, in dem der Bedarf an einem Bereitstellungsobjekt 
festgestellt wurde,290 und damit erste, die Bereitstellung betreffende Prozesse erbracht werden, 
bis zum Zeitpunkt, in dem jenes Objekt ausgesondert wird.291 Allerdings zieht dieser An-
spruch, gerade mit Blick auf die Berücksichtigung von Potenzialfaktoren wie Anlagen zur 
Erzeugung oder Speicherung elektrischer Energie, die Wahl sehr langer Betrachtungszeiträu-
me nach sich, da jene tendenziell umfassende, sich teilweise über mehrere Dekaden erstre-
ckende technische Nutzungsdauern aufweisen.292 Vor dem Hintergrund der mit der Länge des 
Betrachtungszeitraums potenziell steigenden Prognoseprobleme und unter Wirtschaftlich-
keitsaspekten scheint auch die Wahl eines kürzeren Betrachtungszeitraums angebracht und 
gerechtfertigt.293 
Fraglich ist, welcher Betrachtungszeitraum der Bewertung eines Energieportfolios zugrunde 
gelegt wird, dessen Alternativen unterschiedliche Nutzungsdauern (Technologien) bzw. Lauf-
zeiten (Vertragsformen) aufweisen.294 In solchen Fällen scheint – unter Berücksichtigung der 
eben getroffenen Aussagen hinsichtlich der Wahl eines kürzeren Betrachtungszeitraums – 
eine Orientierung an der Alternative mit der längsten Nutzungsdauer/Laufzeit zweckmäßig. 
Für die Alternativen mit einem kürzeren Zeithorizont sollte aus dessen Ausprägung die An-
zahl an Folgealternativen, d. h. Technologien oder Vertragsformen, die bis zum Horizont der 
Alternative mit der längsten Laufzeit umgesetzt werden müssen, abgeleitet werden.295 
                                                          
288
 Weitere Einflussgrößen des Energiebedarfs nennen WOHINZ, J. W.; MOOR, M. (1989) S. 8. 
289
 Vgl. GÖTZE, U.; WEBER, T. (2008) S. 252 sowie Abschnitt 4.1.4.1 
290
 Vgl. Abschnitt 3.5.4 (Bedarfsanalyse als erster Schritt einer Beschaffungsprozesses) 
291
 Vgl. GÖTZE, U.; WEBER, T. (2008) S. 253 
292
 So werden für einige Kraftwerkstypen Nutzungsdauern von bis zu 35 Jahren angegeben. Vgl. KONSTANTIN, 
P. (2009) S. 293. Für einige Komponenten nicht-thermischer Anlagen warden technische Nutzungsdauern 
von bis zu 60 Jahre angegeben. Vgl. u. a. HARTMANN, T. (2007) S. 7 
293
 Vgl. GÖTZE, U.; WEBER, T. (2008) S. 253, zu Vor- und Nachteilen der Ausweitung des Betrachtungszeit-
raums vgl. BITZ, M. (1978) S. 177 ff. 
294
 In Verbindung mit Vertragsformen scheint der Terminus „rechtliche Nutzungsdauer“ besser geeignet. Vgl. 
u. a. HARTMANN, T. (2007) S. 8 
295
 In Verbindung mit den im Vorgehensmodell vorgesehenen Rückkopplungen zwischen den Schritten einer 
Ebene (vgl. Abbildung 4-11) kann es im Rahmen der Überlegungen zum Betrachtungszeitraum angebracht 
sein, Berechnungen zur optimalen Nutzungsdauer der Objekte anzustellen. Dazu ist es zunächst notwendig 
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Die Unterteilung des Betrachtungszeitraums in einzelne (Zeit-)Abschnitte kann durch eine 
Orientierung am Kalenderjahr vorgenommen werden.296 Eine zusätzliche Zusammenfassung 
dieser kalenderjährlichen Zeitabschnitte zu charakteristischen Phasen (z. B. Planung- und 
Errichtung, Betrieb, Stilllegung)297 empfiehlt sich gerade vor dem Hintergrund einer potenzi-
ellen Einbeziehung von Stromerzeugungstechnologien: Von deren ersten planerischen Über-
legungen bis zur Fertigstellung und Inbetriebnahme können durchaus mehrere Kalenderjahre 
verstreichen.298 Eine phasenbezogene Unterteilung des Betrachtungszeitraums kann hier einen 
Beitrag zu einem höheren Maß an Transparenz leisten. 
4.3.3 Definition der Zielgröße und Ableitung einer problemspezifischen Berech-
nungsvorschrift 
Die Definition einer Zielgröße und die Ableitung einer problemspezifischen Berechnungsvor-
schrift entsprechen dem Schritt M-2 des in Abschnitt 4.2 dargestellten Vorgehensmodells. 
Unter 4.1.4.1 wurde die Kapitalwertmethode als methodische Basis für die Alternativenbe-
wertung festgelegt. Nachfolgend soll auf den Ausführungen des genannten Abschnitts auf-
bauend eine an die Problemstellung und die Entscheidungssituation angepasste Berechnungs-
vorschrift zur Bewertung eines Energieportfolios hergeleitet werden. 
Bei Nutzung der Kapitalwertmethode als Berechnungsvorschrift stellt der Kapitalwert konse-
quenterweise die monetäre Zielgröße dar, auf deren Grundlage die Alternativen der Energie-
bereitstellung und -verwendung zu bewerten sind. Auf die Definition dieser Größe wurde be-
reits in Abschnitt 4.1.4.1 eingegangen, so dass an dieser Stelle ein Verweis darauf genügen 
soll. Gleiches gilt für die verfolgte Zielrichtung. 
Wie aus der nachfolgenden Abbildung 4-13 ersichtlich wird, setzen sich die monetären Kon-
sequenzen von Technologien oder Vertragsformen der Energiebereitstellung und -verwen-
dung aus den Erlös- und Kosten- bzw. Zahlungsarten zusammen, die sich den jeweils techno-
logie- oder vertragsformbezogenen Bausteinen (Bereitstellungsobjekte und Bereitstellungs-
prozesse) in unterschiedlichen Zeitpunkten zuordnen lassen. Da ein Energiebereitstellungs- 
und -verwendungsportfolio Alternativen aller vier Bereitstellungs- und Verwendungswege 
                                                                                                                                                                                     
eine bestimmte Alternative zu bewerten, darauf aufbauend die optimale Nutzungsdauer zu bestimmen und 
mittels der so gewonnenen Erkenntnisse den Betrachtungszeitraum anzupassen. 
296
 Entsprechende Überlegungen zur Begründung dieser Vorgehensweise finden sich bei WEBER, T. (2013) S. 
157 
297
 Vgl. Abschnitt 4.5.1 
298
  Vgl. KONSTANTIN, P. (2009) S. 293 Dort werden Bauzeiten von bis zu 4 Jahren für große Anlagen zur 
Stromerzeugung genannt.  
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umfassen kann, sind deren monetäre Konsequenzen im Rahmen des Berechnungskonzepts 
umfassend zu berücksichtigen. 
 
Abb. 4-13:  Zusammensetzung der zahlungswirksamen Erlöse und Kosten299 
Die Zielfunktion eines Entscheidungsmodells für die vorliegende Problemstellung lautet unter 
der Prämisse, dass Alternativen beider Bereitstellungs- und beider Verwendungswege in ein 
Energieportfolio eingehen, allgemein wie folgt: 
max!KWKWKWKWKW SellStoreBuyMakeEBV   (4-3) 
mit: 
KWEBV = Kapitalwert eines Energiebereitstellungs- und -verwendungsportfolios 
KWMake = Kapitalwert aller in einem Portfolio enthaltenen Eigenerzeugungstechnologien 
KWBuy = Kapitalwert aller in einem Portfolio enthaltenen Fremdbezugsvertragsformen 
KWStore = Kapitalwert aller in einem Portfolio enthaltenen Speicherungstechnologien 
KWSell = Kapitalwert aller in einem Portfolio enthaltenen Verkaufsvertragsformen 
Innerhalb der jeweiligen Bereitstellungs- und Verwendungswege lassen sich verschiedene 
Technologien bzw. Vertragsformen miteinander kombinieren.300 Die Kapitalwerte der Bereit-
stellungs- bzw. Verwendungswege ergeben sich daher aus der Summe der abgezinsten Ein-
                                                          
299
 Quelle: eigene Abbildung auf Basis von; GÖTZE, U.; SCHMIDT, A.; WEBER, T. (2010) S. 468 
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zahlungen abzüglich der Summe der abgezinsten Auszahlungen über alle zu berücksichtigen-
den Technologien bzw. Vertragsformen eines Bereitstellungs- bzw. Verwendungswegs. Die 
formalen Zusammenhänge für die Kapitalwertberechnung der Bereitstellungs- und Verwen-












































t,vst,vsvsSell q)ae(KWKW  (4-7) 
mit: 
KWtm = Kapitalwert einer Eigenerzeugungstechnologie tm (tm = 1,…,TM) 
KWvb = Kapitalwert einer Fremdbezugsvertragsform vb (vb = 1,…,VB) 
KWts = Kapitalwert einer Speicherungstechnologie ts (ts = 1,…, TS) 
KWvs = Kapitalwert einer Verkaufsvertragsform vs (vs = 1,…,VS)  
etm,t = Einzahlungen durch die Eigenerzeugungstechnologie tm (tm = 1,…,TM) 
im Zeitpunkt t (t = 0,…,T)301 
atm,t = Auszahlungen durch die Eigenerzeugungstechnologie tm (tm = 1,…,TM)  
im Zeitpunkt t (t = 0,…,T) 
evb,t = Einzahlungen durch die Fremdbezugsvertragsform vb (vb = 1,…,VB)  
im Zeitpunkt t (t = 0,…,T)302 
avb,t = Auszahlungen durch die Fremdbezugsvertragsform vb (vb = 1,…,VB)  
im Zeitpunkt t (t = 0,…,T) 
ets,t = Einzahlungen durch die Speicherungstechnologie ts (ts = 1,…,TS)  
im Zeitpunkt t (t = 0,…,T)303 
ats,t = Auszahlungen durch die Speicherungstechnologie ts (ts = 1,…,TS)  
                                                          
301
 Die obere Grenze TM wird von der Anzahl der relevanten Technologien determiniert. Ein Zahlenwert steht 
nicht für die Anzahl der Technologien, sondern dient als Index für eine spezifische Technologie; z. B. 1 = 
Dampfturbinenkraftwerk, 2 = PV-Anlage etc. 
302
 Die obere Grenze VB wird von der Anzahl der relevanten Vertragsformen determiniert. Ein Zahlenwert 
steht nicht für die Anzahl der Vertragsformen, sondern dient als Index für eine spezifische Vertragsform; 
z. B. 1 = AIV, 2 = Spotmarktprodukt etc. 
303
 Die obere Grenze TS wird von der Anzahl der relevanten Technologien determiniert. Ein Zahlenwert steht 
nicht für die Anzahl der Technologien, sondern dient als Index für eine spezifische Technologie; z. B. 1 = 
Redox-Flow-Batterie, 2 = Pumpspeicher etc. 
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im Zeitpunkt t (t = 0,…,T) 
evs,t = Einzahlungen durch die Verkaufsvertragsform vs (vs = 1,…,VS)  
im Zeitpunkt t (t = 0,…,T)304 
avs,t = Auszahlungen durch die Verkaufsvertragsform vs (vs = 1,…,VS)  
im Zeitpunkt t (t = 0,…,T) 
q = Abzinsungsfaktor; 1 + i (mit i = Kalkulationszinssatz) 
Werden die Formeln 4-4 bis 4-7 in den Ausdruck 4-3 eingesetzt, so ergibt sich für die Be-































   
  
(4-8) 
Ferner ist zu berücksichtigen, dass sich die Auszahlungen der Technologien und Vertragsfor-
men aller Bereitstellungs- und Verwendungswege aus zahlungswirksamen Produktions- und 
Transaktionskosten zusammensetzen.305 Damit ergibt sich ein Kapitalwert für die Energiebe-



































pktm,t = zahlungswirksame Produktionskosten durch die Eigenerzeugungstechnologie tm  
(tm = 1,…,TM) im Zeitpunkt t (t = 0,…,T) 
tktm,t = zahlungswirksame Transaktionskosten durch die Eigenerzeugungstechnologie tm  
(tm = 1,…,TM) im Zeitpunkt t (t = 0,…,T) 
Zu berücksichtigen ist, dass je nach Ausgestaltung einer konkreten Technologie oder Ver-
tragsform nicht zwingend alle drei Zahlungskategorien relevant sein müssen. So ist es durch-
                                                          
304
 Die obere Grenze VS wird von der Anzahl der relevanten Vertragsformen determiniert. Ein Zahlenwert steht 
nicht für die Anzahl der Vertragsformen, sondern dient als Index für eine spezifische Vertragsform; z. B. 1 = 
Marktprämienmodell, 2 = EEG-Einspeisung etc. 
305
 Es sei auf die Ausführungen des Abschnitts 4.1.4.1 verwiesen. Dort wurde aufgezeigt, dass Produktionskos-
ten den Bereitstellungsobjekten (sachleistungs-, dienstleistungs- und akteursbezogene Bausteine) sowie 
Transaktionskosten den Bereitstellungsprozessen zugeordnet werden. 
306
 Dies ist nur am Beispiel einer Eigenerzeugungstechnologie tm dargestellt. Die weiteren Indizes gelten ana-
log zu den in Formeln 4-5 bis 4-7 verwendeten. 
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aus möglich, dass einzelne Kategorien bei spezifischen Ausgestaltungsformen gleich Null und 
damit zu vernachlässigen sind.  
In Anlehnung an die Untergliederung des Vorgehensmodells in drei (Sub-)Modellebenen 
kann festgehalten werden, dass die Berechnungsvorschrift 4-9 die Grundlage für die im Rah-
men von Partialentscheidungen307 anzuwendenden – ebenfalls auf der Kapitalwertmethode 
basierenden – Berechnungsvorschriften bildet. Diese werden im Zuge der Erläuterung einer 
Vorgehensweise zur Ermittlung des Energieportfolio-Kapitalwerts in Abschnitt 4.6.1 aufge-
griffen. 
Die folgenden Ausführungen sollen in Anlehnung an die Schritte M-4 bis M-6 des Vorge-
hensmodells zunächst der Analyse von Einflussfaktoren der Zielgröße (Abschnitt 4.4) und 
anschließend der notwendigen Schritte zur Prognose der monetären Konsequenzen der Alter-
nativen (Abschnitt 4.5) dienen.308 
4.4 Ermittlung und Analyse von Einflussgrößen der Kosten und Erlöse der 
Energiebereitstellung und -verwendung 
4.4.1 Vorüberlegungen 
Anknüpfungspunkte für die Ermittlung und Analyse von Einflussfaktoren der Zielgröße ‚Ka-
pitalwert‘ finden sich hinsichtlich der monetären Konsequenzen: 
- des Energieportfolios (Modellebene, Schritt M-4), 
- der einzelnen Technologien und Vertragsformen beider Bereitstellungs- und beider Ver-
wendungswege (Submodellebene I, Schritt S-4I), 
- der für die Nutzung von Technologien und Vertragsformen relevanten Bausteine (Submo-
dellebene II, S-4II). 
Der Kapitalwert auf der Portfolioebene wird maßgeblich von den in ein Portfolio eingehenden 
Technologien und Vertragsformen beider Bereitstellungs- und beider Verwendungswege so-
wie deren monetäre Konsequenzen determiniert: Änderungen bei einer Entscheidungsvariable 
der im Portfolio berücksichtigten Alternativen führen auch zu Veränderungen bei der Zu-
sammensetzung der auf die gesamte Energiebereitstellung und -verwendung bezogenen Ziel-
größe. Allerdings bestehen zwischen den Technologien und Vertragsformen der Bereitstel-
lung und Verwendung Interdependenzen, die dazu führen können, dass eine Verschlechterung 
                                                          
307
 Diese betreffen auf der Submodellebene I die Technologien und Vertragsformen und auf der Submodellebe-
ne II die für jene relevanten Bausteine. Vgl. Abschnitt 4.2 
308
 Es sei darauf hingewiesen, dass die mit dem Schritt M-3 (und den analogen Schritten auf den Submodell-
ebenen) korrespondierenden Ausführungen bereits in den Abschnitten 3.2.1 bis 3.5.4 erfolgten. Vgl. auch 
Abschnitt 4.2. Aspekte, welche im Schritt M-5 zu beachten sind, werden in Abschnitt 4.5.1 aufgegriffen. 
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der Zielgrößenausprägung bei einer isoliert betrachteten Bereitstellungs- und Verwendungsal-
ternative zu einer Verbesserung gleichen oder anderen Ausmaßes bei einer weiteren Alterna-
tive führen kann. Die Veränderung des Portfoliokapitalwerts wird von der Summe der wech-
selseitig beeinflussten Kapitalwertveränderungen der berücksichtigten Technologien und Ver-
tragsformen bestimmt. Die existierenden Wechselwirkungen sollen im Rahmen der nachfol-
genden Einflussfaktorenanalyse aufgegriffen und (teilweise exemplarisch) erläutert werden.  
In Abschnitt 4.1.4.1 wurden die monetären Konsequenzen der Bereitstellungs- und Verwen-
dungstechnologien sowie -vertragsformen in die Kategorien Erlöse (bzw. Einzahlungen) so-
wie zahlungswirksame Produktions- und Transaktionskosten differenziert. Wie aus den Be-
rechnungsvorschriften des Abschnitts 4.3.3 ersichtlich wird, können diese drei Zahlungskate-
gorien grundsätzlich bei allen Technologien und Vertragsformen beider Bereitstellungs- und 
beider Verwendungswege relevant sein. Die nachfolgende Einflussfaktorenanalyse erstreckt 
sich jedoch – wie auch in der Abbildung 4-14 angedeutet – für die drei Zahlungskategorien 
jeweils nicht über die Alternativen aller vier „Wege“.  
Für jede Zahlungskategorie erfolgt eine Fokussierung auf die Bereitstellungs- und Verwen-
dungswege, für die eine entsprechende Relevanz der jeweiligen Zahlungskategorien unter-
stellt wird. So soll insbesondere auf eine Analyse der Einflussfaktoren von Einzahlungen, 
welche den Alternativen der Eigenerzeugung, des Fremdbezugs und der Speicherung zuge-
ordnet werden (z. B. Liquidationserlöse von Anlagen) verzichtet werden, da für diese Bereit-
stellungs- bzw. Verwendungswege eine untergeordnete Relevanz der Zahlungskategorie ‚Ein-
zahlungen‘ gegenüber den beiden negativen monetären Konsequenzen erwartet wird.309 Glei-
ches gilt für zahlungswirksame Produktionskosten der Vertragsformen des Verkaufs elektri-
scher Energie (z. B. Kosten eines Portfoliomanagers, Maklers, Brokers, der die Vermarktung 
elektrischer Energie im Auftrag eines Industrieunternehmens übernimmt).  
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 Vgl. auch Ausführungen im Abschnitt 4.5.2.1 
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Abb. 4-14: Fokus der Einflussfaktorenanalyse310 
In Abschnitt 4.4.2.1 werden die Überlegungen zur Ermittlung und Analyse der Einflussgrößen 
auf die zahlungswirksamen Produktionskosten von Technologien der Eigenerzeugung und der 
Speicherung aufgrund deutlicher Parallelen hinsichtlich der zu berücksichtigenden Bausteine 
gemeinsam dargestellt.311 Im Anschluss daran erfolgen in Abschnitt 4.4.2.2 die Ermittlung und 
Analyse von Einflussgrößen der Produktionskosten von Vertragsformen des Fremdbezugs. In 
Abschnitt 4.4.3 sollen die Einflussgrößen der Erlöse bzw. Einzahlungen des Verkaufs elektri-
scher Energie untersucht werden. Schließlich stehen in Abschnitt 4.4.4 die Einflussfaktoren 
von Transaktionskosten im Fokus. Bei diesen findet keine Beschränkung auf einzelne Bereit-
stellungs- oder Verwendungswege statt. Dies geschieht vor dem Hintergrund, dass die Trans-
aktionskosten tragenden Bereitstellungsprozesse im Zuge aller Technologien und Vertrags-
formen beider Bereitstellungs- und beider Verwendungswege relevant sind.312 
4.4.2 Einflussgrößen zahlungswirksamer Produktionskosten 
4.4.2.1 Eigenerzeugung und Speicherung 
Die Identifikation und Analyse von Einflussgrößen der technologiebezogenen Produktions-
kosten basiert auf dem produktions- und kostentheoretisch fundierten Kosteneinflussgrößen-
system nach KILGER, welches in Abschnitt 4.1.3.2 bereits überblicksartig vorgestellt worden 
ist.313 Im vorliegenden Abschnitt sollen die Überlegungen KILGERs an die vorliegende Ent-
scheidungssituation angepasst werden. Die modifizierte Einflussgrößensystematik ist in Ab-
bildung 4-15 festgehalten und soll nachfolgend erläutert werden. 
                                                          
310
 Quelle: eigene Darstellung 
311
 Vgl. z. B. Abschnitt 3.5.1 
312
 Aus diesem Grund ist die Einflussfaktorenanalyse der Transaktionskosten auch primär der Submodellebene 
II zuzuordnen und spiegelt dort den Schritt S-4II wider. 
313
 Vgl. Abbildung 4-5 
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Abb. 4-15:  Einflussgrößensystem für zahlungswirksame Produktionskosten der Eigener-
zeugung und Speicherung elektrischer Energie314 
Im KILGERschen Kosteneinflussgrößensystem werden die zu berücksichtigenden Produktions-
faktoren – in Anlehnung an die Produktions- und Kostentheorie – in Potenzial- und Ver-
brauchsfaktoren differenziert.315 Als Potenzialfaktoren sind im Rahmen der Eigenerzeugung 
oder der Speicherung elektrischer Energie vorrangig die Bausteine ‚Anlage‘ und ‚Personal‘ 
relevant.316 Verbrauchsfaktoren stellen hingegen in erster Linie die Bausteine ‚Brennstoffe‘, 
‚Betriebsstoffe‘, ‚Instandhaltung‘ sowie ‚Rechtsgüter und -leistungen‘ dar. Ihre Kosten erge-
ben sich als Produkt der jeweiligen Faktorverbrauchsmengen und der Faktorpreise.317 
Faktorpreise stellen (auch) in der vorliegenden Problemstellung in erster Linie exogene Ein-
flussgrößen der technologiebezogenen Produktionskosten dar, die sich auf den jeweiligen 
Beschaffungs- und Arbeitsmärkten bilden.318 Deren Struktur ist nicht nur faktorübergreifend, 
sondern auch faktorspezifisch (z. B. unterschiedliche Marktstrukturen für die Beschaffung 
unterschiedlicher Brennstoffe)319 sehr heterogen.320 Bei fremdbezogenen Produktionsfaktoren 
                                                          
314
 Quelle: erstellt in Anlehnung an KILGER, W.; PAMPEL, J.; VIKAS, K. (2007) S. 110 
315
 Vgl. KILGER, W.; PAMPEL, J.; VIKAS, K. (2007) S. 111 f. 
316
 Vor allem in Verbindung mit dem Baustein ‚Anlage‘ ist zu berücksichtigen, dass weitere Produktionsfakto-
ren eine Rolle spielen können. In diesem Zusammenhang sei auf die Ausführungen des Abschnitts 3.5.1 
verwiesen. 
317
 Vgl. KILGER, W.; PAMPEL, J.; VIKAS, K. (2007) S. 109 
318
 Dies gilt zumindest in Bezug auf fremdbezogene Faktoren.  
319
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beeinflusst die Marktstruktur die Preise an sich, wirkt jedoch auch auf ihre Verhandelbarkeit 
sowie ihre Transparenz und determiniert die Bereitstellungsprozesse, die als weitere Determi-
nante von Faktorpreisen genannt werden können.321 Diese Zusammenhänge seien kurz ver-
deutlicht: Faktormärkte, die von einer hohen Anbietermacht (z. B. aufgrund der Knappheit 
des gehandelten Faktors und/oder aufgrund der geringen Anzahl an Anbietern) gekennzeich-
net sind, weisen tendenziell höhere Faktorpreise auf, als solche, auf denen die Anbieter u. a. 
aufgrund großen Wettbewerbs nur eine geringe Machtposition einnehmen. Die Verhandel-
barkeit von Faktorpreisen wird ebenfalls bspw. von der Marktmacht auf der Anbieterseite 
determiniert.322  
Die Preistransparenz hängt hingegen in erster Linie davon ab, ob Produktionsfaktoren über-
wiegend auf lokalen und regionalen Märkten oder auf nationalen sowie internationalen Märk-
ten gehandelt werden. Für letztere existieren in der Regel – wie in Abschnitt 3.5.1 bereits an-
gedeutet – Handelsplätze, von denen eine Referenzpreiswirkung ausgeht, die die Preistranspa-
renz erhöht. Im Gegensatz dazu sind Faktoren, die auf lokalen und regionalen Märkten ge-
handelt werden, durch eine geringe Preistransparenz gekennzeichnet.323  
Die von der Marktstruktur beeinflussten und gleichzeitig den Faktorpreis bestimmenden Be-
reitstellungsprozesse finden Eingang in die Überlegungen, da durch eine Ausweitung (Redu-
zierung) des zeitlichen Umfangs von Such-, Analyse- sowie Verhandlungsaktivitäten geringe-
re (höhere) Faktorpreise erzielt (in Kauf genommen) werden können (müssen).324 
Neben dem Faktorpreis ist die Qualität als zweite exogene Determinante im Einflussgrößen-
system nach KILGER erfasst.325 Deren Wirkung soll für die vorliegende Problemstellung so-
wohl in Bezug auf die Potenzial- als auch auf die Verbrauchsfaktoren aufgegriffen werden. 
Zwischen der Faktorqualität und dem Faktorpreis besteht eine Wechselwirkung, weshalb der 
Qualität auch eine kostenbeeinflussende Funktion zugesprochen werden kann: So führt in der 
                                                                                                                                                                                     
320
 In diesem Zusammenhang sei darauf verwiesen, dass für die Struktur von Faktormärkten unterstellt werden 
kann, dass diese von der faktorspezifischen Ausprägung der Einflussgrößen Spezifität, Komplexität, Unsi-
cherheit sowie strategische Bedeutung und damit von Determinanten der Transaktionskosten abhängen kön-
nen. Vgl. die Abschnitte 4.1.2.3 und 4.4.4 
321
 Bei eigenerstellten Produktionsfaktoren haben die Bereitstellungs- d. h. Fertigungsprozesse einen direkten 
Einfluss auf die Faktorpreise. Die Marktstruktur entfällt als direkte Einflussgröße.  
322
 So führt eine hohe (geringe) Anbietermacht zu eher gering (hoch) ausgeprägten Verhandlungsmöglichkeiten 
und kann damit den zeitlichen Umfang der entsprechenden Bereitstellungsprozesse (z. B. Verhandlung- und 
Vereinbarungsaktivitäten) tendenziell reduzieren (erhöhen).  
323
 Eine geringe (hohe) Preistransparenz kann als Indikator für einen höheren (geringeren) zeitlichen Umfang an 
Bereitstellungsprozessen (z. B. Such- und Analyseaktivitäten) aufgefasst werden. 
324
 Daraus lässt sich eine Wechselwirkung zwischen Faktorpreis und Transaktionskosten ableiten; Ein höherer 
zeitlicher Umfang an Bereitstellungsprozessen führt zu steigenden Transaktionskosten, die 
Faktorpreisnachlässe egalisieren können. Einen Ansatz zur Quantifizierung der Wechselwirkung zwischen 
Bereitstellungsprozess und Faktorpreis entwickelt BUCHHOLZ, W. (2002) S. 371ff. 
325
 Vgl. KILGER, W.; PAMPEL, J.; VIKAS, K. (2007) S. 111 
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Regel eine hohe (niedrige) Faktorqualität in der Regel zu einem hohen (niedrigen) Preis. Als 
qualitätsbezogene Eigenschaften von Anlagen können Stillstands- oder Ausfallzeiten, aber 
auch die Nutzungsdauer angeführt werden. Das Personal wird hinsichtlich dieser Einflussgrö-
ße u. a. von der Begabung, Ausbildung, Erfahrung, Leistungsbereitschaft und der körperli-
chen sowie seelischen Verfassung geprägt.326 Bezüglich der Verbrauchsfaktoren sei lediglich 
auf den in Abschnitt 3.5.1 bereits angedeuteten Brennwert oder Energiegehalt von Brennstof-
fen verwiesen, der als qualitätsbezogene Eigenschaft interpretiert werden kann, die ihrerseits 
nicht nur den Faktorpreis, sondern auch die Faktormenge determiniert. 
Die Faktormengen selbst werden – abgesehen vom Faktorpreis und von den Faktorqualitäten 
– von einem in Wechselwirkung stehenden System aus Entscheidungen beeinflusst, die aus 
dem spezifischen Energiebedarf eines Industrieunternehmens resultieren und in Verbindung 
mit der Nutzung der Eigenerzeugung oder der Speicherung elektrischer Energie zu fällen sind 
und sich aus der Entscheidungsstruktur in Abschnitt 3.1 herleiten lassen. Dazu gehören: 
- Entscheidungen über die für die Eigenerzeugung oder Speicherung zu nutzende Technolo-
gie,  
- Entscheidungen über die zu installierende Kapazität bzw. Leistung einer Eigenerzeu-
gungs- oder Speicherungsanlage,327 
- Entscheidungen über die mittels Eigenerzeugung oder Ausspeicherung bereitgestellte 
Energiemenge, 
- Entscheidungen über die fremdbezogene Energiemenge und 
- Entscheidungen über die zu verkaufende und einzuspeichernde Energiemenge. 
Die zwischen diesen Entscheidungen bestehenden Wechselwirkungen und ihre Determinanten 
sollen zunächst dargestellt werden. Im Anschluss daran ist der Einfluss der Entscheidungen 
auf die Mengen von Potenzial- und Verbrauchsfaktoren zu erläutern. 
Die Eigenerzeugung oder Speicherung elektrischer Energie geht mit der Entscheidung für 
eine spezifische Technologie einher. Diese Entscheidung wird u. a. vom technischen Fort-
schritt (z. B. effizientere Erzeugungs- oder Speicherungstechnologien), von der Verfügbarkeit 
relevanter Primärenergieträger (z. B. spezifische Brennstoffe, Sonneneinstrahlung oder Wind-
verhältnisse)328, aber auch von politischen Entscheidungen bzw. den dadurch geschaffenen 
Rahmenbedingungen (z. B. die Förderung des Ausbaus erneuerbarer Energien und damit ein-
                                                          
326
 Vgl. KILGER, W.; PAMPEL, J.; VIKAS, K. (2007) S. 111 
327
  Von der Leistung einer Anlage geht außerdem ein Einfluss auf den Preis dieses Potenzialfaktors aus. Vgl. 
u. a. KARL, J. (2012) S. 18 
328
 Vgl. Abschnitt 3.2.1 
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hergehende umfangreichere sowie weniger risikobehaftete Vermarktungsmöglichkeiten elek-
trischer Energie)329 beeinflusst. 
Die Entscheidung für eine Technologie zur Erzeugung oder Speicherung elektrischer Energie 
steht in wechselseitiger Abhängigkeit zur Entscheidung für eine spezifische Anlagenkapazität 
(d. h. Anlagenleistung): So wird einerseits die Entscheidung für eine Technologie durch die 
Verfügbarkeit relevanter Anlagenleistungen bestimmt, andererseits gibt die Entscheidung für 
eine spezifische Anlagenleistung die in Frage kommenden Technologien vor. 
Die Entscheidung für eine spezifische Anlagenleistung wird – wie auch die für eine Techno-
logie – von denen über die mittels Eigenerzeugung und/oder Ausspeicherung330 bereitzustel-
lenden Energiemengen beeinflusst (und umgekehrt). Diese Wechselwirkungen lassen sich wie 
folgt darstellen: Je höher (geringer) der Energiebedarf eines Unternehmens ist und je höher 
(geringer) die Menge mittels Eigenerzeugung oder Ausspeicherung bereitgestellter elektrische 
Energie sein soll, umso größer (kleiner) ist tendenziell die Anlagenleistung zu wählen.  
Diese Entscheidungen stehen jedoch auch in Wechselwirkung mit denen, die hinsichtlich der 
fremdbezogenen, der verkauften und/oder eingespeicherten Menge elektrischer Energie zu 
treffen sind: Ist die verkaufte und/oder eingespeicherte331 Menge elektrischer Energie hoch 
(gering), geht dies tendenziell mit einer hohen (geringen) Anlagenleistung einher. Ist hinge-
gen die fremdbezogene Menge elektrischer Energie hoch (niedrig), so kann dies als Indiz für 
eine geringe (hohe) Anlagenleistung aufgefasst werden. 
Von der Entscheidung über die zu installierende Anlagenleistung und die Technologie werden 
die einzusetzenden Potenzialfaktoren bestimmt. So beeinflussen beide Entscheidungen die 
Menge der anzuschaffenden Anlagen und die Menge des einzusetzenden Betriebspersonals. 
Dabei ist der Zusammenhang zwischen Anlagenleistung und Anlagenmenge entgegengesetzt 
ausgeprägt: Je größer (kleiner) die Leistung einer Anlage, desto geringer (höher) ist die An-
zahl der zur Deckung des Energiebedarfs notwendigen Anlagen. Beim Potenzialfaktor ‚Per-
sonal‘ ist der mengenmäßige Zusammenhang zwischen Anlagenleistung und Personal gleich-
gerichtet. Darüber hinaus werden weitere anlagenbezogene Potenzialfaktoren, wie Grundstü-
                                                          
329
 Vgl. Abschnitt 3.3.2 
330
 Vgl. Abschnitt 3.1 
331
 Die einzuspeichernde Menge elektrischer Energie wird darüber hinaus von der Entscheidung über die mittels 
Ausspeicherung bereitzustellende Menge determiniert. 
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cke oder bauliche Einrichtungen, durch die Anlagenleistung aber auch durch die Technologie 
festgelegt.332  
Die Mengen der Potenzialfaktoren, die sich weiter danach unterscheiden lassen, ob sie von 
der Anlagenleistung abhängig sind oder nicht,333 sind in der vorliegenden Problemstellung von 
der Ausbringungsmenge an erzeugter oder ausgespeicherter elektrischer Energie (Beschäfti-
gung) unabhängig. Die mit ihnen verbundenen monetären Konsequenzen stellen daher fixe 
Produktionskosten von Erzeugungs- oder Speicherungstechnologien dar.334 
Der Einsatz von Verbrauchsfaktoren wird von den Entscheidungen über die einzusetzenden 
Erzeugungs- oder Speicherungstechnologien und von jenen über die erzeugte oder ausge-
speicherte Energiemenge determiniert.335 
Die Verbrauchsfaktoren lassen sich danach unterscheiden, ob sich die Faktormengen in Ab-
hängigkeit von der Beschäftigung ändern oder nicht. Insofern ist zwischen beschäftigungsab-
hängigen und beschäftigungsunabhängigen Verbrauchsfaktoren zu unterscheiden. Da die 
Mengen der beschäftigungsunabhängigen Faktoren bei wechselnder Beschäftigung gleich 
bleiben, führen deren monetäre Konsequenzen zu fixen, die von beschäftigungsabhängigen 
Verbrauchsfaktoren zu variable Produktionskosten. In der vorliegenden Problemstellung sind 
die Kosten der Bausteine ‚Brennstoffe‘ und ‚Betriebsstoffe‘ als beschäftigungsabhängig ein-
zuordnen.336 Die Kosten der Bausteine ‚Rechtsgüter und -leistungen‘ und ‚Instandhaltung‘ 
können jeweils sowohl beschäftigungsabhängige337 als auch -unabhängige Teile umfassen.338  
Die Faktormengen der beschäftigungsabhängigen Verbrauchsfaktoren werden allgemein von 
weiteren Einflussgrößen bestimmt. Dazu gehören die Nutzungsintensität339 und die Benut-
                                                          
332
 Diese sind in der Abbildung 4-15 durch die „leeren“ Felder angedeutet. In der vorliegenden Arbeit wird 
unterstellt, dass die Entscheidung für deren Nutzung in Verbindung mit dem Baustein ‚Anlage‘ gefällt wird. 
Aus diesem Grund erfolgt keine separate Berücksichtigung der oben genannten Potenzialfaktoren. 
333
 Vgl. CRASTAN, V. (2012b) S. 64 
334
 In der Literatur zur Kraftwerkstechnik werden beschäftigungsunabhängige und damit fixe Kosten auch als 
„Leistungskosten“ bezeichnet. Vgl. SCHWAB, A. J. (2012) S. 928 
335
 Die Technologie determiniert den Einsatz von Verbrauchsfaktoren allgemein, während die Beschäftigung 
den Umfang des Einsatzes festlegt. So wird durch die Wahl der Technologie bspw. festgelegt, ob und wel-
che Brenn- (z. B. Steinkohle bei Dampfturbinenkraftwerken, Erdgas bei Gasturbinenkraftwerken, Holzreste 
bei ORC-Kraftwerken) sowie Betriebsstoffe (z. B. Ammoniak für die Rauchgasreinigung bei einigen thermi-
schen Technologien, Schmierstoffe bei allen Technologien mit beweglichen Teilen/Komponenten) für die 
Inanspruchnahme der Eigenerzeugung oder der Speicherung relevant sind. 
336
 Vgl. HARTMANN, T. (2007) S. 20 f. 
337
  Vgl. HARTMANN, T. (2007) S. 20 
338
 Hinsichtlich der Instandhaltungskosten ist kritisch anzumerken, dass diese in der Literatur zur Kraftwerks-
technik oft als fixe Kosten aufgeführt werden. Dieser Meinung wird hier nicht gefolgt. Vgl. CRASTAN, V. 
(2012b) S. 64; SCHWAB, A. J. (2012) S. 940. Hinweise darauf, dass Instandhaltungskosten auch beschäfti-
gungsabhängige Bestandteile umfassen können, finden sich bspw. bei HARTMANN, T. (2007) S. 21; KON-
STANTIN, P. (2009) S. 293. 
339
 Die Nutzungsintensität stellt auf die Möglichkeit zur Anpassung der Leistungsabgabe und damit zur Steue-
rung bzw. Regelung von Anlagen ab. Regel- bzw. Steuerbare Anlagen können in ihrer Leistungsabgabe ge-
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zungsstunden,340 die jeweils von der Entscheidung über die erzeugte oder ausgespeicherte 
Energiemenge abhängen und damit über die oben erläuterten Wechselwirkungen auch von 
den weiteren Entscheidungen indirekt beeinflusst werden.  
Beide Größen beeinflussen sich gegenseitig: So bedingt eine geringere Nutzungsintensität 
eine höhere Anzahl an Benutzungsstunden, um bei gegebener Anlagenleistung eine bestimmte 
Beschäftigung, d. h. eine bestimmte Menge eigenerzeugter oder ausgespeicherter elektrischer 
Energie zu erreichen.  
Bei konstanter Nutzungsintensität steigt (sinkt) der absolute Verbrauch der beschäftigungsab-
hängigen Faktormengen (z. B. die Brennstoffmenge) mit einer zunehmenden (abnehmenden) 
Anzahl an Benutzungsstunden. Andersherum führt eine steigende (sinkende) Nutzungsinten-
sität bei konstanten Benutzungsstunden zu – relativ gesehen – sinkenden (steigenden), absolut 
jedoch steigenden (sinkenden) Faktormengen. Dies liegt im Einfluss der Nutzungsintensität 
auf den Wirkungsgrad341 begründet: Eine geringe (hohe) Nutzungsintensität hat tendenziell 
einen Wirkungsgrad senkenden (steigernden) Einfluss. Bei sinkendem (steigendem) Wir-
kungsgrad ist jedoch gleichzeitig ein – ebenfalls relativ gesehen – höherer (geringerer) Ener-
gieinput für die Erreichung eines bestimmten Energieoutputs notwendig, was mit steigenden 
(sinkenden) Faktormengen einhergeht.342 Daher kann auch der Wirkungsgrad als Determinan-
te der variablen Faktormengen interpretiert werden. 
Weitere Einflussgrößen der Faktormengen beschäftigungsabhängiger Verbrauchsfaktoren 
stellen die Veränderung des Brennstoffmischverhältnisses bei bi- oder multivalent betriebenen 
Anlagen und die Bedingungen der Energieumwandlungsprozesse dar. 
Da Brennstoffe – wie in Abschnitt 3.5.1 dargestellt – unterschiedliche Brennwerte bzw. Ener-
giegehalte aufweisen, führt die Veränderung des Brennstoffmischverhältnisses zu veränderten 
                                                                                                                                                                                     
drosselt werden, d. h. es wird nicht auf das komplette Leistungsvermögen der Anlage zurückgegriffen (Teil-
lastbetrieb). Zur Notwendigkeit der Regelung von Anlagen zur Stromerzeugung vgl. KARL, J. (2012) S. 306 
f. 
340
 Vgl. Abschnitt 3.5.1 
341
 Vgl. Abschnitt 3.5.1 
342
 Dies gilt insbesondere für Gasturbinenkraftwerke, bei denen ein Volllastbetrieb angestrebt wird, der durch 
eine Aufteilung der Kraftwerksleistung auf mehrere Module erreicht werden kann. Vgl. KONSTANTIN, P. 
(2009) S. 283. Zum Zusammenhang zwischen Teillastverhalten und dem Wirkungsgrad bei GuD-Anlagen 
vgl. ALLELEIN, H. J. (2010) S. 163. Ansatzpunkte zur Steuerung bzw. Regelung der Benutzungsintensität 
und damit der Beeinflussung der Kosten speziell bei Dampfkraftwerken finden sich bei SCHELLING, U. 
(2010a) S. 34 f. Zu entsprechenden Überlegungen bei Gasturbinenkraftwerken vgl. ALLELEIN, H. J. (2010) 
S. 146. 
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Mengen bei diesem Faktor: Ein steigender (sinkender) Anteil des Brennstoffs mit dem gerin-
geren Brennwert, führt zu einer höheren (niedrigeren) Verbrauchsmenge.343  
Die Prozessbedingungen bei der Umwandlung der unterschiedlichen Energieformen lassen 
sich durch spezifische Parameter charakterisieren. Werden diese variiert, so ändern sich  
– relativ gesehen – tendenziell auch die Faktorverbrauchsmengen.344 
Schließlich gehören innerbetriebliche Unwirtschaftlichkeiten zu den Determinanten der Fak-
torverbrauchsmengen. Sie führen zu Faktorverbrauchsmengen, die bei wirtschaftlichen Ver-
halten vermeidbar gewesen wären.345 Gemäß KILGER resultieren diese u. a. aus „Unachtsam-
keit, Ungeschicklichkeit, Gleichgültigkeit, Hortung von Beständen und Diebstahl“.346 
An die Überlegungen zu den Einflussgrößen zahlungswirksamer Produktionskosten von Ei-
generzeugungs- oder Speicherungstechnologien elektrischer Energie soll sich im folgenden 
Abschnitt die auf die gleiche Zahlungskategorie bezogene Analyse der Einflussgrößen bei den 
Vertragsformen des Fremdbezugs anschließen. 
4.4.2.2 Fremdbezug 
Die Ermittlung und Analyse der Einflussgrößen zahlungswirksamer Produktionskosten des 
Fremdbezugs elektrischer Energie soll – analog zu den Ausführungen des vorherigen Ab-
schnitts – in Anlehnung an das Kosteneinflussgrößensystem nach KILGER erfolgen. Dabei 
kann eine Beschränkung auf die Bausteine ‚Stromlieferant‘ sowie ‚Rechtsgüter und -leis-
tungen‘ erfolgen.347 Den Schwerpunkt der Analyse bilden die Einflussgrößen der fremdbezo-
genen Strommenge und des Strompreises. Das gesamte System der Einflussgrößen zahlungs-
wirksamer Produktionskosten des Fremdbezugs ist in Abbildung 4-16 festgehalten. 
                                                          
343
  Vgl. z. B. Arbeitsgemeinschaft für sparsamen und umweltfreundlichen Energieverbrauch e. V. (ASUE) 
(2011) S. 9 ff. 
344
 Die Prozessbedingungen beeinflussen damit auch den Wirkungsgrad einer Anlage. Für eine allgemeine 
Erläuterung entsprechender Prozessparameter in thermischen Anlagen zur Stromerzeugung Vgl. u. a. 
SCHWAB, A. J. (2012) S. 79 ff.; SCHELLING, U. (2010a) S. 28 ff.; ALLELEIN, H. J. (2010) S. 130 ff. 
345
 Vgl. KILGER, W.; PAMPEL, J.; VIKAS, K. (2007) S. 122 
346
 KILGER, W.; PAMPEL, J.; VIKAS, K. (2007) S. 122 
347
 Vgl. Abschnitt 3.4 in welchem die Bausteine des Fremdbezugs identifiziert wurden.  
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Abb. 4-16: Einflussgrößensystem für zahlungswirksame Produktionskosten des Fremdbe-
zugs elektrischer Energie348 
Die fremdbezogene Strommenge, aber auch die Anzahl der relevanten Rechtsgüter und -leis-
tungen, resultiert aus einem System von in Wechselwirkung stehenden Entscheidungen, die 
aufgrund eines spezifischen Energiebedarfs des Industrieunternehmens zu treffen sind. Diese 
Entscheidungen beziehen sich auf: 
- die zu wählenden (Fremdbezugs-)Vertragsformen, 
- die fremdbezogenen,  
- die eigenerzeugten bzw. ausgespeicherten sowie  
- die verkauften bzw. eingespeicherten Mengen elektrischer Energie.349  
Mit dem Fremdbezug elektrischer Energie geht die Entscheidung für eine Vertragsform ein-
her. Die oben genannten mengenbezogenen Entscheidungen der Bereitstellung (Eigenerzeu-
gung, Ausspeicherung, Fremdbezug) und Verwendung (Einspeicherung, Verkauf) bestimmen 
die Vertragsformen, die für den Fremdbezug in Frage kommen – oder engen zumindest deren 
Auswahl ein.350 Allerdings besteht auch in die andere Richtung eine Abhängigkeit zwischen 
                                                          
348
 Quelle: eigene Darstellung unter Rückgriff auf Elemente und Termini von KILGER, W.; PAMPEL, J.; VIKAS, 
K. (2007) S. 110 
349
 Die Wechselwirkungen zwischen den mengenbezogenen Entscheidungen wurden im Abschnitt 4.4.2.1 be-
reits dargestellt. Auf eine erneute Auseinandersetzung mit diesen wird mit Verweis auf den genannten Ab-
schnitt verzichtet. 
350
 In diesem Zusammenhang sei auf die Differenzierung zwischen Grund-, Mittel- und Spitzenlast verwiesen 
(vgl. Abschnitt 4.3.1). So kann die Bereitstellung in Anlehnung an diese drei Bedarfsformen erfolgen. Die 
Festlegung der (Teil-)Bedarfsdeckung über einen Bereitstellungsweg (z. B. Grundlast mittels Eigenerzeu-
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den Entscheidungen: So hängen die mengenbezogenen Entscheidungen von der Wahl der 
(Fremdbezugs-)Vertragsform ab.351 
Darüber hinaus bestehen wechselseitige Abhängigkeiten zwischen den Entscheidungen für 
eine bestimmte (Fremdbezugs-)Vertragsform und den Entscheidungen über die fremdbezoge-
ne Menge elektrischer Energie: Die Entscheidung für eine konkrete Vertragsform erfolgt un-
ter Berücksichtigung der Entscheidungen, die hinsichtlich der fremd zu beziehenden Ener-
giemenge getroffen wurden.352 Diese wird jedoch – andersherum – auch von der Vertrags-
formwahl beeinflusst.353 
Die Entscheidungen über die Vertragsform und die Menge fremdbezogener elektrischer Ener-
gie determinieren den „Einsatz“ der ‚Bausteine‘ des Fremdbezugs, wobei aus der Vertrags-
form in erster Linie Rückschlüsse auf die einzusetzenden Rechtsgüter und -leistungen (z. B. 
Börsenzulassungen) gezogen und aus den Entscheidungen über die fremdbezogene Energie-
menge Erkenntnisse hinsichtlich des oder der Stromlieferanten abgeleitet werden können. 
Der Fremdbezugsstrompreis setzt sich aus mehreren Bestandteilen zusammen, die selbst als 
Einflussgrößen des Strompreises interpretiert werden können.354 Zu diesen gehören die Groß-
handels- bzw. Markt-355 und Vertriebspreise, das Netznutzungsentgelt sowie Abgaben, Umla-
gen und Steuern.356 Bezüglich der monetären Ausprägung einiger dieser Bestandteile besteht 
eine Abhängigkeit von der fremdbezogenen Strommenge: So sehen u. a. die gesetzlichen 
Grundlagen des Netznutzungsentgelts, der Konzessionsabgabe, der EEG-Umlage und der 
Stromsteuer – teilweise von weiteren, nachfolgend erläuterten Einflussgrößen abhängige – 
                                                                                                                                                                                     
Spitzenlast über Programmliefervertrag). Vgl. auch die Ausführungen zur Partiellen Integration in Abschnitt 
3.2.3. 
351
 In Verbindung mit den Ausführungen in Abschnitt 3.2.2, in denen auf das bei bestimmten Vertragsformen 
vom Abnehmer zu tragende Mengenrisiko eingegangen wurde, können überschüssige fremdbezogene Men-
gen elektrischer Energie bestehen, die (kurzfristig) verkauft oder eingespeichert werden können. 
352
 So kann bei Kenntnis des konkreten fremdbezogenen Energiebedarfs (inkl. Lastverlauf und Bezugsdauer) 
auf eine der Vertragsformen der strukturierten Beschaffung zurückgegriffen werden, während Vollstromver-
sorgungsverträge dann vorteilhafter erscheinen, wenn nur ungenaue Kenntnisse hinsichtlich des Bedarfs an 
fremdbezogener Energie vorliegen. 
353
 Bei Vertragsformen der Vollstromversorgung ist die bezogene Energiemenge variabel, da vom Stromab-
nehmer keine exakten Bedarfsmeldungen an den Lieferanten zu erfolgen haben. Bei den Vertragsformen der 
einfachen und komplexen strukturierten Beschaffung werden die Mengen dagegen in der Regel exakt defi-
niert. 
354
 Zur Preisbildung am Strommarkt vgl. u. a. MELZIAN, R. (2008) S. 18 ff.; MÜHLENHOFF, J. (2011) S. 12 ff.; 
SCHIFFER, H. (2010) S. 408 ff.  
355
 Vgl. MÜHLENHOFF, J. (2011) S. 7 
356
 Abgaben, Umlagen und Steuern werden zu einer Gruppe von gesetzlich determinierten von Preisbestandtei-
len zusammengefasst. Dazu gehören die Konzessionsabgabe, der KWK-Aufschlag, die Umlage nach § 19 
StromNEV, die Offshore-Haftungsumlage, die EEG-Umlage, die Strom- sowie die Umsatzsteuer. Von den 
Umlagen wird nachfolgend lediglich auf Einflussgrößen der EEG-Umlage verwiesen. Das liegt darin be-
gründet, dass ihr Anteil am durchschnittlichen Strompreis für industrielle Abnehmer im Jahr 2013 über 35 % 
betrug, während die anderen drei lediglich insgesamt 3 % des Strompreises determinieren. Vgl. BDEW 
(2014a) S. 11 
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Sonderregelungen vor, die bei steigender Strommenge zu einem Sinken der jeweiligen Preis-
bestandteile und somit auch zu tendenziell geringeren Strompreisen führen.357 
Zu den weiteren Determinanten der Strompreisbestandteile gehört die Spannungsebene, auf 
der ein Industrieunternehmen an das öffentliche Stromnetz angeschlossen ist. Sie beeinflusst 
die Höhe des Netznutzungsentgelts,358 welches mit sinkender (steigernder) Spannungsebene359 
steigt (sinkt), da Stromabnehmer jeweils die „Kosten“ für vorgelagerte (d. h. höhere) Ebenen 
anteilig zu tragen haben. 
Weiterhin determiniert das Lastprofil mit seinen „Elementen“ (maximale) ‚Leistung‘ (bzw. 
Last) und ‚Bezugsstunden‘ die Strompreisbestandteile ‚Netznutzungsentgelt‘ sowie ‚Konzes-
sionsabgabe‘: Analog zur oben skizzierten Abhängigkeit von der Strommenge sehen die bei-
den gesetzlichen Grundlagen dieser Preisbestandteile Sonderregelungen für Stromabnehmer 
vor, die zu einem Sinken von Netznutzungsentgelt und/oder Konzessionsabgabe ab einer be-
stimmten Ausprägung der beiden Einflussgrößen führen.360 Die (maximale) Leistung stellt 
außerdem einen Bestimmungsfaktor der Vertriebspreise dar. So werden diese z. T. nach der 
Höhe der maximalen fremdbezogenen Leistung bemessen.361 
Der Großhandels- bzw. Marktpreis wird ferner vom eingesetzten Kraftwerkspark362 der öffent-
lichen Stromversorgung bestimmt.363 Dieser erfolgt in Abhängigkeit von der tages- sowie jah-
reszeitlich schwankenden Stromnachfrage,364 indem die jeweils verfügbaren Kraftwerkskapa-
zitäten der Stromnachfrage gegenübergestellt und – von den Kraftwerken mit den geringsten 
variablen Kosten ausgehend – bis zur Nachfragedeckung eingesetzt werden.365 Damit kommen 
zu Zeiten hoher Nachfrage auch solche Kraftwerke zum Einsatz, die relativ hohe variable 
Kosten verursachen, während bei geringer Nachfrage lediglich die mit den geringsten variab-
len Kosten genutzt werden. Daraus lässt sich ableiten, dass der Großhandels- bzw. Markt-
                                                          
357
 Vgl. u. a. § 19 (2) StromNEV; § 2 Abs. 4 KAV; § 41 Abs. 1 Nr. 1 EEG 
358
 Einen Überblick über die Netzebenen vermittelt KONSTANTIN, P. (2009) S. 393 
359
 Aus der physikalischen Verknüpfung von Spannung, Stromstärke und Leistung kann ein Zusammenhang 
zwischen der maximalen in Anspruch genommenen Netzleistung eines Verbrauchers und dessen Anschluss-
spannungsebene hergestellt werden. Insofern besitzt auch die maximale Leistung einen Einfluss auf die 
Transportpreise. Vgl. VON LIEBENSTEIN, R.; STEFFEN, H. (2009) S. 310 
360
 Vgl. § 19 (2) StromNEV und § 2 Abs. 7 KAV. Die Konzessionsabgabenverordnung unter bestimmten Be-
dingungen eine vollständige Befreiung für Sondervertragskunden vor. Vgl. § 2 Abs. 4 KAV 
361
 Vgl. ZANDER, W.; RIEDEL, M.; HELD, C. et al. (2000) S. 30 f. 
362
 Zum Einfluss des Einsatzes von PV auf den Großhandelspreis vgl. BODE, S.; GROSCURTH, H. (2011) S. 108 
f. 
363
 Vgl. MÜHLENHOFF, J. (2011) S. 7 
364
 Die Energienachfrage ist kurzfristig völlig unelastisch. Vgl. MELZIAN, R. (2008) S. 19. Die Nachfrage-
schwankungen resultieren u. a. aus dem Verbraucherverhalten (z. B. Notwendigkeit zur Beleuchtung, Küh-
lung oder Heizung von Gebäuden) und der konjunkturellen Situation. Vgl. BORCHERT, J.; SCHEMM, R.; 
KORTH, S. (2006) S. 52 ff., SCHIFFER, H. (2010) S. 410 
365
 Vgl. KONSTANTIN, P. (2009) S. 55 f.; STRÖBELE, W.; PFAFFENBERGER, W.; HEUTERKES, M. (2012) S. 249 f. 
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preis, den ein (industrieller) Abnehmer zu zahlen hat, höher (geringer) ist, wenn Fremdbe-
zugsverträge zu bzw. für Zeiten hoher (geringer) Nachfrage geschlossen werden.366 
Ferner kann der Vertriebspreis risikobedingte Preisaufschläge beinhalten, deren Höhe von der 
gewählten Vertragsform des Fremdbezugs abhängt.367 Es liegt daher die Vermutung nahe, 
dass der Vertriebspreis mit zunehmenden (abnehmenden) Risikoaufschlägen steigt (sinkt). 
Analog zu den Ausführungen hinsichtlich der Einflussfaktoren zahlungswirksamer Produk-
tionskosten der Eigenerzeugung und der Speicherung kann auch für den Fremdbezug eine 
Abhängigkeit des Preises von den Bereitstellungsprozessen unterstellt werden: So können 
durch Such- und Analyseaktivitäten sowie Verhandlungen die nicht gesetzlich geregelten 
Preisbestandteile, d. h. die Erzeugungs- und Vertriebspreise beeinflusst werden.368  
Schließlich geht eine den Strompreis beeinflussende Wirkung auch von der Branchenzugehö-
rigkeit der (industriellen) Abnehmer sowie vom Anteil der Stromkosten an der Bruttowert-
schöpfung aus.369 Beide Determinanten finden sich in gesetzlichen Regelungen und sehen eine 
Absenkung der Preisbestandteile ‚EEG-Umlage‘370 sowie ‚Stromsteuer‘371 vor. 
Die zahlungswirksamen Produktionskosten der Vertragsformen des Fremdbezugs lassen sich 
in fixe und variable Bestandteile unterscheiden. Als variabel gelten hier jene Kosten, die sich 
mit der fremdbezogenen Energiemenge ändern, während die davon unabhängigen Kosten als 
fix eingeordnet werden.  
Wie aus der Abbildung 4-16 ersichtlich wird, können im Strompreis enthaltene Bestandteile 
anteilig zu fixen Kosten führen. In der Praxis wird in diesem Zusammenhang von ‚Leistungs-
preisen‘ gesprochen, die – wie oben angedeutet – meist von der Höhe der maximalen, fremd-
bezogenen Leistung abhängen.372 Sie umfassen einen Teil der monetären Konsequenzen, die 
Stromabnehmer für die Erzeugung, den Vertrieb und die Netznutzung zu tragen haben. Von 
diesen abzugrenzen sind die sogenannten ‚Arbeitspreise‘, die neben den eben angeführten 
auch die Gruppe der gesetzlich determinierten Preisbestandteile beinhalten. Arbeitspreise sind 
                                                          
366
 Vgl. SCHMÖLLER, H. (2005) S. 57. Damit wird der Zeitpunkt des Vertragsabschlusses zu einer wesentlichen 
Kosteneinflussgröße Vgl. BUTTERWECK, C.; WOITKOWSKI, F.; DUDENHAUSEN, A. (2005) S. 138 
367
 Vgl. Abschnitt 3.2.2 
368
 Es sei an dieser Stelle auf die in Abschnitt 4.4.2.1 bereits angedeutete Wechselwirkung mit den Transakti-
onskosten verwiesen, welche sich auf die Bereitstellungsobjekte des Fremdbezugs beziehen. 
369
 Vgl. Agentur für Erneuerbare Energien (Hrsg.) (2012) S. 1f. Zur Definition des Begriffes der Bruttowert-
schöpfung sei auf § 41 Abs. 1 Nr. 1b EEG i. V. m. Statistisches Bundesamt, Fachserie 4/Reihe 4.3 Wiesba-
den 2007 verwiesen. 
370
 Vgl. u. a. § 41 Abs. 1 Nr. 1 EEG.  
371
 Vgl. §§ 9, 9a, 9b und 10 StromStG 
372
 Vgl. HOFFMANN, J. (1996) S. 29; ZANDER, W.; RIEDEL, M.; HELD, C. et al. (2000) S. 30 f. 
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für die Menge fremdbezogener elektrischer Energie zu zahlen.373 Sie stellen daher variable 
Kosten dar. 
Für die Kosten der Rechtsgüter und -leistungen wird für die vorliegende Arbeit eine Unab-
hängigkeit von der fremdbezogenen Energiemenge unterstellt; ihre Kosten sollen als fix gel-
ten. 
Mit den Ausführungen des vorliegenden und des vorherigen Abschnitts sind die wesentlichen 
Determinanten der zahlungswirksamen Produktionskosten von Alternativen der Eigenerzeu-
gung, der Speicherung und des Fremdbezugs ermittelt und analysiert. Im folgenden Abschnitt 
soll – auf den bisherigen Überlegungen aufbauend – die Einflussgrößen des Verkaufs elektri-
scher Energie näher untersucht werden. 
4.4.3 Einflussgrößen der Verkaufserlöse 
Die Erlöse bzw. Einzahlungen aus dem Verkauf elektrischer Energie374 setzen sich aus dem 
Verkaufs- bzw. Absatzpreis und der abgesetzten Strommenge zusammen. Die Determinanten 
dieser beiden Erlös- bzw. Einzahlungsbestandteile sind in der Abbildung 4-17 graphisch dar-
gestellt und sollen nachfolgend erläutert werden. 
 
Abb. 4-17: Einflussgrößensystem für Verkaufserlöse für elektrische Energie375 
                                                          
373
 Vgl. HOFFMANN, J. (1996) S. 29 
374
 Der Verkauf elektrischer Energie wird im Rahmen der Entscheidungsstruktur auf der Bausteinebene durch 
den Baustein (bzw. das „Bereitstellungsobjekt“) ‚Stromkunde‘ erfasst. 
375
 Quelle: eigene Abbildung 
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Den Ausgangspunkt für die Ermittlung deren Einflussgrößen bilden – analog zu den Ausfüh-
rungen der beiden vorherigen Abschnitte – der Energiebedarf eines Unternehmens und die 
unter dessen Berücksichtigung zu fällenden, sich wechselseitig beeinflussenden Entscheidun-
gen bezüglich der Energiebereitstellung und -verwendung.376 Diese Entscheidungen betreffen 
auf der Bereitstellungsseite: 
- die eigenerzeugte und/oder ausgespeicherte Energiemenge und 
- die fremdbezogene Energiemenge. 
Außerdem sind Entscheidungen der Verwendungsseite bezüglich: 
- der für den Verkauf elektrischer Energie gewählte Vertragsform, 
- der verkauften bzw. zu verkaufenden Menge elektrischer Energie und 
- der eingespeicherte Menge elektrischer Energie. 
Die wechselseitigen Abhängigkeiten der genannten Entscheidungen werden im Folgenden 
lediglich in Bezug auf ihre Relevanz für den Verkauf elektrischer Energie erläutert. Die darü-
ber hinaus bestehenden Wechselwirkungen wurden bereits im Rahmen der Ausführungen der 
beiden letzten Abschnitte erläutert.377 
Die mengenbezogenen Entscheidungen der Bereitstellungsseite beeinflussen im Wesentli-
chen, welche Menge elektrischer Energie für den Verkauf (oder allgemeiner für eine über den 
eigentlichen Bedarf hinausgehende Verwendung) zur Verfügung steht und legen damit die 
diesbezüglichen Handlungsmöglichkeiten fest. In Abschnitt 3.3.2 wurde festgehalten, dass die 
Möglichkeit zur Inanspruchnahme einer bestimmten (Verkaufs-)Vertragsform von der genutz-
ten Erzeugungstechnologie festgelegt wird. Insofern beeinflussen auch die bezüglich der 
Technologie zu treffenden Entscheidungen die Vertragsformwahl.378 
Darüber hinaus beeinflussen sich die Entscheidungen der Verwendungsseite gegenseitig: So 
determiniert eine Entscheidung über die einzuspeichernde Menge elektrischer Energie die 
Handlungsmöglichkeiten hinsichtlich des Verkaufs, d. h. sowohl die Wahl der Vertragsform 
als auch die zu verkaufende Strommenge.379 Gleichzeitig geht von der Entscheidung über die 
Vertragsform des Verkaufs eine Beeinflussung der eingespeicherten Energiemenge aus.380 
                                                          
376
 Vgl. Abschnitte 4.4.2.1 und 4.4.2.2 
377
 Vgl. Abschnitte 4.4.2.1 und 4.4.2.2 
378
 Gleiches kann durchaus auch andersherum unterstellt; Die Verfügbarkeit einer Verkaufsvertragsform kann 
die Technologiewahl beeinflussen. 
379
 Elektrische Energie, die eingespeichert wird, steht erst zu einem späteren Zeitpunkt für den Verkauf zur 
Verfügung. Die Einspeicherung schafft bezüglich des Verkaufs ein höheres Maß an Flexibilität. 
380
 Einerseits können bestehende Lieferverpflichtungen eines Anlagenbetreibers dazu führen, dass elektrische 
Energie verkauft werden muss und nicht eingespeichert werden kann. Andererseits kann eben gerade die 
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Mit der Entscheidung über die zu verkaufende Menge elektrischer Energie wird die für einen 
Verkauf zur Verfügung stehende Strommenge festgelegt. Der Absatzpreis unterliegt hingegen 
primär der Entscheidung bezüglich der in Anspruch zu nehmenden Vertragsform des Ver-
kaufs. Das liegt darin begründet, dass mit den zur Verfügung stehenden Vertragsformen un-
terschiedliche – teilweise gesetzlich geregelte – Absatzpreise einhergehen.381 Die Vertrags-
form beeinflusst jedoch nicht nur die Höhe des Absatzpreises, sondern auch dessen Verände-
rung im Zeitablauf und seine Verhandelbarkeit. Sie determiniert damit gleichzeitig die Ver-
kaufsprozesse, von denen ebenfalls eine preisbeeinflussende Wirkung ausgeht.382  
Die Ausführungen des Abschnitts 3.3.2 haben weiterhin gezeigt, dass die gesetzlichen Vor-
schriften (insbesondere das EEG) zum Verkauf elektrischer Energie aus erneuerbaren Ener-
giequellen die Absatzpreise z. T. konkret für einen längeren Zeitraum vorgeben383, z. T. zu-
mindest Regelungen für anzusetzende Referenzpreise, Ausgleichzahlungen etc. enthalten.384 
Für die Vertragsformen, die keiner Förderung durch das EEG oder andere Gesetze unterlie-
gen, sind die Absatzpreise hingegen (unter Berücksichtigung der Referenzwirkung der EEX-
Spotmarktpreise)385 zwischen den Vertragsparteien verhandelbar und unterliegen damit im 
Zeitablauf tendenziell Veränderungen. 
Der Absatzpreis wird weiterhin von Einflussgrößen determiniert, die in ähnlicher Form be-
reits auf der Fremdbezugsseite diskutiert wurden und als Spezifika des Energiemarktes aufge-
fasst werden können. Dazu gehören der Zeitpunkt des Vertragsabschlusses und der vereinbar-
te Lieferzeitraum. In diesem Zusammenhang sei auf die Ausführungen zum eingesetzten 
Kraftwerkspark in Abschnitt 4.4.2.2 verwiesen. Dort wurde festgehalten, dass die tages- und 
jahreszeitlich schwankende Nachfrage den Kraftwerkseinsatz in der öffentlichen Stromver-
sorgung determiniert und bedingt durch die unterschiedlichen Kraftwerkskosten auch ver-
schiedene Großhandels- bzw. Marktpreise entstehen, die der Abnehmer zu tragen hat. Dies 
kann auf den Verkauf elektrischer Energie projiziert werden: So lässt sich für elektrische 
Energie, die zu Zeitpunkten und für Zeiträume mit hoher (geringer) Nachfrage angeboten 
wird, ein höherer (niedrigerer) Absatzpreis erzielen. Darüber hinaus besteht eine Abhängig-
                                                                                                                                                                                     
Ausgestaltung solcher Lieferverpflichtungen das Einspeichern elektrischer Energie notwendig machen (z. B. 
bei Verkauf von Strom aus fluktuierend Strom erzeugenden Anlagen). 
381
 Vgl. Abschnitt 3.3.2 
382
 Es sei auf die entsprechenden Ausführungen zum Einfluss der Bereitstellungsprozesse auf den „Preis“ in den 
Abschnitten 4.4.2.1 und 4.4.2.2 und den dort angedeuteten Wechselwirkungen zwischen „Preis“ und Trans-
aktionskosten verwiesen. Diese lassen sich weitestgehend auf die Verkaufsprozesse übertragen. 
383
  Verwiesen werden soll auf die EEG-Einspeisevergütung. 
384
 Dies gilt einerseits für das Marktprämienmodell als Vertragsform der geförderten Direktvermarktung, ande-
rerseits jedoch auch für Strom, der mittels KWK-Anlagen erzeugt wurde und verkauft werden soll. 
385
 Vgl. Abschnitt 3.2.1 
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keit des Absatzpreises vom Zeitpunkt des Vertragsschlusses aufgrund der im EEG geregelten 
Degression der Einspeisevergütungssätze.386 
Die bisherigen Ausführungen des Abschnitts 4.4 haben gezeigt, dass die in die Ermittlung des 
Kapitalwerts von Technologien oder Vertragsformen der Bereitstellung und Verwendung 
elektrischer Energie eingehenden Einzahlungen sowie zahlungswirksamen Produktionskosten 
bereits isoliert betrachtet einer Mehrzahl an Determinanten unterliegen. Ferner ist deutlich 
geworden, dass die Ausprägungen einzelner bereitstellungs- oder verwendungswegspezifi-
scher Einflussgrößen von Entscheidungen abhängen, die in Bezug auf die weiteren Bereitstel-
lungs- und Verwendungswege sowie -alternativen zu treffen sind. Dies verdeutlicht die in 
Abschnitt 3.1 angesprochenen Interdependenzen zwischen den Alternativen beider Bereitstel-
lungs- und Verwendungswege. 
Im nachfolgenden Abschnitt sollen – die Einflussfaktorenanalyse abschließend – jene Be-
stimmungsgrößen identifiziert und analysiert werden, die auf die Höhe der Transaktionskos-
ten einwirken.387  
4.4.4 Einflussgrößen von Transaktionskosten 
Die Erkenntnisse der vorherigen Abschnitte lassen sich auf die Überlegungen des vorliegen-
den Abschnitts übertragen: Durch die in den vorherigen Abschnitten angedeuteten interdepen-
denten Entscheidungen werden die relevanten Bausteine und damit auch die Bereitstellungs-
objekte festgelegt.388 Diese determinieren wiederum die Bereitstellungsprozesse (z. B. Eigen-
erstellung oder Fremdbezug eines Bausteins) sowie deren Struktur und Zusammensetzung 
(z. B. Anzahl und Reihenfolge der Prozessschritte/Teilprozesse).389  
Wird unterstellt, dass sowohl unterschiedliche Bereitstellungsprozesse an sich, als auch die 
verschiedenartige Struktur und Zusammensetzung von Bereitstellungsprozessen, zu differen-
zierten monetären Konsequenzen führen, so kann konstatiert werden, dass durch die in Wech-
selwirkung stehenden Entscheidungen, welche in den letzten Abschnitten erläutert wurden, 
auch die Determinanten der Transaktionskosten beeinflusst werden.  
Die Transaktionskosten ergeben sich aus dem Produkt des (bereitstellungs-)prozess- bzw. 
transaktionsbezogenen Faktorpreises und dem zugehörigen Faktorverbrauch. In der nachfol-
                                                          
386
 Vgl. §§ 20 ff. EEG 
387
 Dies korrespondiert inhaltlich mit den im Rahmen des Schritts S-4II anzustellenden Überlegungen. 
388
 Vgl. Abschnitt 3.4 
389
 Vgl. Abschnitt 3.5.4. In den dortigen Ausführungen wurde darauf eingegangen, dass sich in Abhängigkeit 
vom Bereitstellungsobjekt die Struktur eines Bereitstellungsprozesses ändern kann. 
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genden Abbildung 4-18 ist das Zusammenwirken der Determinanten beider Bestandteile von 
Transaktionskosten graphisch festgehalten. Diese sollen nachfolgend erläutert werden. 
 
Abb. 4-18: Einflussgrößensystem für Transaktionskosten390 
Das Zustandekommen des prozessbezogenen Faktorpreises wurde in Abschnitt 4.1.4.3 bereits 
angedeutet: Dieser stellt das Ergebnis aus der durch die gesamte (erwartete) Arbeitszeit eines 
Mitarbeiters391 geteilten Summe aller monetären Konsequenzen von transaktionsspezifisch 
eingesetzten Produktionsfaktoren einer Periode dar. Der Faktorpreis gibt damit den prozess-
bezogenen Faktorverbrauch je Zeiteinheit an, während der Faktorverbrauch den Zeitbedarf 
eines Bereitstellungsprozesses innerhalb jenes Betrachtungszeitraums widerspiegelt.  
Die wesentlichen prozess- bzw. transaktionsbezogenen Produktionsfaktoren, deren monetäre 
Konsequenzen den Faktorpreis determinieren, wurden in Abschnitt 4.1.4.3 erörtert. Aufgrund 
der dort bereits angedeuteten Relevanz des Potenzialfaktors ‚Personal‘ für die Erbringung von 
Bereitstellungsprozessen,392 sollen nachfolgend lediglich die hauptsächlichen Bestimmungs-
faktoren der Personalkosten aufgegriffen werden. 
                                                          
390
 Quelle: eigene Darstellung 
391
 Zu dessen Ermittlung und Prognose vgl. Abschnitt 4.5.3 
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Die Personalkosten unterliegen u. a. individuellen und unternehmensbezogenen Einflussgrö-
ßen.393 Zu den individuellen Einflussgrößen gehören die Qualifikation, die Berufserfahrung 
und der Tätigkeits- bzw. Aufgabenbereich der Mitarbeiter.394 Als unternehmensbezogene Ein-
flussgrößen sind die Branche, der Standort und die Unternehmensgröße zu nennen.395 
Die Bestimmungsgrößen des Faktorverbrauchs wurden in Abschnitt 4.1.4.3 im Zuge der Er-
läuterungen zur Erfassung von Transaktionskosten bereits aufgegriffen: Dies sind der ‚Zeit-
bedarf bei einmaliger Prozessdurchführung‘ (Prozesszeit) und die ‚Anzahl der Prozesswieder-
holungen‘ (Prozessmenge) innerhalb eines definierten Betrachtungszeitraums.396 
Je höher (geringer) der Zeitbedarf eines Bereitstellungsprozesses ist, desto größer (niedriger) 
ist dessen Ressourcenverzehr und umso höher (niedriger) sind tendenziell die Prozess- bzw. 
Transaktionskosten (bei einmaliger Durchführung).397 Die Prozesszeit unterliegt jedoch selbst 
weiteren Determinanten. Anknüpfungspunkte für deren Identifikation bieten nach Ansicht des 
Verfassers die in Abschnitt 4.1.2.3 erläuterten Einflussgrößen, welche im Transaktionskosten-
ansatz zur Erklärung der Wahl des Bereitstellungswegs dienen. Mit ihrer Hilfe lassen sich 
sowohl die Bereitstellungsobjekte als auch die Bereitstellungsprozesse charakterisieren.  
Aus dieser Charakteristik können Rückschlüsse auf die Prozesszeit der Bereitstellungsprozes-
se gezogen werden: Je komplexer, spezifischer, strategisch bedeutsamer Bereitstellungsobjekt 
und/oder Bereitstellungsprozess bzw. deren Umwelt sind und/oder je höher die auf Bereitstel-
lungsobjekte und/oder Bereitstellungsprozesse bzw. deren Umwelt bezogene Unsicherheiten 
sind, desto höher ist in der Regel der Zeitbedarf der mit dem Bereitstellungsobjekt verbunde-
nen Bereitstellungsprozesse und umso höher sind damit gleichzeitig die Transaktionskosten. 
Diese Einschätzung kann damit begründet werden, dass bei einer „hohen Ausprägung“398 der 
vier genannten Einflussgrößen u. a. die Aktivitäten der Suche nach und der Analyse von In-
formationen sowie der Verhandlung mit potenziellen Vertragspartnern intensiviert werden 
müssen, um Informationsasymmetrien abzubauen und damit opportunistisches Verhalten ei-
ner Vertragsseite zu vermeiden. 
                                                          
393
 Eine andere Systematik findet sich bspw. bei VOGT, A. (1984) S. 874. Gegebenenfalls sind außerdem so-
zialversicherungsrechtliche Aspekte zu berücksichtigen. Auch diese beeinflussen die Personalkosten. 
394
 Vgl. z. B. Statistisches Bundesamt (2013) S. 62 ff. 
395
 Vgl. z. B. Statistisches Bundesamt (2013) S. 48 ff. und S. 95 ff. 
396
 Bezüglich der Zeit als Kostentreiber in Prozessen vgl. REICHMANN, T.; SCHÖN, D. (1996) S. 289. 
HAMPRECHT, M. (2000) S. 64 ff. systematisiert und charakterisiert verschiedene ‚Zeittreiber‘. 
397
 Zur Eignung der Zeit als Maßgröße für die Quantifizierung der Ressourceninanspruchnahme vgl. REICH-
MANN, T.; SCHÖN, D. (1996) S. 289 
398
 Vgl. Abschnitt 4.1.2.3 
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Den sekundären Einflussgrößen kommt bei der Erklärung der Ausprägung der Prozesszeit 
eine unterstützende Funktion zu, die sich wie folgt darstellen lässt:  
- Häufigere Prozesswiederholungen können zu Erfahrungskurven- und Lerneffekten 
führen und senken daher potenziell die Prozesszeit. 
- Ausdifferenzierte und klar formulierte rechtliche Rahmenbedingungen399 schaffen ein 
höheres Maß an Sicherheit und senken die Spezifität. Dadurch leisten sie einen Beitrag 
zur Reduzierung der Prozesszeit. 
- Die technologischen Rahmenbedingungen bieten bei der Durchführung von Prozessen 
an sich eine Hilfestellung (z. B. Planungs- und Steuerungssoftware für Anlagen zur 
Stromerzeugung, Internetplattformen für die Ausschreibung von Energielieferver-
trägen) und können damit sowohl die Komplexität als auch die Spezifität von Bereit-
stellungsprozessen reduzieren.400 Auch ihnen kommt daher eine die Prozesszeit sen-
kende Funktion zu. 
Die prozessbezogene Häufigkeit401 korrespondiert mit der oben bereits erwähnten Anzahl der 
Prozesswiederholungen (Prozessmenge). Sie stellt daher nicht nur eine Prozesszeit beeinflus-
sende und damit dem prozessbezogenen Faktorverbrauch vorgelagerte Bestimmungsgröße 
dar, sondern bildet eine von dessen direkten Determinanten. Festgelegt wird die Häufigkeit 
der Prozessdurchführung in erster Linie von den Bereitstellungsobjekten an sich und deren 
Bereitstellungsbedarf, der sich aus dem Kontext der in Wechselwirkung stehenden Entschei-
dungen ergibt: So können Bereitstellungsobjekte, deren Bedarf repetitiv entsteht (Verbrauchs-
faktoren wie Brennstoffe, Betriebsstoffe etc.), von solchen abgegrenzt werden, die in der Re-
gel lediglich einmalig bereitgestellt werden müssen (vorrangig Potenzialfaktoren wie Anlage, 
Personal, aber auch Rechtsgüter und -leistungen).  
Die Anzahl der Prozessdurchführungen wird darüber hinaus von weiteren Einflussgrößen 
determiniert, die teilweise für die Bereitstellung aller Objekte gelten, zum Teil jedoch auch 
nur objektspezifisch wirken. Dazu gehören u. a.: 
- die Lagerkapazität von lagerfähigen und repetitiv bereitzustellenden Bereitstellungsobjek-
ten (z. B. bestimmte Brennstoffe),  
                                                          
399
 Zu den rechtlichen Rahmenbedingungen im Energiemarkt vgl. u. a. ZANDER, W.; RIEDEL, M.; HELD, C. et 
al. (2000) S. 89 ff.; FRIED, J. (2006) S. 141 ff.; HÄRLE, P. (2006) S. 355 ff. 
400
 Vgl. LEPRICH, U.; FREY, G.; HAUSER, E. et al. (2010) S. 79 ff.; LOOCK, C.; STAAKE, T.; FLEISCH, E. (2009) 
S. 268 ff. 
401
 Sie ist von der objektbezogenen Häufigkeit abzugrenzen, die die Anzahl der Bereitstellungsobjekte charakte-
risiert. Beide Größen entsprechen sich, wenn für jede Mengeneinheit eines Bereitstellungsobjektes ein sepa-
rater Bereitstellungsprozess notwendig ist. 
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- die Nutzungsdauer von Objekten bzw. Laufzeit von Verträgen, welche bezüglich der Be-
reitstellung mit Lieferanten oder Mitarbeitern geschlossen wurden (z. B. Stromlieferver-
träge, Verträge mit Instandhaltungsdienstleistern), 
- auf gesetzlichen oder vertraglichen Vorschriften basierende Bedarfsauslöser (z. B. das 
Einholen von Errichtungsgenehmigungen, der Nachweis von Emissionsberechtigungen, 
das Einhalten von Wartungsintervallen) sowie 
- die Anzahl potenzieller Vertragspartner. 
Hinsichtlich der beiden erstgenannten Bestimmungsgrößen kann festgehalten werden, dass 
die Anzahl der Prozessdurchführungen mit zunehmender (abnehmender) Lagerkapazität bzw. 
Nutzungsdauer/Vertragslaufzeit sinkt (steigt). Das liegt darin begründet, dass ein Bereitstel-
lungsbedarf bei hoher (geringer) Lagerkapazität bzw. langer (kurzer) Nutzungsdauer/Ver-
tragslaufzeit seltener (häufiger) entsteht und damit auch die entsprechenden Bereitstellungs-
prozesse innerhalb eines abgegrenzten Zeitraums in geringerer Anzahl erbracht werden müs-
sen. 
Gesetzliche oder vertragliche Vorschriften zur einmaligen oder repetitiven Bereitstellung ei-
nes bestimmten Objekts determinieren die Anzahl der Prozessdurchführungen, indem sie be-
stimmte Zeitpunkte und Zyklen für deren Bereitstellung festlegen. Die Anzahl der Prozess-
durchführungen ist dabei umso höher (geringer), je mehr (weniger) Zeitpunkte und/oder je 
kürzer (länger) die Zyklen sind, die vorgegeben werden. 
Die Anzahl der potenziellen Vertragspartner für die Bereitstellung eines Bausteins bestimmt 
die Häufigkeit der Prozessdurchführungen insofern, als dass mit ihrer steigenden (sinkenden) 
Anzahl die vorvertraglichen Aktivitäten der Suche, Anbahnung und Vereinbarung häufiger 
wiederholt werden müssen, um ein möglichst umfassendes Bild über die alternativen Ver-
tragspartner für die Bereitstellung eines Objektes zu erhalten. 
Ferner werden der prozess- bzw. transaktionsbezogene Faktorverbrauch sowie der Faktorpreis 
und somit auch die Transaktionskosten von der Qualität der für die Erbringung von Bereitstel-
lungsprozessen eingesetzten Faktoren beeinflusst. Diese kann vor dem Hintergrund der bereits 
verdeutlichten besonderen Relevanz des transaktionsbezogenen Produktionsfaktors ‚Personal‘ 
insbesondere durch die kognitiven Fähigkeiten des oder der Prozessverantwortlichen konkre-
tisiert werden. Mit zunehmender Ausprägung der kognitiven Fähigkeiten, ist ein/sind Pro-
zessverantwortliche(r) in der Lage Prozesse, in kürzerer Zeit durchzuführen und schnellere 
Lerneffekte zu erzielen. 
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Aus der Ermittlung und Analyse der Einflussfaktoren der zahlungswirksamen Transaktions-
kosten lassen sich die wechselseitigen Abhängigkeiten der in Bezug auf die Energiebereitstel-
lung und -verwendung zu treffenden Entscheidungen und deren Auswirkungen auf die mone-
tären Konsequenzen dieser Zahlungskategorie erkennen. Gleichzeitig werden dadurch die 
wesentlichen Determinanten (Prozesszeit und Prozessmenge als Faktorverbrauch und Perso-
nal- bzw. Transaktionskostensatz als Faktorpreis) der Transaktionskosten transparent. Diese 
Erkenntnisse sollen für die in den nachfolgenden Abschnitten folgende Prognose der alterna-
tivenbezogenen Zahlungen genutzt werden. 
4.5 Prognose der Kosten von Bereitstellungs- und Verwendungsalternativen 
4.5.1 Festlegung einer Prognosebasis 
Die Kosten- (und Erlös-)prognose402 zielt auf die Vorhersage bzw. Vorausberechnung der er-
warteten monetären Konsequenzen von Handlungsalternativen eines in der Zukunft liegenden 
(mehrere Perioden umfassenden) Betrachtungszeitraums ab.403 Die Ableitung entsprechender 
prognostizierender Aussagen basiert vorrangig auf Kosten- (und Erlös-)hypothesen, die Be-
ziehungen zwischen Kosten oder Erlösen und ihren Bestimmungsfaktoren herstellen.404 Inso-
fern bildet die Ermittlung und Analyse von Kosten- (und Erlös-)einflussgrößen der letzten 
Abschnitte die Grundlage für die Kosten- (und Erlös-)prognose. Diese kann in die beiden Tei-
le ‚Prognose der erwarteten Faktormenge bzw. des -verbrauchs‘ und ‚Prognose der erwarteten 
Faktorpreise‘ differenziert werden.405 
Die Einflussfaktorenanalyse hat gezeigt, dass über die untersuchten Zahlungskategorien und 
Bereitstellungs- sowie Verwendungsalternativen hinweg, vor allem die Faktormengen, aber 
auch die Faktorpreise, von den in Wechselwirkung stehenden Entscheidungen abhängen, die 
hinsichtlich Anlagenleistung, Technologien und Vertragsformen sowie bereitzustellender und 
„zu verwendender“ Energiemengen zu fällen sind. Um die Faktormengen und -preise für Al-
ternativen der Bereitstellung und Verwendung elektrischer Energie prognostizieren zu kön-
nen, bedarf es daher zunächst konkreter Festlegungen bezüglich der Ausgestaltung jener Ent-
scheidungsvariablen. Dies erfolgt vor dem Hintergrund der Charakteristik des vorliegenden 
Konzepts sukzessiv, d. h., es wird eine Art „Entscheidungshierarchie“ festgelegt.  
                                                          
402
 Der Begriff ‚Prognose‘ lässt sich allgemein als eine „objektive, gedankliche, mit Risiken behaftete Be-
schreibung“ zukünftiger Unternehmens- und Umweltzustände verstehen DEIMEL, K.; ISEMANN, R.; MÜL-
LER, S. (2006) S. 370; vgl. auch HORVÁTH, P. (2011) S. 345 
403
 Vgl. SCHWEITZER, M.; KÜPPER, H. (2011) S. 276 
404
 Vgl. SCHWEITZER, M.; KÜPPER, H. (2011) S. 277 
405
 Vgl. SCHWEITZER, M.; KÜPPER, H. (2011) S. 279 
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Dazu kann bspw. die Szenario-Technik genutzt werden.406 Durch ihre Anwendung lassen sich 
Bereitstellungs- und Verwendungsszenarien erstellen, die die Basis für die Prognose der Kos-
ten und Erlöse bzw. Zahlungen von den in ein Energieportfolio eingehenden Technologien 
und Vertragsformen darstellen.  
Den Ausgangspunkt der Szenarioerstellung bildet die Erfassung des Energiebedarfs.407 Darauf 
aufbauend sind Festlegungen hinsichtlich der zu berücksichtigenden Bereitstellungs- und 
Verwendungswege zu treffen. Bereits an dieser Stelle lassen sich verschiedene Szenarien de-
finieren, welche die unterschiedlichen Bereitstellungs- und Verwendungswege enthalten 
(z. B. reine Fremdbezugsportfolios oder Portfolios, die neben der Eigenerzeugung und dem 
Fremdbezug nur noch die Speicherung berücksichtigen). Dazu können grundsätzlich alle the-
oretisch möglichen Konstellationen berücksichtigt werden (z. B. Senario 1: Buy; Szenario 2: 
Make und Buy; Szenario 3: Make, Buy und Store; Szenario 4: Make, Buy und Sell). In An-
lehnung an die energiebezogenen Unternehmensziele sollte jedoch eine Auswahl der und Fo-
kussierung auf die Szenarien erfolgen, deren Umsetzung die Zielerreichung unterstützt.  
In einem nächsten Schritt werden für jedes Szenario die darin enthaltenen, miteinander kom-
binierbaren Bündel an Technologien und Vertragsformen der jeweils zu berücksichtigenden 
Bereitstellungs- und Verwendungswege (z. B. Szenario 4a: PV-Anlage, Vollversorgung und 
Einspeisevergütung; Szenario 4b: KWK-Anlage, Programmlieferung, Spotmarktgeschäfte 
und KWKG-Vergütung) sowie die Leistungen der – falls im Szenario enthalten – Anlagen zur 
Erzeugung und Speicherung elektrischer Energie festgelegt.408 Die so festgelegten Technolo-
gie und Vertragsformbündel stellen alternative Portfolios dar. 
Anschließend erfolgt für jedes zu berücksichtigende Bündel aus Technologien und Vertrags-
formen aller als relevant erachteten Szenarien die Bestimmung der Energiemengen, die mit-
tels der jeweiligen Alternativen bereitgestellt bzw. „verwendet“ werden sollen und damit 
(auch) einen Beitrag zur Deckung des Energiebedarfs leisten.409 Dazu kann auf die drei in Ab-
schnitt 4.3.1 erläuterten Lastbereiche zurückgegriffen werden, indem, mit der Grundlast be-
ginnend, so lange eine leistungs- und zeitmäßige Kombination von Alternativen erfolgen, bis 
der gesamte sich unter der Jahresdauerlinie ergebende Bedarf gedeckt ist. Hierfür müssen je 
Alternative die in Anspruch genommene Leistung und die Anzahl der zugehörigen Benut-
                                                          
406
 Vgl. u. a. GÖTZE, U.; MIKUS, B. (1999) S. 77 ff. Ein relativ kompakter Überblick über weitere 
Prognoseverfahren findet sich bei DEIMEL, K.; ISEMANN, R.; MÜLLER, S. (2006) S. 371 ff.; HORVÁTH, P. 
(2011) S. 350 ff. 
407
 Vgl. auch Abschnitt 4.2 Schritt M-0 im Vorgehensmodell und Abschnitt 4.3.1 
408
 Zur Auslegung der Leistung von KWK-Anlagen vgl. SCHAUMANN, G.; SCHMITZ, K. W. (2010) S. 34 ff. 
409
 In Abhängigkeit von den Annahmen zur Entwicklung des Energiebedarfs im Zeitablauf (vgl. Abschnitt 
4.3.1) sind die alternativenspezifischen Energiemengen im Zeitablauf anzupassen. 
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zungs- bzw. Bezugsstunden prognostiziert werden. Die (maximal) zur Verfügung stehende 
Leistung von Eigenerzeugungs- oder Speicherungsanlagen wird durch die Entscheidung für 
eine bestimmte Anlagenleistung determiniert und geht damit als Parameter bzw. als Zustand 
in die Festlegung von Energiemengen ein. Gleichwohl lässt sich entscheiden, welcher Um-
fang der installierten Anlagenleistung genutzt werden soll (Nutzungsintensität). Bei der Prog-
nose der Benutzungsstunden von Eigenerzeugungsanlagen sind relevante unternehmensinter-
ne, aber auch -externe Kontextfaktoren, wie z. B.: 
- Produktions- und Fertigungszeiten, zu denen ein höherer Elektroenergiebedarf besteht, 
als in Ruhezeiten, 
- bestehende Bedarfe, bezüglich anderer Energieformen, welche bspw. im Rahmen der 
KWK parallel mit der elektrischen Energie erzeugt werden und  
- die meteorologischen Gegebenheiten am Anlagenstandort zu berücksichtigen.410 
Unterstützend kann auch auf technologiespezifische Angaben zurückgegriffen werden, die 
sich zumindest in Bezug auf die Erzeugungstechnologien der öffentlichen Energieversorgung 
in einigen Veröffentlichungen finden. Die nachfolgende Abbildung 4-19 vermittelt einen ent-
sprechenden Überblick. 
 
Abb. 4-19: Typische Benutzungsstunden ausgewählter Stromerzeugungstechnologien411 
In Verbindung mit den oben genannten Kontextfaktoren ist außerdem zu berücksichtigen, 
dass Anlagen zur Eigenerzeugung oder zur Speicherung elektrischer Energie in der Regel 
nicht permanent mit einer gleichbleibenden, ihrer installierten Leistung entsprechenden Inten-
sität betrieben werden (können). Daher ist für jede Benutzungsstunde gegebenenfalls die je-
                                                          
410
  So werden insbesondere die fluktuierenden Stromerzeugungstechnologien PV und Windkraft durch meteo-
rologische Gegebenheiten determiniert. Damit stellen die Benutzungsstunden einen exogen determinierten 
Umweltzustand und weitestgehend keine Entscheidungsvariable dar. Gleichwohl kann auch bei diesen 
Technologien die Entscheidung über ihre Abschaltung oder Intensitätsreduzierung getroffen werden. Einen 
Ansatz zur Kombination verschiedener Modelle für die Prognose des Energieertrags fluktuierender Erzeu-
gungsanlagen stellen GRAEBER, D.; KLEINE, A. (2013) S. 419 ff. vor. 
411
 Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der Daten von NITSCH, J. et. al. (2010) S. 1 ff.; KONSTANTIN, P. (2009) 
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weilige Nutzungsintensität, welche das Ausmaß der in Anspruch genommenen an der instal-
lierten (maximalen) Leistung widerspiegelt, zu prognostizieren. 
Die Leistung und die Bezugsstunden fremd zu beziehender Energie können im Rahmen der 
Prognose in Abhängigkeit von den Festlegungen, welche hinsichtlich der Eigenerzeugung und 
Speicherung erfolgten, bestimmt werden. Durch die Kombination von Fremdbezugsalternati-
ven sind also die durch die Eigenerzeugung und/oder Ausspeicherung noch nicht gedeckten 
Leistungs- und Zeiteinheiten abzusichern. Für die Bestimmung einzuspeichernder und/oder zu 
verkaufender Energiemengen ist zu berücksichtigen, dass dazu elektrische Energie bereitge-
stellt werden muss, die den Bedarf übersteigt, d. h., es sind die Leistungen und Zeiten zu defi-
nieren, für die das erwartet bzw. unterstellt wird. 
Wurden die entsprechenden Energiemengen festgelegt, so lassen sich schließlich die Faktor-
mengen bzw. -verbräuche und -preise, der Bausteine (Bereitstellungsobjekte und -prozesse), 
welche die in ein Szenario eingehenden Bereitstellungs- und Verwendungsalternativen umfas-
sen, prognostizieren. Dazu kann auf unterschiedliche Verfahren zurückgegriffen werden. So 
dienen zur Prognose von Faktorpreisen bspw. Zeitreihenanalysen, also Verfahren, die eine 
Untersuchungsvariable (hier den Preis) der Zeit gegenüberstellen und dadurch deren Entwick-
lung im Zeitablauf analysieren können.412 Um die Faktormengen von Inputgütern zu prognos-
tizieren, kann bspw. auf Transformations- bzw. Produktionsfunktionen sowie Input-Output-
Funktionen zurückgegriffen werden, für deren Formulierung kausale Zusammenhänge zwi-
schen Einfluss- und Ziel- bzw. Prognosegrößen bekannt sein müssen.413 Für deren Ermittlung 
eignen sich bspw. Korrelations- und Regressionsanalysen, die jenen Zusammenhang auf em-
pirischem Weg herstellen.414  
Um die Prognose insgesamt möglichst transparent zu gestalten, empfiehlt sich eine inhaltliche 
und zeitliche Differenzierung der zu berücksichtigenden monetären Konsequenzen.415 So sind 
bezüglich der vorliegenden Problemstellung Faktormengen bzw. -verbräuche und -preise in 
Anlehnung an die in Abschnitt 4.1.4.1 vorgeschlagene inhaltliche Differenzierung zwischen 
Einzahlungen sowie zahlungswirksamen Transaktions- und Produktionskosten zu prognosti-
zieren. Eine zusätzliche zeitliche Differenzierung erfolgt durch die in Abschnitt 4.3.2 bereits 
aufgegriffene Unterteilung des Betrachtungszeitraums in einzelne, an Kalenderjahre ange-
                                                          
412
 Vgl. DEIMEL, K.; ISEMANN, R.; MÜLLER, S. (2006) S. 381. Einen Überblick über verschiedene Verfahren, 
die diesen zugeordnet werden können, vermitteln HORVÁTH, P. (2011) S. 351 f.; DEIMEL, K.; ISEMANN, R.; 
MÜLLER, S. (2006) S. 378. Für eine Übersicht über die unterschiedlichen Bestandteile einer Zeitreihe vgl. 
DEIMEL, K.; ISEMANN, R.; MÜLLER, S. (2006) S. 382 ff. 
413
 Vgl. SCHWEITZER, M.; KÜPPER, H. (2011) S. 279 
414
 Vgl. DEIMEL, K.; ISEMANN, R.; MÜLLER, S. (2006) S. 397 f. 
415
 Vgl. WEBER, T. (2013) S. 170 
Kapitel 4: Entwicklung eines Bewertungskonzepts 217 
 
lehnte Perioden. Umfasst ein Szenario Alternativen der Eigenerzeugung und/oder der Spei-
cherung, kann – an die Erkenntnisse der Lebenszyklusanalyse anknüpfend – außerdem zwi-
schen den typischen Phasen ‚Planung und Errichtung‘, ‚Betrieb bzw. Nutzung‘ und ‚Stillle-
gung‘ unterschieden werden, um die zu prognostizierenden monetären Konsequenzen der 
Alternativen entsprechend zeitlich zu strukturieren.416 
In den folgenden Abschnitten 4.5.2.1 und 4.5.2.2 soll – auf diesen allgemeinen Ausführungen 
zur Kosten- (und Erlös)prognose aufbauend – verdeutlicht werden, welche zahlungswirksa-
men Produktionskosten im Zuge der Eigenerzeugung und der Speicherung elektrischer Ener-
gie berücksichtigt und auf Basis welcher Informationen sowie Kausalitäten diese prognosti-
ziert werden können. Dabei wird die oben vorgeschlagene zeitliche Differenzierung aufgegrif-
fen: Gegenstand der Ausführungen des Abschnitts 4.5.2.1 sind die in der Regel einmalig an-
fallenden Kosten der Planung und Errichtung sowie der Stilllegung, während in Abschnitt 
4.5.2.2 die repetitiven Kosten des Betriebs bzw. der Nutzung thematisiert werden. 
Eine differenzierte Auseinandersetzung mit den zahlungswirksamen Produktionskosten dieser 
Bereitstellungs- und Verwendungsalternativen scheint schon deshalb angebracht, weil – das 
haben die Ausführungen des Abschnitts 4.4.2.1 gezeigt – jene eine Mehrzahl an Bausteinen 
und damit auch Produktionsfaktoren umfassen, deren Faktormengen und -preise zu prognosti-
zieren, einen vergleichsweise hohen Aufwand verursacht. Im Gegensatz dazu umfasst die 
Prognose von zahlungswirksamen Produktionskosten der Vertragsformen des Fremdbezugs 
und von Einzahlungen der Vertragsformen des Verkaufs in der Regel weniger Bausteine. Zum 
Teil liegen bereits im Ergebnis des auf der Szenario-Technik basierenden allgemeinen Teils 
der Prognose, mit den festgelegten fremd zu beziehenden oder zu verkaufenden Energiemen-
gen, die wesentlichen Erkenntnisse hinsichtlich der Ausprägung von Faktormengen vor, so 
dass nur noch die Faktorpreise unter Berücksichtigung ihrer Determinanten prognostiziert 
werden müssen. 
In Abschnitt 4.5.3 sind schließlich – auf den Erkenntnissen der Einflussfaktorenanalyse in 
Abschnitt 4.4.4 aufbauend – die für die Prognose von Transaktionskosten relevanten Ein-
gangsgrößen aufzugreifen. Auch für diese soll dargestellt werden, auf Grundlage welcher 
Verfahren und Datenquellen eine Prognose erfolgen kann.417  
                                                          
416
 Zu einer ähnlichen Differenzierung vgl. u. a. GÖTZE, U. (2010) S. 298. Bei einem lediglich auf Vertragsfor-
men des Fremdbezugs und des Verkaufs basierenden Szenarien ist diese Differenzierung entbehrlich. 
417
 Auf den konkreten Bezug zu einem Bereitstellungs- oder Verwendungsweg sowie den zugehörigen Techno-
logien und Vertragsformen wird dabei erneut mit Verweis auf die in Abschnitt 4.1.4.3 getroffenen Festle-
gungen verzichtet. 
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4.5.2 Prognose der zahlungswirksamen Produktionskosten für die Eigenerzeugung 
und Speicherung 
4.5.2.1 Einmalige Kosten der Planung und Errichtung sowie der Stilllegung 
Im Zuge der Planung und Errichtung von Anlagen zur Stromerzeugung oder -speicherung 
sind Kosten418 zu prognostizieren, die in Verbindung mit den Bausteinen ‚Anlage‘ sowie 
‚Rechtsgüter und -leistungen‘ anfallen. Dazu gehören die Kosten für den Erwerb der Anlage 
an sich (i. e. S.) und für deren Leit- sowie Betriebstechnik.419 Diese werden auch als ‚Anschaf-
fungskosten‘ bezeichnet. Bei deren Ermittlung sind gegebenenfalls Rabatte, Boni und Skonti 
zu berücksichtigen.420 Darüber hinaus müssen jedoch auch Kosten für die Planung der Anlage 
(z. B. für Architekten-, Statiker- und Ingenieursleistungen),421 für den Kauf eines Grund-
stücks,422 für den Bau oder die Ertüchtigung bestehender Gebäude, in denen die Anlagen un-
tergebracht werden sollen, sowie für die Bereitstellung weiterer Infrastruktur (z. B. Ertüchti-
gung von Zufahrten zum Kraftwerk/zur Anlage) berücksichtigt werden.423 Ferner verursacht 
die Anlieferung bzw. der Transport der Anlage(nkomponenten) Kosten, die es zu prognosti-
zieren gilt.424 Sind vor dem eigentlichen Anlagenbetrieb Testläufe notwendig, so fallen außer-
dem dafür Kosten an (Kosten der Inbetriebnahme).425 Die angeführten Kosten der Planung 
und Errichtung lassen sich unter dem Terminus ‚Anschaffungsnebenkosten‘ zusammenfas-
sen.426 
Zu diesen gehören auch die mit ‚Rechtsgütern bzw. -leistungen‘ einhergehenden Kosten der 
Planung und Errichtung.427 Diese beziehen sich v. a. auf das Einholen von Errichtungs- aber 
auch Inbetriebnahmegenehmigungen.428  
Die genannten Kosten beider Bausteine fallen in der Regel nur einmal, zu Beginn des Be-
trachtungszeitraums an. Sie sind daher auch nur einmalig zu prognostizieren.429 
                                                          
418
 Wenn im vorliegenden und im nachfolgenden Abschnitt etwas unpräzise von ‚Kosten‘ gesprochen wird, so 
sind jeweils die zahlungswirksamen Produktionskosten gemeint. Die Reduktion des Terminus erfolgt ledig-
lich aus sprachlichen Gründen.  
419
 Vgl. Abschnitt 3.5.1 
420
 Vgl. GÖTZE, U. (2008) S. 84. Ein Schema zur Kalkulation von Anschaffungskosten findet sich u. a. bei 
PAMPEL, J. (1992a) S. 39; PAMPEL, J. (1992b) S. 812; PAMPEL, J. (1993a) S. 196. 
421
 Vgl. dazu u. a. KONSTANTIN, P. (2009) S. 293 
422
 Vgl. u. a. SCHAUMANN, G.; SCHMITZ, K. W. (2010) S. 42. In Verbindung mit dem Erwerb eines Grund-
stücks sind außerdem Grunderwerbsteuer, Gebühren für Notar und Grundbucheintrag zu berücksichtigen.  
423
 Vgl. u. a. HARTWIG, D. (1998) S. 251 f. 
424
 Zur Zuordnung der Transport- zu den Produktionskosten vgl. WINDSPERGER, J. (1985) S. 201 
425
  Vgl. GÖTZE, U. (2008) S. 84 
426
 Eine ähnliche Systematik findet sich bei KUGELER, K.; PHLIPPEN, P. (1993) S. 324 ff. 
427
 Die Kosten weiterer Bausteine sind in dieser ersten Phase nicht zu berücksichtigen. 
428
 Vgl. Abschnitt 3.5.2 
429
 Davon unabhängig können einzelvertraglich jedoch mehrere „Teilzahlungen“ zu einzelnen Kostenbestand-
teilen vereinbart werden. 
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Um die (potenzielle) Höhe der Kosten beider Bausteine prognostizieren zu können, sind in 
erster Linie die Anschaffungskosten der Anlage von Bedeutung. Diese richten sich – und dazu 
sei auf den Abschnitt 4.4.2.1 verwiesen – u. a. nach der Technologie und der Anlagenleistung. 
Angaben zur Höhe der Anschaffungskosten für verschiedene Anlagen unterschiedlicher 
Technologien und Leistungen lassen sich am ehesten über die entsprechenden Anlagenher-
steller bzw. -lieferanten evaluieren. Sie sind jedoch auch Betrachtungsobjekt zahlreicher Ver-
öffentlichungen.430 Allerdings muss im Zusammenhang mit jenen einschränkend festgehalten 
werden, dass die dort gewählte inhaltliche Differenzierung der zu berücksichtigenden Kosten 
entweder komplett unterbleibt oder allenfalls stark aggregiert erfolgt.431 Insofern sind auch die 
in der nachfolgenden Abbildung 4-20 erfassten Anschaffungskosten je Leistungseinheit allen-
falls als Richtwerte zu verstehen. Die Quellen, die zur Erstellung der Abbildung dienten, wei-
sen z. T. lediglich die „Investitionskosten“ aus.432 Dabei bleibt unklar, ob es sich bei diesen 
ausschließlich um die Anschaffungskosten oder auch um die Nebenkosten der Anschaffung 
handelt.  
Des Weiteren ist in Bezug auf die Prognose der Anschaffungskosten für Speichertechnologien 
aber auch der erneuerbaren Erzeugungstechnologien zu beachten, dass diese aufgrund der 
Weiterentwicklung von Technologien sowie durch die Realisierung von Erfahrungskurven- 
und Größendegressionseffekten auf Seiten der Anlagenhersteller bzw. -lieferanten innerhalb 
kurzer Zeiträume großen Veränderung unterliegen können, so dass bei der Prognose auf eine 
möglichst hohe Aktualität der Quellen zu achten ist.433 
                                                          
430
 Vgl. u. a. für thermische Kraftwerke zur Stromerzeugung KONSTANTIN, P. (2009) S. 293; für Verbren-
nungsmotorkraftwerke Arbeitsgemeinschaft für sparsamen und umweltfreundlichen Energieverbrauch e. V. 
(ASUE) (2011) S. 11; für Wasserkraftwerke MÜLLER, U. (2006) S. 85 ff.. 
431
 Eine für die Windkraft exemplarische Auflistung der Anschaffungs- und Anschaffungsnebenkosten, die 
ähnlich der hier gewählten Systematik ist, findet sich bei KONSTANTIN, P. (2009) S. 339 
432
 Vgl. NITSCH, J. et. al. (2010) S. 1 ff. 
433
 Dies kann am Beispiel der PV recht gut nachvollzogen werden. vgl. dazu u. a. QUASCHNING, V. (2006) S. 
315 
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Abb. 4-20: Investitionskosten je Leistungseinheit ausgewählter Erzeugungstechnologien434 
Die Anschaffungsnebenkosten werden im Rahmen der Prognose meist in Abhängigkeit von 
der Höhe der Anschaffungskosten der Anlage prozentual aufgeschlagen.435 Insofern scheint 
die Prognose der Anschaffungskosten der Anlage wesentlich. Allerdings bedarf es der Kennt-
nis eines entsprechenden Zuschlagsatzes. Dazu muss für verschiedene Technologien und An-
lagenleistungen das Verhältnis der Anschaffungsnebenkosten zu den Anschaffungskosten 
bekannt sein. Angaben dazu finden sich in einigen Quellen. Dabei ist jedoch die oben genann-
te Intransparenz und Inhomogenität bei der Zuordnung von Kostenbestandteilen zu Anschaf-
fungs- und Anschaffungsnebenkosten zu beachten.436 
Die Kosten für die Stilllegung von Anlagen zur Stromerzeugung oder -speicherung entstehen 
in der Regel ausschließlich in Verbindung mit dem Baustein ‚Anlage‘. Zu prognostizieren 
sind die Kosten, die für den Abriss von Anlagen und Gebäuden, für die Sanierung des Bo-
dens, für die Demontage der Anlagenkomponenten, für den Abtransport von Abrissmaterial 
sowie Anlagen(komponenten) und für deren Entsorgung anfallen. Die Stilllegung einer Ei-
generzeugungs- oder Speicherungsanlage kann jedoch auch mit Einzahlungen verbunden sein, 
                                                          
434
 Quelle: eigene Darstellung auf Basis der Daten von NITSCH, J. et. al. (2010) S. 1 ff.; KONSTANTIN, P. (2009) 
S. 338 
435
 Vgl. dazu u. a. TWELE, J.; LIERSCH, J. (2010) S. 516 f; QUASCHNING, V. (2006) S. 314; KONSTANTIN, P. 
(2009) S. 293 
436
 Vgl. KONSTANTIN, P. (2009) S. 293 Dort werden lediglich ‚Bauherren- und Ingenieurleistungen‘ explizit 
genannt. Im Übrigen wird nur auf ‚sonstige Leistungen‘ abgestellt. Der Zuschlagsatz für thermische Stro-
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wenn die Anlage an sich oder einzelne ihrer Komponenten veräußerbar sind. Insgesamt, d. h. 
in Betrachtung aller anlagenbezogenen monetären Konsequenzen der Stilllegung, ist jedoch 
davon auszugehen, dass die Kosten überwiegen.437 
Die Prognose dieser Kosten gestaltet sich in der Regel schon aufgrund des oft sehr langen 
Betrachtungszeitraums als äußerst schwierig.438 Um dennoch im Entscheidungszeitpunkt, d. h. 
zum Beginn des Betrachtungszeitraums, akzeptable Werte für die entsprechenden Kosten zu 
erhalten, eignen sich u. a. Kostenschätzverfahren.439 So lassen sich bspw. Ähnlichkeitsbezie-
hungen für die Prognose der Stilllegungskosten heranziehen.440 Liegen bspw. Informationen 
über Stilllegungskosten technischer Anlagen und baulicher Einrichtungen vor, die hinsichtlich 
Größe, Gewicht, zu demontierender und zu entsorgender Materialien etc. eine Ähnlichkeit mit 
Anlagen zur Erzeugung oder Speicherung elektrischer Energie und deren Peripherie haben, so 
können auf deren Basis die Stilllegungskosten jener prognostiziert werden.441 
4.5.2.2 Laufende Kosten 
Den meisten Aufwand im Rahmen der Prognose zahlungswirksamer Produktionskosten von 
Anlagen zur Erzeugung und Speicherung elektrischer Energie verursachen die Kosten, die 
während des Betriebs bzw. der Nutzung einer entsprechenden Anlage entstehen. Diese kön-
nen sich auf alle bereitzustellenden Bausteine der Technologien beider „Wege“ erstrecken. Im 
Gegensatz zu den einmaligen Kosten, welche im Fokus des vorherigen Abschnitts standen, 
weisen die nachfolgend aufgegriffenen in der Regel einen repetitiven Charakter auf: Sie fallen 
daher im Zeitablauf regelmäßig oder unregelmäßig wiederkehrend an. Aus diesem Grund 
sollte die Prognose dieser Kosten – neben der Bestimmung der Kostenhöhe – auch Überle-
gungen zu ihrer Entwicklung im Betrachtungszeitraum umfassen. 
Für ein höheres Maß an Transparenz empfiehlt es sich daher, die Prognose der Kosten unter 
Rückgriff auf die in Abschnitt 4.4.2.1 erläuterte Differenzierung zwischen beschäftigungsab-
hängigen und -unabhängigen vorzunehmen.  
Beschäftigungsunabhängige zahlungswirksame Produktionskosten  
Wie aus der Analyse der Einflussgrößen in Abschnitt 4.4.2.1 deutlich wird, beziehen sich die 
beschäftigungsunabhängigen und damit fixen Kosten auf die Bausteine ‚Anlage‘, ‚Personal‘ 
sowie auf Teile der Kosten für ‚Rechtsgüter und -leistungen‘ sowie ,Instandhaltung‘ 
                                                          
437
 Vgl. HARTWIG, D. (1998) S. 261 
438
 Vgl. GÖTZE, U. (2008) S. 87 
439
 Vgl. COENENBERG, A. G.; FISCHER, T. M.; GÜNTHER, T. (2009) S. 529 ff. 
440
 Vgl. COENENBERG, A. G.; FISCHER, T. M.; GÜNTHER, T. (2009) S. 530 f. 
441
 So besteht die Möglichkeit Ähnlichkeiten bei den zu entsorgenden Materialien und Materialmengen zu iden-
tifizieren und für die Kostenprognose zu nutzen. 
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Hinsichtlich des Bausteins ‚Anlage‘ sind Anschaffungsfolgekosten zu prognostizieren. Da-
runter sind laufende Kosten für Miete oder Pacht von Grundstücken oder Gebäuden und Ver-
sicherungsbeiträge442 zu subsummieren.443 
Für die Prognose der Höhe von Mieten oder Pachten bedarf es einerseits der Kenntnis der zu 
mietenden oder zu pachtenden Grundfläche (in m
2
), die bei den meisten Technologien in Ab-
hängigkeit von der Leistung variiert, andererseits eines entsprechenden Miet- bzw. Pachtprei-
ses (in €/m2). Zumindest der Preis kann in den meisten Fällen wohl ausschließlich über ent-
sprechende Verhandlungen mit Vermietern bzw. Verpächtern prognostiziert werden.444 
Soll eine Veränderung der Kosten im Zeitablauf in die Kostenprognose integriert werden, so 
können anhand von typischen Vertragslaufzeiten für Miet- oder Pacht-, aber auch Versiche-
rungsverträge die Zeitpunkte ermittelt werden, in denen eine Anpassung vorzunehmen ist.445 
Um die Höhe von Steigerungsraten für diese Kosten zu ermitteln, müssen meist vergangen-
heitsbezogene Daten bspw. mittels Zeitreihenanalyse ausgewertet werden. Dies verursacht 
regelmäßig einen relativen hohen Aufwand, der allenfalls dann in Kauf genommen werden 
sollte, wenn von diesen Kosten eine entsprechende Entscheidungsrelevanz ausgeht. Ob diese 
vorliegt oder nicht, kann von ihrer absoluten sowie relativen Höhe und damit von ihrem ten-
denziellen Einfluss auf die Veränderung der Zielgröße abhängig gemacht werden: Sind die 
Kosten sowohl absolut als auch relativ gering, geht von diesen mit großer Wahrscheinlichkeit 
nur ein unwesentlicher Einfluss auf die Zielgröße aus.446 Der Aufwand, der durch die Einbe-
ziehung der Kostenentwicklung entsteht, ist dann in der Regel nicht gerechtfertigt.  
Um die Kosten für das Betriebspersonal einer Anlage zu prognostizieren, bedarf es Informati-
onen zur Anzahl der Mitarbeiter, die notwendig sind, um den Anlagenbetrieb zu gewährleis-
ten. Zu deren Ermittlung sollte auf Angaben von Anlagenherstellern zurückgegriffen werden. 
Erste Anhaltspunkte liefern jedoch auch bereits die Technologie, auf der eine Anlage basiert 
sowie die Anlagenleistung. Die Personalkosten umfassen Löhne bzw. Gehälter sowie Lohn-
nebenkosten (Arbeitgeberanteile zur Sozialversicherung). Bei der Prognose der Höhe der Per-
                                                          
442
 Einen Überblick über typische Versicherungen, die im Zuge des Betriebs einer Windkraftanlagen abzu-
schließen sind, vermittelt HAU, E. (2008) S. 839 f. 
443
 Zur letztgenannten Kostenkategorie ist festzuhalten, dass der Eigenverbrauch in der Literatur teilweise auch 
einfach aus der erzeugten Energiemenge herausgerechnet wird. Damit wird jedoch unterstellt, dass dieser 
Eigenverbrauch zur Versorgung von Pumpen etc. mit elektrischer Energie auch praktisch selbst erzeugt wer-
den kann. Dies ist im Einzelfall zu prüfen. Für die vorliegende Arbeit soll diese Kostenart nur erwähnt und 
nicht weiter analysiert werden, da im Folgenden der Vorgehensweise in der Literatur gefolgt wird. 
444
 Vereinzelt finden sich hierzu technologiespezifische Angaben in der Literatur. Vgl. für Windenergieanlagen 
u. a. HAU, E. (2008) S. 840 f.  
445
 So kann während der Laufzeit von Miet-, Pacht aber auch Versicherungsverträgen Konstanz unterstellt oder 
sogar vertraglich vereinbart werden. Dies erleichtert die Prognose. 
446
 Um die Wirkung einer Veränderung dieser Kosten auf den Zielwert zu quantifizieren, eignen sich bspw. 
Sensitivitätsanalysen. Vgl. u. a. GÖTZE, U. (2008) S. 363 ff. und Abschnitt 4.6.2 
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sonalkosten sind – abgesehen von den genannten Bestandteilen – außerdem eventuelle tarifli-
che Vorgaben zu berücksichtigen. Die Personalkostenprognose sollte eine Steigerungsrate 
beinhalten, die den tendenziellen Anstieg der Mitarbeitereinkommen im Betrachtungszeit-
raum antizipiert.447 Dabei helfen u. a. Erhebungen (z. B. des Statistischen Bundesamtes oder 
von Branchenverbänden), die den Einkommensanstieg der letzten Jahre ausweisen. Für diese 
kann, wenn keine differenzierten Informationen vorliegen, aus Vereinfachungsgründen eine 
Projektion in die Zukunft unterstellt werden. 
Beschäftigungsunabhängige Kosten von Rechtsgütern und -leistungen beziehen sich bspw. 
auf die Erteilung von Betriebsgenehmigungen. Für deren Kostenprognose ist einerseits der 
Zyklus der mit der Genehmigung einhergehenden technischen Überprüfung, andererseits die 
Prüforganisation von Relevanz. Um den Prüfungszyklus zu ermitteln, kann auf die entspre-
chenden gesetzlichen Vorschriften zurückgegriffen werden.448 Die Kosten für eine Überprü-
fung und die Ausstellung der zugehörigen Betriebsgenehmigung können bei den für die Prü-
fungen verantwortlichen Institutionen bzw. Stellen in Erfahrung gebracht werden. Ob für die-
se Kosten über die Perioden des Betrachtungszeitraums Konstanz unterstellt werden kann 
oder nicht, sollte – wie schon in Verbindung mit den repetitiven Kosten des Bausteins ‚Anla-
ge‘ ausgeführt – von der absoluten und relativen Höhe abhängig gemacht werden. 
Die Prognose der Instandhaltungskosten kann in Anlehnung an die in Abschnitt 3.5.2 erläuter-
ten Instandhaltungsformen Inspektion, Wartung und Instandsetzung erfolgen. Da sowohl de-
ren Abgrenzung als auch eine klare Differenzierung zwischen beschäftigungsabhängigen und 
-unabhängigen Teilen der Instandhaltungskosten praktisch oft nicht ohne Weiteres möglich 
ist,449 wird die Prognose beider Instandhaltungskostenbestandteile nachfolgend gemeinsam 
erläutert.  
Da Inspektionen der Erfassung des Ist-Zustands dienen,450 kann unterstellt werden, dass sie in 
regelmäßigen – meist vom Anlagenhersteller vorgegebenen – Zeit- oder Beschäftigungsinter-
vallen erfolgen und jeweils die von einem entsprechenden Dienstleister erbrachte Arbeitslei-
tung (in Zeiteinheiten) umfassen. Die Kosten der inspektionsbedingten Arbeitsleistung setzen 
sich aus dem zeitlichen Aufwand der Inspektion und dem vom Dienstleister in Rechnung ge-
stellten Arbeitsstundensatz zusammen. Der zeitliche Inspektionsaufwand steigt tendenziell 
                                                          
447
 Die Personalnebenkosten werden in der Regel mittels prozentualer Zuschläge den Personalkosten zugerech-
net. Für diese Zuschlagsätze kann aus Vereinfachungsgründen Konstanz unterstellt werden. 
448
 Vgl. UEBERHORST, D.; SCHNEIDER, W. (1996) S. 668 
449
 Hinsichtlich bestehender Abgrenzungsprobleme zwischen den drei Bestandteilen der Instandhaltung sei auf 
die Literatur verwiesen. vgl. UEBERHORST, D.; SCHNEIDER, W. (1996) S. 663 Von dieser Problematik wird 
in den folgenden Aussagen abstrahiert. 
450
 Vgl. UEBERHORST, D.; SCHNEIDER, W. (1996) S. 662 
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mit der Anlagenleistung.451 Im Zeitablauf kann daher und vor dem Hintergrund des zustands-
erfassenden Charakters der Inspektion ein konstanter Stundenumfang für die Prognose der 
Inspektionskosten angenommen werden. Der Arbeitsstundensatz ist hingegen allein aufgrund 
inflationsbedingter Preissteigerungstendenzen im Zeitablauf anzupassen. Als Anhaltspunkte 
für die Anpassung von in Rechnung gestellten Arbeitsstundensätzen können die jeweiligen 
Laufzeiten von Instandhaltungsverträgen betrachtet werden. 
Im Gegensatz zur Inspektion dienen Wartung und Instandsetzung zur Aufrechterhaltung bzw. 
Wiederherstellung des Soll-Zustands und beinhalten damit neben der Arbeitsleistung des 
Instandhaltungsdienstleisters auch den (bei der Wartung vorbeugend erfolgten) Austausch von 
Anlagenteilen oder -komponenten. Da deren Verschleiß und somit auch der Austausch in der 
Regel zeit- oder nutzungsabhängig erfolgen, sind im Zeitablauf steigende Kosten für Ersatz-
teile im Rahmen der Prognose zu berücksichtigen.452 Hinsichtlich der im Zuge von Wartung 
und Instandsetzung durch externe Dienstleister erbrachten Arbeitsleistungen kann auf die 
Ausführungen zur Inspektion verwiesen werden. Bei der Prognose der Arbeitsstunden ist zu 
berücksichtigen, dass der Austausch von Teilen oder Komponenten mit einem entsprechenden 
zeitlichen Arbeitsaufwand verbunden ist. 453 Dessen Prognose wird in der Regel nur schwer 
möglich sein, so dass es sich aus Vereinfachungsgründen empfiehlt, die Arbeitsleistung des 
Dienstleisters bei der Kostenprognose prozentual auf die Kosten für die zu tauschenden Teile 
oder Komponenten aufzuschlagen. Abgesehen von einem adäquaten Zuschlagsatz sind dazu 
vor allem typische Wechselintervalle für Anlagenteile und -komponenten zu evaluieren.  
Beschäftigungsabhängige zahlungswirksame Produktionskosten 
Die Prognose der beschäftigungsabhängigen zahlungswirksamen Produktionskosten der Ei-
generzeugung und Speicherung elektrischer Energie bezieht sich auf die Kosten der Bausteine 
‚Brennstoffe‘, ‚Betriebsstoffe‘ sowie Teile der ‚Rechtsgüter und -leistungen‘.454 Dafür sind 
einerseits funktionale Zusammenhänge zwischen der Ausprägung der Beschäftigung, d. h. der 
eigenerzeugten oder ausgespeicherten Menge elektrischer Energie und der dafür einzusetzen-
den Faktormenge zu identifizieren. Andererseits sind unter Berücksichtigung der z. T. faktor-
spezifischen Einflussgrößen die jeweiligen Faktorpreise zu prognostizieren. 
                                                          
451
 Vgl. HARTWIG, D. (1998) S. 253 
452
 Anlagenleistungsabhängige Jahreswerte für Wartungskosten bei Windkraftanlagen finden sich bspw. bei 
HAU, E. (2008) S. 838f. Dort wird jedoch auf eine Anpassung der Kosten im Zeitablauf verzichtet. Eine 
exemplarische Übersicht zur Höhe im Zeitablauf anzusetzenden leistungsabhängigen Instandsetzungs- und 
Wartungskosten für Windkraftanlagen findet sich auch bei TWELE, J.; LIERSCH, J. (2010) S. 534 
453
 Exemplarische Kostensätze für thermische Anlagen zur Stromerzeugung finden sich bspw. bei KARL, J. 
(2012) S. 365 
454
 Vgl. Abschnitt 4.4.2.1. Überlegungen zur Prognose der beschäftigungsabhängigen Instandhaltungskosten 
erfolgten bereits im vorherigen Teilabschnitt. 
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Die Kosten des Bausteins ‚Brennstoff‘ fallen für den Erwerb der Brennstoffe, ihren Transport, 
ihre Lagerung und ihre Entsorgung, gegebenenfalls ergänzt um Steuern und Abgaben, an. Sie 
stellen die wichtigsten der zu berücksichtigenden beschäftigungsabhängigen Kosten des Be-
triebs der meisten thermischen Anlagen zur Stromerzeugung dar.455  
Die bei einem konkreten Beschäftigungsgrad einzusetzende Faktor-, also Brennstoffmenge, 
hängt vom Wirkungsgrad einer zu betrachtenden Anlage ab.456 So kann über das Verhältnis 
aus dem Output erzeugter elektrischer Energie (in kWh oder MWh) zum (Anlagen-)Wir-
kungsgrad die einzusetzende „Energiemenge“ des Brennstoffs (ebenfalls in kWh oder MWh) 
bestimmt werden. Wird diese zum Brenn- bzw. Heizwert457 eines Brennstoffes ins Verhältnis 
gesetzt, ergibt sich die für den Energieoutput notwendige Brennstoffmenge. Deren Entwick-
lung im Zeitablauf kann aufgrund des deterministischen Zusammenhangs zwischen ihr und 
der Menge elektrischer Energie an die Prognose der eigenerzeugten Energiemenge gekoppelt 
werden. 
Bei der Prognose der Brennstoffpreise sind in Anlehnung an die Charakterisierung dieses 
Bausteins in Abschnitt 3.5.1 die Spezifika des für die Befeuerung einer Anlage relevanten 
Brennstoffs zu berücksichtigen: So kann bspw. bei einigen auf Referenzpreise zurückgegrif-
fen werden, während bei anderen die Preise aufwändig durch Anfragen bei potenziellen Liefe-
ranten einzuholen sind. Auch bezüglich der Prognose der Preisentwicklung innerhalb des Be-
trachtungszeitraums sind die Brennstoffspezifika zu berücksichtigen. Für fossile bzw. endli-
che Brennstoffe kann von einem Preisanstieg ausgegangen werden, während bei erneuerbaren 
oder synthetischen Brennstoffen aufgrund zunehmender Marktreife im Zeitablauf durchaus 
mit einem Preisrückgang gerechnet werden kann.458 Darüber hinaus sind die brennstoffspezifi-
schen Transport-, Lager- und Entsorgungspreise zu berücksichtigen. Diese müssen gegebe-
nenfalls separat prognostiziert werden. 
Als beschäftigungsabhängige Kosten für Rechtsgüter und -leistungen der Eigenerzeugung 
bzw. Speicherung können die der nachzuweisenden CO2-Emissionsberechtigungen
459 aufge-
fasst werden. 
Für die Prognose der Faktormengen, d. h. der zu beschaffenden Emissionsberechtigungen, ist 
– unter Berücksichtigung der brachen- und anlagenabhängig kostenlos zugeteilten Zertifika-
                                                          
455
 Vgl. AMMON, M. (2013) S. 222; KONSTANTIN, P. (2009) S. 293; SCHWAB, A. J. (2012) S. 928. 
456
 Vgl. Abschnitt 4.4.2.1 Dort sind auch die Determinanten des Wirkungsgrades aufgeführt. 
457
 Vgl. Abschnitt 3.5.1 
458
 Für die erwartete Preisentwicklung fossiler Brennstoffe Vgl. AMMON, M. (2013) S. 222; International 
Energy Agency (2012) S. 40 ff.; MÜHLENHOFF, J. (2011) S. 10 
459
 Ein grober Überblick über die Intention und Funktionsweise des Emissionshandels wurde im Abschnitt 2.5.1 
vermittelt. Für ausführliche Informationen vgl. u. a. KONSTANTIN, P. (2009) S. 123 ff. 
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te460 – der Zusammenhang zwischen dem Energieoutput und der dafür „einzusetzenden“ bzw. 
nachzuweisenden Menge an Zertifikaten zu quantifizieren: Diese richtet sich nach dem abso-
luten Schadstoffausstoß einer Anlage bei einem bestimmten Beschäftigungsgrad. Um diesen 
Schadstoffausstoß zu ermitteln, ist auf brennstoffabhängige Emissionsfaktoren zurückzugrei-
fen.461 Jene geben den in Gramm oder Kilogramm erfassten CO2-Ausstoß pro Mengeneinheit 
eines spezifischen Brennstoffs an. Wird dieser Wert mit der Brennstoffmenge multipliziert, 
die für die Erreichung der geplanten Beschäftigung eingesetzt werden muss, so ergibt sich die 
Menge des gesamten brennstoffspezifischen CO2-Ausstoßes. Für jede ausgestoßene Tonne 
CO2 sind vom Anlagenbetreiber auch entsprechende Berechtigungen vorzuweisen und damit 
zu beschaffen. Ob diese Mengen im Zeitablauf anzupassen sind oder nicht, ist damit in Ab-
hängigkeit von den bezüglich der Entwicklung des Energieoutputs getroffenen Annahmen zu 
entscheiden. 
Der Preis für Emissionsberechtigungen lässt sich über Veröffentlichungen der DEHSt ermit-
teln und mithilfe von Zeitreihenanalysen für die Zukunft prognostizieren.462 Allerdings ist vor 
dem Hintergrund der klar definierten mehrperiodischen Handelszeiträume und des starken 
politischen Einflusses zweifelhaft, ob der so ermittelte Preis über einen Betrachtungszeitraum 
angesetzt werden kann, der über den Horizont der Handelsperiode hinausgeht.463 So liegen für 
den Zeitraum nach dem Ende der aktuellen Handelsperiode (2020) keine fundierten Informa-
tionen darüber vor, inwieweit sich die Rahmenbedingungen preisbeeinflussend ändern. Ge-
genwärtig kann allenfalls vermutet werden, dass der Umsetzung von Umweltschutzmaßnah-
men und somit auch der Begrenzung des Schadstoffausstoßes eine weiterhin steigende Bedeu-
tung zukommt, was eine preissteigernde Tendenz zur Folge haben wird.464 
Bei den Betriebsstoffkosten bietet sich für die Prognose zunächst eine inhaltliche Unterschei-
dung nach dem Einsatzweck des Betriebsstoffs an: So kann zwischen Kosten für Arbeitsme-
dien, Kühlmittel, Schmier- und Reinigungsstoffe differenziert werden.465 Eine Quantifizierung 
                                                          
460
 Vgl. Deutsche Emissionshandelsstelle im Umweltbundesamt (2014b) S. 28 ff. 
461
 Exemplarische Emissionsfaktoren für ausgewählte Festbrennstoffe finden sich bspw. bei ERDMANN, G.; 
ZWEIFEL, P. (2008) S. 250. Hinsichtlich der Kostenprognose können diese Emissionsfaktoren als Parameter 
verstanden werden. 
462
 Vgl. Deutsche Emissionshandelsstelle im Umweltbundesamt (2014a) S. 6. 
463
 Einen Überblick über verschiedene Studien, die sich der Prognose von CO2-Emissionszertifikaten widmen, 
vermittelt AMMON, M. (2013) S. 222 f. Eine Diskussion der Diskrepanz zwischen der in vielen Studien er-
warteten und der tatsächlichen Entwicklung von Zertifikatspreisen führt AMMON, M. (2014) S. 37 ff. 
464
 Gleichwohl ist zumindest zu Beginn der aktuellen Handelsperiode gegenüber der zweiten Handelsperiode 
ein starker Preisverfall zu verzeichnen. Vgl. Deutsche Emissionshandelsstelle im Umweltbundesamt (2014a) 
S. 5  
465
 Vgl. Abschnitt 3.5.1. Darüber hinaus kann eine weitere Differenzierung vorteilhaft sein. Hierzu kann – ähn-
lich wie bei den Brennstoffen – zwischen Aspekten des Erwerbs, des Transports, der Lagerung und der Ent-
sorgung unterschieden werden. 
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des Zusammenhangs zwischen dem Input an Betriebsstoffen und dem Output an elektrischer 
Energie findet in der Literatur kaum statt.466 Das kann damit begründet werden, dass die Be-
deutung der monetären Konsequenzen des Betriebsstoffeinsatzes gegenüber anderen Ver-
brauchsfaktoren relativ gering ist.467 Daher wird in der Regel auch der Prognose von Betriebs-
stoffkosten nur eine untergeordnete Bedeutung zukommen. Eine Anpassung der Kostenent-
wicklung im Zeitablauf kann an die entsprechende Annahme zur Entwicklung des Energie-
outputs gekoppelt und aus Vereinfachungsgründen ein proportionaler Zusammenhang zwi-
schen der Ausprägung beide Größen unterstellt werden. 
Eine Ausnahme stellt die ebenfalls als ‚Betriebsstoff‘ interpretierbare elektrische Energie dar, 
die einerseits als Eigenbedarf von Stromerzeugungsanlagen, andererseits als Inputenergie von 
Stromspeichern bereitgestellt werden muss. Dieser kommt eine kostenseitig größere Relevanz 
zu, so dass entsprechende Prognoseaspekte hier gesondert erwähnt werden sollen. 
Für die Prognose der Faktormenge kann bei Stromerzeugungsanlagen auf Angaben von Anla-
genherstellern zurückgegriffen werden. Diese liefern in der Regel technologiespezifische und 
von der installierten Anlagenleistung abhängige prozentuale Werte für den mengenmäßigen 
Eigenverbrauch.468 Alternativ ist der Eigenstrombedarf auch auf Basis der elektrischen An-
schlusswerte aller stromverbrauchenden Aggregate (z. B. Umwälzpumpen, Regeleinrichtung) 
einer Anlage und der Benutzungsstunden zu errechnen.469 
Hinsichtlich der Prognose der einzusetzenden Menge elektrischer Energie, die notwendig ist, 
um einen Speicher zu laden, muss berücksichtigt werden, dass die im Zuge der Speicherung 
ablaufenden Umwandlungsprozesse mit Energieverlusten470 einhergehen (können).471 Die be-
reitzustellende Elektroenergiemenge kann daher unter Rückgriff auf die prognostizierte 
auszuspeichernde Menge und den Wirkungsgrad eines Speichers ermittelt werden. Eine An-
passung im Zeitablauf folgt damit auch bei diesem Verbrauchsfaktor einer entsprechenden 
Annahme hinsichtlich der Entwicklung des Energieoutputs eines Speichers, d. h. des Spei-
cherbedarfs. 
Für die Prognose der Faktorpreise ist sowohl beim Eigenverbrauch von Stromerzeugungsan-
lagen als auch beim Bedarf an Inputenergie von Speichern eine Annahme zur Herkunft, d. h. 
                                                          
466
 Exemplarische Werte zur Höhe der Betriebsstoffkosten für ausgewählte thermische Technologien zur 
Stromerzeugung finden sich bei KONSTANTIN, P. (2009) S. 291 
467
 Das lässt sich bspw. aus den exemplarischen Werten ableiten, die sich bei KONSTANTIN, P. (2009) S. 293 
finden. 
468
 Vgl. u. a. KONSTANTIN, P. (2009) S. 290; HAU, E. (2008) S. 841 f. 
469
 Vgl. HARTWIG, D. (1998) S. 259 
470
 Vgl. dazu NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et al. (2009) S. 19 
471
 Vgl. Abschnitt 3.3.1 
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zur Bereitstellung der Faktormenge, zu treffen. Bei eigenerzeugter elektrischer Inputenergie 
kann auf die Eigenerzeugungskosten je Mengeneinheit472 der zugrundeliegenden Anlage zu-
rückgegriffen werden. Für fremdbezogene elektrische Energie sollte ein periodenspezifischer 
Fremdbezugspreis473 angesetzt werden. 
Die Prognose der zahlungswirksamen Produktionskosten bildet die Grundlage, um die Aus-
prägung eines technologiebezogenen Zielwerts zu bestimmen. Zusätzlich ist jedoch zu be-
rücksichtigen, dass sämtliche im Rahmen der Eigenerzeugung oder Speicherung elektrischer 
Energie genutzte Technologien aus unterschiedlichen Bausteinen bestehen, deren Bereitstel-
lung ebenfalls zu monetären Konsequenzen führt. Im Nachfolgenden soll daher aufgezeigt 
werden, auf welchem Weg die von den entsprechenden Bereitstellungsprozessen verursachten 
Transaktionskosten zu prognostizieren sind.  
4.5.3 Prognose der zahlungswirksamen Transaktionskosten 
Die Prognose der Transaktionskosten baut auf der Einflussfaktorenanalyse in Abschnitt 4.4.4 
auf.474 Dort wurde aufgezeigt, dass sich der Faktorverbrauch aus dem Produkt von Prozesszeit 
(bei einmaliger Durchführung) und Prozessmenge (Anzahl der Prozessdurchführungen inner-
halb eines abgegrenzten Zeitraums) ergibt. Der Faktorpreis stellt hingegen den Quotienten aus 
der Summe der auf eine Periode bezogenen Kosten transaktionsspezifisch eingesetzter Pro-
duktionsfaktoren und der kumulierten Arbeitszeit eines Mitarbeiters pro Periode dar. Die 
Prognose der Transaktionskosten erfordert daher eine Ermittlung und Prognose dieser vier 
Bestandteile. 
In Abschnitt 3.5.4 wurde exemplarisch aufgezeigt, aus welchen Prozessschritten ein Bereit-
stellungsprozess bestehen kann. Darüber hinaus wurde verdeutlicht, dass – je nach Ausgangs-
situation eines Bereitstellungsprozesses und in Abhängigkeit vom Bereitstellungsobjekt – 
einzelne Prozessschritte entbehrlich sein können, während andere mehrfach wiederholt wer-
den müssen. Daran anknüpfend empfiehlt es sich, die Prognose von Transaktionskosten an 
den Prozessschritten anzusetzen und demnach zwischen Transaktionskosten für die Analyse 
des Bedarfs, für die Suche nach und die Analyse von Lieferanten, für die Einholung, die Prü-
fung und den Vergleich von Angeboten, für die Verhandlung und den Vertragsabschluss, für 
                                                          
472
 Zu deren Ermittlung auf Basis dynamischer Verfahren vgl. QUASCHNING, V. (2006) S. 320. Es muss jedoch 
berücksichtigt werden, dass dieser erst durch die Bewertung der gesamten Stromerzeugungsanlage ermittelt 
werden kann. 
473
 Dieser sollte im Zeitablauf einer Anpassung erfolgen, falls sich der Fremdbezugspreis über den Betrach-
tungszeitraum ändert. 
474
 Eine Prognose der Transaktionskosten korrespondiert mit dem Schritt S-6II auf der Submodellebene II des in 
Abschnitt 4.2 vorgestellten Vorgehensmodells, umfasst aufgrund der Eingangsgrößen von Transaktionskos-
ten jedoch auch den Inhalt des Schritts S-5II. 
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die Bestellung sowie für die Überwachung zu unterscheiden.475 Für jeden der genannten Pro-
zessschritte sind die beiden Determinanten des Faktorverbrauchs gesondert zu prognostizie-
ren. Der Faktorpreis, mit dem der Verbrauch bewertet wird, gilt hingegen für alle Bereitstel-
lungsprozessschritte gleichermaßen und muss daher nur einmal prognostiziert werden. 
i) Prognose des Faktorverbrauchs 
Prognose der Prozesszeit476 
Für die Ermittlung und Prognose von Prozess- bzw. Transaktionszeiten existiert eine Vielzahl 
an Verfahren.477 Dazu gehören Verfahren der Selbst- und Fremdaufschreibung, zu denen das 
Multimomentverfahren und die Zeitaufschreibung nach REFA zählen. Darüber hinaus können 
Zeitbedarfe über (Experten-)Befragungen478 erhoben und mithilfe der Komplexitäts-Index-
Analyse (KIA) abgeleitet werden.479 Diese Verfahren sind nachfolgend kurz vorzustellen und 
ihre Einsatzmöglichkeiten für die vorliegende Problemstellung zu beurteilen.  
Verfahren der Selbst- und Fremdaufschreibung setzen darauf, dass die Dauer von Prozessen 
bzw. Transaktionen über einen definierten Zeitraum von einem verantwortlichen Mitarbeiter 
selbst bzw. einem Außenstehenden in Stunden und prozentual erfasst sowie ausgewertet 
wird.480 Bei einer Fremderfassung des Zeitbedarfs kann zusätzlich zwischen permanenter und 
punktueller (bzw. stichprobenartiger) Erhebung unterschieden werden. Beide nutzen jeweils 
Beobachtungsverfahren. Zu den permanenten Beobachtungsverfahren gehören u. a. die RE-
FA-Zeitstudien.481 Im Gegensatz dazu basiert das Multimomentverfahren auf einer stichpro-
benartigen Zeitmessung, bei der die Mess- bzw. Beobachtungszeitpunkte zufällig bestimmt 
werden.482 Ein Vorteil des Multimomentverfahrens gegenüber einer permanenten Beobach-
tung der Mitarbeiter liegt in der geringeren Beeinträchtigung der betroffenen Mitarbeiter, bei 
                                                          
475
 Für eine vom Grundsatz her ähnliche Differenzierung vgl. ELLRAM, L. M.; SIFERD, S. P. (1993) S. 166 
476
 Vgl. dazu auch FISCHER, J. (2000) S. 46 ff.; HOHBERGER, S. (2001) S. 67 ff. Dort werden die nachfolgend 
nur angedeuteten Verfahren der Selbst- und Fremdaufschreibung ausführlicher behandelt. 
477
 Diese werden teilweise nach der Vorgehensweis in Top-down und Bottom-up-Verfahren systematisiert. Vgl. 
u. a. GÖTZE, U.; SCHMIDT, A.; STÖHR, K. (2005) S. 356 ff.; MAYER, R.; KAUFMANN, L. (2000) S. 300 
478
 Für einen Überblick über verschiedene Befragungsformen vgl. KOCH, J. (2012) S. 47 ff. Einen weiteren 
Ansatz stellen Zeitverbrauchsfunktionen dar. Mit diesen ist es möglich, komplexitäts- bzw. situationsabhän-
gige Sollzeiten für die einmalige Durchführung eines Prozesses zu ermitteln. Dabei wird der Zeitbedarf ei-
nes Prozesses (und/oder seiner Teile) anhand bestimmter Eigenschaften festgelegt. In der Konsequenz ergibt 
sich eine intensitätsmäßige Anpassung der Prozesszeit an die Komplexität eines bereitzustellenden Objektes. 
Vgl. dazu CONERS, A.; VON DER HARDT, G. (2004) S. 112 ff. 
479
 Vgl. u. a. HOLLAX, M. (1999) S. 24 f. 
480
 Vgl. HOLLAX, M. (1999) S. 24 
481
 Diese Methode umfasst die Beschreibung des Arbeitssystems und dabei insbesondere das Arbeitsverfahren, 
die Arbeitsmethode und die Arbeitsbedingungen. Vgl. u. a. HOLLAX, M. (1999) S. 24 f. Zum Einsatz im 
Rahmen der Prozesskostenrechnung vgl. CONERS, A. (2003) S. 257. 
482
 Vgl. HOLLAX, M. (1999) S. 24; REICHMANN, T.; SCHÖN, D. (1996) S. 289 
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gleichzeitig verhältnismäßig hoher statistischer Aussagekraft der ermittelten Ergebnisse.483 So 
lassen sich mithilfe des Verfahrens relativ präzise Aussagen zum zeitlichen Umfang der ab-
laufenden Tätigkeiten, aber auch zu deren Häufigkeiten (Prozessmenge) ableiten. 
Für die vorliegende Problemstellung kommen die Verfahren der Selbst- und Fremdaufschrei-
bung nur bedingt in Frage, da eine grundlegende Neuplanung der Energiebereitstellung unter-
stellt wird. Damit geht das Problem einher, dass die aus Entscheidersicht zu beobachtenden 
Bereitstellungsprozesse im betrachteten Unternehmen (noch) gar nicht existieren und damit 
auch keine Zeiterfassung durchgeführt werden kann. Wird von dieser Planungsbasis abstra-
hiert, so eignen sich die genannten Verfahren durchaus, wenngleich festgehalten werden 
muss, dass diese starken subjektiven Einflüssen unterliegen, die zum Teil zu opportunisti-
schem Verhalten der Beteiligten führen können.484 
Soll der Aspekt einer grundlegenden Neuplanung jedoch berücksichtigt werden, so können im 
Rahmen einer Bottom-up-Vorgehensweise nur Verfahren eingesetzt werden, die auf den Ein-
schätzungen von Experten basieren. So lassen sich über Expertenbefragungen Prozesszeiten 
direkt abfragen oder indirekt ableiten. Dem zweiten Weg folgt die Komplexitäts-Index-
Analyse, bei der die übliche Zeitbezugsebene (zumindest teilweise) verlassen wird.485 Das 
Verfahren ordnet den zu bewertenden Prozessen – unter Nutzung der Prinzipien der 
Äquivalenzziffernkalkulation486 – Indizes für ihren zeitlichen Aufwand bei einmaliger Pro-
zessdurchführung zu. Die Vergabe bzw. Zuordnung dieser Indizes zu Prozessen geschieht 
dabei anhand von Überlegungen zur erwarteten Komplexität von Prozessen. Damit bildet das 
Verfahren eine Brücke zu der in Abschnitt 4.4.4 getroffenen Einschätzung, dass die Prozess-
zeit u. a. von Eigenschaften der Bereitstellungsprozesse abhängt.  
Wesentlich für die Komplexitäts-Index-Analyse487 ist die Festlegung eines sogenannten „An-
kerprozesses“, der den Komplexitätsindex ‚100‘ erhält.488 Als solcher wird nicht zwangsläufig 
der Prozess gewählt, der innerhalb einer Prozessstruktur die höchste Komplexität hat, sondern 
vielmehr der mit den (tendenziell) meisten Wiederholungen innerhalb eines abgegrenzten 
                                                          
483
 Allerdings müssen für die Anwendung des Multimomentverfahrens bestimmte statistische Voraussetzungen 
erfüllt sein; Um Beeinflussungen ausschalten zu können, sind die Beobachtungszeitpunkte für die Erfassung 
der Tätigkeiten unregelmäßig über den Tag zu verteilen und zufällig zu wählen. Die beobachteten Prozesse 
und Aktivitäten sollten darüber hinaus Teil einer möglichst statistisch stabilen Grundgesamtheit sein. Vgl. 
REICHMANN, T.; SCHÖN, D. (1996) S. 289 
484
 So besteht sowohl bei der Selbst- als auch bei der Fremdaufschreibung eine gewisse Tendenz der Probanden, 
die Ergebnisse zu manipulieren. 
485
 Vgl. KAUFMANN, L. (1996) S. 213 
486
 Vgl. u. a. GÖTZE, U. (2010) S. 107 ff. 
487
 Vom in der Literatur empfohlenen Vorgehen in sechs Schritten soll nachfolgend leicht abgewichen werden. 
Für eine vollständige Ablaufdarstellung sei auf die Literatur verwiesen. Vgl. KAUFMANN, L. (1996) S. 213 
488
 Alternativ kann auch der Wert 1 für den Ankerprozess vergeben werden. 
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Betrachtungszeitraums.489 Komplexere und somit folglich zeitaufwändigere Prozesse bekom-
men höhere Komplexitätsindizes und umgekehrt.490 
Der Ankerprozess kann über Expertenbefragungen identifiziert werden.491 Mit deren Hilfe ist 
auch die Prozesszeit des Ankerprozesses zu bestimmen. Die Positionierung der übrigen Pro-
zesse erfolgt im Paarvergleich mit dem Ankerprozess. Dabei wird deren Komplexität jeweils 
in Relation zum Ankerprozess bewertet und auf dieser Grundlage eine Komplexitätsreihen-
folge gebildet.492 Werden zwei Prozesse bzw. Transaktionen als gleich komplex eingestuft, so 
erhalten sie den gleichen Index, was einer kongruenten Prozesszeit und damit dem gleichen 
Zeitbedarf bei einmaliger Prozessdurchführung entspricht. Auch für die Durchführung des 
Paarvergleichs sollte auf Experteneinschätzungen zurückgegriffen werden. 
Um die Komplexitätsindexwerte aller Bereitstellungsprozesse schließlich in Zeitgrößen zu 
überführen, wird das Verhältnis aus ermitteltem Zeitbedarf des Ankerprozesses zu dessen 
Komplexitätsindex mit den Indizes der weiteren Prozesse bzw. Transaktionen multipliziert. 
Daran anknüpfend empfiehlt sich eine Plausibilitätskontrolle, mit welcher den befragten Ex-
perten die in Zeitgrößen angegebenen Prozesszeiten zur Überprüfung vorgelegt werden.493 Die 
Transformation der Indizes in Zeitangaben kann durchaus dazu führen, dass Experten ihre 
Einschätzung revidieren und vor dem Hintergrund der Einsicht, dass ein zunächst vergeben-
der Index falsch war, einen neuen Index vergeben. 
In Abschnitt 4.4.4 wurden neben der Komplexität auch die Unsicherheit, die Spezifität und 
die strategische Bedeutung als primäre und damit wesentliche Determinanten des Zeitbedarfs 
identifiziert. Aus diesem Grund, aber auch unter Berücksichtigung der in Abschnitt 4.4.4 ge-
troffenen Einschätzung, dass für diese vier Einflussgrößen pauschal keine Reihenfolge ihrer 
Wirkungsintensität gebildet werden kann, scheint eine Reduzierung der Prognose des Zeitbe-
darfs auf die Komplexität nicht ausreichend. Es wird daher vorgeschlagen, die obige Vorge-
hensweise – im Sinne einer ‚Transaktions-Index-Analyse‘ – auch auf die drei weiteren De-
                                                          
489
 Vgl. KAUFMANN, L. (1996) S. 214 
490
 Laut Literatur misst der Komplexitätsindex den Arbeitsaufwand eines Prozesses, wobei dieser von der An-
zahl der Einzelaktivitäten bzw. Prozessschritte innerhalb eines Prozesses und deren Schwierigkeit determi-
niert werden kann. Die Schwierigkeit einer Einzelaktivität ist wiederum maßgeblich davon abhängig, auf 
welche Erfahrungen der jeweilige Bearbeiter des Prozesses bauen kann und welche sachlichen und methodi-
schen Hilfsmittel ihm hierfür zur Verfügung stehen. Darüber hinaus ist der Schwierigkeitsgrad jedoch auch 
eine subjektive Größe, die von der Qualifikation und Ausbildung der mit dem Prozess betrauten Person ab-
hängt und mit dieser schwankt. Vgl. KAUFMANN, L. (1996) S. 214 
491
 Alternativ eignen sich jedoch auch die oben genannten Verfahren der Selbst- und Fremdaufschreibung. 
492
 Die KIA macht sich dabei die Fähigkeit der befragten Experten zu Nutze, den (zeitlichen) Aufwand unter-
schiedlicher Prozesse im Vergleich miteinander zu beurteilen. Vgl. MAYER, R.; KAUFMANN, L. (2000) S. 
300 
493
 Vgl. KAUFMANN, L. (1996) S. 215 f. 
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terminanten zu übertragen.494 Dazu ist für jede Determinante ein separater Ankerprozess fest-
zulegen, der den Indexwert 100 erhält. Anschließend wird die oben geschilderte Vorgehens-
weise für alle vier Determinanten durchgeführt. 
Die so abgeleiteten Transaktionsindizes können – wenn allen vier Determinanten der gleiche 
Einfluss auf den Zeitbedarf zugesprochen wird – aufaddiert und durch die Anzahl der Deter-
minanten geteilt werden.495 Anschließend muss für einen der maximal vier Ankerprozesse der 
Zeitbedarf mittels Expertenbefragung bestimmt werden. Die Zeitbedarfe der anderen Prozesse 
werden analog zur KIA berechnet. 
Auf diese Weise lassen sich auf einem relativ einfachen Weg die potenziellen Prozess- bzw. 
Transaktionszeiten der für die Energiebereitstellung und -verwendung relevanten Abläufe 
ermitteln. Einschränkend ist jedoch festzuhalten, dass das Verfahren sehr starken subjektiven 
Einflüssen unterliegt. Dies gilt für die Festlegung des Ankerprozesses, die Ermittlung seines 
Zeitbedarfs mittels Befragungen, aber auch für die Paarvergleiche, um die Komplexitäts- bzw. 
Transaktionsindizes der weiteren Prozesse zu bestimmen. KAUFMANN empfiehlt daher jeweils 
auf die Einschätzungen mehrerer Experten zurückzugreifen und den Index-Mittelwert (bei 
schwach schwankenden Einschätzungen) bzw. den Index-Median (bei stark schwankenden 
Einschätzungen) heranzuziehen.496 
Nach Ansicht des Verfassers stellt das Verfahren trotz des subjektiven Einflusses einen guten 
Kompromiss dar, wenn von einer grundlegenden Neuplanung ausgegangen wird und damit 
noch keinerlei Daten und Informationen über die Prozesszeiten im Unternehmen vorliegen. 
Zweifelsfrei bedarf es einer Überprüfung der mittels KIA abgeleiteten Prozesszeiten, um die 
Zuverlässigkeit der so bestimmten Zeitbedarfe zu kontrollieren. Da dies im Rahmen einer 
Entscheidungsvorbereitung in der Regel (noch) nicht möglich ist, scheint es gerechtfertigt, die 
ermittelten Werte für den Betrachtungszeitraum vom Grundsatz her als konstant anzuneh-
men.497  
Die unterstellte Konstanz vernachlässigt jedoch, dass sich bei mehrmaliger Durchführung 
eines Bereitstellungsprozesses eine Art „Erfahrungskurve- oder Lerneffekte“ einstellen kön-
                                                          
494
  In Anlehnung an die jeweiligen Einflussgrößen sollte dann nicht mehr von „Komplexitätsindizes“, sondern 
von Unsicherheitsindizes, Spezifitätsindizes und Indizes für die strategische Bedeutung gesprochen werden. 
495
 Wird von einem unterschiedlichen Einfluss der vier Determinanten auf den Zeitbedarf ausgegangen, so sind 
Einflussgewichte zu definieren und die einzelnen Indizes der Determinanten mit diesen Gewichten zu multi-
plizieren. 
496
 Vgl. KAUFMANN, L. (1996) S. 215 
497
 Die Auswirkungen von Schwankungen der Transaktions- bzw. Prozesszeiten können im Rahmen von Sensi-
tivitätsanalysen untersucht werden. Vgl. Abschnitt 4.6.2 
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nen.498 Diese führen zu einem Sinken der Prozesszeiten je Durchführung mit einer steigenden 
Anzahl von Wiederholungen. Bei sonst gleichen Eingangsgrößen sinken damit auch die 
Transaktionskosten je Durchführung. Liegen über den prozentualen Rückgang der Prozesszeit 
je Durchführung Informationen vor oder lassen sich diesbezüglich zumindest Annahmen tref-
fen, so sollten diese bei der Prognose der Prozesszeiten einbezogen werden. Dabei kann auf 











tp,n = Prozesszeit der n-ten Prozessdurchführung 
tp,1 = Prozesszeit der ersten Prozessdurchführung 
n = kumulierte Anzahl der Prozessdurchführungen 
p = Erfahrungs- oder Lernrate 
Um die Erfahrungs- oder Lernrate zu bestimmen, kann ebenfalls auf die aus dem Transakti-
onskostenansatz entlehnten Eigenschaften zurückgegriffen werden: So liegt die Vermutung 
nahe, dass sich bei wenig komplexen, unspezifischen, mit wenigen Unsicherheiten behafteten 
und strategisch tendenziell unbedeutenden Prozessen Erfahrungs- oder Lerneffekte schneller 
einstellen. Begründen lässt sich diese Auffassung damit, dass die Durchführung entsprechen-
der Bereitstellungsprozesse geringere kognitive Anforderungen stellen, Informationsasym-
metrien in allenfalls geringem Ausmaß bestehen und damit eine Gefahr opportunistischen 
Verhaltens der Vertragspartner vernachlässigt werden kann. Im Umkehrschluss lassen sich 
aus denselben Gründen bei komplexen, spezifischen, mit hohen Unsicherheiten behafteten 
und strategisch bedeutsamen Bereitstellungsprozessen solche Erfahrungs- und Lerneffekte 
schwerer realisieren, weshalb die Erfahrungs- oder Lernrate bei diesen tendenziell geringer 
ist. 
Prognose der Prozessmenge 
Da die Bereitstellungsprozesse an einen „Bedarf“ zur Bereitstellung von im Rahmen der 
Energiebereitstellung und -verwendung zu nutzenden Objekten gekoppelt sind, gilt es den 
oder die objektspezifischen Bedarfsauslöser für die Bereitstellung zu identifizieren. Diese 
dienen als Anhaltspunkte für die Anzahl der Durchführungen von Bereitstellungsprozessen. In 
Anlehnung an die in Abschnitt 4.4.4 ermittelten Einflussgrößen der Prozessmenge lassen sich 
                                                          
498
 Vgl. u. a. BEA, F. X.; HAAS, J. (2005) S. 132 ff.; GÖTZE, U.; MIKUS, B. (1999) S. 64 ff. 
499
 Zur Herleitung des formalen Zusammenhangs vgl. KREIKEBAUM, H. (1997) S. 99 f. 
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die Bedarfsauslöser ‚Nutzungsdauer- oder Vertragslaufzeitende‘, ‚gesetzliche oder vertragli-
che Vorschrift‘ und ‚Erreichen einer Lagerbestandsuntergrenze‘ identifizieren. Für die Be-
reitstellungsobjekte können zu unterschiedlichen, aber auch zu den gleichen Zeitpunkten pa-
rallel mehrere der genannten Bedarfsauslöser existieren. Da die Bereitstellungsbedarfe darü-
ber hinaus objektspezifisch entstehen und stark voneinander abweichen können, sollte eine 
auf der Identifikation von Bedarfsauslösern basierende Prozessmengenprognose nach Bereit-
stellungsobjekten differenziert erfolgen. Dazu eignet sich in der Regel die Dokumentenanaly-
se, um bspw. typische objektbezogene Vertragslaufzeiten oder einzuhaltende Wartungsinter-
valle zu eruieren.500 Bei der Ableitung von Prozessmengen aus den Bedarfsauslösern kann wie 
folgt vorgegangen werden: 
Aus der objektbezogenen Nutzungsdauer oder Vertragslaufzeit und dem für die Alternativen-
bewertung festgelegten Betrachtungszeitraum kann auf die Anzahl der (Folge-)Objekte bzw. 
(Anschluss-)Verträge geschlossen werden. Diese bilden die Prozessmenge für den Bereitstel-
lungsprozess(schritt) ‚Vertragsabschluss‘ ab. 
Aus gesetzlichen oder vertraglichen Vorschriften501 sind der Zeitpunkt sowie der Zyklus einer 
(erneuten) objektspezifischen Bereitstellung in der Regel direkt abzulesen. Auch hinsichtlich 
dieses Bedarfsauslösers kann unter Berücksichtigung der Perioden des Betrachtungszeitraums 
die Anzahl der Bereitstellungsprozesse hochgerechnet werden. 
Um von einer objektspezifischen Lagerbestanduntergrenze auf den Bereitstellungsbedarf von 
Objekten schließen zu können, ist der Bezug zum „Verbrauch“ des jeweiligen Bereitstel-
lungsobjekts herzustellen. Dafür kann auf den in Abschnitt 4.5.2 für einige beschäftigungsab-
hängige Bausteine festgehaltenen Zusammenhang zwischen der Beschäftigung, als Output-
größe und dem dafür notwendigen Input des jeweiligen Bereitstellungsobjekts zurückgegrif-
fen werden. Zusätzlich sind Annahmen zu treffen, bei welcher Objektmenge eine bedarfsaus-
lösende Lagerbestandsuntergrenze erreicht ist.502 Aus der Kenntnis der Beschäftigung und der 
Lagerbestandsuntergrenze kann bestimmt werden, wann und wie oft die den Bedarf auslösen-
de Grenze innerhalb einer Periode des Betrachtungszeitraums erreicht wird und eine erneute 
                                                          
500
 Vgl. KÜPPER, H. (2008) S. 187 
501
 Dazu gehören einerseits gesetzliche Vorschriften für den Nachweis von Genehmigungen im Rahmen der 
Errichtung und des Betriebs von Anlagen. Darüber hinaus kann auch der von Anlagenherstellern vorgegebe-
ne Instandhaltungszyklus im weitesten Sinne als vertragliche Vorgabe interpretiert werden. Weiterhin fallen 
vertraglich vereinbarte Abruffristen für vereinbarte Leistungen (z. B. das Zeitfenster für einen Tranchen-
abruf) unter diesen Bedarfsauslöser. 
502
 Für eine Übersicht über Verfahren zur Ermittlung von Bestellrhythmen vgl. u. a. BLOECH, J.; 
BOGASCHEWSKY, R.; GÖTZE, U. et al. (1993) S. 184 ff. 
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Bereitstellung zu erfolgen hat. Diese stellt die Prozessmenge der jeweiligen Bereitstellungs-
prozesse dar. 
Bisher wurde unterstellt, dass sich aus den genannten Bedarfsauslösern die Prozessmengen 
direkt ab- oder herleiten lassen. Damit geht die implizite Annahme einher, dass der Eintritt 
eines Bedarfs auch jeweils in genau einer Prozessdurchführung mündet. Dabei wird jedoch 
vernachlässigt, dass u. a. die Prozessschritte, welche der Vorbereitung der Bereitstellung die-
nen, mehrfach zu wiederholen sind, bis eine Bereitstellung tatsächlich erfolgt. So können 
bspw. im Vorfeld eines Vertragsabschlusses Verhandlungen mit mehreren potenziellen Ver-
tragspartnern bzw. Lieferanten geführt werden. Um die daraus resultierende (höhere) Anzahl 
an Prozessdurchführungen zu prognostizieren, sind zusätzlich Umwelt- und/oder Marktanaly-
sen, Veröffentlichungen von bspw. Fach- und Interessenverbänden503 oder unternehmensin-
terne Erhebungen heranzuziehen. Mit ihrer Hilfe kann die Anzahl der potenziellen Vertrags-
partner bzw. Lieferanten eruiert werden. Unter der Annahme, dass für jeden dieser Vertrags-
partner ein Prozessschritt genau einmal abläuft, lassen sich daraus die (zusätzlichen) Pro-
zessmengen prognostizieren. 
Ein solches Vorgehen ermöglicht eine differenzierte Prognose der Prozessmengen einzelner 
Prozessschritte, wobei jeweils auf Basis der ermittelten potenziellen objektbezogenen Ver-
tragspartner bzw. Lieferanten Annahmen getroffen werden müssen, von wie vielen dieser 
bspw. Angebote eingeholt und Verhandlungen durchgeführt werden müssen.  
ii) Prognose des Faktorpreises504 
Für die Prognose des Faktorpreises soll analog zum Vorgehen in Abschnitt 4.4.4 ausschließ-
lich auf den transaktionsbezogenen Produktionsfaktor ‚Personal‘ und dessen monetäre Kon-
sequenzen eingegangen werden.505  
Die Bereitstellungsprozesse in der vorliegenden Problemstellung werden in der Regel von 
Mitarbeitern erbracht, die als ‚Angestellte‘ gelten. Diese erhalten meist ein für einen Monats-
zeitraum fixiertes Entgelt,506 welches neben dem Bruttomonatsgehalt noch gesetzliche Sozial-
leistungen (inkl. der Anteile, die vom Arbeitgeber zu tragen sind), jedoch auch anteilige Ein-
malzahlungen und freiwillige Sozialleistungen umfasst bzw. umfassen kann.507 Da es sich um 
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 Aggregierte Informationen finden sich teilweise in Veröffentlichungen von Fach- und Interessenverbänden. 
Vgl. bspw. Arbeitsgemeinschaft für sparsamen und umweltfreundlichen Energieverbrauch e. V. (ASUE) 
(2011) S. 16 ff. 
504
 Eine ähnliche Vorgehensweise beschreibt HOHBERGER, S. (2001) S. 65 ff. 
505
 Zur Begründung vgl. Abschnitt 4.1.4.3 
506
 Vgl. GÖTZE, U. (2010) S. 38 
507
 Vgl. GÖTZE, U. (2010) S. 38 
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ein fixes, d. h., von einer bestimmten Ausbringungsmenge (z. B. der in kWh oder MWh elek-
trischer Energie gemessenen Beschäftigung) unabhängiges und damit nicht schwankendes 
Entgelt handelt, kann von den Monatswerten unter Berücksichtigung der genannten, gegebe-
nenfalls unregelmäßig anfallenden Bestandteile auf ein Jahresgehalt geschlossen werden, das 
den periodenbezogenen Personalkosten entspricht.508 Diese sind vor dem Hintergrund des 
langfristigen Betrachtungszeitraums und unter Beachtung evtl. tariflicher Entwicklungen der 
Vergangenheit – insofern Tarifvertragsbindung relevant sein soll – zumindest in Abständen 
von zwei Jahren zu erhöhen.509 Die dazu notwendige Steigerungsrate kann auf Basis einer 
Zeitreihenanalyse selbst ermittelt oder aus statistischen Erhebungen entnommen werden. 
Die Prognose des Faktorpreises erfordert außerdem eine fundierte Annahme zur bspw. in 
Stunden angegebenen Jahresarbeitszeit eines Mitarbeiters. Die Basis dafür bilden die tägli-
chen Arbeitsstunden sowie die Anzahl der jährlichen Arbeitstage, bei deren Prognose Ur-
laubs-, Krankheits- und Feiertage berücksichtigt werden sollten. Deren Produkt bildet die 
jährlichen und damit periodenbezogenen Mitarbeiterstunden ab.510  
Aus dem Verhältnis von periodenbezogenen Personalkosten zu den Mitarbeiterstunden kann 
ein Personalkostensatz je Zeiteinheit (z. B. je Stunde oder je Minute) bestimmt werden, der  
– wie eingangs bereits erwähnt – gleichzeitig als Faktorpreis für die Bewertung des in Zeit-
einheiten gemessenen prozessbezogenen Faktorverbrauchs dient. Das Produkt dieser beider 
Größen bildet den monetarisierten Ressourcenverzehr eines spezifischen Bereitstellungspro-
zesses und damit die Transaktionskosten ab. Diese werden in sachlicher Hinsicht – wie in 
Abschnitt 4.1.4.3 festgehalten – dem Bereitstellungsobjekt zugeordnet, das den Bereitstel-
lungsprozess verursacht. In zeitlicher Hinsicht erfolgt eine Zuordnung zu den Zeitpunkten, in 
denen entsprechende Bereitstellungsprozesse oder -prozessschritte erbracht werden. Die ein-
zelnen Bereitstellungsprozessschritte bilden gleichzeitig eine Grundlage für die inhaltliche 
Differenzierung.511 So empfiehlt es sich bspw. die Kosten für die einzelnen Schritte eines Be-
schaffungsprozesses separat zu prognostizieren, um ein möglichst hohes Maß an Transparenz 
hinsichtlich der zu berücksichtigenden Prozessschritte und deren monetären Konsequenzen zu 
schaffen. 
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 Bei dessen Prognose sollten die in Abschnitt 4.4.4 angeführten individuellen und unternehmensbezogenen 
Determinanten berücksichtigt werden. 
509
 Vgl. Abschnitt 4.5.2. Der zweijährige Anpassungszeitraum kann mit Laufzeiten von Tarifverträgen begrün-
det werden. 
510
 In der Literatur zur Prozesskostenrechnung wird daraus abgeleitet auch der Begriff ‚Mitarbeiterjahr‘ oder 
daran angelehnte Termini gebraucht (1 Mitarbeiterjahr = ca. 2.000 Arbeits- bzw. Mitarbeiterstunden). Vgl. z. 
B. GÖTZE, U. (2010) S. 223 
511
 In diesem Zusammenhang kann der Terminus ‚Transaktionskostenarten‘ verwendet werden. Dieser ist in-
haltlich jedoch deutlich von dem in Abschnitt 4.1.2.2 verwendeten abzugrenzen. 
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Mithilfe der Kostenprognose lassen sich alle relevanten Daten für die zur Alternativen-
bewertung heranzuziehende Zielgröße und damit für die Ermittlung eines vorteilhaften Ener-
giebereitstellungs- und -verwendungsportfolios zusammentragen sowie den jeweils zu Tech-
nologien und Vertragsformen gehörenden Bausteinen zuordnen. Daran anknüpfend soll im 
folgenden Abschnitt aufgezeigt werden, auf welchem Weg die Berechnung der auf ein Ener-
gieportfolio bezogenen Zielgröße erfolgt.  
4.6 Alternativenbewertung und Sensitivitätsanalyse 
4.6.1 Vorgehensweise zur Ermittlung eines Kapitalwerts von Alternativen der 
Energiebereitstellung und -verwendung 
Im vorliegenden Abschnitt ist – korrespondierend mit dem ersten Teil des Schritts M-7 im 
Vorgehensmodell512 – aufzuzeigen, auf welchem Weg der Kapitalwert der Energiebereitstel-
lung und -verwendung, d. h. eines spezifischen Energieportfolios,513 ermittelt werden kann. 
Aufgrund der mehrere Ebenen umfassenden Entscheidungsstruktur514 und der wechselseitigen 
Abhängigkeiten zwischen den Entscheidungen515 ist die auf ein Energieportfolio bezogene 
Zielgröße in einer Bottom-up-Vorgehensweise zu ermitteln, die auf der Submodellebene II 
und damit auf der Ebene der Bausteine ansetzt. Dies baut auf der in Abschnitt 3.4 getroffenen 
Annahme auf, dass für die Nutzung/Inanspruchnahme von Technologien und Vertragsformen 
mehrere Bausteine bereitgestellt werden müssen und deren monetäre Konsequenzen in die 
technologie- oder vertragsformbezogene Alternativenbewertung eingehen. Demnach lassen 
sich bereits die hinsichtlich der Bausteine zu treffenden Entscheidungen bewerten und damit 
Kapitalwerte für diese berechnen, die anschließend zunächst zu technologie- oder vertrags-
formbezogenen Kapitalwerten (Submodellebene I) und schließlich zu portfoliobezogenen 
Kapitalwerten (Modellebene) aggregiert werden. 
Diese Bottom-up-Vorgehensweise zur Ermittlung der Zielgröße eines Energieportfolios soll 
nachfolgend am Beispiel einer im Portfolio enthaltenen Eigenerzeugungstechnologie erläutert 
werden: Die auf einen spezifischen Zeitpunkt t bezogenen Ein- und Auszahlungen eines Bau-
steins b einer Eigenerzeugungstechnologie tm können sich aus mehreren Bestandteilen (Zah-
lungsarten) zusammensetzen. Die Auszahlungen lassen sich zusätzlich in zahlungswirksame 
Produktions- und Transaktionskosten(arten) unterscheiden. Die Formeln 4-11 bis 4-13 spie-
geln diese Zusammenhänge wider. 
                                                          
512
 Vgl. Abschnitt 4.2 
513
 Vgl. Abschnitt 3.6 
514
 Vgl. Abschnitt 3.1 
515
 Vgl. Abschnitt 3.1, 4.4.2.1, 4.4.2.2, 4.4.3 und 4.4.4 


















t,p,btmt,btm tktk  (4-13) 
mit:516 
ebtm,n,t = Einzahlungsart n (n = 1,…,N)
517 des Bausteins b (b = 1,…,B)518 einer Eigener-
zeugungstechnologie tm (tm = 1,…,TM) im Zeitpunkt t (t = 0,…,T) 
pkbtm,m,t = zahlungswirksame Produktionskostenart m (m = 1,…,M)
519 des Bausteins b  
(b = 1,…,B) einer Eigenerzeugungstechnologie tm (tm = 1,…,TM) im Zeit-
punkt t (t = 0,…,T) 
tkbtm,p,t = zahlungswirksame Transaktionskostenart p (p = 1,…,P)
520 des Bausteins b  
(b = 1,…,B) einer Eigenerzeugungstechnologie tm (tm = 1,…,TM) im Zeit-
punkt t (t = 0,…,T) 
Der Kapitalwert eines Bausteins b einer Eigenerzeugungstechnologie tm ergibt sich aus der 
Summe der abgezinsten Einzahlungsarten abzüglich der Summe aus den abgezinsten zah-
lungswirksamen Produktions- und Transaktionskostenarten:521 
   











t,p,btmt,m,btmt,n,btmbtm q))tkpk(e(KW  (4-14) 
bzw. 
                                                          
516
 Zu den Erläuterungen des Indizes ‚tm‘ sei auf Abschnitt 4.3.3 verwiesen. Die technologie- oder vertrags-
formbezogenen Bausteine der weiteren Bereitstellungs- und Verwendungswege erhalten die Indizes bvb 
(Baustein einer Fremdbezugsvertragsform), bvs (Baustein einer Verkaufsvertragsform), bts (Baustein einer 
Speichertechnologie). 
517
 Die obere Grenze N wird von der Anzahl der zu berücksichtigenden Zahlungsarten determiniert. Ein Zah-
lenwert steht nicht für die Anzahl der Einzahlungsarten, sondern dient als Index für selbige; z. B. 1 = Wär-
megutschrift, 2 = Liquidationserlöse 
518
 Die obere Grenze B wird von der Anzahl der zu berücksichtigenden Bausteine determiniert. Ein Zahlenwert 
steht nicht für die Anzahl der Bausteine, sondern dient als Index für einen spezifischen Baustein; z. B. 1 = 
Anlage, 2 = Brennstoff etc. 
519
 Die obere Grenze M wird von der Anzahl der zu berücksichtigenden Zahlungsarten determiniert. Ein Zah-
lenwert steht nicht für die Anzahl der zahlungswirksamen Produktionskostenarten, sondern dient als Index 
für selbige; z. B. 1 = Erwerb des Brennstoffs an sich, 2 = Transport, 3 = Lagerung etc.  
520
 Die obere Grenze P wird von der Anzahl der zu berücksichtigenden Zahlungsarten determiniert. Ein Zah-
lenwert steht nicht für die Anzahl der zahlungswirksamen Transaktionskostenarten, sondern dient als Index 
für selbige; z. B. 1 = Transaktionskosten für Lieferantensuche und -analyse, 2 = Transaktionskosten für An-
gebotseinholung, 3 = Transaktionskosten für Verhandlungen etc.  
521
 Die Formel 4-14 spiegelt die Berechnungsvorschrift für eine Alternativenbewertung auf der Submodellebene 
II wider (Schritt S-2II). Vgl. Abschnitte 4.2 und 4.3.3. Hinsichtlich der anzusetzenden Zuordnungsprinzipien 
von Zahlungen vgl. Abschnitt 4.1.4.3. 
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 (4-15) 
Aus Transparenzgründen empfiehlt es sich, die in den Baustein-Kapitalwert eingehenden bau-
steinbezogenen Zahlungsarten aller drei Kategorien separat auszuweisen. Daraus lassen sich 
gegebenenfalls bereits erste Erkenntnisse hinsichtlich der im Rahmen einer Sensitivitätsanaly-
se zu untersuchenden Eingangsgrößen ableiten.  
Die in den Formel 4-11 bis 4-13 sowie 4-14 bzw. 4-15 erfassten Eingangsgrößen können in 
ein Rechentableau übernommen werden, wie es die Abbildung 4-21 wiedergibt. Dadurch wird 
bereits auf der Bausteinebene die Möglichkeit für ein hohes Maß an Transparenz und Über-
sichtlichkeit bezüglich der für die Ermittlung des Kapitalwerts relevanten Zahlungen geschaf-
fen. 
 
Abb. 4-21:  Kapitalwertberechnung auf Bausteinebene522 
Existieren hinsichtlich eines Bausteins unterschiedliche Alternativen, so sollte bereits auf der 
Submodellebene II ein bausteinbezogener Alternativenvergleich mittels Kapitalwertkriterium 
durchgeführt und die Alternative mit dem höheren Kapitalwert gewählt werden. Dies gilt so-
wohl für den Fall, dass bezüglich eines Bausteins alternative Bereitstellungsprozesse gewählt 
werden können (Make statt Buy oder umgekehrt), als auch dann, wenn von einem Baustein an 
                                                          
522
 Quelle: eigene Darstellung 
sachleistungs-, dienstleistungs- oder akteursbezogener Baustein btm
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sich mehrere, in ihren Eigenschaften unterschiedliche Alternativen existieren.523 In beiden 
Fällen können sich die in die Kapitalwertberechnung eingehenden zahlungswirksamen Trans-
aktions-, aber auch die Produktionskosten ändern. 
Bei bausteinbezogenen Alternativenvergleichen sollten Interdependenzen mit anderen Bau-
steinen beachtet werden: Bestehen diese oder wird ihre Existenz vermutet, ist auch für die 
weiteren Bausteine die Veränderung des Kapitalwerts zu ermitteln, da nicht per se ausge-
schlossen werden kann, dass die Verbesserung des Kapitalwerts bei einem Baustein nicht zu 
einer Verschlechterung der Zielgröße bei einem anderen führt. Ist dies der Fall, so müssen die 
absoluten Kapitalwertänderungen gegenübergestellt werden, um ableiten zu können, ob eine 
Erhöhung eines Baustein-Kapitalwerts auch auf der Ebene (Submodellebene I) der überge-
ordneten Technologien bzw. Vertragsformen zu einer Kapitalwertsteigerung führt. 
Konkret ausgestaltete Technologien und Vertragsformen können aus mehreren unterschiedli-
chen Bausteinen bestehen, so dass die Berechnung mittels Formel 4-14 bzw. 4-15 mehrfach 
wiederholt werden muss.524 Ein technologie- bzw. vertragsformbezogener Kapitalwert ergibt 
sich daher – wie in Formel 4-16 exemplarisch für eine Eigenerzeugungstechnologie tm fest-
gehalten – aus der Summe der Kapitalwerte aller in die jeweilige Ausgestaltung einer Techno-






btmtm KWKW  (4-16)
525 
Daraus lässt sich schlussfolgern, dass eine technologie- bzw. vertragsformbezogene Alternati-
venbewertung aus der Addition aller bausteinbezogenen Kapitalwerte der jeweiligen Techno-
logie oder Vertragsform erfolgen kann. Ist im Rahmen der Bewertung einer Technologie bzw. 
Vertragsform lediglich ein Baustein entscheidungsrelevant, dann entsprechen sich der Kapi-
talwert des Bausteins und der der zugehörigen Technologie bzw. Vertragsform. 
Zur Aufrechterhaltung der auf Bausteinebene geschaffenen Transparenz und Übersichtlichkeit 
empfiehlt es sich jedoch, bei der Aggregation von der Baustein- (Submodellebene II) auf die 
Technologie- bzw. Vertragsformebene (Submodellebene I) die bausteinbezogenen Zahlungen 
separat auszuweisen, so dass sich die technologie- bzw. vertragsformbezogene Kapitalwertbe-
                                                          
523
 Vgl. Abschnitt 3.4. So lässt sich für Technologien, die bi- oder multivalent, also mit zwei oder mehreren 
Brennstoffen befeuert werden können, auf Basis des Kapitalwertkriteriums ein brennstoffbezogener 
Alternativenvergleich durchführen. 
524
 Vgl. Abschnitt 3.6 
525
  btm ε {1tm, 2tm,…,Btm} z. B. 11 = Baustein 1 einer Technologie 1 
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rechnung – nachfolgend am Beispiel einer Eigenerzeugungstechnologie tm dargestellt –































t,btmt,tm tktk  (4-21) 
Aus der Formel 4-17 wird in Verbindung mit den Formeln 4-11 bis 4-13 deutlich, dass bei 
den technologie- und vertragsformbezogenen Berechnungen auf der Submodellebene I keine 
bausteinbezogenen Zahlungsarten, sondern nur noch die jeweiligen zeitpunkt- und baustein-
bezogenen Summen der drei Zahlungskategorien separat ausgewiesen werden. Diese Vorge-
hensweise soll auch die nachfolgende Abbildung 4-22 verdeutlichen. In dieser wird der Ag-
gregationsschritt zwischen den beiden Submodellebenen lediglich für eine Eigenerzeu-
gungstechnologie tm dargestellt. Die Abbildung sieht in Bezug auf die Alternativen der weite-
ren Bereitstellungs- und Verwendungswege identisch aus.528 
                                                          
526
 Die Formel 4-17 bzw. 4-18 stellen die Berechnungsvorschriften auf Submodellebene I (Schritt S-2I) dar. 
Vgl. Abschnitte 4.2 und 4.3.3 
527
 Zur Erläuterung der Variablen und deren Indizes vgl. Abschnitt 4.3.3 
528
 Die Aggregation des weiteren Bereitstellungswegs und der beiden Verwendungswege sind in den Anhängen 
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Abb. 4-22: Aggregation bausteinbezogener zu technologiebezogenen Zahlungen529 
Auf Basis der so ermittelten technologie- bzw. vertragsformbezogenen Kapitalwerte sollte – 
analog zu den Ausführungen auf Bausteinebene – auch auf der Submodellebene I ein Vorteil-
haftigkeitsvergleich erfolgen. Dieser kann sich zum einen auf den Vergleich alternativer 
Technologien bzw. Vertragsformen innerhalb eines Bereitstellungs- oder Verwendungswegs 
beziehen – so lässt sich bspw. ermitteln, welche von mehreren zur Wahl stehenden Eigener-
zeugungstechnologien auf Basis des Kapitalwertkriteriums die vorteilhafte ist. Zum anderen 
können jedoch auch „wegübergreifende“ Vorteilhaftigkeitsvergleiche angestellt werden. 
Diesbezüglich ist z. B. der Kapitalwert einer Fremdbezugsvertragsform dem Kapitalwert einer 
Eigenerzeugungstechnologie gegenüberzustellen. Voraussetzung solcher Vergleiche auf der 
Submodellebene I ist, dass der Beitrag, den die gegenübergestellten Technologien und/oder 
Vertragsformen zur Deckung des gesamten Energiebedarfs leisten, mengenmäßig jeweils 
gleich ist und sich auch auf identische Prämissen hinsichtlich Leistung sowie Benutzungs- 
                                                          
529
 Quelle: eigene Darstellung 
Eigenerzeugungstechnologie tm
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bzw. Bezugszeitraum bezieht. Gilt dies nicht, so ist die Aussagekraft des angestellten Ver-
gleichs aufgrund der faktormengen- und -preisbeeinflussenden Größen lediglich begrenzt.530  
Allerdings sind auch auf dieser Ebene Abhängigkeiten zwischen den Technologien und Ver-
tragsformen unterschiedlicher Bereitstellungs- und Verwendungswege zu beachten: So engt 
die Wahl einer konkret ausgestalteten Bereitstellungsalternative gegebenenfalls die zur Ver-
fügung stehenden Verwendungsmöglichkeiten ein, während dies bei der Wahl einer anderen 
Bereitstellungsalternative nicht der Fall ist.531 Die monetären Konsequenzen dieser Wechsel-
wirkungen und ihr Einfluss auf die Zielgröße zeigen sich u. U. erst auf der Portfolioebene, 
wenn die Technologien und Vertragsformen gebündelt werden. 
In einem abschließenden Aggregationsschritt erfolgt die Ermittlung eines Portfoliokapital-
werts, der sich rein rechnerisch aus der Summe der Kapitalwerte aller zu berücksichtigenden 
Technologien und Vertragsformen der vier Bereitstellungs- und Verwendungswege ergibt.532 
Mit diesem Schritt werden die monetären Konsequenzen aller in einer spezifischen Situation 
zu berücksichtigenden Technologien und Vertragsformen gebündelt. 
Zur Aufrechthaltung von Transparenz und Übersichtlichkeit sollten auch bei diesem Aggrega-
tionsschritt nicht einfach die Kapitalwerte der eingehenden Alternativen addiert werden. 
Vielmehr bietet es sich an, die Einzahlungen sowie zahlungswirksamen Produktions- und 
Transaktionskosten jeder im Portfolio enthaltenen Technologie und Vertragsform aller vier 
Bereitstellungs- und Verwendungswege separat zu erfassen und den jeweiligen Zeitpunkten 
zuzuordnen. Dazu sind – analog zum Aggregationsschritt zwischen den beiden Submodell-
ebenen – die zeitpunkt- und technologie- bzw. vertragsformbezogenen Summen jeder Zah-
lungskategorie in der Zahlungsreihe des Portfoliokapitalwerts abzubilden. Auf diesem Weg 
werden die zeitpunktbezogenen Zahlungen der drei Kategorien für alle in ein Energieportfolio 
eingehenden Technologien und Vertragsformen ersichtlich.  
Daraus können u. U. Ansatzpunkte für besonders zielgrößenkritische Technologien bzw. Ver-
tragsformen oder deren Zahlungsreihen abgeleitet werden. Diese sind im Rahmen einer Sensi-
tivitätsanalyse genauer zu untersuchen Die beschriebene Vorgehensweise ist in der untenste-
henden Abbildung 4-23 entsprechend graphisch dargestellt. Die Abbildung verbindet die 
Aggregationsstufe zwischen den beiden Submodellebenen und der Modell- bzw. Portfolio-
ebene miteinander.  
                                                          
530
 Vgl. Abschnitte 4.4.2.1, 4.4.2.2, 4.4.3 und 4.4.4 
531
 Exemplarisch sei auf die breitere Auswahl an Verkaufsalternativen bei Nutzung einer Eigenerzeugungstech-
nologie, die auf erneuerbaren Energieträgern basiert, verwiesen. Vgl. die Abschnitte 3.3.2 und 4.4.3 
532
 Vgl. Abschnitt 4.3.3, Berechnungsvorschrift 4-3  
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Abb. 4-23: Aggregation der technologie- bzw. vertragsformbezogenen zu portfoliobezo-
genen Zahlungen533 
Der so ermittelte Kapitalwert eines Energieportfolios spiegelt die Ausprägung der Zielgröße 
bei einer ganz spezifischen Bündelung der – aus Sicht eines Entscheidungsträgers – in Frage 
kommenden Technologien und Vertragsformen wider. Für diese Bündelung ist eine die ver-
folgten Ziele der Energiebereitstellung (Kapitalwertmaximierung, Versorgungssicherheit und 
Ökologieorientierung) berücksichtigende Vorauswahl der zur Verfügung stehenden Alternati-
ven notwendig.534 
Bei dieser Vorauswahl können außerdem Restriktionen berücksichtigt werden, die sich u. a. 
aus den energiebezogenen aber auch übergeordneten Unternehmenszielen ableiten lassen. 
Dazu gehören z. B. Restriktionen, die: 
- eine Nutzung/Inanspruchnahme eines bestimmten Bereitstellungswegs bzw. einer spezifi-
sche Technologie oder Vertragsform fordern, 
                                                          
533
 Quelle: eigene Darstellung 
534
 Vgl. Abschnitt 4.5.1 
Energiebereitstellung und -verwendung EBV
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- aus der Notwendigkeit zur Bereitstellung weiterer Energieformen (z. B. Heizwärme, Pro-
zesswärme, Prozessdampf) entstehen und damit (abgesehen von der Technologie) die An-
lagenleistung von Eigenerzeugungsanlagen determinieren,  
- Vorgaben zu dem Teil elektrischer Energie machen, der aus regenerativen Quellen erzeugt 
werden soll,  
- die konkrete Leistungen, Zeiträume und damit auch Mengen eigen zu erzeugender, fremd 
zu beziehender, einzuspeichernder oder zu verkaufender elektrischer Energie festlegen,  
- aufgrund knapper finanzieller Mittel formuliert und vorgegeben werden müssen (Kapital-
restriktionen), 
- aus der Flächen- und Raumverfügbarkeit resultieren (insbesondere bei der Vorbereitung 
der Nutzung von Eigenerzeugungs- oder Speichertechnologien),535  
- aufgrund der im Unternehmen (oder am Arbeitsmarkt) verfügbaren Humanressourcen be-
stehen. 
Je nach Konkretisierungsgrad dieser Restriktionen bildet das mithilfe der oben beschriebenen 
Vorgehensweise ermittelte Energieportfolio eine mehr oder weniger gute Näherungslösung 
für ein optimales, d. h. kapitalwertmaximales Portfolio ab. Bei sehr weit oder sehr allgemein 
gehaltenen Restriktionen besteht eine größere Anzahl an Handlungsmöglichkeiten, da die 
Entscheidungsvariablen (z. B. Technologien, Vertragsformen, Anlagenleistung, Energiemen-
gen und deren Bestandteile, Leistung sowie Benutzungsstunden) ein größeres Spektrum an 
zulässigen Ausprägungen annehmen können. Der für einen Ausgangsfall ermittelte Portfolio-
kapitalwert stellt damit u. U. nur eine sehr grobe Näherungslösung für das optimale Portfolio 
dar. Sind die Restriktionen jedoch enger bzw. konkreter formuliert, so reduziert sich auch die 
Anzahl der zulässigen Ausprägungen, welche die Entscheidungsvariablen annehmen können. 
Der ermittelte Portfoliokapitalwert spiegelt dann tendenziell eine bessere Näherungslösung 
wider. In beiden Fällen kann eine weitere Annäherung an ein optimales Energieportfolio in 
Form einer vollständigen oder begrenzten Enumeration auf sukzessivem Weg erfolgen.  
Dafür ist die eingangs dieses Abschnitts als ‚Bottom-up‘ bezeichnete Vorgehensweise um 
eine Top-down-Facette zu erweitern: So lassen sich auf Basis des in der Ausgangsrechnung 
ermittelten Portfoliokapitalwerts sowie der als Grundlage für die Kostenprognose einsetzba-
ren Szenario-Technik Anhaltspunkte für die Variation von Entscheidungsvariablen der in das 
Portfolio eingehenden Technologien und Vertragsformen unter Berücksichtigung der zuvor 
unterstellten und oben exemplarisch festgehaltenen Restriktionen ableiten.  
                                                          
535
 So verhindert oder fördert die Verfügbarkeit bzw. Nicht-Verfügbarkeit von Flächen- oder Räumen die In-
stallation bestimmter Technologien (z. B. PV-Anlage für die eine entsprechende Dach-, Fassaden oder Frei-
fläche verfügbar sein muss). 
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Die Ausprägungen einer Entscheidungsvariablen werden mit jeder Wiederholung der Berech-
nungen sukzessive verändert und der sich aus der Variation ergebende Portfoliokapitalwert 
neu berechnet. Dabei empfiehlt es sich, die Portfoliozusammensetzung des Ausgangsfalls, 
d. h., die in diesem enthaltenen Technologien und Vertragsformen zunächst beizubehalten 
und erst die Energiemengen, welche einzelne Alternativen zur Energiebedarfsdeckung beitra-
gen, sowie deren Bestandteile (Leistung und Benutzungs- bzw. Bezugsstunden) zu variieren. 
Zu berücksichtigen ist, dass sich durch die Änderung der Bestandteile von Energiemengen 
und durch die Änderung dieser selbst auch die Mengen sowie deren Bestandteile anderer Al-
ternativen ändern können. Die anzustellenden Kostenprognosen und Kapitalwertberechnun-
gen sind daher für alle Technologien und Vertragsformen eines Portfolios zu wiederholen, bei 
denen sich Änderungen der Energiemenge, aber auch deren Determinanten (Leistung und 
Zeit) ergeben. Dabei kann auf das oben erläuterte stufenweise Vorgehen zurückgegriffen 
werden, das auf der Bausteinebene ansetzt.  
Die Anzahl der Wiederholungen, die notwendig sind, um für eine Portfoliozusammensetzung 
eine (bessere) Annäherung an den maximalen Kapitalwert zu erreichen, richtet sich nach den 
zulässigen Veränderungen von Energiemengen und ihrer Bestandteile, aber auch nach der 
Güte der Ausgangslösung. Je weiter bzw. allgemeiner die Restriktionen gefasst sind und je 
weiter die Ausgangslösung vom Optimum entfernt ist, desto größer ist die Anzahl der Hand-
lungs- respektive Variationsmöglichkeiten und umso mehr Wiederholungen müssen in der 
Regel durchgeführt werden.  
Gestatten die Restriktionen darüber hinaus die Nutzung anderer als der im Ausgangsfall be-
rücksichtigten Technologien und Vertragsformen, sind weitere Berechnungen für alternative 
Portfoliozusammensetzungen empfehlenswert. Zusätzlich ist für jede zulässige alternative Zu-
sammensetzung – wie für den Ausgangsfall geschildert – durch eine Veränderung der Ener-
giemengen und deren Bestandteile eine sukzessive Annäherung an den maximalen Kapital-
wert notwendig. 
Der mit dieser Vorgehensweise einhergehende Datenermittlungs- und Prognose- und Rechen-
aufwand wird vor allem bei Entscheidungssituationen, ohne oder mit relativ allgemein gefass-
ten Restriktionen sehr hoch. Aus diesem Grund können schon aus Wirtschaftlichkeitsgründen 
meist nicht alle zulässigen Alternativenbündel im Rahmen der Bewertung berücksichtigt wer-
den. Das für eine Entscheidungssituation als „optimal“ ermittelte Energieportfolio, d. h., das, 
welches den größten Kapitalwert aller bewerteten Portfolios aufweist, stellt damit weiterhin 
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nur eine Näherungslösung und lediglich zufällig das im mathematischen Sinne optimale Port-
folio dar. 
4.6.2 Berücksichtigung von Unsicherheiten mittels Sensitivitätsanalysen 
In den bisherigen Überlegungen wurde jeweils davon ausgegangen, dass für die Vielzahl an 
Eingangsgrößen, die ermittelt und prognostiziert werden muss, um den Kapitalwert eines 
Energieportfolios zu bestimmen, Sicherheit unterstellt werden kann. Bereits im Rahmen der 
Ausführungen zur Identifikationen von Bereitstellungs- und Verwendungsalternativen in den 
Abschnitten 3.2 und 3.3 sowie deren Bausteinen in den Abschnitten 3.5.1, 3.5.2, 3.5.3 und 
3.5.4 ist jedoch auf potenziell bestehende Unsicherheiten hinsichtlich der Ausprägung von 
Eingangsgrößen hingewiesen worden. Daraus, aber auch aus der Tatsache, dass der Vorteil-
haftigkeitsbeurteilung eines Energieportfolios in der Regel ein sehr langer Betrachtungszeit-
raum zugrunde zu legen ist, für den eine sichere Prognose der Entwicklung aller in die Zah-
lungsreihen eingehenden Größen kaum möglich sein wird, erscheint eine Erweiterung der 
Überlegungen und Berechnungen um die Berücksichtigung von Unsicherheiten erforderlich. 
Dies korrespondiert mit dem zweiten Teil des Schritts M-7 im Vorgehensmodell.536 
Von den in der Literatur vorgeschlagenen Verfahren, die sich bspw. in unsicherheitsverdich-
tende und unsicherheitsaufdeckende unterscheiden lassen,537 soll im Folgenden mit der Sensi-
tivitätsanalyse ein Verfahren im Fokus der Ausführungen stehen, das der zweiten Gruppe zu-
geordnet werden kann. Für die Verfahren dieser Gruppe ist charakteristisch, dass sie die Wir-
kung und den Einfluss von Unsicherheiten aufdecken und damit „Transparenz hinsichtlich der 
subjektiv für möglich gehaltenen Entscheidungskonsequenzen“ schaffen.538 
Die Sensitivitätsanalyse dient einer Untersuchung des Einflusses von sich verändernden, weil 
unsicheren, Eingangsgrößen auf die Zielgröße (und damit einhergehend gegebenenfalls auf 
die Vorteilhaftigkeit von Alternativen).539  
Für eine spezifische Entscheidungssituation wird dazu zunächst – wie in Abschnitt 4.6.1 be-
reits angeführt – ein Ausgangsfall unterstellt und für diesen die Ausprägung der Zielgröße 
unter der Annahme von Sicherheit aller Eingangsgrößen ermittelt. Die Sensitivitätsanalyse 
knüpft an diesen Ausgangsfall an. Um Unsicherheitsaspekte in die Vorteilhaftigkeitsberech-
nungen einzubeziehen, können zwei Formen der Sensitivitätsanalyse genutzt werden: 
                                                          
536
 Vgl. Abschnitt 4.2 
537
 Vgl. HERING, T. (2008) S. 259 ff. Dort finden sich auch eine kurze Charakterisierung der beiden Gruppen 
sowie eine Darstellung einiger Verfahren. 
538
 HERING, T. (2008) S. 260 
539
 Vgl. ADAM, D. (2000) S. 354; GÖTZE, U. (2008) S. 363 
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1. Die systematische Variation der Eingangsgrößen (Bandbreitenanalyse)540 und 
2. Das Verfahren der kritischen Werte.541 
Bei der ersten Form wird eine bzw. werden mehrere Eingangsgröße(n), von einem ursprüngli-
chen Wert ausgehend, in einzelnen Schritten variiert, um zu untersuchen, welche Verände-
rung der Zielgrößenausprägung daraus folgt. Auf dieser Basis lässt sich analysieren, wie sen-
sibel die Zielgröße auf Veränderungen von Eingangsgrößen reagiert.  
Die zweite Form lässt sich dadurch charakterisieren, dass, von einer konkreten Ausprägung 
oder einem zulässigen „Korridor“ der Zielgröße ausgehend, der Wert einer bzw. die Werte-
kombination mehrerer Eingangsgröße(n) bestimmt wird bzw. werden, der bzw. die zu keiner 
Änderung der absoluten oder relativen Vorteilhaftigkeit führen.542 
Auf beiden Wegen lassen sich sensible Eingangsgrößen identifizieren, für die gilt, dass bereits 
kleine Abweichungen von einem Ausgangswert zu starken Schwankungen der Zielgröße füh-
ren. Die Datenermittlung und -prognose solcher Eingangsgrößen sollte daher besonders 
gründlich erfolgen und die Einhaltung der ermittelten kritischen Werte überwacht werden.543 
Ein Vorteil der Sensitivitätsanalyse besteht in der einfachen Anwendbarkeit des Verfahrens: 
Wird lediglich eine Eingangsgröße variiert, so kann die Zielfunktion des Entscheidungsmo-
dells nach der zu untersuchenden Größe umgeformt werden. Nachteilig ist jedoch, dass in 
einem solchen Fall für alle anderen Eingangsgrößen Konstanz unterstellt wird, was in der 
Regel wenig realitätsnah sein dürfte. Sollen hingegen mehrere Eingangsgrößen gleichzeitig 
untersucht werden, so steigt einerseits der rechnerische Aufwand deutlich an, andererseits 
führt das Vorgehen zu Interpretationsschwierigkeiten.544 
Anknüpfungspunkte für den Einsatz der Sensitivitätsanalyse wurden bereits im Rahmen der 
Ausführungen des Abschnitts 4.6.1 aufgezeigt: So lassen sich auf allen drei Ebenen des Ent-
scheidungsproblems Eingangsgrößen genauer untersuchen, bei denen: 
- ein hohes Maß an Unsicherheit hinsichtlich ihrer Ausprägung besteht und/oder 
- ein hoher Einfluss auf den Kapitalwert eines Portfolios, einer Technologie bzw. Vertrags-
form oder eines Bausteins und damit auch ein großes Potenzial zur Veränderung einer 
ebenenbezogenen Vorteilhaftigkeitsreihenfolge erwartet wird. 
                                                          
540
 FRANKE, G.; HAX, H. (2004) S. 258 
541
 Ausführungen zu beiden Verfahren finden sich u .a bei BLOHM, H.; LÜDER, K.; SCHÄFER, C. (2011) S. 230 
ff.; GÖTZE, U. (2008) S. 364 ff.; SCHUH, G. et. al. (2011) S. 309 ff. 
542
 Vgl. GÖTZE, U. (2008) S. 364 
543
 Vgl. WEBER, T. (2013) S. 149 
544
 Vgl. GÖTZE, U. (2008) S. 375 
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Um für die monetären Konsequenzen der Technologien und Vertragsformen beider Bereitstel-
lungs- und Verwendungswege eines Energieportfolios besonders unsichere Eingangsgrößen 
zu identifizieren, bedarf es fundierter Kenntnisse über die jeweiligen Ausgestaltungsformen 
der berücksichtigten Alternativen. Während bspw. für fluktuierende Erzeugungstechnologien 
wie Windkraft oder PV primär die erzeugte Energiemenge eine mit Unsicherheiten behaftete 
Größe darstellt und daher mittels Sensitivitätsanalyse genauer beleuchtet werden sollte, sind 
für einige Fremdbezugs- aber auch Verkaufsvertragsformen vorrangig die Bezugs- bzw. Ab-
satzpreise unsicher.545 
Sind die entsprechenden Eingangsgrößen bekannt, so können für diese kritische Werte be-
rechnet werden, die Schwellen zur Änderung der Vorteilhaftigkeitsreihenfolge zweier Alter-
nativen darstellen. Dazu wird der Kapitalwert einer relativ vorteilhaften Alternative546 als 
Zielgröße in die Kapitalwertformel der Alternative mit der unsicheren Eingangsgröße über-
nommen. Die im Ausgangsfall verwendete Ausprägung dieser Größe ist durch eine Variable 
zu ersetzen, nach der die Kapitalwertformel umgestellt und aufgelöst wird.547 Auf diesem Weg 
lässt sich die kritische Ausprägung der Eingangsgröße ermitteln. Bei dieser entsprechen sich 
die Kapitalwerte zweier zu vergleichender Alternativen. Unter Berücksichtigung der absolu-
ten und relativen Abweichung dieses kritischen Wertes vom Ausgangswert sowie Überlegun-
gen zu dessen praktischer Erreichbarkeit, lässt sich die Alternativenwahl unterstützen. 
Gleichwohl muss einschränkend festgehalten werden, dass die Sensitivitätsanalyse keine Ent-
scheidungsregeln beinhaltet, so dass die konkrete Realisierung von Alternativen auf Basis 
ihrer Resultate dem Entscheidungsträger obliegt.548 
Sollen Eingangsgrößen identifiziert werden, deren Ausprägung zwar weniger unsicher ist als 
bei den oben genannten, deren Variation jedoch zu einer starken Veränderung der Zielgröße 
führt, kann auf die Variante der systematischen Inputvariation zurückgegriffen werden. Eine 
mögliche Vorgehensweise für diese Variante der Sensitivitätsanalyse soll nachfolgend vorge-
stellt werden.  
Aufgrund des insgesamt drei Ebenen umfassenden Entscheidungsproblems bietet sich ein 
stufenweises Vorgehen an: Den Ausgangspunkt der Inputvariation bildet die oberste Ebene, 
d. h. die Portfolioebene des Entscheidungsproblems. Von dieser ausgehend erfolgt quasi Top-
                                                          
545
 Vgl. Abschnitt 3.2.2 und 3.3.2 
546
 Bei dieser kann es sich um ein Portfolio, eine Technologie oder Vertragsform sowie um einen Baustein 
handeln. 
547
 Vgl. GÖTZE, U. (2008) S. 365 
548
 Vgl. GÖTZE, U. (2008) S. 375 
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down ein systematisches Identifizieren von kapitalwertkritischen Größen auf den nachgela-
gerten Ebenen (zunächst Technologie- und Vertragsformebene, anschließend Bausteinebene).  
Über die Ebenen der Entscheidungssituation hinweg ergibt sich so ein bis zu 8 Stufen umfas-
sendes Vorgehen, das nachfolgend erläutert werden soll. Vorab sei jedoch angemerkt, dass 
dieses stufenweise Vorgehen als idealtypisch zu verstehen ist. Lässt es die Struktur der jewei-
ligen Zahlungsreihe(n) einer Entscheidungsalternative zu, so können ab der ersten Stufe ein-
zelne, aber auch mehrere Stufen übersprungen werden. Damit ist grundsätzlich auch ein Ein-
stieg auf den „hinteren“ Stufen der Vorgehensweise möglich. 
Weiterhin lassen sich auf Basis der Vorgehensweise sowohl die Zahlungen aller Zeitpunkte 
des Betrachtungszeitraums gleichzeitig als auch die einzelner Zeitpunkte isoliert analysieren. 
Mit den nachfolgenden Ausführungen wird dem ersten Weg gefolgt.  
1. Stufe: Identifikation kritischer Zahlungskategorien des Portfoliokapitalwerts 
Wie aus den Ausführungen des letzten Abschnitts und den Berechnungsvorschriften in Ab-
schnitt 4.3.3 hervorgeht, setzt sich der Kapitalwert auf der Portfolioebene aus den drei Zah-
lungskategorien Einzahlungen, zahlungswirksame Produktionskosten und zahlungswirksame 
Transaktionskosten zusammen. Für den Einstieg in die Identifikation kritischer Eingangsgrö-
ßen empfiehlt es sich, diese Kategorien – von ihren Ausgangswerten ausgehend – isoliert in je 
mindestens drei bis vier Schritten prozentual zu erhöhen sowie zu senken und anschließend 
sowohl die absolute als auch die relative Veränderung des Portfoliokapitalwerts in Abhängig-
keit von den Variationen der jeweiligen Zahlungskategorie zu bestimmen. Als besonders sen-
sibel gilt die Kategorie, die zur größten relativen Kapitalwertveränderung (gegenüber dem 
Ausgangskapitalwert) führt. Diese wird weiter untersucht. 
2. Stufe: Identifikation kritischer Bereitstellungs- und Verwendungswege des Portfolios 
Auf den Erkenntnissen der ersten Stufe aufbauend, wird auf der zweiten Stufe nur noch die 
Zahlungsreihe der Kategorie weiter untersucht, die auf der vorherigen Stufe als besonders 
sensibel identifiziert wurde. Die Vorgehensweise entspricht dann der von Stufe 1: Die bereits-
tellungs- bzw. verwendungswegbezogenen Zahlungen sind gegenüber dem Ausgangswert 
prozentual in jeweils mindestens drei bis vier Stufen zu erhöhen und zu reduzieren. Auf dieser 
Basis wird jeweils die absolute und prozentuale Veränderung des Portfoliokapitalwerts ermit-
telt. Als besonders sensibel gelten die bereitstellungs- bzw. verwendungswegbezogenen Zah-
lungen, die zu den größten relativen Kapitalwertveränderungen führen. Damit liegen Erkennt-
nisse über kapitalwertkritische Bereitstellungs- und Verwendungswege vor, die auf der fol-
genden Stufe weiter untersucht werden. 
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3. Stufe: Identifikation kritischer Technologien bzw. Vertragsformen des Portfolios 
Die Vorgehensweise der ersten und zweiten Stufe wird nun für die zuvor als kritisch identifi-
zierten Zahlungskategorien und Bereitstellungs- und/oder Verwendungswege wiederholt. Da-
zu sind die Zahlungsreihen der jeweiligen Kategorie einzelner Technologien und/oder Ver-
tragsformen der kritischen Bereitstellungs- und Verwendungswege zu analysieren. Auch in 
diesem Schritt kann durch die prozentuale Variation der jeweiligen technologie- bzw. ver-
tragsformbezogenen Zahlungen die absolute und relative Veränderung des Portfoliokapital-
werts ermittelt werden. Daraus lassen sich die kapitalwertsensiblen Zahlungen der Technolo-
gien bzw. Vertragsformen ableiten. Diese finden auf der nächsten Stufe Berücksichtigung.  
4. Stufe: Identifikation kritischer Zahlungskategorien einer Technologie oder Vertragsform 
Auf Basis der Erkenntnisse der dritten Stufe erfolgt nun ein Übergang von der Portfolio- auf 
die Technologie- bzw. Vertragsformebene (Submodellebene I). Die Vorgehensweise auf die-
ser Ebene korrespondiert mit der in Stufe eins für die oberste Ebene beschriebenen.  
5. Stufe: Identifikation kritischer Bausteine einer Technologie oder Vertragsform 
Im Rahmen der fünften Stufe erfolgt auf der Technologie- bzw. Vertragsformebene eine Un-
tersuchung bausteinbezogener Zahlungen der zuvor als kritisch identifizierten Zahlungskate-
gorie. Die Vorgehensweise entspricht der auf der dritten Stufe. Im Ergebnis liegen Informati-
onen hinsichtlich der als kapitalwertsensibel einzuordnenden Bausteine vor. 
6. Stufe: Identifikation kritischer Zahlungskategorien eines Bausteins 
Mit der sechsten Stufe erfolgt der Übergang von der Technologie- und Vertragsform- auf die 
Bausteinebene (Submodellebene II). Das Vorgehen dieser Stufe entspricht dem in den Schrit-
ten eins und vier auf den übergeordneten Ebenen beschriebenen. 
7. Stufe: Identifikation kritischer Zahlungen eines Bausteins 
Die auf der vorherigen Stufe als kritisch identifizierten Zahlungskategorien werden schließ-
lich auf einer siebten Stufe genauer untersucht, indem die bausteinbezogenen Zahlungen ana-
log zu den vorherigen Schritten variiert und darauf aufbauend die absolute sowie relative Ver-
änderung des Bausteinkapitalwerts ermittelt wird. Eine Interpretation der ermittelten Werte 
kann in Anlehnung an die vorherigen Stufen erfolgen. 
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8. Stufe: Identifikation kritischer Eingangsgrößen der Zahlungen 
An diese siebte Stufe schließt sich eine weitere an, die die Eingangsgrößen der als kritisch 
herausgearbeiteten Zahlungen genauer beleuchtet. So bietet sich eine Analyse der Faktor-
preise und -mengen (bzw. -verbräuche) einer bausteinbezogene Zahlung an.  
Die vorgestellte Vorgehensweise, die in der nachstehenden Abbildung 4-24 graphisch darge-
stellt ist, bietet den Vorteil, dass die Eingangsgrößen Stufe für Stufe und damit auch Ebene 
für Ebene der Entscheidungssituation analysiert werden. Dies führt zu einem hohen Maß an 
Transparenz. Gleichwohl erhöht das Vorgehen den Aufwand. Es sollte daher einzelfallbezo-
gen entschieden werden, ob die Sensitivitätsanalyse an der ersten oder an einer späteren Stufe 
ansetzt. Anhaltspunkte dafür lassen sich – wie in Abschnitt 4.6.1 bereits angedeutet – gegebe-
nenfalls aus der Struktur der jeweiligen Zahlungsreihen ableiten. 
 
Abb. 4.24: Vorgehensweise einer Sensitivitätsanalyse im Rahmen der vorliegenden Ent-
scheidungssituation549 
Die Sensitivitätsanalyse bildet den Abschuss der Schritte des Vorgehensmodells zur Bewer-
tung von energiebezogenen Bereitstellungs- und Verwendungsalternativen. Die Erkenntnisse 
der Sensitivitätsanalyse können jedoch gleichzeitig als Ausgangspunkt und Informations-
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 Quelle: eigene Darstellung 
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grundlage für die Bewertung weiterer Energieportfolios sowie für Aktivitäten zur besseren 
Fundierung der monetären Konsequenzen von kritischen Alternativen und/oder der in ihre 
Bewertung eingehenden Größen dienen. Die Sensitivitätsanalyse kann daher auch als Aus-
löser zur Wiederholung der Schritte M-0 bis M-7 des Vorgehensmodells interpretiert werden. 
4.7  Zwischenfazit 
Das Kapitel 4 diente zur Erarbeitung eines Konzepts, das die monetären Konsequenzen der 
Bereitstellungs- und Verwendungsalternativen elektrischer Energie möglichst umfassend und 
transparent abbildet. Als Grundlage dafür wurden in den Abschnitten 4.1.1. bis 4.1.3 existie-
rende Ansätze zur Vorbereitung von MoB-Entscheidungen auf ihre Anwendbarkeit bezüglich 
der Bereitstellung elektrischer Energie überprüft. Dabei wurde festgestellt, dass sowohl die 
pragmatischen unternehmenspolitischen als auch die kompetenzorientierten Ansätze nicht 
geeignet sind, da die erstgenannten monetäre Entscheidungskonsequenzen nur unsystematisch 
und damit im Zweifelsfall unvollständig erfassen, die zweitgenannten diese gar nicht abzubil-
den vermögen.  
Im Gegensatz dazu wurde bezüglich des Transaktionskostenansatzes und der auf den Er-
kenntnissen von Produktions- und Kostentheorie basierenden Entscheidungsmodelle festge-
stellt, dass diese jeweils auf spezifische monetäre Konsequenzen abstellen und daher grund-
sätzlich geeignet sind, energiebezogene Bereitstellungsentscheidungen vorzubereiten. Da bei-
de Ansätze isoliert jedoch nur bedingt in der Lage sind, die monetären Konsequenzen von 
Handlungsalternativen umfassend abzubilden, erschien eine Verknüpfung beider nur konse-
quent: So vermögen die Modelle, welche auf der Produktions- und Kostentheorie basieren, 
die direkten monetären Konsequenzen (in der vorliegenden Arbeit als Einzahlungen und zah-
lungswirksame Produktionskosten bezeichnet) abzubilden, welche durch den Erwerb und die 
Nutzung bzw. Inanspruchnahme von Technologien und Vertragsformen entstehen. Der Trans-
aktionskostenansatz liefert hingegen Anknüpfungspunkte zur Berücksichtigung der indirekten 
monetären Konsequenzen von Alternativen, welche daraus resultieren, dass insbesondere de-
ren Bereitstellung (aber auch Nutzung) an sich ein gewisses Maß an (alternativenabhängig 
unterschiedlichem) zeitlichem Aufwand verursacht und damit Ressourcen verzehrt (in der 
vorliegenden Arbeit als Transaktionskosten bezeichnet). 
In den Abschnitten 4.1.4.1 bis 4.1.4.3 wurde aufgezeigt, auf welchem Weg die parallele Er-
fassung beider Facetten monetärer Konsequenzen im Rahmen der vorliegenden Arbeit mög-
lich sein soll. Dazu war es notwendig eine Verbindung zwischen den Termini ‚Transaktion‘ 
und ‚Prozess‘ herzustellen, um daran anknüpfend, einen Vorschlag zu erarbeiten, wie Trans-
254    Kapitel 4: Entwicklung eines Bewertungskonzepts 
aktionskosten quantifiziert und mit den Produktionskosten von Bereitstellungs- und Verwen-
dungsalternativen in einem Rechenkonzept verbunden werden können. 
Darauf aufbauend ist für die Bewertung der Bereitstellungs- und Verwendungsalternativen 
sowie ihrer Bündelung (Energie-Portfolios) ein bereits existierendes Vorgehensmodell so 
modifiziert worden, dass es auf die in Abschnitt 3.1 erarbeitete Struktur energiebezogener 
Bereitstellungsentscheidungen angewendet werden kann. In den sich daran anschließenden 
Abschnitten wurden die Schritte des Vorgehensmodells aufgegriffen und deren problemspezi-
fische inhaltliche Ausgestaltung vertieft. Im Einzelnen ist dabei auf: 
- die Ermittlung und Prognose des Energiebedarfs (Schritt M-0; Abschnitt 4.3.1), 
- die Wahl des Betrachtungszeitraums (Schritt M-1; Abschnitt 4.3.2), 
- die Festlegung von Zielgröße und Berechnungsvorschrift (Schritt M-2; Abschnitt 4.3.3. in 
Verbindung mit 4.1.4.1), 
- die Ermittlung und Analyse von Einflussfaktoren (M-4, S-4I sowie S-4II; Abschnitte 4.4.1 
bis 4.4.4),550 
- die Festlegung von alternativenbezogenen Energiemengen sowie die darauf aufbauende 
Kostenprognose (M-5, S-5I, S-6I, S-6II; Abschnitt 4.5.1 und 4.5.2 sowie S-5II; Abschnitt 
4.5.3) und 
- die Berechnung sowie systematische Untersuchung der Sensitivität der Zielgröße (M-7,  
S-7I, S-7II; Abschnitte 4.6.1 und 4.6.2)  
eingegangen worden. Das so Schritt für Schritt erarbeitete und vorgestellte Konzept soll im 
folgenden Kapitel anhand eines Fallbeispiels demonstriert werden. 
                                                          
550
 Die Schritte M-3, S-3I und S-3II waren bereits Gegenstand der Ausführungen in Kapitel 3. Sie wurden daher 
im vorliegenden Kapitel nicht erneut aufgegriffen. 
5  Demonstration des Konzepts anhand eines Fallbeispiels 
5.1 Vorüberlegungen 
Im vorliegenden Kapitel soll anhand eines Fallbeispiels das erarbeitete Konzept veranschau-
licht und damit hinsichtlich seiner Transferierbarkeit auf eine praktische Problemstellung an-
satzweise getestet werden. 
Der Aufbau der Fallstudie folgt dem in Abschnitt 4.2 vorgestellten Vorgehensmodell. Um 
diesen zu visualisieren, wurden in der nachfolgenden Abbildung 5-1 die im Rahmen der Fall-
studie zu beurteilenden Alternativen festgehalten und die damit einhergehenden (Partial-)Ent-
scheidungen den Modellebenen zugordnet.1  
Aus der Abbildung wird ersichtlich, dass sich das beispielhafte Bereitstellungs- und Verwen-
dungsportfolio aus Alternativen beider Bereitstellungs- und beider Verwendungswege zu-
sammensetzt (Modellebene). Auf der Submodellebene I erfolgt eine Bewertung der in das 
Portfolio eingehenden Technologien und Vertragsformen. Wie in der Abbildung festgehalten, 
sind auf dieser Ebene verschiedene Alternativen bestimmter Bereitstellungs- und Verwen-
dungswege miteinander zu vergleichen und zu bewerten. Nur die jeweils relativ vorteilhaften 
Alternativen finden im Energiebereitstellungs- und -verwendungsportfolio Berücksichtigung. 
Für alle zu bewertenden Technologien und Vertragsformen sind jeweils auf der Submodell-
ebene II separate Bewertungen zu den relevanten Bausteinen vorzunehmen. Die Schritte auf 
dieser Ebene werden im Rahmen der Fallstudie lediglich in Bezug auf die Bausteine einer 
ausgewählten Alternative – einer KWK-Technologie zur Eigenerzeugung – ausführlich erläu-
tert. Dabei wird aufgezeigt, dass auch auf der Bausteinebene gegebenenfalls bereits 
Vorteilhaftigkeitsvergleiche durchgeführt werden müssen.2 
                                                          
1
 Erläuterungen zu den in der Abbildung dargestellten, zu berücksichtigenden Technologien und Vertragsfor-
men sowie Bausteinen folgen in den nächsten Abschnitten. 
2
 Dies ist in der Abbildung mittels des Vergleichs zwischen unterschiedlichen Vertragsformen zum Bezug des 
Bausteins ‚Brennstoff‘ dargestellt. 
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Abb. 5-1:  (Partial-)Entscheidungen im Rahmen des Fallbeispiels3 
Im Rahmen der Konzeption des Fallbeispiels ist zunächst das Beispielunternehmen mit den 
für die Energiebereitstellung relevanten Ausgangsdaten vorzustellen. 
Allgemeine unternehmensbezogene Ausgangsdaten 
Betrachtet werden soll der Standort/das Werk eines (mittelständischen) Industrieunterneh-
mens, das ausschließlich im B2B-Bereich tätig ist. Das Beispielunternehmen soll alle Ent-
scheidungen im Rahmen der Energiebereitstellung selbst treffen können. Diese ist unter Be-
rücksichtigung der nachfolgend erläuterten energiebezogenen Unternehmensziele, vor dem 
Hintergrund der in den letzten Jahren gestiegenen Energiekosten und mit Blick auf aktuelle 
Entwicklungen und Tendenzen (z. B. politisch gesteuerte Energiewende, zunehmende Markt-
reife erneuerbarer Energietechnologien, steigendes Ökologiebewusstsein in der Gesellschaft, 
aufkommender Einsatz von Technologien zur Speicherung elektrischer Energie) grundlegend 
neu zu planen. 
Es gilt die Annahme, dass für alle im folgenden Fallbeispiel vom betrachteten Unternehmen 
selbst zu erbringenden Bereitstellungsprozesse die entsprechenden Ressourcen im Unterneh-
men vorhanden sind.4 Die in den nachfolgenden Abschnitten sowie im Anhang B dieser Ar-
                                                          
3
 Quelle: eigene Darstellung auf Basis der Abschnitte 3.1 bis 3.5.4 sowie Abschnitt 4.2, Abbildung 4-11  
4
 In Verbindung damit sind in den nachfolgenden Berechnungen auch keine auf die Anschaffung von transak-
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beit aufgeführten Eingangsdaten für die Alternativenbewertung basieren auf verschiedenen 
Quellen, die an den entsprechenden Stellen angegeben sind. Für die Eingangsgrößen, für die 
keine Informationen zu eruieren waren, werden möglichst plausible Annahmen getroffen. 
5.2 Bewertung eines exemplarischen Energiebereitstellungs- und -verwendungs-
portfolios – Teil 1 
Der erste Teil zur Bewertung eines beispielhaften Energiebereitstellungs- und -verwendungs-
portfolios umfasst die Schritte M-0 bis M-5 auf der (ersten) Modellebene. Die Schritte M-6 
und M-7 komplettieren das Vorgehen auf dieser Ebene des Modells, nachdem auf den nach-
gelagerten Submodellebenen die bezüglich der relevanten Technologien und Vertragsformen 
zu treffenden Partialentscheidungen getroffen wurden. 
M-0: Bestimmung und Prognose des Energiebedarfs 
Wie in Abschnitt 4.3.1 erläutert bildet die Ermittlung des Energiebedarfs die Basis für die 
Zusammenstellung und Bewertung eine Energiebereitstellungs- und -verwendungsportfolios. 
Für das Fallbeispiel wird die in der Abbildung 5-25 skizzierte, gegenüber der Realität stark 
vereinfachte Jahresdauerlinie unterstellt. Aus dieser geht hervor, dass in einem Kalenderjahr6 
über insgesamt 500 Stunden eine Leistung von 1,0 MW bereitgestellt werden muss. Dieser 
Bedarf resultiert aus den werktäglichen Lastspitzen, die jeweils von 6-8 Uhr morgens anfal-
len. Weiterhin ergibt sich über insgesamt 1.750 Benutzungsstunden ein Leistungsbedarf von 
0,7 MW, der aus der werktäglichen Kernproduktionszeit von 8-15 Uhr abgeleitet werden kann 
(Mittellast).7 Die restlichen 6.510 Stunden eines Jahres (werktags 15-6 Uhr sowie an Wo-
chenenden und gesetzlichen Feiertage 0-24 Uhr)8 wird ein konstanter Bedarf von 0,2 MW 
unterstellt (Grundlast). Daraus kann ein Jahresenergiebedarf von 3.027 MWh abgeleitet wer-
den, der sich wie folgt ermitteln lässt: 
500 h ∙ 1,0 MW + 1.750 h ∙ 0,7 MW + 6.510 h ∙ 0,2 MW = 3.027 MWh  
Für diesen Energiebedarf wird über die Perioden des Betrachtungszeitraums Konstanz unter-
stellt. Dies lässt sich damit begründen, dass wachstumsbedingte Energiebedarfssteigerungen 
durch die Umsetzung von Energieeffizienzmaßnahmen ausgeglichen werden können. 
                                                          
5
 Vgl. die Ausführungen zum Schritt M-5 
6
 Für ein Kalenderjahr werden nachfolgend 250 Arbeitstage unterstellt. 
7
 Dies entspricht dem typischen Verlauf einer Jahresdauerlinie für ein Unternehmen, das im Einschichtbetrieb 
arbeitet. Vgl. HARTWIG, D. (1998) S. 119 
8
 Aus der Annahme von 250 Arbeitstagen lassen sich für Wochenenden und Feiertage kumuliert 115 Tage 
ableiten. 
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M-1( – S-1I – S-1II):
9 Festlegung eines Betrachtungszeitraums10 
Der Bewertung eines Energiebereitstellungs- und -verwendungsportfolios soll ein Betrach-
tungszeitraum von 20 Jahren zugrunde gelegt werden. Zwar weist die KWK-Gasturbinen-
anlage mit 30 Jahren eine längere technische Nutzungsdauer auf.11 Es scheint jedoch fraglich, 
ob die Aussagekraft der Alternativenbewertung bei einer Ausweitung des Betrachtungszeit-
raums bis zum Ende der technischen Nutzungsdauer der Alternative, die am längsten genutzt 
werden kann, höher ist, als bei einem kürzeren Betrachtungszeitraum. Dagegen sprechen ins-
besondere die Schwierigkeiten, welche sich mit der Prognose der Veränderung von monetären 
Konsequenzen im Zeitablauf ergeben. So scheint es schon für einen Zeitraum von 20 Jahren 
relativ schwierig, fundierte Annahmen zur Entwicklung aller Eingangsgrößen zu treffen. Bei 
einer Ausdehnung um bis zu weitere 10 Jahre nehmen die Prognoseschwierigkeiten weiter zu, 
womit die Güte der ermittelten Ergebnisse tendenziell sinkt. Darüber hinaus endet nach 20 
Jahren die gesetzlich Einspeisevergütung nach dem EEG. Im Anschluss daran ist eine andere 
Alternative zum Verkauf elektrischer Energie zu wählen. Dies entspricht einem Alterna-
tivenwechsel, der für das vorliegende Fallbeispiel ausgeschlossen werden soll. 
Der Betrachtungszeitraum von 20 Jahren wird auch den Partialentscheidungen auf Technolo-
gie- bzw. Vertragsform- (Submodellebene I – S-1I) und Bausteinebene (Submodellebene II  
– S-1II) zugrunde gelegt. Hinsichtlich der Technologien und Vertragsformen sowie deren 
Bausteinen, die eine potenziell kürzere Nutzungsdauer aufweisen, werden Annahmen zu den 
Vertragslaufzeiten bzw. Technologienutzungsdauern getroffen und darauf aufbauend die An-
zahl der entsprechenden (Nachfolge-)Objekte innerhalb des Betrachtungszeitraums prognosti-
ziert. Genauere Überlegungen hierzu werden im Rahmen der Ausführungen zu den Schritten 
M-3, S-3I und S-3II angestellt. 
Der Betrachtungszeitraum wird in Zeiträume unterteilt, die mit Kalenderjahren korrespondie-
ren. Es gilt die Annahme, dass sich alle monetären Konsequenzen der zu bewertenden Alter-
nativen einzelnen Zeitpunkten des Betrachtungszeitraums zuordnen lassen. Eine zusätzliche 
Unterteilung in typische (Lebenszyklus-)Phasen soll für das vorliegende Fallbeispiel nicht 
vorgenommen werden, da sich die Planung und Errichtung, der in das Energiebereitstellungs- 
und -verwendungsportfolio eingehenden Technologien nicht über mehrere Zeiträume er-
                                                          
9
 Die Schritte 1 und 2 werden für alle drei (Sub-)Modellebenen gemeinsam erläutert, da das Vorgehensmodell 
eine Ebenen übergreifende Kongruenz des Betrachtungszeitraums, der Zielgröße sowie der Berechnungsvor-
schrift fordert. Damit wird bereits an dieser Stelle angenommen, dass die hier getroffenen Festlegungen für 
alle relevanten Partialentscheidungen der beiden nachgelagerten Submodellebenen gelten. Vgl. Abschnitt 
4.2 
10
 Vgl. Abschnitt 4.3.2 
11
 Vgl. Tabelle 5-1 
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streckt und somit die Zahlungen, welche in dieser „Phase“ anfallen, dem ersten Betrachtungs-
zeitpunkt zugeordnet werden können. 
M-2( – S-2I – S-2II): Festlegung von Zielgröße und Berechnungsvorschrift
12 
Von den für die Energiebereitstellung im Verlauf der Arbeit identifizierten Zielen13 soll für 
das Fallbeispiel eine monetäre Zielstellung im Vordergrund stehen. Diese konkretisiert sich 
unter Berücksichtigung der Kapitalwertmethode als Berechnungsverfahren in der Zielgröße 
‚Kapitalwertmaximierung‘.14 Darüber hinaus gilt die Annahme, dass die Versorgungssicher-
heit und die Ökologieorientierung als weitere energiebezogene Ziele nicht völlig vernachläs-
sigt oder ausgeblendet werden sollen. Ihre Berücksichtigung erfolgt über entsprechende Un-
ternehmensvorgaben, die als Restriktionen in die Alternativenbewertung Eingang finden.15 
Aufgrund der in Abschnitt 4.6.1 vorgestellten Bottom-up-Vorgehensweise zur Bewertung 
eines Energieportfolios kommen auf den (Sub-)Modellebenen jeweils eigene, kapitalwertba-
sierte Berechnungsvorschriften zur Anwendung: Zur Ermittlung bausteinbezogener Kapital-
werte auf der Submodellebene II wird auf die Berechnungsvorschriften 4-14 bzw. 4-15 zu-
rückgegriffen. Um die technologie- oder vertragsformbezogenen Kapitalwerte auf Submo-
dellebene I zu berechnen, sind die Berechnungsvorschriften 4-17 bzw. 4-18 heranzuziehen. 
Die Bestimmung des Energieportfoliokapitalwerts basiert auf der in Abschnitt 4.3.3 festgehal-
tenen Berechnungsvorschrift 4-9.  
M-3: Identifikation und Charakterisierung von Technologien und Vertragsformen 
Die potenziell nutzbaren Technologien und Vertragsformen beider Bereitstellungs- und beider 
Verwendungswege werden unter Rückgriff auf die Ziele der Energiebereitstellung und  
-verwendung identifiziert. Demnach wird schon im Rahmen der Identifikation von Technolo-
gien und Vertragsformen, die im Folgenden einer genaueren Analyse unterzogen werden sol-
len, darauf geachtet, dass jene elektrische Energie unter der Berücksichtigung der Ziele Ver-
sorgungssicherheit, Ökologieorientierung und Kapitalwertmaximierung bereitstellen und ver-
wenden. 
Unter der Annahme, dass die Eigenerzeugung und der Einsatz von Stromspeichern die Ver-
sorgungssicherheit gegenüber dem ausschließlichen Fremdbezug erhöhen können, sollen Ma-
ke- und Store-Alternativen im Energieportfolio Berücksichtigung finden. 
                                                          
12
 Vgl. Abschnitt 4.3.3 
13
 Vgl. Abschnitt 2.4 
14
 Vgl. Abschnitt 4.1.4.1 
15
 Vgl. Ausführungen zu Schritt M-3 
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Für die Eigenerzeugung wird eine Technologie bevorzugt, die dem Prinzip der Kraft-Wärme-
Kopplung folgt, da im Rahmen der Fertigung ein hohes Maß an Prozesswärmeenergie benö-
tigt wird, welche zum Teil von einer KWK-Anlage gedeckt werden soll. Als einzusetzende 
Technologie steht eine KWK-Gasturbine16 zur Diskussion, deren wesentliche Eingangsdaten 
in der folgenden Tabelle festgehalten sind.17  
 
Tab. 5-1: Eingangsdaten der KWK-Gasturbine18 
Der Energiespeicher soll neben der Unterstützung der Versorgungssicherheit dafür eingesetzt 
werden, die bei einem Fremdbezug relativ teure Spitzenlast abzudecken. Daraus resultieren 
zwei wesentliche Anforderungen an die Speichertechnologie:  
- Auf die eingespeicherte elektrische Energie muss innerhalb weniger Sekunden zugegriffen 
werden können. 
- Die eingespeicherte Menge elektrischer Energie muss über die Zeitdauer der Lastspitzen 
abgegeben werden können.  
Als potenziell geeignete Technologie wurden Blei-Säure-Akkumulatoren identifiziert, die 
neben den genannten Kriterien aufgrund ihrer hohen Marktreife auch vergleichsweise kosten-
günstig sind und damit – im Vergleich zu anderen Speichertechnologien den höchsten Beitrag 
zur Erreichung der monetären Zielstellung leistet. Die wesentlichen Eingangsdaten des Ener-
giespeichers sind in der folgenden Tabelle festgehalten. 
                                                          
16
 Es gilt die Annahme, dass nur mittels dieser Technologie die im Zuge der Stromerzeugung anfallende Wär-
meenergie für die Fertigung nutzbare Charakteristika aufweist. Andere KWK-Technologien scheiden daher 
aus. 
17
 Die bausteinbezogenen Eingangsdaten finden sich in Abschnitt 5.3.1. 
18
 Daten abgeleitet aus: Arbeitsgemeinschaft für sparsamen und umweltfreundlichen Energieverbrauch e. V. 
(ASUE) (2006) S. 6; KONSTANTIN, P. (2009) S. 374; SCHAUMANN, G.; SCHMITZ, K. W. (2010) S. 117 ff. 
Der Wirkungsgrad von 25 % bezieht sich eine Nutzungsintensität von 100 %. Bei einer lediglich der Hälfte 
der Leistungsfähigkeit entsprechenden Last wird ein Wirkungsgradrückgang um 5 % unterstellt.  
KWK-Gasturbine
Anschaffungskosten (in €/kWel) 3.000
elektrische Anlagenleistung (in kWel) 400
thermische Anlagenleistung (in kW) 800
Anlagenwirkungsgrad (elektr.) (%) 25
Anlagenwirkungsgrad (therm.) (%) 50
Brennstoffart Erdgas
Nutzungsdauer (Jahre) 30
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Tab. 5-2: Eingangsdaten der Blei-Säure-Akkus19 
Um dem (nicht nur) für die Energiebereitstellung und -verwendung relevanten Ziel der Öko-
logieorientierung gerecht zu werden sowie den Energiespeicher zu laden, zieht das Unter-
nehmen eine PV-Anlage in Erwägung. Für deren Installation stehen über 6.000 m
2
 Dachflä-
chen zur Verfügung. Die folgende Tabelle fasst die wesentlichen Eingangsdaten der zu be-
rücksichtigenden PV-Anlage zusammen. 
 
Tab. 5-3: Eingangsdaten der PV-Anlage20 
Der mittels der PV-Anlage erzeugte Strom der nicht zum Aufladen des Energiespeichers be-
nötigt wird, soll verkauft werden. Als Verkaufsalternativen sind die Inanspruchnahme der 
EEG-Vergütung und das Marktprämienmodell gegenüberzustellen und vergleichend zu be-
werten.21 Deren Eingangsdaten gibt die Tabelle 5-4 wieder. 
 
Tab. 5-4: Eingangsdaten der Verkaufsalternativen ‚Marktprämienmodell‘ und ‚EEG-
Vergütung‘22 
                                                          
19
 Daten abgeleitet aus: HAUER, A.; SPECHT, M.: STERNER, M. (2010) S. 110; KONDZIELLA, H. et. al. (2013) 
S. 154 ff.; MAUCH, W.; MEZGER, T.; STAUDACHER, T. (2009) S. 12 ff.; NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRET-
SCHMER, T. et al. (2009) S. 40 f.; RADGEN, P. (2007) S. 13 
20
 Daten abgeleitet aus: KONSTANTIN, P. (2009) S. 322; KOST, C. et. al. (2013) S. 2. Analog zur KWK-Anlage 
gilt auch für die PV-Anlage ein Liquidationserlös von 0 €, der daraus resultiert, dass sich Einzahlungen aus 
dem Verkauf und Auszahlungen für die Demontage entsprechen. Eine Degradation der Solarzellen wird ver-
einfachend vernachlässigt. 
21
 Vgl. Abschnitt 5.4.2 
22
 Daten abgeleitet aus: http://www.photovoltaiksolarstrom.de/einspeiseverguetung; https://www.netztrans-
parenz.de/de/Referenzmarktwerte.htm Die Eingangsgröße ‚Verkaufsgebühr Stromhändler‘ resultiert aus der 
Annahme, dass der Verkaufsprozess (vgl. Abschnitt 3.4) vom Unternehmen nicht selbst erbracht, sondern 
ausgelagert wird, und der entsprechende Vertragspartner dem Unternehmen seine Leistung (den Verkauf 
Blei-Säure-Akku
Anschaffungskosten (in €/kW) in t = 0 500
Anschaffungskosten (in €/kW) in t = 10 350
Entsorgungskosten (% von A0 bzw A10) 15
Anlagenleistung (in kW) 500
Nutzungsdauer (Jahre) 10
PV-Anlage
Anschaffungskosten (in €/kWp) 1.700





Verkaufsgebühr Stromhändler (€/a) 7.800
Referenzmarktpreissolar (€/kWh) 0,035648
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Abgesehen von den bisher angeführten technologiebezogenen Bereitstellungs- und Verwen-
dungsalternativen sollen Fremdbezugsverträge das Energiebereitstellungs- und -verwendungs-
portfolio so komplettieren, dass der Energiebedarf des Unternehmens gedeckt ist. Dazu wer-
den die Vollversorgung und eine Kombination unterschiedlicher Fremdbezugsvertragsformen 
herangezogen. Im Einzelnen soll es sich dabei um: 
- einen Programmliefervertrag, der mit einem regionalen Energieversorgungsunterneh-
men geschlossen werden soll, 
- Spotmarktgeschäfte, für die das Unternehmen einen unternehmensexternen 
Portfoliomanager (PFM) engagieren wird und 
- einen Zusatzliefervertrag, den das Unternehmen für Revisions- und Wartungszeiten 
der KWK-Anlage freiwillig geschlossen hat. 
Diese drei miteinander zu kombinierenden Vertragsformen, die in ihrer Gesamtheit als Form 
der strukturierten Beschaffung interpretiert werden können, sollen der Vollversorgung gegen-
übergestellt werden. Dabei ist zu berücksichtigen, dass das Unternehmen bisher die komplette 
Menge elektrischer Energie fremdbezogen hat, während künftig nur noch der Teil eingekauft 
wird, der nicht durch KWK-Anlage und Speicher abdeckbar ist. 
                                                                                                                                                                                     
elektrischer Energie) in Rechnung stellt. Der EEG-Einspeisevergütungssatz bildet einen gewichteten Wert, 
der in unterschiedlichen leistungsklassenabhängigen Vergütungssätze berücksichtigt und bezieht sich auf ei-
nen Installationszeitpunkt zum 01.01.2015. 
Kapitel 5: Demonstration des Konzepts  263 
 
 
Tab. 5-5: Eingangsgrößen der Fremdbezugsalternativen23 
Der kombinierte Einsatz aller Technologien und Vertragsformen folgt – wie im Rahmen der 
Ausführungen zu Schritt M-2 bereits erwähnt – vorrangig der monetären Zielstellung ‚Kapi-
talwertmaximierung‘. Um die beiden nicht-monetären Ziele ‚Versorgungssicherheit‘ und 
‚Ökologieorientierung‘ bei der Ermittlung eines kapitalwertmaximalen Energieportfolios zu 
berücksichtigen, sollen diese im Folgenden in Form von Restriktionen Eingang in die 
Alternativenbewertung finden. Diese Restriktionen können wie folgt formuliert werden: 
Restriktion 1: Zur Unterstützung der Versorgungssicherheit muss ein Energieportfolio min-
destens eine Alternative der Eigenerzeugung und der Speicherung umfassen. 
Restriktion 2: Zur Unterstützung der Ökologieorientierung muss ein Energieportfolio mindes-
tens eine Alternative der Eigenerzeugung oder des Fremdbezugs umfassen, die 
auf regenerativen Energieträgern basiert. 
                                                          
23
  Daten abgeleitet aus: https://www.netztransparenz.de/de/EPEX-SPOT-Stundenkontrakte.htm; BDEW 
(2014a) S. 11. Die angenommenen Wachstumsraten basieren weitestgehend auch auf den Daten in der ange-
gebenen Quelle. Ergänzende Erläuterungen: Die Abkürzung „E+V“ steht für „Erzeugung und Vertrieb“. Sie 
stellt auf die entsprechenden Wertschöpfungsstufen der Energiewirtschaft ab. Hinsichtlich der Vertragsform 
‚Spotmarktgeschäfte“ wird analog zum Marktprämienmodell auf der Verkaufsseite unterstellt, dass die Be-
reitstellungsprozesse nicht vom Unternehmen selbst, sondern durch einen Portfoliomanager (PFM) erbracht 
werden. Dieser stellt seine Leistung dem Unternehmen in Rechnung. Die vertragsformunabhängigen Ein-
gangsgrößen sind im Rahmen der Bewertung aller vier Fremdbezugsformen zu berücksichtigen. Ihre Ent-






















Arbeitspreis (E+V) (€/kWh) 0,0530 0,09
Leistungspreis (E+V) (€/a) 1.200 1,00
Vertragsform ‚Spotmarktgeschäfte‘
Vertragslaufzeit (Monate) 12
Vergütung PFM (€/a) 31.200 2,00
Erzeugungspreis (€/kWh) 0,041 0,09
Vertragsform ‚Zusatzliefervertrag‘
Vertragslaufzeit (Monate) 12
Arbeitspreis (E+V) (€/kWh) 0,15 0,09
Leistungspreis (E+V) (€/a) 3.000 2,00
Vertragsform ‚Vollversorgung‘
Vertragslaufzeit (Monate) 12
Arbeitspreis (E+V) (€/kWh) 0,0930 0,09
Leistungspreis (E+V) (€/a) 2.000 1,00
Vertragsformunabhängige Eingangsgrößen
Netznutzungsentgelte (€/kWh) 0,0200 2,00
EEG-Umlage (€/kWh) 0,0624 7,00
§ 19 Umlage (€/kWh) 0,0023 3,00
Stromsteuer (€/kWh) 0,0154 3,00
KWK-Umlage (€/kWh) 0,0018 7,50
Offshore-Umlage (€/kWh) 0,0025 1,00
Konzessionsabgabe (€/kWh) 0,0011 0,00
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Daraus kann geschlussfolgert werden, dass ein Portfolio, das diese beiden Restriktionen nicht 
erfüllt, als unzulässig gilt. Übertragen auf die oben identifizierten Alternativen würde ein 
Portfolio, das weder die KWK-Gasturbine noch den Energiespeicher umfasst ebenso unzuläs-
sig, wie ein Portfolio, in dem – von den oben aufgeführten Alternativen – die PV-Anlage 
nicht enthalten ist. Ein lediglich aus Alternativen des Fremdbezugs (und des Verkaufs) beste-
hendes Portfolio wäre damit unzulässig.24 Es ist daher das Portfolio zu ermitteln, das unter 
Berücksichtigung der Restriktionen zum maximalen Kapitalwert führt.25 
M4: Identifikation und Analyse von Einflussgrößen und deren Wirkungen26 
Auf der (ersten) Modellebene sind Einflussgrößen zu identifizieren und zu analysieren, die die 
(monetären) Konsequenzen eines Bereitstellungs- und -verwendungsportfolios insgesamt tan-
gieren. Dies sei im Folgenden unter Verweis auf die in den Abschnitten 4.4.1 bis 4.4.3 disku-
tierten Einflussgrößen exemplarisch dargestellt. 
Die Entscheidungen für die Nutzung der oben skizzierten Eigenerzeugungs- und Speiche-
rungstechnologien richten sich nach dem Energiebedarf sowie den energiebezogenen Zielen 
(und damit auch Restriktionen). Vor diesem Hintergrund wurden die Entscheidungen zur Be-
wertung der KWK-Anlage, der PV-Anlage und der Blei-Säure-Akkus sowie deren Leistung 
getroffen.27 Durch diese Entscheidungen werden im Wesentlichen die mittels Eigenerzeugung 
und Speicherung bereitzustellenden Energiemengen ein Stück weit, durch die Festlegung von 
Benutzungsstunden der einzelnen Anlagen endgültig determiniert. Dabei ist zu berücksichti-
gen, dass die installierte Leistung aus Sicht eines Entscheidungsträgers Entscheidungsvariab-
len darstellen. Dies gilt weitestgehend auch für die Benutzungsstunden und die Nutzungsin-
tensität der Anlagen. Lediglich in Bezug auf die PV-Anlage sind diese als (Umwelt-)Zustände 
aufzufassen, da beide Größen u. a. von meteorologischen Gegebenheiten abhängen, die ein 
Entscheidungsträger nicht beeinflussen kann.  
Die zu erzeugenden und auszuspeichernden Energiemengen bestimmen in hohem Maße den 
Einsatz an Verbrauchsfaktormengen (insbesondere Erdgas für den Betrieb der KWK-Anlage 
und elektrische Energie zum Laden des Energiespeichers), die die zahlungswirksamen Pro-
duktionskosten der Eigenerzeugungs- und Speicherungsanlage beeinflussen. 
Durch die Entscheidungen über die eigenerzeugten und gespeicherten Mengen wird im vor-
liegenden Fallbeispiel außerdem die Menge elektrischer Energie determiniert, die mittels Ver-
                                                          
24
 Somit stellt die bisher gewählte Vollversorgung keine zulässige Alternative mehr dar. 
25
 Vgl. Abschnitt 5.5 
26
 Vgl. die Abschnitte 4.4.1 bis 4.4.4 
27
 Vgl. die Ausführungen zum Schritt M-3 
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tragsformen des Fremdbezugs bereitzustellen ist. Aus dieser Energiemenge, deren zeitliche 
Verteilung (Bezugsstunden und -zeiträume) und der jeweiligen Leistung fremdbezogener 
elektrischer Energie kann geschlussfolgert werden, welche Fremdbezugsvertragsformen iso-
liert oder kombiniert zur Deckung des „Rest-Energiebedarfs“ eingesetzt werden können.  
Für das vorliegende Fallbeispiel wird unterstellt, dass sowohl die Lastspitzen als auch der 
Grundbedarf zum überwiegenden Teil nicht mittels fremdbezogener elektrischer Energie, 
sondern durch die Eigenerzeugung und Ausspeicherung gedeckt werden sollen.28 Daraus er-
geben sich nicht nur hinsichtlich der Ausgestaltung der jeweiligen Vertragsformen (fremdbe-
zogene Leistung und Bezugszeiträume) Konsequenzen, auch die Strompreise und deren Be-
standteile werden davon determiniert. 
Durch die Entscheidung für die Nutzung einer PV-Anlage und die Entscheidung, deren Ener-
gieertrag zunächst zum Laden des Energiespeichers zu verwenden, wird die für den Verkauf 
zur Verfügung stehende Menge elektrischer Energie festgelegt.  
Die Wahl der Technologie bestimmt außerdem das „Erlöspotenzial“, welches in jeder Men-
geneinheit verkaufter Energie steckt: So bringt die Nutzung einer Anlage, die Strom aus rege-
nerativen Quellen erzeugt, die Möglichkeit zur Nutzung der EEG-Einspeisevergütung oder 
des Marktprämienmodells mit sich. Beide stellen geförderten Verkaufsvertragsformen dar, 
deren Vergütungs- und Prämiensätze in der Regel höher sind, als die erzielbaren Absatzpreise 
der nicht-geförderten Vermarktungsformen.29 
Weitergehende Einflussfaktorenanalysen erfolgen auf den Submodellebenen und beziehen 
sich auf die Untersuchung von Wirkungszusammenhängen der zu berücksichtigenden Tech-
nologien und Vertragsformen (Submodellebene I – S-4I). Darüber hinaus sind die Einfluss-
größen zu untersuchen, die den Faktorverbrauch der Bereitstellungsprozesse beeinflussen 
(Submodellebene II – S-4II). 
M-5 – S-5I: Deckung des Energiebedarfs 
Mit diesem Schritt des Vorgehensmodells wird für ein zu bewertendes Energieportfolio fest-
gelegt, welchen Anteil die potenziell im Portfolio enthaltenen Technologien und Vertragsfor-
men zu Deckung des in M-0 ermittelten Energiebedarfs beitragen. Diese Überlegungen be-
züglich der eigenerzeugten, fremdbezogenen, gespeicherten und verkauften Energiemengen 
bilden die Basis, für die Ermittlung und Prognose der monetären Konsequenzen der Alterna-
                                                          
28
 Vgl. auch M-5 und Abbildung 5-2 
29
 Vgl. Abschnitt 3.3.2 
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tiven.30 Erst, wenn mit den jeweiligen Energiemengen der „Alternativenoutput“ bekannt ist, 
können auf der Grundlage der Einflussfaktoren der notwendige Input und darüber die monetä-
ren Konsequenzen bestimmt werden.31 Ein Entscheidungsträger muss dazu entsprechende 
Kenntnisse über die zur Verfügung stehenden Alternativen, deren Leistungen, Benutzungs- 
bzw. Bezugszeiträume und exogene Einflussgrößen haben.32 
Die Schritte M-5 und S-5I lassen sich nicht eindeutig voneinander trennen: Aus der Kenntnis 
um die Alternativencharakteristika kann abgeleitet werden, welche Energiemengen sich mit 
den einzelnen Alternativen bereitstellen oder „verwenden“ lassen. Dies geschieht jedoch im-
mer im Kontext des relevanten Energiebedarfs sowie unter Berücksichtigung aller verfügba-
ren Alternativen. 
Das Ergebnis der Energiebedarfsdeckung einer exemplarischen Energiebedarfsdeckung für 
das Fallbeispiel ist in der untenstehenden Abbildung 5-2 festgehalten. Dies stellt keine Vor-
wegnahme eines Ergebnisses dar, sondern bildet – wie eben geschildert – die Grundlage für 
die Alternativenbewertung und damit die Ergebnisermittlung. Die Vorgehensweise zur Ener-
giebedarfsdeckung wird nachfolgend anhand der hier in Erwägung gezogenen Alternativen 
beschrieben. 
 
Abb. 5-2: Potenzielle Deckung des Jahresenergiebedarfs durch die zu bewertenden Techno-
logien und Vertragsformen33 
                                                          
30
 Vgl. auch Ausführungen Abschnitt 4.5.1 
31
 Vgl. die Abschnitte 4.4.2.1, 4.4.2.2 und 4.4.3 
32
 Vgl. Schritt M-3 
33
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Zunächst wird die mittels KWK-Anlage bereitzustellende Energiemenge ermittelt. Die An-
schaffung einer solchen Anlage ist mit hohem Kapitaleinsatz verbunden, so das unterstellt 
werden kann, dass diese bei der Bedarfsdeckung vorrangig berücksichtigt wird, während die 
weiteren (insbesondere die Fremdbezugs-)Alternativen sich dieser „unterordnen“ müssen.  
Die Leistung der Anlage ist bekannt (Schritt M-3, S-3I), so dass lediglich die Benutzungs-
stunden und gegebenenfalls von der installierten Leistung abweichende Nutzungsintensitäten 
prognostiziert werden müssen, um die eigenerzeugte Energiemenge zu bestimmen.  
Es wird unterstellt, dass der während der Arbeitszeiten (Spitzen- und Mittellast) bestehende 
Energiebedarf bis zur Grenze der Anlagenleistung gedeckt werden kann (Fläche 1). D. h. die 
KWK-Anlage soll während der der Arbeitszeit entsprechenden Jahresbenutzungsstunden mit 
Maximalleistung (Volllast) betrieben werden. Daraus ergibt sich eine Energiemenge von 900 
MWh, die sich wie folgt zusammensetzt: 
0,4 MW ∙ (500 h + 1.750 h) = 900 MWh 
Da auch außerhalb der Arbeitszeiten ein (Grundlast-)Bedarf an elektrischer Energie von 0,2 
MW und ein damit korrespondierender Wärmeenergiebedarf bestehen, soll die Anlage in die-
ser Zeit mit lediglich mit 50 % der installierten Leistung (Teillast) betrieben werden (Fläche 
2). Zusätzlich zu den oben ermittelten 900 MWh ergibt sich also folgende mittel KWK-
Anlage bereitgestellte Grundlastenergiemenge: 
0,4 MW ∙ 0,5 ∙ 5.250 h = 1.050 MWh 
Bei der Ermittlung der Grundlastbenutzungsstunden ist zu berücksichtigen, dass für die Anla-
ge aufgrund von Instandhaltungsmaßnahmen sowie Zeiten fehlenden Wärmeenergiebedarfs 
lediglich 7.500 der insgesamt 8.760 Stunden eines Jahres in Betrieb ist.  
Ist der Einsatz der KWK-Anlage ermittelt worden, kann als nächstes der des Energiespeichers 
geplant werden. Dieser soll durch die PV-Anlage geladen werden (Fläche 3). Wie aus der 
Abbildung ersichtlich wird, gilt die Annahme, dass die PV-Anlage zum Laden des Speichers 
über jährlich 1.250 Benutzungsstunden eine Leistung von 0,2 MW erbringt. Daraus ergibt 
sich eine einzuspeichernde Energiemenge von: 
0,2 MW ∙ 1.250 h = 250 MWh 
Dieselbe Energiemenge soll während der Spitzenlastzeiten aus dem Energiespeicher zur Ver-
fügung gestellt werden (Fläche 4). Allerdings gilt die Annahme, dass der Speicher jeweils mit 
Maximalleistung betrieben wird, weshalb sich die auszuspeichernde Energiemenge wie folgt 
zusammensetzt: 
268   Kapitel 5: Demonstration des Konzepts 
 
0,5 MW ∙ 500 h = 250 MWh 
Die Energiemenge, die mittels der PV-Anlage über die 250 MWh hinausgehend erzeugt wird, 
steht dem Verkauf zur Verfügung. Aus der Anlagenleistung von 500 kWp und dem Stromer-
trag von 800 kWh/kWp ergibt sich eine gesamte jährlich erzeugte Energiemenge von 400.000 
kWh bzw. 400 MWh. Daraus lässt sich ableiten, dass 150 MWh verkauft werden können. 
Wurden die mittels Eigenerzeugungs- und Speicherungsanlagen zu deckenden Energiemen-
gen bestimmt, sind die Leistungen und Bezugsstunden bekannt, welche durch fremdbezogene 
elektrische Energie gedeckt werden müssen. In Abbildung 5-2 ist dies durch die Flächen 5, 6 
und 7 erfasst, die hier entweder – wie in der Abbildung festgehalten – durch die Bündelung 
der Vertragsformen der strukturierten Beschaffung oder durch die Vollversorgung gedeckt 
werden sollen.34 
Da ein Teil des während der Arbeitszeit bestehenden Energiebedarfs regelmäßig anfällt, sol-
len 0,1 MW über insgesamt 2.250 Stunden35, d. h. 225 MWh, durch einen Programmlieferver-
trag abgedeckt (Fläche 5). Die übrige, während der Produktionszeiten benötigte, Energie fällt 
annahmegemäß unregelmäßig an und soll deshalb durch einen kombinierten Einsatz nicht 
näher zu konkretisierender Spotgeschäfte gedeckt werden (Fläche 6).36 Dieser unregelmäßige 
Bedarf lässt sich in der Jahresdauerlinie als ein Block mit einer Leistung von 0,2 MW und 
1.750 Stunden darstellen. Dies entspricht einer Energiemenge von 350 MWh.37 
Darüber hinaus ist für Instandhaltungs- und Stillstandszeiten der KWK-Anlage ein Zusatzlie-
ferungsvertrag zu schließen, der dafür sorgt, dass die 1.260 Stunden, an denen die KWK-
Anlage keinen Strom erzeugt, dem Unternehmen trotzdem elektrische Energie zur Verfügung 
steht (Fläche 7). Die bereitzustellende Leistung entspricht damit der Grundlast von 0,2 MW. 
D. h. mittels Zusatzvertrag müssen dementsprechend 252 MW bereitgestellt werden. 
Auf den Überlegungen zur Energiebedarfsdeckung aufbauend werden im Folgenden die rele-
vanten Partialentscheidungen auf der Submodellebene I näher beleuchtet. Diese betreffen Ent-
scheidungen, welche bezüglich der in das Portfolio eingehenden (alternativen) Technologien 
und Vertragsformen: 
- der KWK-Anlage (Gasturbinen-HKW), 
                                                          
34
 Vgl. Schritt M-3. Der durch die Flächen 5, 6 und 7 in der Abbildung 5-2 dargestellte Bedarf an fremdbezo-
gener elektrischer Energie wird im Falle einer relativen Vorteilhaftigkeit der ‚Vollversorgung‘ gegenüber 
den Vertragsformen er ‚strukturierten Beschaffung‘ durch die Vollversorgung gedeckt. 
35
 Dieser resultiert aus einem für die Werktage zwischen 6 und 15 Uhr sicher prognostizierbaren und gleich-
bleibenden Leistungsbedarf. 
36
 Vgl. Abschnitt 3.2.2. Dort wurden Stunden- und unterschiedliche Blockkontrakte genannt. 
37
 Die Stunden resultieren aus der – von der Spitzenlast abgesehenen – werktäglichen Produktionszeit von 8-15 
Uhr. Vgl. Schritt M-0 
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- der PV-Anlage, 
- dem Blei-Säure-Akku, 
- den alternativen Vertragsformen der strukturierten Beschaffung bzw. der Vollstromver-
sorgung, 
- den alternativen Verkaufsvertragsformen des Marktprämienmodells und der EEG-Ein-
speisevergütung  
zu fällen sind. Die Schritte, welche auf der Submodellebene I zu durchlaufen sind, sollen im 
Folgenden lediglich anhand der KWK-Anlage exemplarisch ausführlich aufgezeigt werden. 
Für die weiteren zu berücksichtigenden Technologien, aber auch für die Vertragsformen des 
Fremdbezugs und des Verkaufs laufen diese Schritte in analoger Weise ab.38 Auf ihre ausführ-
liche Erläuterung wird daher verzichtet. 
5.3.  Submodellebene I – Bewertung alternativer Technologien und Vertragsfor-
men am Beispiel einer KWK-Gasturbine 
5.3.1  Bewertung einer KWK-Gasturbine – Teil 1: Alternativencharakterisierung 
und Einflussfaktorenanalyse39  
Im Rahmen der Schritte S-3I und S-4I erfolgt die Identifikation und Charakterisierung der für 
die KWK-Anlage relevanten Bausteine und eine Ermittlung sowie Analyse der Einflussgrö-
ßen auf der Technologieebene. 
S-3I: Identifikation und Charakterisierung der relevanten Bausteine
40 
Für die Nutzung des Gasturbinen-HKW sind die in der nachfolgenden Tabelle festgehaltenen 
Bausteine und deren Eingangsdaten relevant. Diese lassen sich größtenteils aus Informationen 
von Anlagenherstellern und den Charakteristika der Technologie bzw. Anlage ableiten.41 
                                                          
38
 Die relevanten Eingangsgrößen aller zu berücksichtigenden Technologien und Vertragsformen sowie deren 
Bausteine befinden sich im Anhang der Arbeit. In den nachfolgenden Ausführungen wird auf die jeweiligen 
Anhänge verwiesen. 
39
 Bezüglich der Schritte S-1I und S-2I sei auf die Ausführungen des Abschnitts 5.2 verwiesen. 
40
 Die Eingangsdaten der Bausteine der weiteren Technologien finden sich in den Anhängen B.1.1 und B.1.2. 
Bezüglich der zu bewertenden Fremdbezugs- und Verkaufsvertragsformen ist auf Bausteinebene lediglich 
zwischen Stromlieferant und Bereitstellungsprozessen zu unterscheiden. Die relevanten Daten zu den jewei-
ligen Stromlieferanten finden sich in Abschnitt 5.2 in den Tabellen 5-4 und 5-5. Die Angaben zu den Be-
reitstellungsprozessen werden in den Anhängen B.2.1.4 bis B.2.1.9 dargestellt. 
41
 So kann bspw. aus der Information, dass es sich um eine thermische Anlage zur Stromerzeugung handelt, 
abgeleitet werden, dass der Baustein ‚Brennstoff‘ für eine Bewertung relevant ist. 
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Tab. 5-6: Überblick über die relevanten Bausteine der KWK-Gasturbine42 
S-4I: Ermittlung und Analyse von Einflussgrößen
43 
Eine Einflussfaktorenanalyse auf der Submodellebene I bezieht sich auf die Determinanten 
der jeweils zu bewertenden Technologien und Vertragsformen. Sie erstreckt sich daher im 
                                                          
42
 Daten abgeleitet aus: Arbeitsgemeinschaft für sparsamen und umweltfreundlichen Energieverbrauch e. V. 
(ASUE) (2011) S. 14; ERDMANN, G.; DITTMAR, L. (2010) S. 46; HARTWIG, D. (1998) S. 175; KONSTANTIN, 
P. (2009) S. 353; SCHAUMANN, G.; SCHMITZ, K. W. (2010) S. 117 ff. Ergänzende bausteinbezogene Erläute-
rungen: Hinsichtlich des Bausteins ‚Instandhaltung‘ wird vereinfachend und aufgrund fehlender Daten für 
das Fallbeispiel auf eine Differenzierung zwischen Wartung, Inspektion und Instandsetzung (vgl. Abschnitt 
3.5.2) verzichtet. Die gewählte Form entspricht einer vorbeugenden, zeitabhängigen Instandhaltung. Für das 
Ende des Betrachtungszeitraums wird unterstellt, dass die Anlage demontiert und verkauft wird. Da sie eine 
Restnutzungsdauer von 10 Jahren aufweist, wird im Gegensatz zu den Ausführungen in Abschnitt 4.5.2.1 
unterstellt, dass sich die Einzahlungen aus dem Verkauf durch die Auszahlungen für die Demontage, den 
Abtransport und die Entsorgung entsprechen. Es wird daher ein Liquidationserlös von 0 € angesetzt. 
43
  Vgl. Abschnitt 4.4.2.1 
Anlage
Planungs- und Errichtungskosten (% von A0) 5,0
Transportkosten (% von A0) 1,6
Inbetriebnahmekosten (% von A0) 2,0





Anzahl Tranchen pro Jahr 4
Brennstoffeinsatz (kWh) 7.800.000
Brennstoffmenge (kWh) Quartal 1 1.950.000
Brennstoffmenge (kWh) Quartal 2 1.950.000
Brennstoffmenge (kWh) Quartal 3 1.950.000
Brennstoffmenge (kWh) Quartal 4 1.950.000
Wachstumsrate (%/a) 1,5
Brennstoffpreis fix (€/a) 1.200,00
Brennstoffpreis variabel (€/kWh) Q1 0,0560
Brennstoffpreis variabel (€/kWh) Q2 0,0450
Brennstoffpreis variabel (€/kWh) Q3 0,0510 







Kosten fix (€/kW/a) 19.548,00
Wachstumsrate (%/a) 2,0










Wachstumsrate (%/24 Monate) 3
Prozesse Vgl. Abschnitt 5.3.2
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Wesentlichen auf die in den Abschnitten 4.4.2.1, 4.4.2.2 sowie 4.4.3 erläuterten Einflussgrö-
ßen. In Abgrenzung zu einer Einflussfaktorenanalyse in Schritt M-4 liegen jedoch bei einer 
Auseinandersetzung mit den Determinanten von Technologien und Vertragsformen konkrete-
re Informationen hinsichtlich der Ausgestaltung der potenziell zu nutzenden Alternativen und 
der jeweiligen Energiemengen vor. So kann sich die Einflussfaktorenanalyse für die KWK-
Anlage vorrangig auf technische Zusammenhänge stützen, die sich auf die monetären Konse-
quenzen und damit auf den Technologiekapitalwert auswirken. Diese sollen nachfolgend 
exemplarisch erläutert werden. 
Aus Schritt M-5 ist bekannt, dass die KWK-Gasturbine von den 7.500 jährlichen Benutzungs-
stunden lediglich 2.250 mit Maximalleistung betrieben werden soll. Die übrigen 5.250 Stun-
den läuft die Anlage mit lediglich 50 % der Leistung und damit im für den Wirkungsgrad un-
günstigen Teillastbetrieb. Daraus resultiert, dass die einzusetzenden Faktormengen der be-
schäftigungsabhängigen Verbrauchsfaktoren (hier insbesondere des Brennstoffs Erdgas) und 
damit auch die variablen zahlungswirksamen Produktionskosten relativ ansteigen. Diese Er-
kenntnis kann einerseits hingenommen und die weiteren Planungen unverändert fortgesetzt 
werden. Andererseits kann das Wissen um den Einfluss der Nutzungsintensität auf den Wir-
kungsgrad und damit den relativen Faktorverbrauch auch genutzt werden, um die in Schritt 
M-5 vorab festgelegten Energiemengen unter Rückgriff auf die Einflussfaktorenanalyse im 
Schritt M-4 zu verändern und dann auf dieser Basis die Alternativenbewertung auf den Sub-
modellebenen fortzusetzen.  
An dieser Stelle zeigt sich die multidirektionale Ausrichtung der Schrittfolge innerhalb und 
zwischen den (Sub-)Modellebenen: So ist es in jedem Schritt aller Ebenen möglich, die bishe-
rigen Überlegungen aufgrund neuer Erkenntnisse zu verwerfen und die Planungen in einem 
der vorherigen Schritte erneut aufzunehmen. Im vorliegenden Beispiel sollen die bisherigen 
Überlegungen beibehalten und die KWK-Anlage mit dem unter wirtschaftlichen Gesichts-
punkten ungünstigen Teillastbetrieb in die Portfoliobewertung übernommen werden. 
Neben den faktormengenbezogenen Einflussgrößen sind jedoch auch solche, die die Preise 
der relevanten Einsatzfaktoren betreffen im Rahmen der Einflussfaktorenanalyse zu untersu-
chen. Diesbezüglich sei auf den Abschnitt 4.4.2.1 verwiesen. Dort wurde festgehalten, dass 
zwischen den Bereitstellungsprozessen und dem erzielten Faktorpreis ein wechselseitiges Ab-
hängigkeitsverhältnis bestehen kann. Dieses kann sich in monetärer Hinsicht dahingehend 
äußern, dass zur Erzielung eines geringeren Preises in zeitlicher Hinsicht umfangreichere Be-
reitstellungsprozesse notwendig sind, die mit höheren Transaktionskosten einhergehen. 
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Mit der Identifikation und Charakterisierung der Bausteine geht die Identifikation weiterer 
Partialprobleme sowie -entscheidungen einher, die auf der Submodellebene II zu treffen sind. 
Diese betreffen die Bereitstellungsprozesse der jeweils relevanten Bausteine und sollen im 
folgenden Abschnitt am Beispiel ausgewählter Bausteine der KWK-Gasturbine (auszugswei-
se) dargestellt werden.  
5.3.2  Submodellebene II – Exemplarische Darstellung der Bausteinbewertung  
Auf der Submodellebene II werden die auf die Bausteine der KWK-Anlage bezogenen Ent-
scheidungen jeweils Baustein für Baustein und Schritt für Schritt analysiert. D. h., dass die 
Schritte dieses Submodells II für jeden Baustein, der im Rahmen einer zu bewertenden Tech-
nologie oder Vertragsform zu berücksichtigen ist, jeweils gesondert zu durchlaufen sind und 
damit für jeden Baustein eine Ausprägung der Zielgröße ‚Kapitalwert‘ bestimmt wird. Die so 
gewonnenen Erkenntnisse hinsichtlich der monetären Konsequenzen und der relativen Vor-
teilhaftigkeiten der Bausteine gehen als Inputparameter in die Schritte S-6I und S-7I der Sub-
modellebene I ein. Für das vorliegende Fallbeispiel sollen die Schritte der Submodellebene II 
lediglich in Bezug auf den Baustein ‚Brennstoffe‘, d. h. konkret in Bezug auf Erdgas, ausführ-
lich erläutert werden.44 
S-3II: Identifikation und Charakterisierung der bausteinbezogenen Bereitstellungsprozesse
45 
Im Ergebnis des Schritts S-3I liegen Erkenntnisse darüber vor, welche Bausteine für die Nut-
zung einer Technologie von Relevanz sind. In diesem Schritt des Vorgehensmodells wird die 
Verbindung zwischen den mit der Technologie bereitzustellenden sachleistungs-, dienstleis-
tungs- und akteursbezogenen Bausteinen (Bereitstellungsobjekte) und den dazu zu erbringen-
den prozessbezogenen Bausteinen (Bereitstellungsprozesse) hergestellt, indem für jeden Bau-
stein die potenziell in Frage kommenden Bereitstellungsprozesse identifiziert und charakteri-
siert werden. 
Es gilt im Folgenden die Annahme, dass das betrachtete Unternehmen aufgrund des in Ab-
schnitt 5.1 unterstellten Geschäftsfeldes nicht in der Lage ist, die für den Betrieb der Anlage 
relevanten Brennstoffe selbst herzustellen. Mithin wird für diese ein Fremdbezug unterstellt. 
Die damit einhergehenden Bereitstellungsprozesse entsprechenden den auf den Baustein be-
zogenen Beschaffungsteilprozessen bzw. -prozessschritten.46 Sie umfassen damit jeweils: 
                                                          
44
 Die dem Fallbeispiel zugrunde gelegten Daten der Bereitstellungsprozesse weiterer Bausteine der KWK-
Gasturbine, der PV-Anlage, der Blei-Säure-Akkus sowie der Fremdbezugs- und Verkaufsvertragsformen 
finden sich in den Anhängen B.2.1.1 bis B.2.1.9. 
45
 Hinsichtlich der Schritte S-1II und S-2II sei auf die einleitenden Ausführungen des Abschnitts 5.2 verwiesen. 
46
 Vgl. Abschnitt 3.5.4 
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(1) eine brennstoffbezogene Bedarfsanalyse,  
(2) die Suche nach sowie Analyse von Lieferanten bzw. Vertragspartnern für die Liefe-
rung des Brennstoffs,  
(3) die Einholung entsprechender Angebote und deren Vergleich, 
(4) die Verhandlung und den Abschluss eines Brennstoffliefervertrags, 
(5) die Bestellung des Brennstoffs und 
(6) die Überwachung der korrekten Vertragserfüllung durch den Vertragspartner. 
Hinsichtlich des ersten Teilprozesses kann festgehalten werden, dass sich eine Bedarfsanalyse 
an den Erkenntnissen orientieren sollte, welche auf den vorgelagerten (Sub-)Modellebenen 
bereits generiert wurden. So liegen zumindest Annahmen hinsichtlich Leistung, Benutzungs-
stunden und Nutzungsintensität KWK-Gasturbine vor. Daraus lässt sich der Brennstoffbedarf 
für eine Periode des Betrachtungszeitraums ableiten. Mit diesem Wissen erfolgt in Teilpro-
zess (2) die Suche nach und Analyse von potenziellen Lieferanten, die die hier relevante Ein-
gangsenergie von 8.850 MWh47 Erdgas zu liefern in der Lage sind. Daran anknüpfend können 
von den potenziell in Frage kommenden Lieferanten Angebote eingeholt und diese anhand 
ausgewählter Kriterien verglichen werden.48 Schließlich folgen in Teilprozess (4) Vertrags-
verhandlungen mit den Lieferanten, die im Rahmen des Angebotsvergleichs als für geeignet 
befunden worden sind, und der Vertragsabschluss. Teilprozess (5) kann gegebenenfalls ver-
nachlässigt werden, wenn ein Vertragsabschluss bereits die Bestellung nach sich zieht. Für 
den vorliegenden Fall wird jedoch hinsichtlich der Bereitstellung des Brennstoffs eine 
Tranchenbeschaffung49 unterstellt, für die eine unterjährige Aufteilung der Gesamtmenge auf 
vier Teillieferungen angenommen werden soll. Hinsichtlich des Zeitpunkts des jeweiligen 
Tranchenabrufs gewährt der Erdgaslieferant dem Anlagenbetreiber ein vertraglich vereinbar-
tes Fenster von fünf Tagen jeweils zum Ende des Monats, der einem Quartalswechsel voraus-
geht. Die Bereitstellungsprozesse werden von der Überwachung der vereinbarten Lieferung 
(6) abgeschlossen. Da es sich bei Erdgas um einen (weitestgehend) leitungsgebundenen 
Brennstoff handelt, beschränkt sich dieser Teilprozess auf die Überwachung einer unterbre-
chungsfreien Erdgaszufuhr. 
                                                          
47
 Dies entspricht bei einem Brennwert von ca. 11 kWh/m
3
 in etwa 805.000 m
3
 Erdgas. Vgl. SPICKER, J. (2006) 
S. 70  
48
 Vgl. Abschnitt 3.5.4 
49
 Hinsichtlich der Charakteristik von Tranchenverträgen sei auf die Ausführungen des Abschnitts 3.2.2 ver-
wiesen. Die dort bezüglich der Beschaffung elektrischer Energie getroffenen Aussagen lassen sich weitest-
gehend auf den Brennstoff ‚Erdgas‘ übertragen. 
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S-4II: Ermittlung und Analyse von Einflussgrößen und ihren Wirkungen 
Da auf der Bausteinebene eine Auseinandersetzung mit den Bereitstellungsprozessen im Vor-
dergrund steht, kommt der Ermittlung und Analyse von Einflussgrößen auf Transaktionskos-
ten eine zentrale Bedeutung zu. In Anlehnung an die Ausführungen des Abschnitts 4.4.4 sol-
len im Folgenden Einschätzungen zur Ausprägung der die Prozesszeit beeinflussenden Eigen-
schaften (Komplexität, Spezifität, Unsicherheit, Strategische Bedeutung) und zu den Deter-
minanten der Prozessmenge Beispiel des betrachteten Bausteins ‚Brennstoff‘ gegeben wer-
den. 
Die Quasi-Leitungsgebundenheit des Brennstoffs ‚Erdgas‘ kann als Indiz dafür gesehen wer-
den, dass die Komplexität der Bereitstellung und somit auch die Prozesszeit gering ausfallen. 
Diese Aussage lässt sich aus der Tatsache ableiten, dass durch die in der Regel gegebene Bin-
dung des Energieträgers an ein entsprechendes Versorgungsnetz, dessen physische Anliefe-
rung determiniert ist und diesbezüglich bspw. keine zusätzlichen Bereitstellungsprozesse zu 
erbringen sind.50 Bei gleichzeitiger Berücksichtigung des liberalisierten Energiemarktes und 
der damit einhergehenden größeren Anzahl an potenziellen Lieferanten sowie Vertragsformen 
kann jedoch eine die Komplexität und damit auch die Prozesszeit steigernde Tendenz ange-
nommen werden, da eine größere Anzahl an Informationen einzuholen und zu verarbeiten ist, 
um einen adäquaten Markt-, Lieferanten- und Vertragsformenüberblick zu erhalten. Auch die 
für den vorliegenden Fall unterstellte Vertragsform ‚Tranchenbeschaffung‘ kann als Grund 
für eine steigende Komplexität und einer – gegenüber der einmaligen Bestellung der benötig-
ten Gasmenge – erhöhten Prozesszeit interpretiert werden: Um die aus Sicht eines Anlagenbe-
treibers „richtigen“ Zeitpunkte für den Tranchenabruf zu ermitteln, bedarf es einer umfassen-
den Marktbeobachtung, da nur so ein möglichst geringer Brennstoffpreis erzielt werden 
kann.51 Damit steigt der Zeitbedarf der Bereitstellungsprozesse tendenziell, was auch zu höhe-
ren Transaktionskosten führt. 
Da Erdgas jedoch im Vergleich zu anderen Brennstoffen kaum Qualitätsunterschiede auf-
weist, ist es als nur wenig spezifischer Energieträger bzw. Brennstoff einzuordnen.52 Aus der 
geringen Spezifität kann ein tendenziell geringer Zeitbedarf abgeleitet werden. 
                                                          
50
 Für alternative Versorgungswege vgl. ERDMANN, G.; ZWEIFEL, P. (2008) S. 232 ff. 
51
 Vgl. auch die Ausführungen des Abschnitts 4.4.2.1. Dort wurde auf die potenziellen Interdependenzen zwi-
schen dem Umfang eines Bereitstellungsprozesses und einem daraus erzielbaren Preisvorteil verwiesen. 
52
 Zur Unterscheidung zwischen L- und H-Gas vgl. u .a. SPICKER, J. (2006) S. 69 ff. Im Vergleich dazu sei 
Holz als spezifische Form der Biomasse verwiesen. Dieses lässt sich in qualitativer Hinsicht nicht nur in zu 
differenzierende Holzarten und Trocknungsgrade, sondern auch Verarbeitungszustände (Stück-, Scheitholz, 
Holzpellets, Hackschnitzel) unterscheiden. 
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Aus der Leitungsbindung lassen sich im Allgemeinen die gleichen netzbedingten Unsicher-
heiten wie für elektrische Energie ableiten.53 Allerdings ist Erdgas in höherem Maße speicher-
bar, so dass die Anforderungen an den Ausgleich zwischen Angebot und Nachfrage geringer 
sind als bei elektrischer Energie. Die Unsicherheiten können daher als gering eingestuft wer-
den, was auch zu einem tendenziell geringen Zeitbedarf der Brennstoffbereitstellung führt. 
Als Energieträger kommt Erdgas im betrachteten Unternehmen eine hohe strategische Bedeu-
tung zu. Dies lässt sich damit begründen, dass Erdgas den Primärenergieträger zur Bereitstel-
lung von Nutzenergien darstellt, die im Rahmen der üblichen Wertschöpfungsprozesse benö-
tigt werden und dort tendenziell schlecht substituierbar sind.54 Gleichzeitig ist es denkbar, 
dass für den Betrieb der KWK-Gasturbine ausschließlich Erdgas nutzbar ist, was dessen stra-
tegische Bedeutung untermauert. Damit einhergeht eine tendenziell hohe Prozesszeit, da die 
strategische Bedeutung als Grund für eine ehr sorgfältige und damit zeitlich aufwändige Su-
che nach und Analyse von Lieferanten etc. angeführt werden kann. 
Die Erkenntnisse dieser Einschätzungen zur Ausprägung der aus dem Transaktionskostenan-
satz entlehnten Einflussgrößen lassen sich im Rahmen des nachfolgenden Schritts (S-5II) nut-
zen, um mittels Transaktions-Index-Analyse55 den Zeitbedarf der Bereitstellungsprozesse zu 
bestimmen. 
S-5II: Bestimmung von Prozessmengen und -zeiten 
Die Bestimmung der Prozessmengen setzt – wie in den Abschnitten 4.4.4 und 4.5.3 geschil-
dert – an den Laufzeiten von Verträgen, den technischen (oder wirtschaftlichen) Nutzungs-
dauern von Technologiebausteinen, der Anzahl potenzieller Vertragspartner sowie den gesetz-
lichen oder vertraglichen Vorschriften an. Diese können je nach Bereitstellungsobjekt sehr 
unterschiedlich ausgestaltet sein. Hinsichtlich des hier relevanten Bausteins ‚Brennstoff‘ wird 
von den in der folgenden Tabelle festgehaltenen Prozessmengen ausgegangen. 
 
Tab. 5-7: Prozessmengen der Bereitstellungsprozesse des Bausteins ‚Brennstoff‘ 
                                                          
53
 Vgl. Abschnitt 2.1 
54
 Vgl. Abschnitt 2.1 
55






(1) Bedarfsanalyse Brennstoffe 1 20
(2) Lieferantensuche und -analyse Brennstoffe 5 100
(3) Angebotseinholung und -vergleich Brennstoffe 5 100
(4) Vertragsverhandlung und -abschluss Brennstoffe 2 40
(5) Bestellung Brennstoffe 4 80
(6) Überwachung Brennstoffe 4 80
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Aus der Tabelle wird ersichtlich, dass für den Brennstoff unterstellt wird, dass die Bedarfs-
analyse je Periode des Betrachtungszeitraums lediglich einmal durchzuführen ist. Hinsichtlich 
der Bereitstellungsprozesse (2) und (3) wird davon ausgegangen, dass diese jeweils fünfmal je 
Periode des Betrachtungszeitraums ablaufen: Es werden also fünf potenzielle Lieferanten ge-
sucht und analysiert. Von diesen werden Angebote eingeholt und verglichen. Annahmegemäß 
sind lediglich mit zwei der fünf identifizierten Lieferanten Vertragsverhandlungen zu führen. 
Die festgehaltene Anzahl der Prozessdurchführungen bezüglich der Bestellung resultiert aus 
der unterstellten Menge an Tranchen, die unterjährig abgerufen werden müssen. Für die 
Überwachung der Lieferung wurde eine mengenmäßige Kopplung an die Bestellung ange-
nommen. 
Da die Prozessmengen zunächst jeweils nur für eine Periode des Betrachtungszeitraums gel-
ten, müssen gleichzeitig mit ihrer Festlegung auch Annahmen zu ihrer Veränderung im Zeit-
ablauf getroffen werden. Für die vorliegende Fallstudie wurde aus Vereinfachungsgründen 
darauf verzichtet, die Anzahl Periode für Periode zu variieren. D. h., dass die in Tabelle 5-7 
erfassten Prozessmengen jeweils für jede Periode des Betrachtungszeitraums in gleicher An-
zahl zu berücksichtigen sind. 
Für die Ermittlung der Prozesszeiten der einmaligen Durchführung eines der Bereitstellungs-
prozesse (1) bis (6) können – wie bereits angedeutet – die Erkenntnisse der Einflussfaktoren-
analyse im Rahmen einer Transaktions-Index-Analyse genutzt werden. Als Ankerprozess 
wird der Teilprozess (5) ‚Bestellung Brennstoffe‘ gewählt, da dieser einen der häufigsten Be-
reitstellungsprozesse darstellt.56 Abweichend von dem in Abschnitt 4.5.3 beschriebenen Vor-
gehen wird für das vorliegende Fallbeispiel jedoch nur ein Transaktionsindex vergeben, der 
die oben verbal festgehaltenen Ausprägungen der Transaktionseigenschaften aggregiert wi-
derspiegelt. Die Prozesszeit für die einmalige Prozessdurchführung wird mit 2 Stunden ange-
setzt.57 Dieser scheinbar relativ hohe Wert lässt sich damit begründen, dass für den Tranchen-
abruf eine Beobachtung der Marktpreisentwicklung notwendig ist, die einen entsprechenden 
zeitlichen Aufwand nach sich zieht. 
Die Prozesszeiten der weiteren auf den Baustein ‚Brennstoff‘ gerichteten Bereitstellungspro-
zesse (tP(x)) werden durch Multiplikation ihrer Transaktionsindizes (TIP(x)) mit dem Verhältnis 
                                                          
56
 Diese Ankerprozessfunktion gilt gegenüber allen weiteren Bereitstellungsprozessen, die im Rahmen der 
Gesamtentscheidung erbracht werden müssen. 
57
 Dieser Zeitbedarf basiert auf einer subjektiven Schätzung. Er muss durch Expertenbefragungen oder Mes-
sungen fundiert werden. 
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aus Prozesszeit (tP(A))zu Transaktionsindex des Ankerprozesses (TIP(A)) ermittelt.
58 So wird die 










)1(P)1(P   
Zusätzlich sind auch im Zusammenhang mit den Transaktionsindizes Annahmen zur Verän-
derung des Zeitbedarfs bei mehrmaliger Prozessdurchführung (aufgrund der Realisierung von 
Erfahrungskurven- bzw. Lerneffekten) zu treffen. Für das Fallbeispiel soll die relativ pauscha-
le Unterstellung gelten, dass es den Entscheidungsträgern schwerer (leichter) fällt, entspre-
chende Effekte zu realisieren, je höher (geringer) der Transaktionsindex ausgeprägt ist. Dies 
bedeutet, dass die prozessbezogenen Erfahrungsraten, als quantifizierte Größe der Realisie-
rung entsprechender Effekte, bei hohen (niedrigen) Transaktionsindizes geringer (höher) aus-
geprägt sind. Für den Ankerprozess wird eine Erfahrungsrate von 6 % angenommen. Mit je-
der Prozesswiederholung sinkt der Zeitbedarf daher um 6 % gegenüber dem Bedarf der vorhe-
rigen Prozessdurchführung. Auf Basis der Erfahrungsrate kann der prozessspezifische De-
gressionsfaktor ermittelt werden. Damit lässt sich der Zeitbedarf für jede einzelne Durchfüh-
rung unter Berücksichtigung des Erfahrungskurven- bzw. Lerneffektes bestimmen. Für den 

















Die sich ergebenden Prozessmengen und -zeiten sowie die Erfahrungsraten und Degressions-
faktoren sind in der folgenden Tabelle 5-8 für die Bereitstellungsprozesse des Bausteins 
‚Brennstoff‘ festgehalten. 
 
Tab. 5-8: Prozesszeiten, Erfahrungsraten und Degressionsfaktoren der auf den Baustein 
‚Brennstoff‘ bezogenen Bereitstellungsprozesse 
                                                          
58
 Diese Vorgehensweise gilt für sämtliche weitere Bereitstellungsprozesse der zu den Technologien und Ver-







(1) Bedarfsanalyse Brennstoffe 200 4,00 4,00% -0,0589
(2) Lieferantensuche und -analyse Brennstoffe 200 4,00 4,00% -0,0589
(3) Angebotseinholung und -vergleich Brennstoffe 200 4,00 4,00% -0,0589
(4) Vertragsverhandlung und -abschluss Brennstoffe 100 2,00 6,00% -0,0893
(5) Bestellung Brennstoffe 100 2,00 6,00% -0,0893
(6) Überwachung Brennstoffe 50 1,00 8,00% -0,1203
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S-6II: Prognose und Zuordnung von Zahlungen zu Bausteinen 
Um auf Basis der bisherigen Ergebnisse zu den Schritten S-3II bis S-5II monetäre Konsequen-
zen des Bausteins ‚Brennstoff‘ ermitteln zu können, müssen noch Überlegungen hinsichtlich 
der Bewertung des Ressourcenverzehrs einer Prozesseinheit (Faktorpreis), d. h. einer Arbeits-
stunde eines Mitarbeiters, der annahmegemäß die Bereitstellungsprozesse erbringt, angestellt 
werden. 
Mit Verweis auf die Abschnitt 4.1.4.3 bereits angedeutete aus der Literatur zur Prozesskosten-
rechnung übernommene Auffassung, dass dem Faktor ‚menschliche Arbeit‘ im Rahmen der 
Erbringung von Prozessen die größte Bedeutung zukommt,59 sollen zur Ermittlung der Trans-
aktionskosten nachfolgend lediglich die Personalkosten herangezogen werden.  
Für den Beginn des Betrachtungszeitraums (t = 0) werden Personalkosten (inkl. Arbeitgeber-
anteile zur Sozialversicherung und Jahressonderzahlungen) von 78.800 € angenommen.60 Die-
se sollen unter Beachtung einer tarifvertraglichen Bindung des Beispielunternehmens alle 
zwei Jahre um jeweils 3 % steigen. Die innerhalb eines Kalenderjahres maximal erbringbare 
Arbeitszeit wird unter Berücksichtigung von Feier- und Urlaubs- sowie Krankheitstagen auf 
1.800 Stunden festgelegt.61 Für diesen Wert wird über den gesamten Betrachtungszeitraum 
Konstanz unterstellt. 
In der nachfolgenden Tabelle 5-9 ist die Entwicklung der auf die Bereitstellungsprozesse be-
zogenen Personalkosten und des daraus abgeleiteten, den Faktorpreis widerspiegelnden Per-
sonalkostensatzes im Zeitablauf auszugsweise dargestellt. Der Personalkostensatz wird durch 
Division der Personalkosten einer Periode durch die Arbeitsstunden der Periode berechnet. 
 
Tab.: 5-9: Auszugsweise Darstellung der Entwicklung der Personalkosten und des Perso-
nalkostensatzes 
Aus den so ermittelten Daten ergibt sich die nachfolgend auszugsweise und exemplarisch für 
den Baustein ‚Brennstoff‘ festgehaltene Zahlungsreihe (Tabelle 5-10). Diese umfasst neben 
                                                          
59
 Vgl. HOHBERGER, S. (2001) S. 65 ff.; GÖTZE, U.; SCHMIDT, A.; STÖHR, K. (2005) S. 365 
60
 Dieser Wert ergibt sich aus dem Bruttogehalt eines Einkäufers in der Industrie von ca. 64.000 € und einem 
Zuschlagsatz von 23 % für den Arbeitgeberanteil der Sozialversicherungsbeiträge. Vgl. SCHMIDT, K. (2014), 
S. 74 
61
 Diesem Wert liegen 250 Arbeitstage im Jahr und 8 Arbeitsstunden je Tag zugrunde. Die so ermittelbaren 
2.000 Jahresarbeitsstunden wurden pauschal um 25 krankheits- und urlaubsbedingte Abwesenheitstage kor-
rigiert. 
Zeitpunkt t 0 1 … 10 … 20
Personalkosten (€/a) 78.800 78.800 91.351 105.901
Arbeitsstunden/a 1.800 1.800 1.800 1.800
Personalkostensatz (€/h) 43,78 43,78 50,75 58,83
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den zahlungswirksamen Transaktionskosten die zahlungswirksamen Produktionskosten, die 
sich (hier) aus dem fixen und variablen Teil der Kosten des Bereitstellungsobjekts ‚Brenn-
stoff‘ beziehen. Während die fixen Brennstoffkosten unter Berücksichtigung ihrer jährlichen 
Wachstumsrate aus der Tabelle 5-6 ableitbar sind, berechnen sich die variablen Brennstoff-
kosten aus dem Produkt der Brennstoffmengen, welche mit jeder Tranche beschafft werden, 
und dem für die jeweilige Tranche unterstellten Brennstoffpreis. Die so ermittelten tranchen-
bezogenen Kosten sind für jede Periode aufzuaddieren. Auch bei diesem Kostenbestandteil ist 
die unterstellte und in Tabelle 5-6 festgehaltene Wachstumsrate zu berücksichtigen.  
Die zahlungswirksamen Transaktionskosten eines Bereitstellungsprozesses einer Periode 
werden durch Multiplikation des periodenspezifischen Personalkostensatzes (Tabelle 5-9) mit 
der Prozesszeit (Tabelle 5-8) unter Berücksichtigung des Erfahrungskurveneffektes und der 
Prozessmenge je Periode (Tabelle 5-7) berechnet. Diese Vorgehensweise ist nachfolgend am 
Beispiel der Transaktionskosten des Bereitstellungsprozesses ‚Bestellung Brennstoffe‘ für den 





Tab. 5-10: Auszugsweise Zahlungsreihe des Bausteins ‚Brennstoff‘ bei Tranchenbeschaf-
fung 
In analoger Form lassen sich die Zahlungsreihen der weiteren Bausteine der KWK-Gasturbine 
ermitteln und abbilden. Als Besonderheit ist dabei gegenüber dem Baustein ‚Brennstoff‘ le-
diglich zu berücksichtigen, dass sich die zeitliche Struktur der jeweiligen zahlungswirksamen 
Produktions-, aber auch der Transaktionskosten von Baustein zu Baustein unterscheidet. 
Während bspw. die zahlungswirksamen Transaktionskosten des hier ausführlich dargestellten 
Bausteins in jeder Periode des Betrachtungszeitraums anfallen, gilt dies für die entsprechen-
den Kosten der Bausteine ‚Anlage‘ und ‚Personal‘ lediglich für den Anfang des Betrach-
tungszeitraums. 
Zeitpunkt t 0 1 … 10 ... 20
zahlungswirksame
Produktionskostenarten 
Brennstoffkosten fix (inkl. Leitung und Messstelle) -1.200,00 € -1.372,07 € -1.592,34 €
Brennstoffkosten variabel -464.625,00 € -531.247,57 € -616.534,49 €
pkt 0,00 € -465.825,00 € -532.619,64 € -618.126,83 €
zahlungswirksame
Transaktionskostenarten 
Bedarfsanalyse Brennstoffe -175,11 € -177,26 € -197,27 €
Lieferantensuche und -analyse Brennstoffe -828,02 € -808,10 € -898,23 €
Angebotseinholung und -vergleich Brennstoffe -828,02 € -808,10 € -898,23 €
Vertragsverhandlung und -abschluss Brennstoffe -169,86 € -155,72 € -169,50 €
Bestellung Brennstoffe -326,60 € -293,10 € -318,84 €
Überwachung Brennstoffe -159,47 € -130,86 € -139,24 €
tkt 0,00 € -2.487,06 € -2.373,15 € -2.621,31 €
pkt + tkt -468.312,06 € -534.992,78 € -620.748,14 €
(pkt + tkt)·q-t -446.011,49 € -328.439,16 € -233.953,44 €
Kapitalwert Brennstoff -6.583.120,72 €
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S-7II: Bausteinbewertung und Sensitivitätsanalysen
62 
Für die einzelnen Bausteinalternativen können auf Basis der ermittelten Zahlungsreihen Kapi-
talwerte berechnet und diese mittels Sensitivitätsanalyse einer um Unsicherheiten erweiterten 
Betrachtung unterzogen werden. So ergibt sich für den Brennstoff bei einem der Entscheidung 
zugrundegelegten Kalkulationszinssatz von 5 % und unter Berücksichtigung aller zahlungs-
wirksamen Kostenbestandteile des gesamten Betrachtungszeitraums ein Kapitalwert von  
KWErdgas, Tranche = –6.583.120,72 €.  
Auf dieser Ebene kann ein Vorteilhaftigkeitsvergleich zwischen unterschiedlichen Bausteinal-
ternativen durchgeführt werden.63 Als Alternative zur oben ausführlich dargestellten Brenn-
stoffbereitstellung mittels Tranchenbeschaffung kann auch ein Liefervertrag abgeschlossen 
werden, bei dem lediglich einmal pro Periode des Betrachtungszeitraums eine Bestellung der 
benötigten Erdgasmenge erfolgt. Dies hat für das Unternehmen den Vorteil, dass der Bereits-
tellungsprozess ‚Bestellung‘ lediglich einmal je Periode durchzuführen ist und die Transakti-
onskosten gesenkt werden können. Gleichzeitig wird jedoch im Zeitpunkt des Vertragsab-
schlusses der Einkaufspreis für Erdgas für den kompletten Vertragszeitraum von 12 Monaten 
festgelegt. Der Anlagenbetreiber hat damit keine Möglichkeit, von sinkenden Preisen zu pro-
fitieren, er trägt jedoch auch nicht das Risiko unterjährig steigender Erdgaspreise. Für diesen 
Vertrag wird ein Brennstoffpreis von 0,0564 €/kWh unterstellt. Die fixen Brennstoffkosten 
sollen denen der Tranchenbeschaffung entsprechen. 
Die Herleitung der Zahlungsreihe und die Berechnung des Kapitalwerts erfolgen analog zur 
ausführlich beschriebenen Tranchenbeschaffung. Es ist diejenige Bausteinalternative zu be-
vorzugen, die einen höheren Kapitalwert aufweist. Im vorliegenden Beispiel gilt dies für den 
Tranchenvertrag wie aus der nachfolgenden Tabelle 5-11 ersichtlich wird, die die Zahlungs-
reihe und den Kapitalwert der Alternative wiedergibt.  
                                                          
62
 Die Kapitalwertberechnungen zu den weiteren Bausteinen der KWK-Gasturbine (B.2.2.1.1 bis B.2.2.1.5) 
und zu den Bausteinen der PV-Anlage (B.2.2.2.1 bis B.2.2.2.3) sowie der Blei-Säure-Akkus (B.2.2.3.1 bis 
B.2.2.3.3) sind in Anhang B.2.2 abgebildet. 
63
 Dabei ist zwingend zu überprüfen, inwieweit von einer Bausteinalternative Wechselwirkungen zu den mone-
tären Konsequenzen der anderen zu einer Technologie oder Vertragsform gehörenden Bausteine bestehen. 
Das wäre bspw. dann der Fall, wenn sich die Brennstoffalternativen in qualitativer Hinsicht unterscheiden 
und damit die Instandhaltungskosten beeinflussen. 
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Tab. 5-11: Zahlungsreihe und Kapitalwert des Bausteins ‚Brennstoff‘ bei einmaliger Be-
stellung 
An die Ergebnisermittlung sollten sich Sensitivitätsanalysen anschließen, um den Einfluss 
potenziell unsicherer Eingangsgrößen auf die Ausprägung des Zielwerts systematisch zu un-
tersuchen. In Bezug auf die beiden skizzierten Brennstoffalternativen bietet sich die Ermitt-
lung eines kritischen Brennstoffpreisniveaus für die Alternative ‚einmalige Bestellung‘ an.64 
Damit lässt sich bestimmen, welches Niveau der mengenabhängige Teil der Brennstoffkosten 
bei der Alternative ‚einmalige Bestellung‘ maximal haben darf, um den – dann als kritische 
Ausprägung der Zielgröße interpretierten – Kapitalwert der Tranchenbeschaffung zu errei-
chen. Dazu wird die Eingangsgröße, für die ein kritisches Niveau berechnet werden soll, mit 
einem Variationsparameter α versehen.65 Anschließend sind – wie in den untenstehenden 
Gleichungen dargestellt – alle vom Variationsparameter unabhängigen Zahlungen aufzuaddie-
ren und abzuzinsen. Gleiches erfolgt für die von ihm abhängigen Zahlungen. Durch Umfor-



































Für das vorliegende Beispiel ändert sich die relative Vorteilhaftigkeit bereits ab einem Preis-
niveau von 93,12 % im Verhältnis zum Ausgangspreis. Bezogen auf den in der ersten Periode 
des Betrachtungszeitraums angesetzten Brennstoffpreis entspricht dies einer Höhe von 
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 Dem liegt die Prämisse zugrunde, dass der Brennstoffeinkäufer bei der Vertragsform ‚einmalige Bestellung‘ 
durch Vertragsverhandlungen geringere Preise erzielen kann, während dies bei der ‚Tranchenbeschaffung‘ 
nicht der Fall ist. 
65
 Die Einführung eines Variationsparameters wird aufgrund der im Zeitablauf unterschiedlichen Höhe der zu 
untersuchenden Eingangsgröße erforderlich. 
Zeitpunkt t 0 1 … 10 … 20
zahlungswirksame 
Produktionskostenarten 
Brennstoffkosten fix (inkl. Leitung und Messstelle) -1.200,00 € -1.372,07 € -1.592,34 €
Brennstoffkosten variabel -499.140,00 € -570.711,67 € -662.334,20 €
pkt 0,00 € -500.340,00 € -572.083,74 € -663.926,54 €
zahlungswirksame 
Transaktionskostenarten 
Bedarfsanalyse Brennstoffe -175,11 € -177,26 € -197,27 €
Lieferantensuche und -analyse Brennstoffe -828,02 € -808,10 € -898,23 €
Angebotseinholung und -vergleich Brennstoffe -828,02 € -808,10 € -898,23 €
Vertragsverhandlung und -abschluss Brennstoffe -169,86 € -155,72 € -169,50 €
Bestellung Brennstoffe -87,56 € -101,50 € -117,67 €
Überwachung Brennstoffe -159,47 € -130,86 € -139,24 €
tkt 0,00 € -2.248,02 € -2.181,55 € -2.420,13 €
pkt + tkt -502.588,02 € -574.265,29 € -666.346,67 €
(pkt + tkt)·q
-t
-478.655,26 € -352.549,07 € -251.139,05 €
Kapitalwert Brennstoff ‚einmalige Bestellung‘ -7.066.199,91 €
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0,0525 €/kWh. Diese vergleichsweise geringe Preisänderung lässt sich als Indiz dafür inter-
pretieren, dass intensivere Verhandlungen mit dem Erdgaslieferanten geführt werden sollten.66  
Analog zu dem hier ausführlich vorgestellten Baustein sollte für die weiteren Bausteine der 
KWK-Gasturbine vorgegangen werden. Auch hinsichtlich der in Abschnitt 5.2 aufgeführten, 
hier aber nicht thematisierten Technologien und Vertragsformen der Speicherung, des Fremd-
bezugs und des Verkaufs elektrischer Energie, sind die Schritte des Vorgehensmodells auf der 
Submodellebene II zu durchlaufen.67 
Die so gewonnenen Ergebnisse der Submodellebene II stellen Inputparameter für die Beurtei-
lung der Vorteilhaftigkeit der Technologien und Vertragsformen der Submodellebene I dar. 
Die entsprechenden Schritte S-6I und S-7I sollen nachfolgend für die KWK-Gasturbine 
exemplarisch aufgezeigt werden. 
5.3.3  Bewertung einer KWK-Gasturbine – Teil 2: Technologiebewertung und Sen-
sitivitätsanalyse68  
S-6I: Prognose und Zuordnung von Zahlungen zu Technologien 
Auf Basis der bisherigen, auf die Bausteine der Technologie(n) bezogenen Entscheidungen 
kann auf der Submodellebene I in den Schritten S-6I und S-7I eine nach Bausteinen differen-
zierte, in zahlungswirksame Produktions- und Transaktionskosten separierte und den einzel-
nen Zeitpunkten des Betrachtungszeitraums zugeordnete Ermittlung der relevanten Zahlungen 
der KWK-Gasturbine erfolgen. Analog zu der in Abschnitt 4.6.1 erläuterten Bottom-up-
Vorgehensweise sind die zeitpunktbezogenen Summen der relevanten Zahlungskategorien 
aller zu berücksichtigenden Bausteine in das Kapitalwerttableau der KWK-Gasturbine zu 
übertragen. 
Zusätzlich sind dieser Eigenerzeugungstechnologie Einzahlungen in Form einer „Wärmegut-
schrift“ zuzuordnen, die daraus resultieren, dass durch die parallele Erzeugung von Strom- 
und Wärme die zweitgenannte Nutzenergie nicht anderweitig zur Verfügung gestellt werden 
muss. Dazu wird der Wärmeenergieertrag (in kWh)69 mit dem Preis für den Brennstoff ‚Erd-
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 Gleichwohl darf dabei nicht vernachlässigt werden, dass intensivere Verhandlungen Transaktionskosten 
nach sich ziehen, die in den obigen Berechnungen zu berücksichtigen sind. 
67
 Die entsprechenden Zahlungsreihen und Kapitalwerte aller technologiebezogenen Bausteine finden sich in 
Anhang B.2.2.2. Bezüglich der Vertragsformen des Fremdbezugs und des Verkaufs kann im vorliegenden 
Fallbeispiel aufgrund der einfacheren Bausteinstruktur auf die separate Berechnung von bausteinbezogenen 
Kapitalwerten verzichtet werden. 
68
 Hinsichtlich der Aufgaben zu Schritt S-5I sei auf die Ausführungen in Abschnitt 5.2 verwiesen. Die Kapi-
talwerttableaus der PV-Anlage sowie der Blei-Säure-Akkus finden sich in den Anhängen B.3.1 und B.3.3. 
69
 Dieser ergibt sich analog zur bereitgestellten Menge elektrischer Energie aus dem Produkt von Anlagenleis-
tung (thermisch) und den Benutzungsstunden unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Nutzungsinten-
sitäten (Volllast- und Teillaststunden). 
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gas‘ multipliziert. Dieser Vorgehensweise liegt die vereinfachende Annahme zugrunde, dass 
der Teil der im Unternehmen benötigten Wärmeenergie, welcher mittels der KWK-Anlage 
bereitgestellt wird, ohne diese durch eine Feuerungsanlage hätte erzeugt werden müssen, wel-
che die gleichen thermischen Inputparameter wie die KWK-Anlage aufweist.70 Wird diese 
Gutschrift vernachlässigt, werden die Interdependenzen zu angrenzenden Energiebereitstel-
lungsproblemen ignoriert.  
Die Zahlungsreihe der KWK-Gasturbine ist in der nachfolgenden Tabelle 5-12 festgehalten. 
 
Tab. 5-12: Zahlungsreihe der KWK-Gasturbine71 
S-7I: Ergebnisermittlung und Sensitivitätsanalysen 
Auf Basis der obigen Zahlungsreihe kann für die zu bewertende Eigenerzeugungstechnologie 
ein Kapitalwert von KWKWK-Gasturbine = –6.661.432,96 € berechnet werden.  
An die Ergebnisermittlung sollten sich auch auf der Submodellebene I Sensitivitätsanalysen 
anschließen, um den Einfluss unsicherer und/oder kapitalwertkritischer Eingangsgrößen zu 
quantifizieren. Für die hier näher betrachtete KWK-Gasturbine wurde die Veränderung des 
Kapitalwerts bei isolierter Variation des Brennstoffpreises und des Anteils der Volllaststun-
den ermittelt. Dies lässt sich wie folgt begründen: Aus der in Tabelle 5-12 auszugsweise dar-
gestellten Zahlungsreihe wird in Verbindung mit der Bausteinbewertung in Abschnitt 5.3.2 
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 Üblicherweise sind für die Ermittlung der Stromgutschrift Annahmen hinsichtlich der Inputparameter der 
Feuerungsanlage zu treffen, die durch die KWK-Anlage entlastet wird. Vgl. PEHNT, M.; SCHNEIDER, J. 
(2010) S. 135 ff. 
71
  Zu den bausteinbezogenen Zahlungen vgl. die Anhänge B.2.2.1.1 bis B.2.2.1.5 sowie Tab. 5-10. Für die 
Ermittlung der Wärmegutschrift wurde die Annahme getroffen, dass Wärme alternativ über einen Brenn-
wertkessel erzeugt werden kann. Die zugehörigen Brennstoffpreise entsprechen denen der KWK-Gasturbine 
(siehe Tab. 5-6) 
Zeitpunkt t 0 1 … 10 … 20
Einzahlungen Wärmegutschrift 0,00 € 204.750,00 € 234.109,10 € 271.693,17 €
et 0,00 € 204.750,00 € 234.109,10 € 271.693,17 €
zahlungswirksame
Produktionskosten
Anlage -1.303.200,00 € -6.000,00 € -6.000,00 € -6.000,00 €
Brennstoffe 0,00 € -465.825,00 € -532.619,64 € -618.126,83 €
Betriebsstoffe 0,00 € -30.000,00 € -30.000,00 € -30.000,00 €
Instandhaltung 0,00 € -39.048,00 € -51.116,25 € -69.561,30 €
Rechtsgüter -10.000,00 € -2.000,00 € -2.000,00 € -2.000,00 €
Personal 0,00 € -36.900,00 € -41.531,28 € -48.146,13 €
pkt -1.313.200,00 € -579.773,00 € -663.267,16 € -773.834,27 €
zahlungswirksame
Transaktionskosten
Anlage -17.186,53 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
Brennstoffe 0,00 € -2.487,06 € -2.373,15 € -2.621,31 €
Betriebsstoffe 0,00 € -271,19 € -224,71 € -237,96 €
Instandhaltung 0,00 € -2.389,21 € -52,78 € -55,96 €
Rechtsgüter 0,00 € 0,00 € -15,09 € -15,39 €
Personal -3.055,73 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
tkt -20.242,26 € -5.147,46 € -2.665,72 € -2.930,62 €
et+pkt + tkt -1.333.442,26 € -380.170,46 € -431.823,79 € -505.071,72 €
(et+pkt + tkt)·q-t -1.333.442,26 € -362.067,10 € -265.102,35 € -190.356,22 €
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(insb. Tabelle 5-10) die besondere Bedeutung des Bausteins und dessen monetäre Konse-
quenzen für die Technologiebewertung ersichtlich. Da Erdgas zu den fossilen Brennstoffen 
gehört, kann von einem Preisanstieg – der in den obigen Berechnungen berücksichtigt ist – 
ausgegangen werden. Das Ausmaß des Preisanstiegs ist jedoch nur schwer abzuschätzen, 
weshalb eine ergänzende Sensitivitätsanalyse durch Variation dieser Inputgröße erfolgt. In 
den Ausführungen der Abschnitte 4.4.2.1 und 5.3.2 wurde der negative Einfluss des Teillast-
betriebs auf den Wirkungsgrad und damit auf die Brennstoffmenge verdeutlicht. Aus diesem 
Grund sollte mithilfe einer Sensitivitätsanalyse untersucht werden, wie stark sich der Kapi-
talwert ändert, wenn der Anteil der Volllaststunden konstanten Gesamtnutzungsstunden vari-
iert wird. Daraus lassen sich bspw. Aussagen ableiten, ob eine Erhöhung der Stunden, bei der 
die Anlage mit ihrer Nennleistung betrieben wird, die Wirtschaftlichkeit der KWK-Gasturbine 
signifikant verbessert. 
In der Abbildung 5-3 sind die Kapitalwertveränderungen bei einer Variation der Eingangs-
größenausprägung in Schritten zu je +/–5 % (bei maximal +/–25 % Variation) gegenüber dem 
Basiswert graphisch festgehalten.72  
 
Abb. 5-3: Veränderung des Kapitalwerts der KWK-Gasturbine 
Wenig überraschend ist die gegenläufige Kapitalwertveränderung bei Variation der Inputpa-
rameter. Davon abgesehen wird an den Steigungen ersichtlich, dass der Kapitalwert eine stär-
kere Abhängigkeit von der Veränderung des Brennstoffpreises aufweist. Der Einfluss des 
Anteils der Volllaststunden auf den Kapitalwert ist hingegen verschwindend gering. Dies liegt 
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darin begründet, dass dem Wirtschaftlichkeitsvorteil, welcher durch den höheren durch-
schnittlichen Anlagenwirkungsgrad bei einem höheren Anteil an Volllaststunden entsteht, ein 
„Nachteil“ durch den – absolut gesehen – höheren Brennstoffverbrauch entgegen steht. 
Nachfolgend soll die Möglichkeit von Alternativenvergleichen der Submodellebene I für die 
im Fallbeispiel zu berücksichtigenden Alternativen des ‚Fremdbezugs‘ und des ‚Verkaufs‘ 
exemplarisch aufgezeigt werden. Die Ausführungen beschränken sich weitestgehend auf die 
Schritte S-6I und S-7I. Auf eine umfassende Darstellung der weiteren Schritte, die bezüglich 
der zu bewertenden Alternativen auf den beiden Submodellebenen zu berücksichtigen sind, 
wird verzichtet. 
5.4  Weitere ausgewählte Alternativenbewertungen der Submodellebene I 
5.4.1  Vertragsformbewertung und Sensitivitätsanalyse bezüglich des Fremdbezugs 
Wie bereits in den einleitenden Überlegungen dieses Kapitels festgehalten, wird im Folgen-
den unterstellt, dass alternativ zu der auf der Fremdbezugsseite zu bewertenden Kombination 
aus Programmliefervertrag, Spotgeschäften und Zusatzliefervertrag auch die bisher genutzte 
Vollversorgung weiterhin in die Betrachtungen eingeschlossen werden soll.  
Durch die Nutzung der Eigenerzeugungs- und Speicherungstechnologien reduziert sich der 
mittels Vollversorgung fremd zu beziehende Energiebedarf gegenüber der Ausgangssituation 
deutlich, da lediglich 827 MWh statt der bisherigen 3.027 MWh über diese Vertragsform be-
reitzustellen sind. 
Hinsichtlich des Bausteins ‚Stromlieferant‘ ändern sich gegenüber den oben bereits vorge-
stellten Eingangsgrößen der drei zur strukturierten Beschaffung gehörenden Vertragsformen 
lediglich der Arbeits- und der Leistungspreis (jeweils ohne Abgaben, Umlagen und Strom-
steuer).73 Darüber hinaus ist zu beachten, dass nur ein Vertrag mit einem Lieferanten zu 
schließen ist, statt drei bei den Formen der strukturierten Beschaffung. Damit reduziert sich 
tendenziell der zeitliche Aufwand, was sinkende Transaktionskosten erwarten lässt.  
In den beiden nachfolgenden Tabellen 5-13 a-c und 5-14 sind die Zahlungsreihen und die 
Kapitalwerte der alternativen Fremdbezugsvertragsformen festgehalten. Da die strukturierte 
Beschaffung (SB) aus den drei Vertragsformen Programmliefervertrag, Spotmarktgeschäfte 
und Zusatzliefervertrag besteht, ist deren kumulierter Kapitalwert (KWSB = –3.073.786,75 €) 
dem Kapitalwert der Vollversorgung (KWVV = –2.736.178,39 €) gegenüber zu stellen. Es 
wird deutlich, dass die Vollversorgung einen höheren Kapitalwert aufweist. Insofern sollten 
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 Vgl. Ausführungen im Zusammenhang mit Schritt M-3 in Abschnitt 5.2 
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die Eigenerzeugungs- und Speicherungstechnologien entgegen der ursprünglichen Annahme 
des Unternehmens nicht durch eine Kombination der genannten Vertragsformen, sondern 
durch die Vollversorgung ergänzt werden. Die Vollversorgung wird damit ein Bestandteil des 
Energiebereitstellungs- und -verwendungsportfolios des betrachteten Unternehmens. 
 
Tab. 5-13a: Zahlungsreihe und Kapitalwert der Vertragsform ‚Programmliefervertrag‘74 
 
Tab. 5-13b: Zahlungsreihe und Kapitalwert der Vertragsform ‚Spotmarktgeschäfte‘ 
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 Erläuterung zu den Tabellen 5-13 a-c und 5-14: Die zahlungswirksamen Produktionskosten basieren auf den 
in Abschnitt 5.2 den Vertragsformen zu Bedarfsdeckung „zugewiesenen“ Mengen. Für die Vollversorgung 
stellt die Summe der Mengen aus Programmliefervertrag, Spotmarktgeschäften und Zusatzliefervertrag die 
mengenmäßige Basis dar. Die Eingangsdaten der Preiskomponenten finden sich in Tabelle 5-5. Die dort 
ebenfalls angegebenen Wachstumsraten wurden einbezogen. Die zahlungswirksamen Transaktionskosten 
wurden analog zu den Ausführungen in Abschnitt 5.3.2 ermittelt. Die für die in den Tabellen 5-13a bis 5-14 
abgebildeten Vertragsformen relevanten Prozesszeiten und -mengen finden sich in den Anhängen B.2.1.5 bis 
B.2.1.9. 
Zeitpunkt t 0 1 … 10 … 20
zahlungswirksame 
Produktionskosten
Arbeitspreis (nur Erzeugung und Vertrieb -11.925,00 € -12.021,94 € -12.130,58 €
Leistungspreis -1.200,00 € -1.312,42 € -1.449,73 €
Netznutzungsentgelte -4.500,00 € -5.377,92 € -6.555,65 €
EEG-Umlage -14.040,00 € -25.811,97 € -50.776,05 €
§ 19 Umlage -517,50 € -675,22 € -907,44 €
Stromsteuer -3.465,00 € -4.521,04 € -6.075,90 €
KWK-Umlage -400,50 € -767,85 € -1.582,57 €
Offshore-Umlage -562,50 € -615,20 € -679,56 €
Konzessionsabgabe -247,50 € -247,50 € -247,50 €
Pkt 0,00 € -36.858,00 € -51.351,06 € -80.404,98 €
zahlungswirksame 
Transaktionskosten
Bedarfsanalyse Stromlieferant -43,78 € -38,47 € -41,03 €
Stromlieferantensuche und -analyse -402,44 € -359,23 € -390,73 €
Angebotseinholung und -vergleich Stromlieferant -297,55 € -253,81 € -273,03 €
Vertragsverhandlung und -abschluss 
Stromlieferant
-65,67 € -59,82 € -64,49 €
Bestellung Stromlieferant -43,78 € -38,47 € -41,03 €
Überwachung Stromlieferant -43,78 € -38,47 € -41,03 €
Vertragsabschluss Netzzugang -17,51 € -14,31 € -14,93 €
Tkt 0,00 € -914,49 € -802,58 € -866,28 €
pkt + tkt 0,00 € -37.772,49 € -52.153,64 € -81.271,25 €
(pkt + tkt)·q-t 0,00 € -35.973,80 € -32.017,81 € -30.630,28 €
Kapitalwert Fremdbezugsvertragsform ‚Programmlieferung‘ -647.820,38 €
Zeitpunkt t 0 1 … 10 … 20
zahlungswirksame 
Produktionskosten
Erzeugungspreis -14.269,50 € -14.385,50 € -14.515,50 €
Netznutzungsentgelte -7.000,00 € -8.365,65 € -10.197,68 €
EEG-Umlage -21.840,00 € -40.151,95 € -78.984,96 €
§ 19 Umlage -805,00 € -1.050,34 € -1.411,57 €
Stromsteuer -5.390,00 € -7.032,73 € -9.451,40 €
KWK-Umlage -623,00 € -1.194,44 € -2.461,78 €
Offshore-Umlage -875,00 € -956,97 € -1.057,10 €
Konzessionsabgabe -385,00 € -385,00 € -385,00 €
Portfoliomanager -31.200,00 € -37.286,89 € -45.452,51 €
pkt 0,00 € -82.387,50 € -110.809,47 € -163.917,49 €
zahlungswirksame
Transaktionskosten 
Suche und -analyse Portfoliomanager -350,22 € -379,65 € -431,32 €
Angebotseinholung und -vergleich PFM -1.368,98 € -1.460,11 € -1.657,86 €
Vertragsverhandlung und -abschluss PFM -1.368,98 € -1.460,11 € -1.657,86 €
Überwachung PFM -87,56 € -82,64 € -90,06 €
Vertragsabschluss Netzzugang -17,51 € -14,31 € -14,93 €
tkt 0,00 € -3.193,25 € -3.396,81 € -3.852,02 €
pkt + tkt 0,00 € -85.580,75 € -114.206,28 € -167.769,51 €
(pkt + tkt)·q-t 0,00 € -81.505,47 € -70.112,75 € -63.230,56 €
Kapitalwert Fremdbezugsvertragsform ‚Spotmarktgeschäfte‘ -1.412.431,46 €
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Tab. 5-13c: Zahlungsreihe und Kapitalwert der Vertragsform ‚Zusatzliefervertrag‘ 
 
Tab. 5-14: Zahlungsreihe und Kapitalwerte der Vertragsform ‚Vollversorgung‘ 
Auf Basis dieser Ergebnisse lassen sich auch bezüglich der bewerteten Vertragsformen wei-
tergehende Untersuchungen in Form von Sensitivitätsanalysen vornehmen. In Bezug auf das 
vorliegende Beispiel wird ein kritisches Niveau für das Entgelt, welches an den Portfolio-
manager zu zahlen ist, ermittelt, da diese Eingangsgröße am ehesten durch entsprechende 
Verhandlungen vom betrachteten Unternehmen beeinflusst werden kann.75 Das kritische Ent-
geltniveau liegt im vorliegenden Beispiel bei 26,49 % des Ausgangswerts.76 Dies entspricht 
einem absoluten Wert von 8.264,88 € für den Anfang des Betrachtungszeitraums. Nur, wenn 
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 Zur Vorgehensweise vgl. Abschnitt 5.3.2 
76
 Vgl. Anhang B.4.1 
Zeitpunkt t 0 1 … 10 … 20
zahlungswirksame 
Produktionskosten 
Strompreis (E+V) -37.800,00 € -38.107,28 € -38.451,64 €
Leistungspreis -3.000,00 € -3.585,28 € -4.370,43 €
Netznutzungsentgelte -5.040,00 € -9.265,83 € -18.227,30 €
EEG-Umlage -15.724,80 € -20.517,30 € -27.573,53 €
§ 19 Umlage -579,60 € -756,25 € -1.016,33 €
Stromsteuer -3.880,80 € -7.440,42 € -15.334,94 €
KWK-Umlage -448,56 € -490,58 € -541,91 €
Offshore-Umlage -630,00 € -630,00 € -630,00 €
Konzessionsabgabe -277,20 € -277,20 € -277,20 €
pkt 0,00 € -67.380,96 € -81.070,14 € -106.423,29 €
zahlungswirksame 
Transaktionskosten 
Bedarfsanalyse Stromlieferant -43,78 € -38,47 € -41,03 €
Stromlieferantensuche und -analyse -249,23 € -225,46 € -245,30 €
Angebotseinholung und -vergleich Stromlieferant -185,27 € -160,53 € -172,76 €
Vertragsverhandlung und -abschluss 
Stromlieferant
-185,27 € -160,53 € -172,76 €
Bestellung Stromlieferant -43,78 € -38,47 € -41,03 €
Überwachung Stromlieferant -43,78 € -38,47 € -41,03 €
Vertragsabschluss Netzzugang -17,51 € -14,31 € -14,93 €
tkt 0,00 € -768,62 € -676,24 € -728,84 €
pkt + tkt 0,00 € -68.149,58 € -81.746,39 € -107.152,13 €
(pkt + tkt)·q
-t
0,00 € -64.904,36 € -50.185,19 € -40.384,51 €
Kapitalwert Fremdbezugsvertragsform ‚Zusatzliefervertrag‘ -1.013.534,91 €
Zeitpunkt t 0 1 … 10 … 20
zahlungswirksame 
Produktionskosten
Arbeitspreis (nur Erzeugung und Vertrieb -76.911,00 € -77.536,23 € -78.236,89 €
Leistungspreis -2.000,00 € -2.187,37 € -2.416,22 €
Netznutzungsentgelte -16.540,00 € -19.766,83 € -24.095,66 €
EEG-Umlage -51.604,80 € -94.873,32 € -186.630,18 €
§ 19 Umlage -1.902,10 € -2.481,81 € -3.335,34 €
Stromsteuer -12.735,80 € -16.617,33 € -22.332,30 €
KWK-Umlage -1.472,06 € -2.822,29 € -5.816,83 €
Offshore-Umlage -2.067,50 € -2.261,19 € -2.497,77 €
Konzessionsabgabe -909,70 € -909,70 € -909,70 €
pkt 0,00 € -166.142,96 € -219.456,07 € -326.270,88 €
zahlungswirksame 
Transaktionskosten 
Bedarfsanalyse Stromlieferant -43,78 € -38,47 € -41,03 €
Stromlieferantensuche und -analyse -402,44 € -359,23 € -390,73 €
Angebotseinholung und -vergleich Stromlieferant -297,55 € -253,81 € -273,03 €
Vertragsverhandlung und -abschluss 
Stromlieferant
-65,67 € -59,82 € -64,49 €
Bestellung Stromlieferant -43,78 € -38,47 € -41,03 €
Überwachung Stromlieferant -43,78 € -38,47 € -41,03 €
tkt 0,00 € -896,98 € -788,27 € -851,35 €
pkt + tkt 0,00 € -167.039,94 € -220.244,35 € -327.122,23 €
(pkt + tkt)·q-t 0,00 € -159.085,66 € -135.210,92 € -123.288,93 €
Kapitalwert Fremdbezugsvertragsform  ‚Vollversorgung‘ -2.736.178,39 €
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es dem Unternehmen gelingt, die Entgeltforderung des Portfoliomanagers auf einen darunter 
liegenden Betrag zu verhandeln, ist – bei sonst gleichbleibenden Eingangsdaten – eine struk-
turierte Beschaffung gegenüber der Vollversorgung vorteilhaft. 
Weiterhin wird die Veränderung des Kapitalwerts der Vollversorgung in Abhängigkeit von 
der Variation ausgewählter Inputgrößen untersucht. Im vorliegenden Beispiel erfolgt eine 
Veränderung der Eingangsgrößen ‚Arbeitspreis‘, ‚EEG-Umlage‘, ‚Netznutzungsentgelt‘ und 
‚Stromsteuer‘, da jene die betragsmäßig größten Bestandteile der zahlungswirksamen Produk-
tionskosten darstellen. Dazu wird der jeweilige Basiswert in 5 %-Schritten nach oben und 
unten korrigiert.  
Die nachfolgende Abbildung 5-4 skizziert die Veränderung des Kapitalwerts in Abhängigkeit 
von einer Inputvariation der genannten Größen.77 Es wird deutlich, dass vor allem hinsichtlich 
des Arbeitspreises und der EEG-Umlage eine hohe Sensitivität des Kapitalwerts der Vollver-
sorgung besteht, während die Veränderung bezüglich der beiden anderen Größen eher gering 
ausfällt. 
 
Abb. 5-4: Kapitalwertveränderung der Vertragsform ‚Vollversorgung‘ bei Variation aus-
gewählter Inputgrößen 
Das Wissen um die vergleichsweise starke Abhängigkeit des Kapitalwerts von der Höhe des 
Arbeitspreises kann als Basis für die Berechnung eines kritischen Arbeitspreisniveaus moti-
vieren, bei dem sich die relative Vorteilhaftigkeit beider Fremdbezugsalternativen ändert: Ein 
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Anstieg des Arbeitspreises um 34,97 % gegenüber dem Ausgangswert führt zu einer Ände-
rung der relativen Vorteilhaftigkeit.78 Das entspricht für die erste Periode des Betrachtungs-
zeitraums einem Arbeitspreis von 0,1255 €/kWh. Unter Berücksichtigung der Tatsache, dass 
der Anstieg dieses Bestandteils des Strompreises in den letzten 10 Jahren im Durchschnitt nur 
0,09 % betrug,79 ist ein Preisanstieg, der die relative Vorteilhaftigkeit beider Alternativen ver-
ändert, gegenwärtig sehr unwahrscheinlich. 
5.4.2  Vertragsformbewertung und Sensitivitätsanalyse bezüglich des Verkaufs 
Analog zu den Ausführungen des Abschnitts 5.4.1 soll auch hinsichtlich der in einem Ener-
giebereitstellungs- und -verwendungsportfolio zu berücksichtigenden Vertragsform des Ver-
kaufs der mittels PV erzeugten elektrischen Energie ein Alternativenvergleich auf der Sub-
modellebene I durchgeführt werden. Dieser erstreckt sich auf den Vergleich der Verkaufsver-
tragsformen ‚Marktprämienmodell‘ und ‚EEG-Vergütung‘. Die Eingangsdaten beider Ver-
tragsformen wurden bereits in Abschnitt 5.2 vorgestellt. Die erzielbaren Einzahlungen erge-
ben sich aus dem Produkt des Vergütungssatzes und der eingespeisten bzw. verkauften Ener-
giemenge.80  
Aus Sicht eines Anlagenbetreibers reduziert sich bei der EEG-Einspeisevergütung der zeitli-
che Aufwand gegenüber dem Marktprämienmodell, da lediglich einmalig zum Beginn des 
Betrachtungszeitraums der Netzzugang mit dem zuständigen Netzbetreiber zu vereinbaren ist. 
Außerdem müssen bei der EEG-Einspeisevergütung keine Vertragsverhandlungen mit einem 
Stromhändler, der den Verkauf der elektrischen Energie für das betrachtete Unternehmen 
übernimmt, berücksichtigt werden. 
In den beiden nachfolgenden Tabellen 5-15 und 5-16 sind die Zahlungsreihen und Kapital-
werte der alternativen Verkaufsvertragsformen dargestellt. Es wird deutlich, dass unter den 
hier getroffenen Annahmen die EEG-Vergütung (KWEEG = 204.271,35 €) gegenüber dem 
Marktprämienmodell (KWMPM = 86.027,91 €) zu einem höheren Kapitalwert führt und damit 
relativ vorteilhaft ist. Die Verkaufsvertragsform ‚EEG-Vergütung‘ ist daher in das Energiebe-
reitstellungs- und -verwendungsportfolio zu integrieren, während die Überlegung einer Inan-
spruchnahme der Direktvermarktung verworfen werden sollte. 
                                                          
78
 Vgl. Anhang B.4.3 
79
 Eigene Berechnungen auf Basis BDEW (2014a) S. 11 
80
 Vgl. Abschnitt 5.2, Schritt M-5 
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Tab. 5-15: Zahlungsreihe und Kapitalwert der Vertragsform ‚EEG-Vergütung‘81 
 
Tab. 5-16: Zahlungsreihe und Kapitalwert der Vertragsform ‚Marktprämienmodell‘82 
Auch an diese Ergebnisermittlung sollten sich wieder Sensitivitätsanalysen anschließen, um 
zu überprüfen, wie sicher die Aussage zur relativen Vorteilhaftigkeit der EEG-Vergütung 
gegenüber dem Marktprämienmodell ist. So bietet es sich in diese Fall an, einen kritischen 
Verkaufspreis für die Direktvermarktung über das Marktprämienmodell zu bestimmen.83 Die-
ser liegt im Beispiel bei 0,11158 €/kWh und ist damit fast dreimal so hoch wie der im Aus-
gangsfall für die Vermarktung angesetzte Wert.84 Wird bei der Interpretation des Ergebnisses 
zusätzlich berücksichtigt, dass der energieträgerspezifische Referenzmarktpreis bei durch-
schnittlich nur 0,03565 €/kWh liegt85, so scheint dieser kritische Verkaufspreis nur sehr 
schwer erreichbar. 
                                                          
81
 Erläuterung zu Tabelle 5-15: Die Mengenkomponente der Einzahlungen basiert auf der in der PV-Anlage 
erzeugten elektrischen Energie abzüglich der Energiemenge, die für das Laden des Speichers benötigt wird. 
Vgl. Abschnitt 5.2. Als Grundlage für die Preiskomponenten dient der Vergütungssatz in Tabelle 5-4. 
82
 Erläuterungen zu Tabelle 5-16: Hinsichtlich der Mengenkomponente aller drei Einzahlungsarten gilt die 
gleiche Annahme wie bei der EEG-Vergütung. Als Grundlage für die jeweiligen Preiskomponenten dienen 
die Angaben in Tabelle 5-4. Die Preiskomponente der Marktprämie ergibt sich aus der Differenz der gesetz-
lichen Einspeisevergütung und des Referenzmarktpreises. Zur Berechnung der zahlungswirksamen Transak-
tionskosten sei auf die Ausführungen des Abschnitts 5.3.2 verwiesen. 
83
 Da für den erzielten Verkaufspreis über den gesamten Betrachtungszeitraum eine gleichbleibende Höhe 
unterstellt wird, kann auf die Einführung eines Variationsparameters in diesem Fall verzichtet werden. Da-
von abgesehen entspricht die Vorgehensweise der in Abschnitt 5.3.2 exemplarisch dargestellten 
84
 Vgl. Anhang B.4.4 
85
  Eigene Berechnungen für das Jahr 2014 auf Basis der Angaben auf https://www.netztransparenz.de/de/Re-
ferenzmarktwerte.htm 
Zeitpunkt t 0 1 … 10 … 20
Einzahlungen EEG-Vergütung 16.392,60 € 16.392,60 € 16.392,60 €
et 0,00 € 16.392,60 € 16.392,60 € 16.392,60 €
zahlungswirksame Transaktionskosten Vertragsabschluss Netzzugang -17,51 €
tkt 0,00 € -17,51 € 0,00 € 0,00 €
et+ tkt 0,00 € 16.375,09 € 16.392,60 € 16.392,60 €
(et+ tkt)·q
-t
0,00 € 15.595,32 € 10.063,63 € 6.178,20 €
Kapitalwert Verkaufsvertragsform ‚EEG-Einspeisevergütung‘ 204.271,35 €
Zeitpunkt t 0 1 … 10 … 20
Einzahlungen
erzielte Verkaufserlöse 0,00 € 6.000,00 € 6.000,00 € 6.000,00 €
Marktprämie 0,00 € 11.045,40 € 11.045,40 € 11.045,40 €
Managementprämie 0,00 € 1.050,00 € 1.050,00 € 1.050,00 €
et 0,00 € 18.095,40 € 18.095,40 € 18.095,40 €
zahlungswirksame 
Produktionskosten
Händler -7.800,00 € -9.321,72 € -11.363,13 €
pkt 0,00 € -7.800,00 € -9.321,72 € -11.363,13 €
zahlungswirksame 
Transaktionskosten 
Suche und -analyse Stromhändler -668,74 € -654,93 € -728,04 €
Angebotseinholung und -vergleich Stromhändler -668,74 € -654,93 € -728,04 €
Vertragsverhandlung und -abschluss Stromhändler -668,74 € -654,93 € -728,04 €
Überwachung Stromhändler -43,78 € -38,47 € -41,03 €
tkt 0,00 € -2.050,00 € -2.003,27 € -2.225,14 €
et+pkt + tkt 0,00 € 8.245,40 € 6.770,40 € 4.507,13 €
(et+pkt + tkt)·q
-t
0,00 € 7.852,76 € 4.156,44 € 1.698,69 €
Kapitalwert Verkaufsvertragsform ‚Marktprämienmodell‘ 86.027,91 €
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Sämtliche auf der Submodellebene I getroffenen Entscheidung bezüglich der zu berücksichti-
genden Alternativen beider Bereitstellungs- und beider Verwendungswege gehen als Inputpa-
rameter in die (erste) Modellebene ein.86 
5.5  Bewertung eines exemplarischen Energiebereitstellungs- und -verwendungs-
portfolios – Teil 2 
Im Rahmen der folgenden Ausführungen werden die Schritte auf der (ersten) Vorgehensmo-
dellebene komplettiert, welche im Abschnitt 5.2 begonnen wurden. 
M-6: Prognose und Zuordnung von Zahlungen zu Zeitpunkten, Bereitstellungs- und Verwen-
dungswegen sowie Technologien und Vertragsformen 
Auf Basis der bezüglich aller relevanten Technologien und Vertragsformen getroffenen Parti-
alentscheidungen auf den Submodellebenen I und II lassen sich in Schritt M-6 die Zahlungs-
reihe für ein spezifisches Energiebereitstellungs- und -verwendungsportfolio sowie die zuge-
hörige Zielgröße ermitteln. In der nachfolgenden Tabelle 5-17 sind die Zahlungen exemplari-
scher Zeitpunkte für ein Portfolio, das sich aus den Bereitstellungs- und Verwendungsalterna-
tiven KWK-Gasturbine, PV-Anlage, Blei-Säure-Akku, Vollversorgung und EEG-Vergütung 
zusammensetzt, festgehalten. Auf Basis dieser Zahlungen kann der Kapitalwert des Portfolios 
mithilfe der Formel 4-987 ermittelt werden.88 
 
Tab. 5-17: Zahlungsreihe des Energiebereitstellungs- und -verwendungsportfolios 
                                                          
86
 Vgl. Abschnitt 5.5 
87
 Vgl. Abschnitt 4.3.3. 
88
 Alternativ können jedoch auch, wie in Abschnitt 4.6.1 dargestellt, die Einzelkapitalwerte der zu berücksich-
tigenden Technologien und Vertragsformen bzw. der in diese eingehenden Bausteinkapitalwerte aufaddiert 
werden. 
Zeitpunkt t 0 1 … 10 … 20
Einzahlungen
Make Wärmegutschrift 0,00 € 204.750,00 € 234.109,10 € 271.693,17 €
Sell EEG-Vergütung 0,00 € 16.392,60 € 16.392,60 € 16.392,60 €




KWK-Anlage -1.313.200,00 € -579.773,00 € -663.267,16 € -773.834,27 €
Photovoltaikanlage -904.000,00 € -3.800,00 € -7.024,86 € -7.373,81 €
Buy Vollstromversorgung 0,00 € -166.142,96 € -219.456,07 € -326.270,88 €
Store Blei-Säure-Akku -255.500,00 € -51.646,90 € -268.229,34 € -78.592,00 €




KWK-Anlage -20.242,26 € -5.147,46 € -2.665,72 € -2.930,62 €
Photovoltaikanlage -7.447,37 € -792,34 € -38,81 € -39,92 €
Buy Vollstromversorgung 0,00 € -896,98 € -788,27 € -851,35 €
Sell Netzzugang 0,00 € -17,51 € 0,00 € 0,00 €
Store Blei-Säure-Akku -16.337,95 € -4.709,36 € -18.774,48 € -120,10 €
tkt -44.027,58 € -11.563,66 € -22.267,29 € -3.942,00 €
et+pkt + tkt -2.516.727,58 € -591.783,93 € -929.743,02 € -901.927,18 €
(et+pkt + tkt)·q-t -2.516.727,58 € -563.603,74 € -570.781,56 € -339.926,87 €
Kapitalwert Energiebereitstellung und -verwendung -11.251.719,40 €
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M-7: Portfoliobewertung und Sensitivitätsanalyse 
Der Kapitalwert dieses Energieportfolios liegt bei KWEBV, Basis = –11.251.719,40 €. Dieser 
spiegelt die Zielgröße bei einer ganz spezifischen Bündelung von Technologien und Vertrags-
formen beider Bereitstellungs- und beider Verwendungswege sowie konkreten Annahmen 
hinsichtlich der mittels der einzelnen Alternativen bereitzustellenden und zu verwendenden 
Energiemengen wider.89 Dieses Portfolio soll im Folgenden als ‚Basisportfolio‘ bezeichnet 
werden. 
Wird das hier über die Partialentscheidungen der Submodellebenen I und II zusammengestell-
te Portfolio der für die Ausgangssituation des Beispielunternehmens angenommenen Vollver-
sorgung90 gegenübergestellt, so führt ein rein auf den monetären Größen basierender 
Portfoliovergleich zu der Erkenntnis, dass die Vollversorgung die relativ vorteilhafte Alterna-
tive darstellt. Sie weist mit KWEBV, VV = –7.313.811,07 € einen deutlich höheren Kapitalwert 
als das Basisportfolio auf.91 Allerdings verletzt die Vollversorgung die Restriktionen, die zur 
Berücksichtigung der Ziele ‚Versorgungssicherheit‘ und ‚Ökologieorientierung‘ eingeführt 
wurden92 und ist damit nicht zulässig. Die Differenz zwischen den Kapitalwerten beider Al-
ternativen kann daher auch als „Preis“ für die „zusätzliche“ Versorgungssicherheit und die 
Ökologieorientierung interpretiert werden. 
Die Zielgrößenberechnung sollte auch auf der Energieportfolioebene durch weitergehende 
Untersuchungen in Form von Sensitivitätsanalysen begleitet werden.93 Für das Basisportfolio 
werden mittels Sensitivitätsanalyse die Ausprägungen der technologie- bzw. vertragsformbe-
zogenen Zahlungen bzw. Zahlungskategorien variiert, um ihren Einfluss auf den Kapitalwert 
des Energiebereitstellungs- und -verwendungsportfolios zu untersuchen. In der nachfolgenden 
Abbildung 5-5 sind der Übersichtlichkeit halber lediglich einige ausgewählte Eingangsgrößen 
des Portfoliokapitalwerts festgehalten. 
                                                          
89
 Vgl. die Ausführungen der Abschnitte 4.6.1 und Abschnitt 5.2, Schritt M-5 
90
 Da die Vollversorgung im Ausgangsfall keine Nutzung von Eigenerzeugungs- und Speicherungstechnolo-
gien, aber auch keine Inanspruchnahme von Verkaufsalternativen vorsieht, entspricht der Kapitalwert der 
Vertragsform ‚Vollversorgung‘ dem Kapitalwert des gesamten Portfolios. 
91
  Vgl. Anhang B.5.1 
92
 Vgl. Abschnitt 5.2 
93
 Bezüglich einer potenziellen Vorgehensweise zur Identifikation kapitalwertkritischer Eingangsgrößen sei 
auf Abschnitt 4.6.2 verwiesen. 
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Abb. 5-5:  Veränderung des Portfoliokapitalwerts in Abhängigkeit von ausgewählten Zah-
lungen 
Eine starke Abhängigkeit des Portfoliokapitalwerts besteht offensichtlich von der Ausprägung 
der laufenden zahlungswirksamen Produktionskosten der KWK-Gasturbine: Die hier als Va-
riationsobergrenze gewählte Veränderung der Eingangsgröße von 25 % führt zu einer Kapi-
talwertveränderung von 20 %. Diese Eingangsgröße sollte daher – in Anlehnung an die Aus-
führungen des Abschnitts 4.6.2 – die Basis für tiefergehende Untersuchungen darstellen, 
wenn hinsichtlich ihrer Ausprägung Unsicherheit erwartet wird.94 
Zu einer ebenfalls starken Veränderung des Portfoliokapitalwerts von 8 % führt die Variation 
der Wärmegutschrift. Werden hinsichtlich der Eingangsgrößen der Wärmegutschrift (z. B. 
Brennstoffpreis) Unsicherheiten erwartet, so sollten sich auch bezüglich dieser Größe weitere 
Untersuchungen (auf den Submodellebenen) anschließen. 
Ein ähnlicher Einfluss geht von den zahlungswirksamen Produktionskosten aus, welche durch 
den Fremdbezug elektrischer Energie mittels Vollversorgung anfallen. Sie führen innerhalb 
der gewählten Variationsgrenzen zu einer maximalen Kapitalwertveränderung von knapp 
7 %, so dass sich auch hier weitere Analysen empfehlen.95 
Hinsichtlich der übrigen in der obigen Abbildung 5-5 dargestellten, aber auch bezüglich der 
dort nicht erfassten Eingangsgrößen ist lediglich eine geringe Portfoliokapitalwertbeein-
                                                          
94
 Vgl. auch Abschnitt 5.3.3 
95

































294   Kapitel 5: Demonstration des Konzepts 
 
flussung zu konstatieren. So führen Veränderungen der Eingangsgrößen von 25 % lediglich 
zu maximal 2-3 % Kapitalwertveränderung (z. B. bei der EEG-Vergütung und der Anschaf-
fungsauszahlung der KWK-Gasturbine). Bei einigen Eingangsgrößen ist der Einfluss noch 
deutlich geringer. Dies lässt sich anhand der zahlungswirksamen Transaktionskosten aufzei-
gen, die bereits kumuliert, d. h. über alle Technologien und Vertragsformen beider Bereitstel-
lungs- und beider Verwendungswege variiert wurden: Ihr maximaler Einfluss auf den 
Portfoliokapitalwert liegt in dem hier vorliegenden Fallbeispiel bei gerade 0,3 %. Damit füh-
ren auch große Unsicherheiten hinsichtlich der Größen, die die zahlungswirksamen Transak-
tionskosten determinieren (Prozesszeit, Prozessmenge, Personalkostensatz), zu kaum nen-
nenswerten Veränderungen des Portfoliokapitalwerts.96 Den Transaktionskosten kommt damit 
zumindest im vorliegenden Fallbeispiel keine nennenswerte Entscheidungsrelevanz zu. 
Um die relative Vorteilhaftigkeit des oben bewerteten Portfolios beurteilen zu können, muss 
dessen Kapitalwert mit den Zielgrößen weiterer zulässiger Bereitstellungs- und Verwen-
dungsportfolios verglichen werden. Dazu kann – wie in Abschnitt 4-6-1 erläutert – zunächst 
an den energiemengenbezogenen Festlegungen des Schritts M-5 angesetzt und die für das 
oben bewertete Bündel aus Technologien und Vertragsformen verändert werden.97 
In Erwägung gezogen werden sollte bspw. eine vollständige Integration der mittels PV-An-
lage erzeugten elektrischen Energie. Das kann damit begründet werden, dass die PV-Stromer-
zeugungskosten je Kilowattstunde elektrischer Energie 0,1946 €/kWh betragen,98 die Einspei-
sung jedoch mit lediglich 0,1093 €/kWh vergütet wird. Demnach ist es unter monetären Ge-
sichtspunkten vorteilhafter die erzeugte elektrische Energie selbst zu verbrauchen. Dies hat 
zur Folge, dass lediglich 677 MWh elektrischer Energie (statt bisher 827 MWh) mittels Voll-
stromversorgung fremdbezogen werden müssen. Die Energiemengen der KWK-Gasturbine 
und der Energiespeicher bleiben unverändert. Für ein so ausgestaltetes Alternativportfolio 1 
ergibt ein Kapitalwert von KWEBV, A1 = –10.966.427,80 €, womit dieses gegenüber dem Ba-
sisportfolio relativ vorteilhaft und zu bevorzugen ist.99 
Eine weitere zunächst lediglich auf die Energiemengen der einzelnen Bereitstellungs- und 
Verwendungsalternativen bezogene Veränderung der Portfoliozusammensetzung betrifft die 
KWK-Gasturbine: Im Basisportfolio wird diese über 5.250 Jahresbenutzungsstunden hinweg 
in einem unter Wirtschaftlichkeitsaspekten ungünstigen Teillastbetrieb eingesetzt. Als Alter-
                                                          
96
 Im Fallbeispiel führt erst ein Verzehnfachung der Transaktionskosten zu einer Veränderung des Port-
foliokapitalwerts von 10 %. 
97
 Vgl. Abschnitt 5.2, Abbildung 5-2 
98
 Vgl. Berechnungen in Anhang B.3.2 
99
 Vgl. Anhang B.5.2 
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native kann Volllastbetrieb der Anlage über die kompletten 7.500 Jahresbenutzungsstunden in 
Betracht gezogen werden. Die überschüssige Menge elektrischer Energie i. H. v. 1.050 MWh 
kann dann gegen eine Vergütung in das öffentliche Stromnetz eingespeist werden.100 Für die-
ses Alternativportfolio 2 ergibt sich ein Kapitalwert von KWEBV, A2 = –11.473.613,75 €.
101 Das 
Portfolio ist damit sowohl gegenüber dem Basisportfolio, als auch gegenüber dem Alternativ-
portfolio 1 nicht relativ vorteilhaft. 
Weitere Änderungen der Portfoliozusammensetzung können sich auf die Wahl der Anlagen-
leistung(en) von Eigenerzeugungs- und/oder Speicherungsalternativen beziehen. So besteht 
zur Vermeidung des oben erwähnten Teillastbetriebs der KWK-Gasturbine auch die Möglich-
keit, eine Anlage mit geringerer Leistung anzuschaffen. Da der unterstellte Grundlastbedarf 
des Unternehmens im Fallbeispiel bei 0,2 MW liegt, kann eine Anlage dieser Leistung die 
kompletten 7.500 Jahresbenutzungsstunden mit maximaler Leistung betrieben werden.102 In 
diesem Fall würde sich der Anteil fremd zu beziehender elektrischer Energie auf 1.277 MWh 
erhöhen, da durch die geringe Leistung der KWK-Anlage über insgesamt 2.250 Benutzungs-
stunden (Spitzen- und Mittellast) 0,2 MW weniger Leistung und damit 450 MWh elektrische 
Energie weniger zur Verfügung stünden. Der Kapitalwert dieses Alternativportfolio 3 beträgt 
KWEBV, A3 = –10.352.415,74 €.
103 Es stellt damit unter bisher betrachteten das relativ vorteil-
hafte Energieportfolio dar. 
Würde schließlich – analog zu den Überlegungen in Alternativportfolio 1 – auch bei diesem 
Alternativportfolio 3 die eigenerzeugte Energiemenge der PV-Anlage in die Energiebedarfs-
deckung integriert, so ergibt sich ein weiteres zu bewertendes Alternativenbündel (Alternativ-
portfolio 4), das mit einem Kapitalwert von KWEBV, A4 = –10.067.124, 15 € das Alternativ-
portfolio 3 als relativ vorteilhaftes Portfolio ablöst.104 
Über die bisherigen Überlegungen zu alternativen Portfoliozusammensetzungen hinaus kön-
nen/sollten weitere Kombinationen von Technologien und Vertragsformen, die bisher nicht 
betrachtet wurden, monetär bewertet werden. Wie in Abschnitt 4.6.1 erläutert, lässt sich so 
sukzessiv das unter Einhaltung von Restriktionen relativ vorteilhaft Energiebereitstellungs- 
und -verwendungsportfolio identifizieren. 
                                                          
100
 Vgl. Abschnitt 3.3.2 (KWKG-Vergütung). Die dadurch parallel mehr erzeugte Wärmeenergie wird durch 
entsprechend höhere Wärmegutschriften berücksichtigt. 
101
 Vgl. Anhang B.5.3 
102
 Vgl. Abschnitt 5.2, Abbildung 5-2. Von den in der Tabelle 5-1 festgehaltenen Eingangsdaten, reduzieren 
sich die elektrische und thermische Anlagenleistung jeweils um die Hälfte. Um die für die meisten Stromer-
zeugungsanlagen charakteristische Größendegression zu erfassen, steigen die Anschaffungskosten der Anla-
ge annahmegemäß um 500 € je kW. 
103
 Vgl. Anhang B.5.4 
104
 Vgl. Anhang B.5.5 
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5.6 Zwischenfazit 
Das vorgestellte Fallbeispiel diente einer Veranschaulichung der Vorgehensweise zur Bewer-
tung eines aus mehreren Technologien und Vertragsformen beider Bereitstellungs- und beider 
Verwendungswege bestehenden Energieportfolios. Die gewonnenen Erkenntnisse hinsichtlich 
der Aussagekraft, des Aufwands, der Transparenz und der Praxistauglichkeit des Konzepts 
sollen nachfolgend kritisch diskutiert werden. 
Die Aussagekraft einer mithilfe des Konzepts ermittelten Zielgrößenausprägung unterliegt in 
hohem Maße den Prämissen, unter denen eine Vorauswahl der potenziell in einem Portfolio 
enthaltenen Alternativen getroffen wurde. Für einen Entscheidungsträger besteht die Gefahr, 
dass bereits im Zuge dieser Vorauswahl Alternativen und Alternativenbündel vernachlässigt 
werden, die einen höheren Beitrag zur Zielerreichung leisten, als die ausgewählten. Um diese 
Gefahr etwas zu reduzieren, kann bspw. auf das in Abschnitt 2.4 dargestellte Zieldreieck zu-
rückgegriffen werden. In dieses kann ein Entscheidungsträger seine eigene Position, den Posi-
tionen aller verfügbaren Bereitstellungs- und Verwendungsalternativen gegenüberstellen um 
damit einen besseren Überblick über die mit den eigenen Zielen am ehesten korrespondieren-
den Technologien und Vertragsformen zu erhalten. 
Darüber hinaus ist die Güte des Ergebnisses aufgrund des reinen „Ermittlungscharakters“ des 
Konzepts neben der Vorauswahl auch von der Anzahl der Wiederholungen bzw. Vergleichs-
rechnungen abhängig: So kann u. U. erst dann ein einigermaßen fundiertes Gesamtbild über 
den kapitalwertdeterminierenden Einfluss einzelner Technologien und Vertragsformen erstellt 
werden, wenn die mengenbezogenen Annahmen mehrfach modifiziert und für die sich dann 
ergebenden alternativen Technologie- und Vertragsformbündel die Zielgröße berechnet wur-
de. 
Der mit der Anwendung des Konzepts verbundene Aufwand hängt einerseits von der Anzahl 
der identifizierten und zu bewertenden Technologien sowie Vertragsformen, andererseits von 
der Anzahl der notwendigen Wiederholungen der Berechnungen ab. Bezüglich des ersten 
Aspekts ist vor allem zu berücksichtigen, dass der Aufwand zur Ermittlung und Prognose 
relevanter Eingangsdaten sowie die Analyse der jeweiligen Einflussgrößen mit jeder zusätzli-
chen alternativen Technologie und/oder Vertragsform steigen. Hinsichtlich des zweiten As-
pekts kann festgehalten werden, dass abgesehen vom gegebenenfalls zusätzlichen Datener-
mittlungs- und -prognoseaufwand, vor allem der Rechenaufwand mit jeder zusätzlichen Be-
rechnung steigt. 
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Unter dem Gesichtspunkt der Aufwandsverursachung ist auch die Integration von Transakti-
onskosten kritisch zu sehen: Deren Ermittlung und Prognose verursacht einen sehr großen 
Aufwand. So müssen Überlegungen hinsichtlich der Bereitstellungsprozesse an sich, ihres 
Zeitbedarfs und ihrer Wiederholungen sowie zur Bewertung des sich aus diesen beiden Grö-
ßen ergebenden Faktorverbrauchs angestellt werden. Dieser Aufwand ist zumindest vor dem 
Hintergrund der für das Fallbeispiel zu konstatierenden Entscheidungsirrelevanz der Transak-
tionskosten nicht gerechtfertigt. Gleichwohl sollte von den Ergebnissen des vorliegenden 
Fallbeispiels nicht auf die generelle (Ir-)Relevanz der Transaktionskosten geschlossen wer-
den: So wurden im Fallbeispiel einerseits nur Personalkosten zur Ermittlung des auf eine Ein-
heit des Faktorverbrauchs bezogenen „Transaktionskostensatzes“ berücksichtigt. Andererseits 
ist die Existenz transaktionsbezogene Potenzialfaktoren, die einem langfristigen Verbrauch 
unterliegen, für das Fallbeispiel ausgeschlossen worden.105 Beide Aspekte tragen dazu bei, 
dass die Transaktionskosten im Fallbeispiel sehr gering ausfallen. Darüber hinaus kann davon 
ausgegangen werden, dass alternative Portfoliozusammensetzungen existieren, die einen hö-
heren zeitlichen Aufwand und damit auch tendenziell höhere Transaktionskosten nach sich 
ziehen, als die in den zurückliegenden Abschnitten bewerteten (z. B. ein Portfolio, in wel-
chem die Prozesse zur Bereitstellung von Spot- und Terminmarktgeschäften selbst erbracht 
werden). 
Nach Ansicht des Verfassers schafft die Zerlegung der komplexen Gesamtentscheidung in 
einzelne Teilentscheidungen ein höheres Maß an Transparenz hinsichtlich der monetären 
Konsequenzen der zur Verfügung stehenden und zu bewertenden Alternativen sowie 
Alternativenbündel. Insbesondere die Differenzierung zwischen den drei (Sub-)Modellebenen 
erweist sich als Transparenz fördernd, da auf diesem Weg eine übersichtlichere Struktur über 
die Handlungsmöglichkeiten, welche sich für die Bereitstellung und Verwendung elektrischer 
Energie bieten, geschaffen wird. Die damit einhergehenden ebenenbezogenen Zielgrößenbe-
rechnungen, Alternativenvergleiche und ergänzenden Sensitivitätsanalysen unterstützen bei 
der Suche nach einem relativ vorteilhaften Energieportfolio dadurch, dass die monetären 
Konsequenzen der portfoliobezogenen Entscheidungen aus den einzelnen Bestandteilen Stück 
für Stück zusammengesetzt werden und ein Entscheidungsträger damit einen differenzierteren 
Überblick über wichtige Einflussgrößen der Zielgröße und Abhängigkeiten zwischen einzel-
nen Alternativen erhält.  
Die Praxistauglichkeit lässt sich unter Rückgriff auf die Einschätzungen zu den bisherigen 
Aspekten beurteilen: Die transparente Vorgehensweise kann sicher als ein die Praxistauglich-
                                                          
105
 Vgl. Abschnitt 4.1.4.3 
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keit unterstützendes Element aufgeführt werden. Als kritisch ist hingegen die hohe Abhängig-
keit der Ergebnisgüte von der getroffenen Vorauswahl zu sehen, da damit entsprechend hohe 
Anforderungen an die Alternativenkenntnis eines Entscheidungsträgers gestellt werden. Da-
rüber hinaus schränkt der hohe Aufwand zur Identifikation und Charakterisierung von Alter-
nativen sowie zur Ermittlung und Prognose relevanter Daten die Praxistauglichkeit ein. 
An diese Beurteilung anknüpfend sollen mit der nachfolgenden Schlussbetrachtung Überle-
gungen angestellt werden, an welchen Stellen des Konzepts weiterer Forschungsbedarf be-
steht.  
  
6  Schlussbetrachtung 
Mit der vorliegenden Arbeit sollte aufgezeigt werden, welche Besonderheiten energiebezoge-
ne MoB-Entscheidungen in Bezug auf Ziele, Einflussfaktoren und insbesondere Alternativen 
aufweisen (Forschungsfrage 1). Dazu wurden in Kapitel 2 zunächst das Bereitstellungsobjekt 
elektrische Energie charakterisiert und relevante Ziele der Energiebereitstellung erarbeitet. In 
Kapitel 3 ist die Entscheidungssituation systematisiert und strukturiert worden, ehe eine Cha-
rakterisierung der verschiedenen Alternativen erfolgte. 
Darüber hinaus galt es, existierende Ansätze zur Vorbereitung von MoB-Entscheidungen auf 
ihre Anwendbarkeit für energiebezogene Bereitstellungsentscheidungen zu überprüfen und 
Vorschläge zu erarbeiten, wie diese zu modifizieren sind (Forschungsfrage 2). Dazu wurden 
in Abschnitt 4.1 pragmatische unternehmenspolitische und kompetenzorientierte Ansätze 
kurz, die auf der Produktions- und Kostentheorie basierenden Ansätze sowie der Transakti-
onskostenansatz ausführlich vorgestellt. Im Zuge der Auseinandersetzung mit den Ansätzen 
ist deutlich geworden, dass sich insbesondere die beiden letztgenannten aufgrund ihrer spezi-
fischen Fokussierung auf monetäre Größen für die Vorbereitung energiebezogener Bereit-
stellungsentscheidungen eignen. Da beide Ansätze jedoch mit spezifischen Nachteilen ver-
bunden sind, die eine möglichst umfassende Berücksichtigung monetärer Konsequenzen von 
Bereitstellungs- und Verwendungsalternativen erschweren, wurden Vorschläge unterbreitet, 
wie sich Elemente beider Ansätze in einem gemeinsamen Konzept miteinander verbinden 
lassen, das dann sowohl Produktions- als auch Transaktionskosten berücksichtigt. 
Schließlich sollte aufgezeigt werden, wie unter Nutzung dieser Ansätze vorgegangen werden 
kann, um die Alternativen energiebezogener Bereitstellungsentscheidungen umfassend und 
transparent zu bewerten (Forschungsfrage 3). Dazu ist auf der Grundlage eines bestehenden 
Vorgehensmodells eine strukturierte und systematische Vorgehensweise erarbeitet, anschlie-
ßend inhaltlich ausgestaltet und schlussendlich mittels eines Fallbeispiels demonstriert wor-
den. 
Mit der vorliegenden Arbeit ist damit ein Bewertungskonzept entwickelt worden, das die 
Theorie zu MoB-Entscheidungen auf elektrische Energie unter Berücksichtigung sich verän-
dernder Marktgegebenheiten spezifiziert. Die bisherige MoB-Theorie wurde darüber hinaus 
um Aspekte der Verwendung, hier konkret um die Möglichkeiten des Verkaufs und der Spei-
cherung elektrischer Energie, erweitert. Darüber hinaus ist ein Ansatz entstanden, der es er-
möglicht einerseits Transaktionskosten zu operationalisieren und andererseits diese in einem 
Bewertungskonzept gemeinsam mit Produktionskosten abzubilden. 
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Das erarbeitete Konzept wurde bereits im Abschnitt 5.6 auf Basis der Erkenntnisse, die im 
Zuge der exemplarischen Anwendung gewonnen werden konnten, einer kritischen Betrach-
tung unterzogen. Im Folgenden soll an diese Überlegungen anknüpfend aufgezeigt werden, an 
welchen Stellen sich Ansatzpunkte für weitere Forschungsarbeiten bieten. 
Das in Kapitel 4 erarbeitete Konzept lässt sich als „Ermittlungsmodell“ charakterisieren, mit 
dem – wie bereits im Abschnitt 5.6 kritisiert – lediglich für ein vorab ausgewähltes Alterna-
tivenbündel die Ausprägung der Zielgröße „ermittelt“ werden kann. Die Aussagekraft des 
Ergebnisses wird in hohem Maße von der getroffenen Vorauswahl bestimmt. Das erarbeitete 
Konzept sollte daher um eine fundierte Systematik zur Vorauswahl von Alternativen erweitert 
werden, die in den Schritt M-3 des Vorgehensmodells zu integrieren ist. In der vorliegenden 
Arbeit wurde mit dem Verweis auf die Positionierung der eigenen Zielpräferenzen in das 
energiebezogene Zieldreieck des Abschnitts 2.4 ein möglicher Ansatzpunkt aufgezeigt.  
Allerdings bleibt auch bei einer fundierten und systematischen Vorauswahl der Nachteil be-
stehen, dass ein Energieportfolio aufgrund der existierenden Interdependenzen zwischen den 
Bereitstellungs- und Verwendungsalternativen allenfalls näherungsweise und auf sukzessivem 
Weg bestimmt werden kann. Damit sind die Berechnungen in der Regel mehrfach zu wieder-
holen, was den (Rechen-)Aufwand deutlich erhöht. Um diese Schwäche des Konzepts zu eli-
minieren, ist das „Ermittlungsmodell“ in ein Optimierungsmodell zu transformieren. Als Ba-
sis dafür können die in der Investitionsrechnung existierenden Modelle zur simultanen Inves-
titions- und Finanzierungsplanung herangezogen werden.1 Für deren MoB-spezifische Ausge-
staltung existieren bereits Vorschläge, die allerdings eine Anpassung an die Besonderheiten 
der Energiebereitstellungs- und -verwendungsalternativen erfordern und gleichzeitig um eine 
Möglichkeit zur Berücksichtigung von Transaktionskosten erweitert werden müssen.2 
Weiterer Forschungsbedarf ergibt sich in Bezug auf die zur Alternativenbewertung berück-
sichtigten Transaktionskosten:  
In Verbindung mit deren Ermittlung besteht – wie in Abschnitt 4.5.3 aufgezeigt – die Not-
wendigkeit zur Erhebung oder Erfassung von Prozesszeiten, die den Faktorverbrauch wider-
spiegeln. In der vorliegenden Arbeit wurde auf eine, aus der Komplexitäts-Index-Analyse 
abgeleitete, Vorgehensweise zurückgegriffen, mit der der Zeitbedarf auf Basis der (Transakti-
ons-)Eigenschaften Komplexität, Spezifität, Unsicherheit und strategische Bedeutung ermit-
                                                          
1
 Vgl. u. a. DOMSCH, M. (1970); GÖTZE, U. (2008) S. 311 ff.; HERING, T.; SCHNEIDER, J.; TOLL, C. (2011) S. 
405 ff. 
2
  Vgl. MIKUS, B. (2009) S. 142 ff. Einen Ansatz zur Berücksichtigung von Transaktionskosten in betriebs-
wirtschaftlichen Entscheidungsmodellen entwickelt KNOLMAYER, G. (1994) S. 316 ff. 
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telt werden kann. Dieses Vorgehen ist jedoch subjektiven Einflüssen unterlegen, die dazu 
führen, dass die so bestimmten Prozesszeiten ungenau und allenfalls als Näherungswerte zu 
verstehen sind. Um zu exakteren bzw. fundierteren Prozesszeiten zu gelangen, stellt – abgese-
hen von den empirischen Verfahren der Expertenbefragung sowie der Selbst- oder Fremdauf-
schreibung – der Rückgriff auf Zeitverbrauchsfunktionen einen vielversprechenden Ansatz 
dar. Dieser wird in der Literatur bspw. in Verbindung mit dem Time-Driven-Activity-Based-
Costing diskutiert.3 Entsprechende Überlegungen zur problemspezifischen Anwendbarkeit 
können Gegenstand weiterer Forschungsarbeiten sein. 
Ferner erfolgte in der vorliegenden Arbeit eine nahezu vollständige Fokussierung auf Be-
schaffungsprozesse und damit auf lediglich eine spezifische Art von Bereitstellungsprozessen. 
Für diese wurde der Bezug zu den Phasen einer Transaktion hergestellt, womit die Existenz 
von Transaktionskosten begründet werden konnte. Für weitere der in Abschnitt 3.4 genannten 
Bereitstellungsprozesse sind derartige Überlegungen nicht angestellt worden. Dementspre-
chend bieten sich dazu weitere Forschungsaktivitäten an. 
Darüber hinaus wurde in der vorliegenden Arbeit lediglich die Partielle Integration als hybri-
der Bereitstellungsweg elektrischer Energie thematisiert. Wie in Abschnitt 2.2 angedeutet 
stellen jedoch auch Kooperationen, die durch eine „unterschiedliche Allokation von Entschei-
dungs- und Kontrollrechten“4 charakterisiert sind, hybride Formen der Energiebereitstellung 
(und -verwendung) dar. Anknüpfungspunkte für weitere Arbeiten finden sich hier einerseits in 
der Identifikation, Systematisierung und Charakterisierung verschiedener problemspezifischer 
Kooperationen der Bereitstellung und der Verwendung elektrischer Energie. Andererseits 
stellen die Erfassung, Bewertung und Zuordnung des von Kooperationen ausgehenden Res-
sourcenverzehrs, aber auch die kooperationsbezogenen Erlöspotenziale einen weiteren 
Schwerpunkt für Forschungsvorhaben dar, die an die Ergebnisse der vorliegenden Arbeit an-
knüpfen können. 
Weiterhin erfolgte die Berücksichtigung der nicht-monetären energiebezogenen Bereitstel-
lungsziele ‚Versorgungssicherheit‘ und ‚Ökologieorientierung‘ im vorliegenden Konzept le-
diglich relativ pauschal, indem unterstellt wurde, dass sich auf Basis dieser Ziele Restriktio-
nen formulieren lassen, die bei der Vorauswahl der Alternativen zu berücksichtigen sind. Al-
                                                          
3
 Vgl. CONERS, A.; VON DER HARDT, G. (2004) S. 112 ff. 
4
 SCHMIDT, A. (2009) S. 238 In der Literatur werden diese hybriden Formen der Energiebereitstellung unter 
dem Begriff „Cooperate“ zusammengefasst. Vgl. ANTLITZ, A. (1999) S. 265. In diesem Zusammenhang fin-
det sich in der Literatur oft nicht mehr nur der Begriff MoB-Entscheidungen, sondern der Terminus von 
„Make, Cooperate-or-Buy“ (MCoB). Vgl. u. a, ANTLITZ, A. (1999); SCHMIDT, A. (2009) Einen sehr detail-
lierten Ansatz zur Systematisierung derartiger Koordinierungs- oder Hybridformen erarbeitet BAUR. Vgl. 
BAUR, C. (1990) S. 96 ff. 
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ternative Vorschläge dafür, in welcher Form die nicht-monetären Ziele bei der Alternativen-
bewertung berücksichtigt werden können, wurden nicht erarbeitet. Einen zu untersuchenden 
Anknüpfungspunkt bietet der ‚value-based-approach‘ des TCO-Ansatzes.5 Unter Anlehnung 
an diesen könnten die Versorgungssicherheit und die Ökologieorientierung, je nach dem 
Ausmaß, in dem die beiden Ziele von den zu bewertenden Alternativen unterstützt werden, 
durch monetäre Zu- oder Abschläge bei der Alternativenbeurteilung Berücksichtigung finden. 
Die vorliegende Arbeit fokussiert insbesondere auf Industrieunternehmen. Es gilt zu prüfen, 
ob sich das entwickelte Bewertungskonzept auch auf dezentrale Energieversorgungssysteme 
(sog. „Insellösungen" bspw. zur Energieversorgung von kompletten Industrieparks) übertra-
gen lässt. In diesem Zusammenhang gilt es auch zu evaluieren, ob sich das Konzept auf die 
Bereitstellung weiterer – mit der Elektroenergie in wechselseitiger Abhängigkeit stehender – 
Energieträger übertragen lässt. So kann insbesondere in Verbindung der mit der bereits ange-
deuteten Energieversorgung von Industrieparks eine gleichzeitige Betrachtung von Elektro-, 
Wärme- und Kälteenergie notwendig sein. Für die Berücksichtigung weiterer Energieträger 
und die Abbildung der Interdependenzen zwischen diesen gilt es, den vorliegenden Ansatz 
entsprechend zu modifizieren. 
Schlussendlich bietet auch der für die vorliegende Arbeit gewählte Weg, sowohl Produktions- 
als auch Transaktionskosten bei der Alternativenbewertung einzubeziehen, Ansatzpunkte für 
weiterführende Forschungsaktivitäten. In erster Linie kann hier die Überprüfung und Fundie-
rung der Entscheidungsrelevanz von Transaktionskosten im Rahmen von energiebezogenen 
Bereitstellungsentscheidungen genannt werden. 
                                                          
5
 Vgl. u. a. ELLRAM, L. M. (1993) 
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Kapitalwert Baustein 
KWbtm
sachleistungs-, dienstleistungs- oder akteursbezogener Baustein btm































B.1  Anhang zu Abschnitt 5.3.1 
B.1.1  Überblick über die relevanten Bausteine der PV-Anlage1 
 
                                                          
1
 Daten abgeleitet aus: KONSTANTIN, P. (2009) S. 322, KOST, C. et. al. (2013) S. 2 
http://www.iwr.de/solar/erricht/photovoltaik.html;http://www.photovoltaiksolartrom.de/einspeiseverguetung
. Auf eine Differenzierung zwischen fixen und variablen Instandhaltungskosten soll annahmegemäß verzich-
tet werden. Da die Anlage keine beweglichen Teile umfasst, die einem beschäftigungsabhängigen Ver-
schleiß unterliegen, wird lediglich von der Berücksichtigung von Instandhaltungsarbeiten ausgegangen, die 
einem zeitbezogenen Instandhaltungsplan folgen. Die entsprechenden Zahlungen sind fix. 
Anlage
Anlagenleistung (in kWp) 500
Modulart polykristallin
Flächenbedarf (m2/kWp) 10
Errichtungskosten (% von A0) 3,00%
Anschaffungskosten (in €/kWp) 1.700,00 €
Transportkosten (% von A0) 2,00%
Inbetriebnahmekosten (% von A0) 1,00%
Versicherung (% von A0) 1.800,00 €
Stromertrag (kWh/kWp) 800
Instandhaltung
Kosten Reinigung (€) 3.000,00 €
Reinigungsintervall (Jahre) 5
Wachstumsrate (%/a) 2,00%




Rechtsleistungen Baugenehmigung (€) 3.000,00 €
Prozesse Vgl. Anhang B.2.1.2
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B.1.2 Überblick über die relevanten Bausteine der Blei-Säure-Akkus2 
 
                                                          
2
 Daten abgeleitet aus: KONDZIELLA, H. et. al. (2013) S. 154 ff.; MAUCH, W.; MEZGER, T.; STAUDACHER, T. 
(2009) S. 12 ff.; NEUPERT, U.; EUTING, T.; KRETSCHMER, T. et al. (2009) S. 40 f.; RADGEN, P. (2007) S. 13 
Auf eine Differenzierung zwischen fixen und variablen Instandhaltungskosten soll annahmegemäß verzich-
tet werden. Da die Anlage keine beweglichen Teile umfasst, die einem beschäftigungsabhängigen Ver-
schleiß unterliegen, wird lediglich von der Berücksichtigung von Instandhaltungsarbeiten ausgegangen, die 
einem zeitbezogenen Instandhaltungsplan folgen. Die entsprechenden Zahlungen sind fix. 
Anlage
Nutzungsdauer (Jahre) 10
Anlagenleistung (in kW) 500
Planungs- und Errichtungskosten (% von A0) 2,00%
Anschaffungskosten (in €/kW) in t=0 500,00 €
Anschaffungskosten (in €/kW) in t=10 350,00 €
Entsorgungskosten (€) 15,00%
Versicherung (€/a) 2.000,00 €
Eigenstrombedarf (kWh/a) 250.000
Instandhaltung
Intervall fix (Monate) 12
Vertragslaufzeit (Monate) 60
Kosten I+W fix (€/kW/a) 1.000,00 €
Wachstumsrate 2,00%
Rechtsleistungen Betriebserlaubnis (€/a) 500,00 €
Prozesse Vgl. Anhang B.2.1.3
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B.2  Anhang zum Abschnitt 5.3.2 
B.2.1  Übersicht über bausteinbezogene Bereitstellungsprozesse3 
B.2.1.1  Bereitstellungsprozesse der KWK-Gasturbine 
 
                                                          
3
  Erläuterungen zu den Eingangsdaten aller bausteinbezogener Bereitstellungsprozesse: Die Spalte ‚Bereitstel-
lung‘ verdeutlicht, ob die jeweiligen Prozesse komplett unternehmensintern (Make), -extern (Buy) oder 
teilweise intern/extern (Hybrid) erbracht werden. Bei fremdbezogenen Bereitstellungsprozessen ist eine 
Prognose von Prozesszeiten und -mengen entbehrlich. Die Prozesszeiten wurden mittels Transaktionsindizes 
hergeleitet. Die Prozessmengen resultieren aus Annahmen hinsichtlich Vertragslaufzeiten und der Anzahl 






















Suche und Analyse Ingenieurbüro (IB) Make 800 16,00 4 64,00 4 64,00 1,00% -0,0145
Angebotseinholung und -vergleich IB Make 400 8,00 4 32,00 4 32,00 2,00% -0,0291
Vertragsverhandlung und -abschluss IB Make 200 4,00 2 8,00 2 8,00 4,00% -0,0589






Bedarfsanalyse Anlage Hybrid 800 16,00 1 16,00 1 16,00 1,00% -0,0145
Lieferantensuche und -analyse Anlage Hybrid 800 16,00 5 80,00 5 80,00 1,00% -0,0145
Angebotseinholung und -vergleich Anlage Hybrid 800 16,00 5 80,00 5 80,00 1,00% -0,0145
Vertragsverhandlung und -abschluss Anlage Hybrid 400 8,00 3 24,00 3 24,00 2,00% -0,0291









Bedarfsanalyse Brennstoffe Make 200 4,00 1 4,00 20 80,00 4,00% -0,0589
Lieferantensuche und -analyse Brennstoffe Make 200 4,00 5 20,00 100 400,00 4,00% -0,0589
Angebotseinholung und -vergleich Brennstoffe Make 200 4,00 5 20,00 100 400,00 4,00% -0,0589
Vertragsverhandlung und -abschluss Brennstoffe Make 100 2,00 2 4,00 40 80,00 6,00% -0,0893
Bestellung Brennstoffe Make 100 2,00 4 8,00 80 160,00 6,00% -0,0893









Bedarfsanalyse Betriebsstoffe Make 50 1,00 1 1,00 20 20,00 8,00% -0,1203
Lieferantensuche und -analyse Betriebsstoffe Make 50 1,00 3 3,00 60 60,00 8,00% -0,1203
Angebotseinholung und -vergleich Betriebsstoffe Make 20 0,40 3 1,20 60 24,00 10,00% -0,1520
Vertragsverhandlung und -abschluss Betriebsstoffe Make 50 1,00 1 1,00 20 20,00 8,00% -0,1203
Bestellung Betriebsstoffe Make 10 0,20 1 0,20 20 4,00 12,00% -0,1844








Bedarfsanalyse Instandhaltung Make 100 2,00 1 2,00 4 8,00 6,00% -0,0893
Lieferantensuche und -analyse Instandhaltung Make 400 8,00 3 24,00 12 96,00 2,00% -0,0291
Angebotseinholung und -vergleich Instandhaltung Make 400 8,00 3 24,00 12 96,00 2,00% -0,0291
Vertragsverhandlung und -abschluss Instandhaltung Make 200 4,00 1 4,00 4 16,00 4,00% -0,0589
Bestellung Instandhaltung Make 20 0,40 1 0,40 20 8,00 10,00% -0,1520










Bedarfsanalyse Gen. nach BImschG Buy
Einholung Gen. nach BImschG Buy
Bedarfsanalyse Betriebsgenehmigung Make 10 0,20 1 0,20 10 2,00 12,00% -0,1844






Bedarfsanalyse Personal Make 50 1,00 1 1,00 1 1,00 8,00% -0,1203
Personalsuche und -analyse Make 200 4,00 5 20,00 5 20,00 4,00% -0,0589
Bewerbervergleich Make 200 4,00 5 20,00 5 20,00 4,00% -0,0589
Vorstellungsgespräche Make 300 6,00 5 30,00 5 30,00 5,00% -0,0740
Abschluss Arbeitsvertrag Make 50 1,00 1 1,00 1 1,00 8,00% -0,1203
Überwachung Personal Make 100 2,00 1 2,00 1 2,00 6,00% -0,0893
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B.2.1.2 Bereitstellungsprozesse der PV-Anlage 
 
B.2.1.3 Bereitstellungsprozesse der Blei-Säure-Akkus 
 














Bedarfsanalyse Anlage Make 800 16,00 1 16,00 1 16,00 1,00% -0,0145
Lieferantensuche und -analyse Anlage Make 600 12,00 5 60,00 5 60,00 1,50% -0,0218
Angebotseinholung und -vergleich Anlage Make 600 12,00 5 60,00 5 60,00 1,50% -0,0218
Vertragsverhandlung und -abschluss Anlage Make 400 8,00 3 24,00 3 24,00 2,00% -0,0291
Überwachung Anlage Make 400 8,00 1 8,00 1 8,00 2,00% -0,0291
Bedarfsanalyse Instandhaltung Make 50 1,00 1 1,00 4 4,00 8,00% -0,1203
Lieferantensuche und -analyse Instandhaltung Make 50 1,00 5 5,00 20 20,00 8,00% -0,1203
Angebotseinholung und -vergleich Instandhaltung Make 50 1,00 5 5,00 20 20,00 8,00% -0,1203
Vertragsverhandlung und -abschluss Instandhaltung Make 50 1,00 3 3,00 12 12,00 8,00% -0,1203
Bestellung Instandhaltung Make 10 0,20 1 0,20 20 4,00 12,00% -0,1844
Überwachung Instandhaltung Make 20 0,40 1 0,40 20 8,00 10,00% -0,1520
Bedarfsanalyse Reinigung Make 10 0,20 1 0,20 4 0,80 12,00% -0,1844
Lieferantensuche und -analyse Reinigung Make 20 0,40 5 2,00 20 8,00 10,00% -0,1520
Angebotseinholung und -vergleich Reinigung Make 20 0,40 5 2,00 20 8,00 10,00% -0,1520
Vertragsverhandlung und -abschluss Reinigung Make 20 0,40 3 1,20 12 4,80 10,00% -0,1520
Bestellung Reinigung Make 10 0,20 1 0,20 4 0,80 12,00% -0,1844
Überwachung Reinigung Make 10 0,20 1 0,20 4 0,80 12,00% -0,1844
Bedarfsanalyse Baugenehmigung Make 200 4,00 1 4,00 1 4,00 4,00% -0,0589













Suche und Analyse Ingenieurbüro (IB) Make 800 16,00 4 64,00 8 128,00 1,00% -0,0145
Angebotseinholung und -vergleich IB Make 400 8,00 4 32,00 8 64,00 2,00% -0,0291
Vertragsverhandlung und -abschluss IB Make 200 4,00 2 8,00 4 16,00 4,00% -0,0589
Überwachung IB Make 200 4,00 1 4,00 2 8,00 4,00% -0,0589
Bedarfsanalyse Anlage Hybrid 2.000 40,00 1 40,00 2 80,00 0,25% -0,0036
Lieferantensuche und -analyse Anlage Hybrid 1.500 30,00 4 120,00 8 240,00 0,50% -0,0072
Angebotseinholung und -vergleich Anlage Hybrid 800 16,00 4 64,00 8 128,00 1,00% -0,0145
Vertragsverhandlung und -abschluss Anlage Hybrid 800 16,00 2 32,00 4 64,00 1,00% -0,0145
Überwachung Anlage Hybrid 600 12,00 1 12,00 2 24,00 1,50% -0,0218
Bedarfsanalyse Instandhaltung Make 100 2,00 1 2,00 2 4,00 6,00% -0,0893
Lieferantensuche und -analyse Instandhaltung Make 800 16,00 3 48,00 6 96,00 1,00% -0,0145
Angebotseinholung und -vergleich Instandhaltung Make 800 16,00 3 48,00 6 96,00 1,00% -0,0145
Vertragsverhandlung und -abschluss Instandhaltung Make 400 8,00 1 8,00 2 16,00 2,00% -0,0291
Bestellung Instandhaltung Make 20 0,40 1 0,40 20 8,00 10,00% -0,1520
Überwachung Instandhaltung Make 100 2,00 1 2,00 20 40,00 6,00% -0,0893
Bedarfsanalyse Betriebsgenehmigung Make 10 0,20 1 0,20 20 4,00 12,00% -0,1844













Bedarfsanalyse Stromlieferant Make 50 1,00 1 1,00 20 20 8,00% -0,1203
Stromlieferantensuche und -analyse Make 100 2,00 5 10,00 100 200 6,00% -0,0893
Angebotseinholung und -vergleich Stromlieferant Make 75 1,50 5 7,50 100 150 7,00% -0,1047
Vertragsverhandlung und -abschluss Stromlieferant Make 75 1,50 1 1,50 20 30 7,00% -0,1047
Bestellung Stromlieferant Make 50 1,00 1 1,00 20 20 8,00% -0,1203
Überwachung Stromlieferant Make 50 1,00 1 1,00 20 20 8,00% -0,1203
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B.2.1.5 Bereitstellungsprozesse der Spotmarktgeschäfte 
 
B.2.1.6 Bereitstellungsprozesse des Programmliefervertrags 
 
B.2.1.7 Bereitstellungsprozesse der Zusatzlieferung 
 














Suche und -analyse Portfoliomanager Make 400 8,00 1 8,00 20 160 2,00% -0,0291
Angebotseinholung und -vergleich PFM Make 400 8,00 4 32,00 80 640 2,00% -0,0291
Vertragsverhandlung und -abschluss PFM Make 400 8,00 4 32,00 80 640 2,00% -0,0291
Überwachung PFM Make 100 2,00 1 2,00 20 40 6,00% -0,0893
Bedarfsanalyse Stromlieferant Buy
Stromlieferantensuche und -analyse Buy
Angebotseinholung und -vergleich Stromlieferant Buy
Vertragsverhandlung und -abschluss Stromlieferant Buy
Bestellung Stromlieferant Buy
Überwachung Stromlieferant Buy













Bedarfsanalyse Stromlieferant Make 50 1,00 1 1,00 20 20 8,00% -0,1203
Stromlieferantensuche und -analyse Make 100 2,00 5 10,00 100 200 6,00% -0,0893
Angebotseinholung und -vergleich Stromlieferant Make 75 1,50 5 7,50 100 150 7,00% -0,1047
Vertragsverhandlung und -abschluss Stromlieferant Make 75 1,50 1 1,50 20 30 7,00% -0,1047
Bestellung Stromlieferant Make 50 1,00 1 1,00 20 20 8,00% -0,1203
Überwachung Stromlieferant Make 50 1,00 1 1,00 20 20 8,00% -0,1203













Bedarfsanalyse Stromlieferant Make 50 1,00 1 1,00 20 20 8,00% -0,1203
Stromlieferantensuche und -analyse Make 100 2,00 3 6,00 60 120 6,00% -0,0893
Angebotseinholung und -vergleich Stromlieferant Make 75 1,50 3 4,50 60 90 7,00% -0,1047
Vertragsverhandlung und -abschluss Stromlieferant Make 75 1,50 3 4,50 60 90 7,00% -0,1047
Bestellung Stromlieferant Make 50 1,00 1 1,00 20 20 8,00% -0,1203
Überwachung Stromlieferant Make 50 1,00 1 1,00 20 20 8,00% -0,1203


















Verhandlung und Abschluss Buy
Überwachung Buy
Suche und -analyse Stromhändler Make 200 4,00 4 16,00 80 320 4,00% -0,0589
Angebotseinholung und -vergleich Stromhändler Make 200 4,00 4 16,00 80 320 4,00% -0,0589
Vertragsverhandlung und -abschluss Stromhändler Make 200 4,00 4 16,00 80 320 4,00% -0,0589
Überwachung Stromhändler Make 50 1,00 1 1,00 20 20 8,00% -0,1203
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B.2.1.9 Bereitstellungsprozesse der EEG-Einspeisevergütung 
 
B.2.2 Bausteinbezogene Kapitalwertberechnungen 

















Vertragsabschluss Netzzugang Make 20 0,40 1 0,40 20 8 10,00% -0,1520
Zeitpunkt t 0 1 … 10 … 20
Einzahlungen Wärmegutschrift 204.750,00 € 234.109,10 € 271.693,17 €
et 204.750,00 € 234.109,10 € 271.693,17 €
zahlungswirksame 
Produktionskosten






Versicherungskosten -6.000,00 € -6.000,00 € -6.000,00 €
pkt -1.303.200,00 € -6.000,00 € -6.000,00 € -6.000,00 €
zahlungswirksame 
Transaktionskosten
Suche und Analyse Ingenieurbüro (IB) -2.769,77 €
Angebotseinholung und -vergleich IB -1.368,98 €
Vertragsverhandlung und -abschluss IB -343,22 €
Überwachung IB -985,59 €
Bedarfsanalyse Anlage -700,44 €
Lieferantensuche und -analyse Anlage -3.454,05 €
Angebotseinholung und -vergleich Anlage -3.454,05 €
Vertragsverhandlung und -abschluss Anlage -1.032,63 €
Überwachung Anlage -3.077,80 €
tkt -17.186,53 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
et+pkt + tkt -1.320.386,53 € 198.750,00 € 228.109,10 € 265.693,17 €
(et+pkt + tkt)·q
-t
-1.320.386,53 € 189.285,71 € 140.039,20 € 100.136,96 €
Kapitalwert Anlage 1.485.289,61 €
Zeitpunkt t 0 1 … 10 … 20
zahlungswirksame 
Produktionskosten
Betriebsstoffkosten (inkl. Entsorgung) -30.000,00 € -30.000,00 € -30.000,00 €
pkt 0,00 € -30.000,00 € -30.000,00 € -30.000,00 €
zahlungswirksame 
Transaktionskosten 
Bedarfsanalyse Betriebsstoffe -43,78 € -38,47 € -41,03 €
Lieferantensuche und -analyse Betriebsstoffe -122,41 € -101,55 € -108,08 €
Angebotseinholung und -vergleich Betriebsstoffe -48,09 € -36,51 € -37,99 €
Vertragsverhandlung und -abschluss Betriebsstoffe -43,78 € -38,47 € -41,03 €
Bestellung Betriebsstoffe -8,76 € -6,64 € -6,77 €
Überwachung Betriebsstoffe -4,38 € -3,08 € -3,07 €
tkt 0,00 € -271,19 € -224,71 € -237,96 €
pkt + tkt -30.271,19 € -30.224,71 € -30.237,96 €
(pkt + tkt)·q
-t
-28.829,70 € -18.555,35 € -11.396,37 €
Kapitalwert Betriebsstoffe -376.763,58 €









Zeitpunkt t 0 1 … 10 … 20
zahlungswirksame 
Produktionskosten
Instandhaltungskosten fix (Arbeitsleistung) -19.548,00 € -23.361,67 € -28.477,74 €
Instandhaltungskosten variabel (Arbeitsleistung 
und Material)
-19.500,00 € -27.754,58 € -41.083,56 €
pkt 0,00 € -39.048,00 € -51.116,25 € -69.561,30 €
zahlungswirksame
Transaktionskosten
Bedarfsanalyse Instandhaltung -87,56 €
Lieferantensuche und -analyse Instandhaltung -1.032,63 €
Angebotseinholung und -vergleich Instandhaltung -1.032,63 €
Vertragsverhandlung und -abschluss 
Instandhaltung
-175,11 €
Bestellung Instandhaltung -17,51 € -14,31 € -14,93 €
Überwachung Instandhaltung -43,78 € -38,47 € -41,03 €
tkt 0,00 € -2.389,21 € -52,78 € -55,96 €
pkt + tkt -41.437,21 € -51.169,03 € -69.617,26 €
(pkt + tkt)·q
-t
-39.464,01 € -31.413,34 € -26.238,01 €
Kapitalwert Instandhaltung -633.862,64 €




Genehmigung nach BImschG -5.000,00 €
Betriebserlaubnis -2.000,00 € -2.000,00 € -2.000,00 €
pkt -10.000,00 € -2.000,00 € -2.000,00 € -2.000,00 €
zahlungswirksame 
Transaktionskosten
Bedarfsanalyse Betriebsgenehmigung -7,54 € -7,70 €
Bestellung Betriebsgenehmigung -7,54 € -7,70 €
tkt 0,00 € 0,00 € -15,09 € -15,39 €
pkt + tkt -10.000,00 € -2.000,00 € -2.015,09 € -2.015,39 €
(pkt + tkt)·q-t -10.000,00 € -1.904,76 € -1.237,09 € -759,58 €
Kapitalwert Rechtsgüter und -leistungen -35.020,50 €
Zeitpunkt t 0 1 … 10 … 20
zahlungswirksame 
Produktionskosten
Bruttogehalt (inkl. Nebenkosten) -36.900,00 € -41.531,28 € -48.146,13 €
pkt 0,00 € -36.900,00 € -41.531,28 € -48.146,13 €
zahlungswirksame
Transaktionskosten 
Bedarfsanalyse Personal -43,78 €
Personalsuche und -analyse -828,02 €
Bewerbervergleich -828,02 €
Vorstellungsgespräche -1.224,59 €
Abschluss Arbeitsvertrag -43,78 €
Überwachung Personal -87,56 €
tkt -3.055,73 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
pkt + tkt -3.055,73 € -36.900,00 € -41.531,28 € -48.146,13 €
(pkt + tkt)·q
-t
-3.055,73 € -35.142,86 € -25.496,60 € -18.145,77 €
Kapitalwert Personal -517.955,13 €
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B.2.2.2.3 Rechtsgüter und -leistungen 
 







Versicherungskosten -1.800,00 € -1.800,00 € -1.800,00 €
pkt -901.000,00 € -1.800,00 € -1.800,00 € -1.800,00 €
zahlungswirksame 
Transaktionskosten
Bedarfsanalyse Anlage -700,44 €
Lieferantensuche und -analyse Anlage -2.572,59 €
Angebotseinholung und -vergleich Anlage -2.572,59 €
Vertragsverhandlung und -abschluss Anlage -1.032,63 €
Überwachung Anlage -350,22 €
tkt -7.228,48 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
pkt + tkt -908.228,48 € -1.800,00 € -1.800,00 € -1.800,00 €
(pkt + tkt)·q-t -908.228,48 € -1.714,29 € -1.105,04 € -678,40 €
Kapitalwert Anlage -930.660,46 €
Zeitpunkt t 0 1 … 10 … 20
zahlungswirksame 
Produktionskosten
Instandhaltungskosten -2.000,00 € -2.164,86 € -2.390,19 €
Reinigungskosten -3.060,00 € -3.183,62 €
pkt 0,00 € -2.000,00 € -5.224,86 € -5.573,81 €
zahlungswirksame 
Transaktionskosten 
Bedarfsanalyse Instandhaltung -43,78 €
Lieferantensuche und -analyse Instandhaltung -195,54 €
Angebotseinholung und -vergleich Instandhaltung -195,54 €
Vertragsverhandlung und -abschluss 
Instandhaltung
-122,41 €
Bestellung Instandhaltung -8,76 € -6,64 € -6,77 €
Überwachung Instandhaltung -17,51 € -14,31 € -14,93 €
Bedarfsanalyse Reinigung -8,76 €
Lieferantensuche und -analyse Reinigung -75,98 €
Angebotseinholung und -vergleich Reinigung -75,98 €
Vertragsverhandlung und -abschluss Reinigung -48,09 €
Bestellung Reinigung -8,93 € -9,11 €
Überwachung Reinigung -8,93 € -9,11 €
tkt 0,00 € -792,34 € -38,81 € -39,92 €
pkt + tkt 0,00 € -2.792,34 € -5.263,67 € -5.613,73 €
(pkt + tkt)·q
-t
0,00 € -2.659,37 € -3.231,44 € -2.115,76 €
Kapitalwert Instandhaltung -36.117,39 €




pkt -3.000,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
zahlungswirksame
Transaktionskosten
Bedarfsanalyse Baugenehmigung -175,11 €
Einholung Baugenehmigung -43,78 €
tkt -218,89 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
pkt + tkt -3.218,89 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
(pkt + tkt)·q
-t
-3.218,89 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
Kapitalwert Rechtsgüter und -leistungen -3.218,89 €
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B.2.2.3.3 Rechtsgüter und -leistungen 
 
                                                          
4
 Erläuterungen zur Berechnung der Kosten für eingespeicherte elektrische Energie: Der Speicher wird aus 
der PV-Anlage gespeist (vgl. Abschnitt 5.2). Die einzuspeichernden 250 MWh werden zu dynamisch ermit-
telten anlagenspezifischen PV-Erzeugungskosten bewertet (hier: 0,1946 €/kWh) (vgl. Anhang B.3.2). 
Zeitpunkt t 0 1 … 10 … 20
zahlungswirksame 
Produktionskosten
Planungskosten (Ingenieurbüro inkl. Architekt und 
Statiker)
-5.000,00 € -3.500,00 €
Anschaffungskosten -250.000,00 € -175.000,00 €
Entsorgungskosten -37.500,00 € -26.250,00 €
Stromkosten -48.646,90 € -48.646,90 € -48.646,90 €
Versicherungskosten -2.000,00 € -2.000,00 € -2.000,00 €
pkt -255.000,00 € -50.646,90 € -266.646,90 € -76.896,90 €
zahlungswirksame 
Transaktionskosten 
Suche und Analyse Ingenieurbüro (IB) -2.769,77 € -3.161,77 €
Angebotseinholung und -vergleich IB -1.368,98 € -1.538,49 €
Vertragsverhandlung und -abschluss IB -343,22 € -377,37 €
Überwachung IB -175,11 € -194,88 €
Bedarfsanalyse Anlage -1.751,11 € -2.024,94 €
Lieferantensuche und -analyse Anlage -5.223,27 € -6.008,84 €
Angebotseinholung und -vergleich Anlage -2.769,77 € -3.161,77 €
Vertragsverhandlung und -abschluss Anlage -1.393,88 € -1.595,02 €
Überwachung Anlage -525,33 € -599,87 €
tkt -16.320,44 € 0,00 € -18.662,94 € 0,00 €
pkt + tkt -271.320,44 € -50.646,90 € -285.309,85 € -76.896,90 €
(pkt + tkt)·q
-t
-271.320,44 € -48.235,15 € -175.155,50 € -28.981,63 €
Kapitalwert Anlage -1.056.448,86 €
Zeitpunkt t 0 1 … 10 … 20
zahlungswirksame 
Produktionskosten
Instandhaltungskosten -1.000,00 € -1.082,43 € -1.195,09 €
pkt 0,00 € -1.000,00 € -1.082,43 € -1.195,09 €
zahlungswirksame 
Transaktionskosten
Bedarfsanalyse Instandhaltung -87,56 €
Lieferantensuche und -analyse Instandhaltung -2.083,26 €
Angebotseinholung und -vergleich Instandhaltung -2.083,26 €
Vertragsverhandlung und -abschluss 
Instandhaltung
-350,22 €
Bestellung Instandhaltung -17,51 € -14,31 € -14,93 €
Überwachung Instandhaltung -87,56 € -82,64 € -90,06 €
tkt 0,00 € -4.709,36 € -96,95 € -104,98 €
pkt + tkt -5.709,36 € -1.179,38 € -1.300,07 €
(pkt + tkt)·q-t -5.437,49 € -724,04 € -489,98 €
Kapitalwert Instandhaltung -28.285,69 €
Zeitpunkt t 0 1 … 10 … 20
zahlungswirksame 
Produktionskosten
Betriebserlaubnis -500,00 € -500,00 € -500,00 €
pkt -500,00 € 0,00 € -500,00 € -500,00 €
zahlungswirksame 
Transaktionskosten 
Bedarfsanalyse Betriebsgenehmigung -8,76 € -7,29 € -7,56 €
Bestellung Betriebsgenehmigung -8,76 € -7,29 € -7,56 €
tkt -17,51 € 0,00 € -14,59 € -15,12 €
pkt + tkt -517,51 € 0,00 € -514,59 € -515,12 €
(pkt + tkt)·q
-t
-517,51 € 0,00 € -315,91 € -194,14 €
Kapitalwert Rechtsgüter und -leistungen -3.648,11 €
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B.3 Anhang zu Abschnitt 5.3.3 
B.3.1 Technologiekapitalwert der PV-Anlage5 
 






























apv  = anlagenspezifische PV-Erzeugungskosten je Kilowattstunde elektrische Energie 
KWPV  = Kapitalwert der PV-Anlage 
EPV  = jährlich erzeugte Energiemenge 
B.3.3 Technologiekapitalwert der Blei-Säure-Akkus6 
 
                                                          
5
 Zu den bausteinbezogenen Zahlungen vgl. die Anhänge B.2.2.2.1 bis B.2.2.2.3 
6
 Zu den bausteinbezogenen Zahlungen vgl. die Anhänge B.2.2.3.1 bis B.2.2.3.3 
Zeitpunkt t 0 1 … 10 … 20
zahlungswirksame
Produktionskosten 
Anlage -901.000,00 € -1.800,00 € -1.800,00 € -1.800,00 €
Instandhaltung 0,00 € -2.000,00 € -5.224,86 € -5.573,81 €
Rechtsgüter -3.000,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
pkt -904.000,00 € -3.800,00 € -7.024,86 € -7.373,81 €
zahlungswirksame 
Transaktionskosten 
Anlage -7.228,48 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
Instandhaltung 0,00 € -792,34 € -38,81 € -39,92 €
Rechtsgüter -218,89 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
tkt -7.447,37 € -792,34 € -38,81 € -39,92 €
pkt + tkt -911.447,37 € -4.592,34 € -7.063,67 € -7.413,73 €
(pkt + tkt)·q-t -911.447,37 € -4.373,66 € -4.336,48 € -2.794,16 €
Kapitalwert Eigenerzeugungstechnologie PV-Anlage -969.996,74 €
Zeitpunkt t 0 1 … 10 … 20
zahlungswirksame 
Produktionskosten
Anlage -255.000,00 € -50.646,90 € -266.646,90 € -76.896,90 €
Instandhaltung 0,00 € -1.000,00 € -1.082,43 € -1.195,09 €
Rechtsgüter -500,00 € 0,00 € -500,00 € -500,00 €
pkt -255.500,00 € -51.646,90 € -268.229,34 € -78.592,00 €
zahlungswirksame 
Transaktionskosten
Anlage -16.320,44 € 0,00 € -18.662,94 € 0,00 €
Instandhaltung 0,00 € -4.709,36 € -96,95 € -104,98 €
Rechtsgüter -17,51 € 0,00 € -14,59 € -15,12 €
tkt -16.337,95 € -4.709,36 € -18.774,48 € -120,10 €
pkt + tkt -271.837,95 € -56.356,27 € -287.003,82 € -78.712,10 €
(pkt + tkt)·q
-t
-271.837,95 € -53.672,64 € -176.195,45 € -29.665,76 €
Kapitalwert Eigenerzeugungstechnologie KWK-Anlage -1.088.382,67 €
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25% -7.575.421,71 € -13,72% -6.753.257,77 € -1,38%
20% -7.392.623,96 € -10,98% -6.733.058,52 € -1,08%
15% -7.209.826,21 € -8,23% -6.713.821,13 € -0,79%
10% -7.027.028,46 € -5,49% -6.695.499,81 € -0,51%
5% -6.844.230,71 € -2,74% -6.678.050,93 € -0,25%
0% -6.661.432,96 € 0,00% -6.661.432,96 € 0,00%
-5% -6.478.635,21 € 2,74% -6.644.814,98 € 0,25%
-10% -6.295.837,45 € 5,49% -6.629.027,90 € 0,49%
-15% -6.113.039,70 € 8,23% -6.614.030,18 € 0,71%
-20% -5.930.241,95 € 10,98% -6.599.782,34 € 0,93%
-25% -5.747.444,20 € 13,72% -6.586.246,89 € 1,13%
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B.4 Anhang zu den Abschnitten 5.4.1 und 5.4.2 



































B.4.2 Inputgrößenvariation bei der Vertragsform ‚Vollversorgung‘ 
 





















































































































25% -2.977.511,39 € -8,82% -3.031.901,87 € -10,81% -2.796.819,82 € -2,22% -2.787.009,46 € -1,86%
20% -2.929.244,79 € -7,06% -2.972.757,17 € -8,65% -2.784.691,54 € -1,77% -2.776.843,24 € -1,49%
15% -2.880.978,19 € -5,29% -2.913.612,48 € -6,48% -2.772.563,25 € -1,33% -2.766.677,03 € -1,11%
10% -2.832.711,59 € -3,53% -2.854.467,78 € -4,32% -2.760.434,96 € -0,89% -2.756.510,81 € -0,74%
5% -2.784.444,99 € -1,76% -2.795.323,08 € -2,16% -2.748.306,67 € -0,44% -2.746.344,60 € -0,37%
0% -2.736.178,39 € 0,00% -2.736.178,39 € 0,00% -2.736.178,39 € 0,00% -2.736.178,39 € 0,00%
-5% -2.687.911,78 € 1,76% -2.677.033,69 € 2,16% -2.724.050,10 € 0,44% -2.726.012,17 € 0,37%
-10% -2.639.645,18 € 3,53% -2.617.888,99 € 4,32% -2.711.921,81 € 0,89% -2.715.845,96 € 0,74%
-15% -2.591.378,58 € 5,29% -2.558.744,30 € 6,48% -2.699.793,52 € 1,33% -2.705.679,74 € 1,11%
-20% -2.543.111,98 € 7,06% -2.499.599,60 € 8,65% -2.687.665,24 € 1,77% -2.695.513,53 € 1,49%
-25% -2.494.845,38 € 8,82% -2.440.454,90 € 10,81% -2.675.536,95 € 2,22% -2.685.347,31 € 1,86%
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B.5 Anhang zu Abschnitt 5.5 
B.5.1 Kapitalwertberechnung Vollversorgungsportfolio 
 
B.5.2 Kapitalwertberechnung Alternativportfolio 1 
 
Zeitpunkt t 0 1 … 10 … 20
zahlungswirksame
Produktionskosten
Arbeitspreis (nur Erzeugung und Vertrieb -281.511,00 € -283.799,47 € -286.364,03 €
Leistungspreis -2.500,00 € -2.734,21 € -3.020,27 €
Netznutzungsentgelte -60.540,00 € -72.350,90 € -88.195,35 €
EEG-Umlage bis 1.000 MWh -62.400,00 € -114.719,85 € -225.671,32 €
EEG-Umlage ab 1.001 MWh -12.648,48 € -23.253,71 € -45.743,58 €
§ 19 Umlage -6.962,10 € -9.083,96 € -12.208,08 €
Stromsteuer -46.615,80 € -60.823,05 € -81.741,09 €
KWK-Umlage -5.388,06 € -10.330,20 € -21.290,86 €
Offshore-Umlage -7.567,50 € -8.276,46 € -9.142,36 €
Konzessionsabgabe -3.329,70 € -3.329,70 € -3.329,70 €
pkt 0,00 € -489.462,64 € -588.701,52 € -776.706,64 €
zahlungswirksame 
Transaktionskosten 
Bedarfsanalyse Stromlieferant -43,78 € -38,47 € -41,03 €
Stromlieferantensuche und -analyse -402,44 € -359,23 € -390,73 €
Angebotseinholung und -vergleich Stromlieferant -297,55 € -253,81 € -273,03 €
Vertragsverhandlung und -abschluss 
Stromlieferant
-65,67 € -59,82 € -64,49 €
Bestellung Stromlieferant -43,78 € -38,47 € -41,03 €
Überwachung Stromlieferant -43,78 € -38,47 € -41,03 €
tkt 0,00 € -896,98 € -788,27 € -851,35 €
pkt + tkt 0,00 € -490.359,62 € -589.489,79 € -777.558,00 €
(pkt + tkt)·q-t 0,00 € -467.009,17 € -361.895,60 € -293.053,43 €
Kapitalwert Vollversorgungsportfolio -7.313.811,07 €
Zeitpunkt t 0 1 … 10 … 20
Einzahlungen
Make Wärmegutschrift 0,00 € 204.750,00 € 234.109,10 € 271.693,17 €
Sell EEG-Vergütung 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €




KWK-Anlage -1.313.200,00 € -579.773,00 € -663.267,16 € -773.834,27 €
Photovoltaikanlage -904.000,00 € -3.800,00 € -7.024,86 € -7.373,81 €
Buy Vollstromversorgung 0,00 € -136.370,96 € -180.048,21 € -267.530,62 €
Store Blei-Säure-Akku -255.500,00 € -51.646,90 € -268.229,34 € -78.592,00 €




KWK-Anlage -20.242,26 € -5.147,46 € -2.665,72 € -2.930,62 €
Photovoltaikanlage -7.447,37 € -792,34 € -38,81 € -39,92 €
Buy Vollstromversorgung 0,00 € -896,98 € -788,27 € -851,35 €
Sell Netzzugang 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
Store Blei-Säure-Akku -16.337,95 € -4.709,36 € -18.774,48 € -120,10 €
tkt -44.027,58 € -11.546,15 € -22.267,29 € -3.942,00 €
et+pkt + tkt -2.516.727,58 € -578.387,02 € -906.727,76 € -859.579,52 €
(et+pkt + tkt)·q-t -2.516.727,58 € -550.844,78 € -556.652,19 € -323.966,48 €
Kapitalwert Energiebereitstellung und -verwendung -10.966.427,80 €
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B.5.3 Kapitalwertberechnung Alternativportfolio 27 
 
B.5.4 Kapitalwertberechnung Alternativportfolio 3 
 
                                                          
7
 Die Menge verkaufter elektrischer Energie über die KWKG-Vergütung resultiert aus 0,2 MW Leistung und 
5.250 Benutzungsstunden (1.050 MWh). Der Absatzpreis besteht aus der verhandelten Vergütung (0,0465 
€/kWh) und dem KWKG-Zuschlag (0,0357625 €/kWh) 
Zeitpunkt t 0 1 … 10 … 20
Einzahlungen
Make Wärmegutschrift 0,00 € 315.000,00 € 360.167,84 € 417.989,48 €
Sell 
EEG-Vergütung 0,00 € 16.392,60 € 16.392,60 € 16.392,60 €
KWKG-Vergütung 0,00 € 86.375,63 € 86.375,63 € 86.375,63 €




KWK-Anlage -1.530.400,00 € -764.906,00 € -877.193,66 € -1.026.146,95 €
Photovoltaikanlage -904.000,00 € -3.800,00 € -7.024,86 € -7.373,81 €
Buy Vollstromversorgung 0,00 € -166.142,96 € -219.456,07 € -326.270,88 €
Store Blei-Säure-Akku -255.500,00 € -51.646,90 € -268.229,34 € -78.592,00 €




KWK-Anlage -20.242,26 € -5.147,46 € -2.665,72 € -2.930,62 €
Photovoltaikanlage -7.447,37 € -792,34 € -38,81 € -39,92 €
Buy Vollstromversorgung 0,00 € -896,98 € -788,27 € -851,35 €
Sell Netzzugang 0,00 € -17,51 € -14,31 € -14,93 €
Store Blei-Säure-Akku -16.337,95 € -4.709,36 € -18.774,48 € -120,10 €
tkt -44.027,58 € -11.563,66 € -22.281,59 € -3.956,92 €
et+pkt + tkt -2.733.927,58 € -580.291,30 € -931.249,46 € -921.582,85 €
(et+pkt + tkt)·q
-t
-2.733.927,58 € -552.658,38 € -571.706,39 € -347.334,88 €
Kapitalwert Energiebereitstellung und -verwendung -11.473.613,75 €
Zeitpunkt t 0 1 … 10 … 20
Einzahlungen
Make Wärmegutschrift 0,00 € 157.500,00 € 180.083,92 € 208.994,74 €
Sell EEG-Vergütung 0,00 € 16.392,60 € 16.392,60 € 16.392,60 €




KWK-Anlage -770.200,00 € -402.503,00 € -461.048,50 € -538.942,71 €
Photovoltaikanlage -904.000,00 € -3.800,00 € -7.024,86 € -7.373,81 €
Buy Vollstromversorgung 0,00 € -255.458,96 € -337.679,67 € -502.491,68 €
Store Blei-Säure-Akku -255.500,00 € -51.646,90 € -268.229,34 € -78.592,00 €




KWK-Anlage -20.242,26 € -5.147,46 € -2.665,72 € -2.930,62 €
Photovoltaikanlage -7.447,37 € -792,34 € -38,81 € -39,92 €
Buy Vollstromversorgung 0,00 € -896,98 € -788,27 € -851,35 €
Sell Netzzugang 0,00 € -17,51 € 0,00 € 0,00 €
Store Blei-Säure-Akku -16.337,95 € -4.709,36 € -18.774,48 € -120,10 €
tkt -44.027,58 € -11.563,66 € -22.267,29 € -3.942,00 €
et+pkt + tkt -1.973.727,58 € -551.079,93 € -899.773,14 € -905.954,85 €
(et+pkt + tkt)·q-t -1.973.727,58 € -524.838,03 € -552.382,66 € -341.444,85 €
Kapitalwert Energiebereitstellung und -verwendung -10.352.415,74 €
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B.5.5 Kapitalwertberechnung Alternativportfolio 4 
 
Zeitpunkt t 0 1 … 10 … 20
Einzahlungen
Make Wärmegutschrift 0,00 € 157.500,00 € 180.083,92 € 208.994,74 €
Sell EEG-Vergütung 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €




KWK-Anlage -770.200,00 € -402.503,00 € -461.048,50 € -538.942,71 €
Photovoltaikanlage -904.000,00 € -3.800,00 € -7.024,86 € -7.373,81 €
Buy Vollstromversorgung 0,00 € -225.686,96 € -298.271,80 € -443.751,41 €
Store Blei-Säure-Akku -255.500,00 € -51.646,90 € -268.229,34 € -78.592,00 €




KWK-Anlage -20.242,26 € -5.147,46 € -2.665,72 € -2.930,62 €
Photovoltaikanlage -7.447,37 € -792,34 € -38,81 € -39,92 €
Buy Vollstromversorgung 0,00 € -896,98 € -788,27 € -851,35 €
Sell Netzzugang 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
Store Blei-Säure-Akku -16.337,95 € -4.709,36 € -18.774,48 € -120,10 €
tkt -44.027,58 € -11.546,15 € -22.267,29 € -3.942,00 €
et+pkt + tkt -1.973.727,58 € -537.683,02 € -876.757,87 € -863.607,18 €
(et+pkt + tkt)·q-t -1.973.727,58 € -512.079,06 € -538.253,28 € -325.484,47 €
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